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3 

Loyalitäten im Staatssozialismus – theoretische  

und konzeptionelle Grundlagen 

von 

Peter  H a s l i n g e r  und  Volker  Z i m m e r m a n n  

 

 

Nach wie vor ist der Begriff „Loyalität“ schillernd und vielschichtig und sind auch 

die Herangehensweisen an das Phänomen „Loyalität“ mannigfaltig. Obwohl in den 

letzten Jahren einige Theorieangebote vorgelegt worden sind
1
, lassen sich hier zahl-

reiche Bedeutungsebenen, Funktionsmodelle und Erklärungsansätze voneinander un-

terscheiden, die noch nicht in einem allgemein gültigen Gesamtansatz integriert sind.
2 

In den Disziplinen, die sich seit den 1980er Jahren wieder intensiver mit Loyalität be-

schäftigen, haben sich vielmehr die Zugänge weiter ausdifferenziert – der Bogen 

reicht von der Moral- und Sozialphilosophie über die politische Theorie bis zur 

Rechts- und auch zur Geschichtswissenschaft. All dies bedingt fast zwangsläufig, 

dass die einzelnen Analysekategorien von „Loyalität“ nur bedingt kongruent und ge-

genseitig anschlussfähig sind. 

So definiert zum Beispiel Martin Schulze Wessel drei Forschungsfelder, in denen 

Loyalität thematisiert wird: die Herrschaftssoziologie, die kollektive Identitätsfor-

schung und die Kulturgeschichte des Politischen.
3
 Loyalität könne dabei nicht nur als 

Gehorsam gegenüber einer Institution oder Macht verstanden werden, sondern auch 

als Verhaltensdisposition, auf der „treues“ und „loyales“ soziales bzw. interpersonales 

                                                           
1
  Zu „Loyalität“ als Forschungskonzept siehe v.a. MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyalität“ als 

geschichtlicher Grundbegriff und Forschungskonzept: Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der 

Tschechoslowakischen Republik 1918-1938, hrsg. von DEMS., München 2004, S. 1-22. In 

der amerikanischen Forschung weist die Beschäftigung mit Loyalität eine längere und 

deutlich bruchlosere Diskussionstradition auf. Vgl. hier u.a. JOSAIAH ROYCE: The 

Philosophy of Loyalty, New York 1908; HAROLD GUETZKOW: Multiple Loyalties, 

Princeton 1955; MORTON GRODZINS: The Loyal and the Disloyal. Social Boundaries of 

Patriotism and Treason, Chicago 1956; ANDREW OHLENQUIST: Loyalties, in: Journal of 

Philosophy 79 (1982), S. 173-193; PHILIPP PETTIT: The Paradox of Loyalty, in: American 

Philosophical Quarterly 25 (1988), S. 163-171; R. E. EWIN: Loyalty and Virtues, in: Phi-

losophical Quarterly 42 (1992), S. 403-19. 
2
  So hat etwa Rainer Wiedenmann festgehalten, dass mit dem Aspekt in der älteren 

soziologischen Literatur – z.B. bei Georg Simmel, Max Weber oder Talcott Parsons – die 

intensivere Beschäftigung in einem Missverhältnis steht mit der merkbaren Distanz zum 

Themenbereich in heutigen soziologischen Lehrbüchern und Fachlexika, was zumindest in 

Deutschland durch den Missbrauch im Nationalsozialismus erklärbar wäre. RAINER E. 

WIEDENMANN: Treue und Loyalität im Prozess gesellschaftlichen Wandels, in: Treue. Po-

litische Loyalität und militärische Gefolgschaft in der Moderne, hrsg. von NIKOLAUS 

BUSCHMANN und MARL BORROMÄUS MURR, Göttingen 2008, S. 36-71, hier S. 37. 
3
  SCHULZE WESSEL (wie Anm. 1). 



 

 

 

4 

Handeln basiert. Entsprechend reichen auch die Definitionen von Loyalitäten von der 

Hingabe einer Person an eine Sache über die Achtung von Loyalitäten anderer Perso-

nen bis hin zu einem Sammelbegriff für Verpflichtungen, die sich aus partikularen 

Solidaritäten und identitätsstiftenden Beziehungen ergeben (George P. Fletcher).
4
 

Loyalität wird jenseits der ethisch-emotionalen Komponente außerdem als diskursives 

Feld für Verhaltensdispositionen begriffen, die Gruppenbildung zur Folge haben
5
 

oder der gegenseitigen Stabilisierung bzw. dem Management von Machthierarchien 

dienen.
6
 Wesentlich für die Konzeption dieses Bandes sind zudem Ansätze, in denen 

Loyalität im Widerspruch zu Moral und ethischen Grundhaltungen begriffen wird, 

etwa in Form eines unreflektierten Gehorsams in totalitären Regimen. Loyalität kann 

daher sowohl als Haltung charakterisiert werden, die sich aus emotional besetzten 

Primärbeziehungen erschließt und jenseits einer bloßen Anerkennung auch Parteilich-

keit und moralische Identität stiftet, als auch als Motivation für kritisches Engagement 

und die Opposition gegenüber herrschenden Ordnungen oder als unreflektierte Ak-

zeptanz und Reproduktion des Status quo.
7
 

Immer wieder wird deutlich, dass der Loyalitätsbegriff – und semantisch ver-

wandte Kategorien wie Treue
8
, Gefolgschaft, Freundschaft

9
, Pflicht, Gehorsam, Ver-

                                                           
4
  GEORGE P. FLETCHER: Loyalty. An Essay on the Morality of Relationships, New York 

1993. 
5
  HENDRIK DERK FLAP: Conflict, Loyalty, and Violence. The Effects of Social Networks on 

Behaviour, Frankfurt a.M. 1988; BOZENA ZDANIUK, JOHN M. LEVINE: Group Loyalty. 

Impact of Members’ Identification and Contributions, in: Journal of Experimental Social 

Psychology 37 (2001), S. 502-509. 
6
  SAMUEL SCHEFFLER: Relationships and Responsibilities, in: Philosophy and Public Affairs 

26 (1997), S. 189-209; SIMON KELLER: The Limits of Loyalty, Cambridge 2007.  
7
  MATTHIAS ISER: Loyalität, in: Handbuch der Politischen Philosophie und Sozialphiloso-

phie, Bd. 1, hrsg. von STEFAN GOSEPATH, WILFRIED HINSCH und BEATE RÖSSLER, Berlin 

2008, S. 731-733, hier S. 732. 
8
  Zentral erscheint hier nicht zuletzt die Feststellung Georg Simmels, Treuebeziehungen 

seien als eine grundlegende Erscheinung zu bewerten, ohne die keine Gesellschaft irgend-

eine Zeit hindurch existieren kann. Sie äußere sich in zahlreichen Konstellationen, in „Un-

terordnung wie in Gleichstellung, innerhalb kollektiver Gegnerschaften gegen einen Drit-

ten wie innerhalb kollektiver Freundschaften, in Familien wie dem Staat gegenüber, in der 

Liebe wie dem Verhältnis zum Berufskreise“. GEORG SIMMEL: Soziologie. Untersuchung 

über die Formen der Vergesellschaftung, Frankfurt a.M. [o.J.], S. 652. So spielte etwa der 

öffentliche Rekurs auf Treue (nicht nur) in der deutschen Geschichte des 19. und 20. Jahr-

hunderts „für die kollektive Identitätsstiftung und für die kollektive Mobilisierung“ eine 

zentrale Rolle. Dabei gelte es, so Nikolaus Buschmann und Karl Borromäus Murr, „neben 

den geistesgeschichtlichen Begründungszusammenhängen vor allem auch die konkreten 

Gelegenheiten oder Situationen in den Blick zu nehmen, in denen Treue geschworen, ein-

geübt oder auch erinnert wird. Damit geraten die soziale wie kulturelle Praxis […] zum 

Gegenstand historischer Forschung und darüber hinaus der gesamte Bereich publizistisch-

literarischer Produktion, wenn darin Treue und Loyalität affirmativ verhandelt werden.“ 

Die besondere Attraktivität des Treuekonzepts lag entsprechend darin, „mittels des Treue-

begriffes Herrschaft und Gefolgschaft als personalisiertes Verhältnis von Treuegeber und 



 

 

 

5 

trauen und Fürsorge – im Zusammenhang mit der Analyse sozialer Kohäsion und po-

litischer Integration über das Potenzial verfügt, neue Vergleichsperspektiven zu eröff-

nen.
10

 Dies trifft auch auf den diachronen Vergleich zu, der gesellschaftliche 

Formationen und Binnenbeziehungen ebenso in den Blick nimmt wie die Grundlagen 

und den Wandel eines politischen Systems oder sozio-ökonomischer Logiken. Loya-

lität kann – in Anlehnung an Niklas Luhmann – zwar als Einstellung bzw. Mechanis-

mus zur Reduktion sozialer Komplexität interpretiert werden.
11

 Vor dem Hintergrund 

der starken Asymmetrie der Machtverhältnisse und Gestaltungshorizonte in den vor-

liegenden Fällen jedoch bietet eine Operationalisierung von „Loyalität“, die die oben 

beschriebenen Komponenten in einem Ansatz verbindet, einen erheblichen analyti-

schen Mehrwert, ohne wesentliche Aspekte der Gesamtentwicklung gegeneinander 

auszuspielen: Er erfasst die durch Repression und disziplinatorische Machttechniken 

ermöglichte Durchherrschung von Staat und Gesellschaft durch die Kommunistischen 

Parteien ebenso wie den Blick auf karriere-, kader- und klientelbedingte soziale Be-

ziehungen und Formen der Kohäsionserosion innerhalb des Machtapparats.  

Vor allem aber eröffnet die Annäherung über Loyalitäten die Perspektive auf Ver-

flechtungs- und Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Teilen der Gesellschaft im 

Staatssozialismus, die bislang oft als zueinander in einem antagonistischen Verhältnis 

stehend thematisiert wurden. Gerade dieser Punkt erwies sich für die Erforschung ge-

sellschaftlicher Gruppen in diktatorischen Regimen staatssozialistischer Prägung, die 

leitende Fragestellung dieses Bandes, als zentral. Der weit verbreiteten Vorstellung 

von Diktaturen mit totalitärem Anspruch zufolge basiert das gesellschaftliche Leben 

in solchen Systemen in erster Linie auf Zwang und Anpassung. Aus dieser Sicht kann 

von Loyalität nur im Sinne einer erzwungenen Haltung gesprochen werden, die aus-

schließlich auf Kontrolle und Repression beruht. Dies verleitet allerdings dazu, das 

Alltagsleben und -handeln unter diesen Regimen als zu dichotomisch zu deuten und 

zu interpretieren: Das Regime, die Herrschaft auf der einen Seite und die Beherrsch-

ten, die Gesellschaft auf der anderen stünden demnach in einem dauerhaften und alle 

Bereiche gleichermaßen durchziehenden Gegensatz zueinander. Unbeschadet diffe-

                                                                                                                                                 
Treuenehmer zu begreifen“. NIKOLAUS BUSCHMANN, KARL BORROMÄUS MURR: „Treue“ 

als Forschungskonzept? Begriffliche und methodische Sondierungen, in: Treue. Politische 

Loyalität und militärische Gefolgschaft in der Moderne (wie Anm. 1), S. 11-35, hier S. 11, 

26, 28. 
9
  WILLIAM J. BENNETT: Virtues of Friendship and Loyalty, Nashville 2004. 

10
  Dies gilt auch für transkulturelle Vergleiche. Ein Beispiel hierfür ist AXEL STEFAN BEIER: 

Loyalität und Auflehnung in Japan am Vorabend der Moderne. Yamagata Daini (1725-

1767) im Kontext des Dualismus zwischen Kaiserhof und Shogunat, Berlin 2007. 
11

  NIKLAS LUHMANN: Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität, 4. 

Aufl., Stuttgart 2000. Am Beispiel des späten Osmanischen Reiches konzipiert auch 

Hannes Grandits Loyalität als Grundprinzip sozialer Integration, die sich im Falle der 

Herzegowina an Konzepten wie Verwandtschaft, Patronage, konfessionelle, ständische 

oder nationale Zugehörigkeit orientierte. HANNES GRANDITS: Herrschaft und Loyalität in 

der spätosmanischen Gesellschaft. Das Beispiel der multikonfessionellen Herzegowina, 

Wien u.a. 2008, S. 15-33. 



 

 

 

6 

renzierender Erklärungsversuche auf wissenschaftlicher Ebene dominiert dieses Bild 

im öffentlichen Diskurs Ostmitteleuropas über die Jahre 1948 bis 1989 nach wie vor. 

Dort lag lange Zeit ein Schwerpunkt auf der Erforschung der Repression, vielfach auf 

der Grundlage des nach 1989 wiederbelebten Totalitarismuskonzepts. Während dieses 

in der Bundesrepublik früh einer starken Kritik ausgesetzt war
12

, erwies sich dieser 

Deutungsstrang mit seiner klaren Distanzierung von früheren, ideologisch-

legitimatorischen Indienstnahmen und Verzerrungen der Geschichtsschreibung für 

Polen – wenn auch unter kontroversen Diskussionen – und in der Tschechischen Re-

publik von größerer Beharrungskraft.
13

 

In der Folge standen – wie auch seit 1993 in der Slowakei – zunächst Themen wie 

die Sowjetisierung Ostmitteleuropas nach 1945 auf der Agenda. Ein besonderes Inte-

resse der Historikerinnen und Historiker galt ferner dem Aufbau und den Mitteln der 

Festigung von Machtstrukturen, z.B. über die Staatsparteien und die Staatssicher-

heitsapparate. Wenn somit Repression lange das Forschungsinteresse dominierte, ge-

riet – gewissermaßen automatisch – die Gesellschaft zunächst vor allem über Formen 

der Opposition und des widerständigen Verhaltens in das Blickfeld: Fokussiert wurde 

dabei auf besondere Ereignisse wie den 17. Juni 1953, die Streiks in Posen (Poznań) 

1956 oder in einem besonderen Maße auf die Dissidenten der 1980er Jahre in allen 

drei Staaten. Hinzu kamen länderspezifische Themen wie der „Prager Frühling“ 1968 

oder die „Solidarność“ 1980/81. Das Interesse am Außergewöhnlichen wird auch 

deutlich, wenn man sich die zeitliche Schwerpunktsetzung der Forschung vor Augen 

führt: Besonders die Aufbauphase des Sozialismus in den 1950er, die Reformen in 

den 1960er Jahren sowie der Kollaps Ende der 1980er Jahre sind intensiv analysiert 

worden. In den folgenden Beiträgen wird deutlich, dass die Annäherung über das Fra-

geraster der Loyalität nicht nur Krisensituationen in den Mittelpunkt des Interesses 

rückt, sondern auch Phasen, die sich auf den ersten Blick durch Stabilität der Macht-

architektur und/oder durch politische Stagnation charakterisieren lassen – wie etwa 

die 1970er Jahre. Gerade diese Zeitperioden sind aufgrund der oben genannten 

                                                           
12

  MARY FULBROOK: Approaches to German Contemporary History since 1945. Politics and 

Paradigms, in: Zeithistorische Forschungen 1 (2004), 1, S. 31-50. Online verfügbar unter 

http://www.zeithistorische-forschungen.de/portal/alias_zeithistorische-forschungen/lang_de/ 

tabID_40208147/DesktopDefault.aspx. 
13

  Vgl. als neuen allgemeinen Überblick zu Ostmitteleuropa BIANCA HOENIG: Chancen und 

Grenzen eines Paradigmas. Die Totalitarismustheorie in Anwendung auf den ostmitteleuro-

päischen Staatssozialismus, in: Bohemia 49 (2009), 2, S. 431-444; zum tschechischen 

Beispiel: PAVEL KOLÁŘ: Langsamer Abschied vom Totalitarismus-Paradigma? Neue tsche-

chische Forschungen zur Geschichte der KPTsch-Diktatur, in: Zeitschrift für Ostmitteleu-

ropa-Forschung 55 (2006), S. 253-275; MICHAL PULLMANN: Sociální dějiny a totalitně-

historické vyprávění [Sozialgeschichte und totalitarismusgeschichtliche Erzählung], in: 

Soudobé dějiny 15 (2008), S. 703-717, sowie das Themenheft „Das Konzept des Totalita-

rismus in der tschechischen Geschichte“ der Bohemia 49 (2009), 2. Zur polnischen 

Diskussion über den Totalitarismusbegriff siehe unter anderem ANDREAS R. HOFMANN: 

Realsozialismus und Totalitarismus. Polnische Variationen über ein europäisches Thema, 

in: Inter Finitimos 5 (2007), S. 9-26, und Anti-Totalitarismus – eine polnische Debatte, 

hrsg. von PAWEL SPIEWAK, Frankfurt a.M. 2003. 
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Dichotomie vernachlässigt worden, weshalb viele Verhaltensmuster und gesellschaft-

liche Gruppen undeutlich konturiert bleiben. 

Nun bedeutet dies nicht, dass Kultur und Gesellschaft bzw. deren Teilsysteme bis-

her keine Rolle bei der Untersuchung staatssozialistischer Regime gespielt hätten. In-

zwischen liegen für alle auch in diesem Band untersuchten Staaten entsprechende 

Studien vor, beispielsweise über Kulturpolitik, Literatur und Film, aber auch immer 

mehr Arbeiten über einzelne gesellschaftliche Gruppen wie Arbeiterschaft und Intel-

lektuelle. Wie jedoch vor allem neuere Forschungen zur DDR
14

 gezeigt haben, sind 

parallel zu den paternalistischen Attitüden und repressiven wie interventionalistischen 

Elementen, auf denen die Herrschaft kommunistischer Parteien in den drei unter-

suchten Staaten aufbaute, auch Formen der wechselseitigen Abhängigkeiten und Ver-

flechtungen zu beobachten, die über vereinfachende Vorstellungen wie „Unterdrü-

ckung“, „Kollaboration“ oder „neuer Gesellschaftsvertrag“ deutlich hinausweisen und 

ein komplexeres Erklärungsmodell des kommunistischen Machterhalts nahe legt. 

Wenn wir uns daher der Frage zuwenden, was letztlich die relative Stabilität staats-

sozialistischer Regime jenseits von Repression gewährleistete, ist die Literatur bislang 

übersichtlich geblieben. Neben den Einfluss- und Rekrutierungstechniken bei Kadern 

und Führungskräften
15

 sind vor allem in der DDR-Forschung auch bereits Bedingun-

gen für sozialen Aufstieg und die entsprechenden materiellen Anreize beschrieben 

worden. Partielle und auch ggf. zeitlich beschränkte Eigeninitiative anderer gesell-

schaftlicher Gruppen, Zustimmung zur gesellschaftlichen Ordnung bzw. zu einzelnen 

Teilbereichen oder Maßnahmen spielten aber in allen drei zur Diskussion stehenden 

Staaten in der Forschung bislang eine geringere Rolle.  

Dieser Befund gilt – trotz der seit vielen Jahren formulierten Interpretations- und 

Deutungsangebote – selbst für die ostdeutsche Diktatur, die ihrerseits mit sehr ein-

prägsamen Begriffen verbunden wird wie „Konsensdiktatur“, „Fürsorgediktatur“, 

„durchherrschte Gesellschaft“, „Organisationsgesellschaft“ oder „Konsumsozialis-

mus“.
16

 Als neueres Beispiel sei das Konzept „Normalization of rule“ der britischen 

Historikerin Mary Fulbrook genannt. Sie fragt unter anderem nach einer Gewöhnung 

an Codes, nach der Routine sowohl von Herrschaftsträgern als auch von Einzelnen 

                                                           
14

  So hat Axel Salheiser in seiner Studie zu Rekrutierungsweisen und Karrierelogiken von 

Funktionären in der DDR ein „Spannungsfeld zwischen Durchherrschung (Machtnähe 

bzw. Distanz zum politischen Zentrum der Gesellschaft) und funktionaler Rationalität (Ef-

fizienz- und Qualifikationsdimension)“ festgestellt, in dem Loyalität eines, wenn auch 

nicht das einzige Moment für erfolgreiche politische Mobilität innerhalb des Herrschafts-

systems darstellte. AXEL SALHEISER: Parteitreu, plangemäß, professionell? Rekrutierungs-

muster und Karriereverläufe von DDR-Industriekadern, Wiesbaden 2009, S. 273. 
15

  Vgl. paradigmatisch Funktionseliten der DDR. Theoretische Kontroversen und empirische 

Befunde, hrsg. von HEINRICH BEST und STEFAN HORNBOSTEL, Köln 2003; ARND BAUER-

KÄMPER: Loyale „Kader“? Neue Eliten und die SED-Gesellschaftspolitik auf dem Lande 

von 1945 bis zu den frühen 1960er Jahren, in: Archiv für Sozialgeschichte 39 (1999), 

S. 265-298. 
16

  Hierzu einige interessante Bemerkungen von DIETRICH STARITZ: Das Ende der DDR. 

Erklärungsansätze, in: Utopie kreativ, Sonderheft (2000), S. 11-20. 
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und gesellschaftlichen Gruppen.
17

 Eine solche Vielfalt an Deutungsangeboten exis-

tiert in der Tschechischen Republik, in der Slowakei und in Polen wegen der oben 

genannten Forschungstraditionen jedoch (noch) nicht.
18

 An dieser Stelle setzt „Loya-

lität“ als Forschungskonzept an, um Mechanismen der Herrschaftsetablierung und  

-stabilisierung zu identifizieren. Dies geschieht in der Annahme, dass sich auch ein 

loyales Verhalten in staatssozialistischen Regimen nachweisen lässt, das zwar nicht 

erzwungen war, jedoch auch nicht notwendigerweise als ideologische Überzeugung 

oder als Folge von Gewöhnung an „normalisierte“ Herrschaftsverhältnisse interpre-

tiert werden kann. Auch in diktatorischen Regimen sind Herrschaft und Gesellschaft 

in asymmetrischer Weise miteinander verflochten.  

Entsprechend ist für diesen Band zunächst zu klären, was unter „Loyalität“ zu ver-

stehen ist. Ursprünglich war der Begriff gleichbedeutend mit Gesetzestreue bzw. ein 

in sozialen Beziehungen informell vorausgesetztes, gesinnungsmäßig verankertes 

Vertrauen in die fortdauernde Zuverlässigkeit und Richtigkeit jener formalen Normen 

(Pflichten, Rechte), über die sich eine Sozialeinheit (z.B. eine Gruppe, ein Kollektiv, 

eine Organisation, ein Markt) integriert und ihre Mitglieder und Partizipanten an sich 

bindet. Entsprechend steht der Begriff meist in einer engen Beziehung zum Begriff 

„Treue“: Von „pflichttreu“ (z.B. gegenüber einer Autorität oder gegenüber Gesetzen) 

reicht die Bedeutung über „vertragstreu“ bis zu Treueverhältnissen in Unternehmen 

und zur Markenbindung von Konsumenten. Loyalität ist auch in zwischenmensch-

lichen Beziehungen relevant, etwa in Freundschaften oder in der Institution Ehe.
19

 

Wo jedoch „Treue“ soziale (im Sinne von zwischenmenschlichen) Beziehungen sta-

bilisiert und handlungsleitend wirkt, kann „Loyalität“ die Funktionsfähigkeit eines 

Staates (als komplexes soziales Handlungsfeld) erst gewährleisten.
20

 Im Unterschied 

                                                           
17

  Power and Society in the GDR, 1961-1979. The „Normalization of Rule“?, hrsg. von  

MARY FULBROOK, New York 2009. Die „Normalität“ der 1970er Jahre in der Tschecho-

slowakei beleuchtet in einer neuen Studie auch PAULINA BREN: The Greengrocer and his 

TV. The Culture of Communism after the 1968 Prague Spring, Ithaca 2010.  
18

  Ermutigend ist allerdings, dass es in letzter Zeit immer mehr Bemühungen zur Erforschung 

der Gesellschaftsgeschichte gibt. So arbeitet beispielsweise seit 2007 am Institut für Zeit-

geschichte der Akademie der Wissenschaften der Tschechischen Republik in Prag eine 

Forschergruppe unter dem Namen „Sozialistische Diktatur als Sinnwelt. Repräsentationen 

gesellschaftlicher Ordnung und Herrschaftswandel in Ostmitteleuropa in der zweiten Hälfte 

des 20. Jahrhunderts“. In diesem gemeinsam mit dem Zentrum für Zeithistorische For-

schung in Potsdam realisierten Projekt geht es um die Analyse der ostmitteleuropäischen 

Parteiendiktaturen aus einer kultur- und alltagsgeschichtlichen Perspektive. Ústav pro 

soudobé dějiny: Internet-Auftritt des Projekts „Sozialistische Diktatur als Sinnwelt. Reprä-

sentationen gesellschaftlicher Ordnung und Herrschaftswandel in Ostmitteleuropa in der 

zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts“. URL: http://www.sinnwelt.usd.cas.cz/index.php/ 

de/ (zuletzt aufgerufen am 14.04.2010).  
19

  Vgl. als grundsätzliche lexikalische Darstellung des Loyalitätsbegriffs JOHN KLEINIG: Lo-

yalty, in: Stanford Encyclopedia of Philosophy (Fall 2008 Edition), hrsg. von EDWARD N. 

ZALTA, URL: http://plato.stanford.edu/entries/loyalty/ (zuletzt aufgerufen am 14.04.2010).  
20

  „Treue“ wird oft synonym für „Loyalität“ verwendet; in der Unterscheidung folgen wir 

WIEDENMANN (wie Anm. 2), S. 39-41. 
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zu Treue stehe bei Loyalität, so Rainer Wiedenmann, „letztlich nicht die gefühls-

mäßig fundierte Bindung im Vordergrund, sondern es ist ein nüchternes Vertrauen auf 

die gesinnungsmäßig unterstützte Geltung expliziter Vereinbarungen oder formell-

rationaler Normen, das die Handlungsorientierung hier trägt und motiviert“. Loyalität 

sei daher kein natürliches, aus biologischer Verfassung erklärbares Phänomen, son-

dern stelle ein kulturelles deutungs- und handlungsrelevantes Orientierungsmuster 

dar, das „nicht losgelöst vom Kontext einer bestimmten Kultur bzw. Teilkultur in Er-

scheinung treten“ könne.
21

 

Entsprechend wird auch in einer – sehr reduzierten, aber pointiert argumentieren-

den – politikwissenschaftlichen Definition hervorgehoben, dass die Loyalitätsfrage 

das zentrale Problem moderner Gesellschaften sei: Im Zentrum stehe die Frage, wie 

es Regierungen unter den Bedingungen der Massendemokratie gelinge, „die Be-

herrschten dazu zu bewegen, den Gesetzen, staatlichen Regelungen etc. Folge zu 

leisten“.
22

 Wenn aber Loyalität ein „grundlegendes Integrationserfordernis jeder 

sozialen Gesamtheit“
23

 ist, muss auch nach ihrer Bedeutung für ideologisch begrün-

dete Diktaturen gefragt werden – es sei denn, man begnügte sich mit dem Erklärungs-

ansatz der bereits erwähnten erzwungenen Loyalität. In eine andere Richtung ging 

Anfang der 1990er Jahre Sigrid Meuschel
24

, die zwischen „Legitimitätsglauben“ als 

wertorientierter Unterstützung der Herrschaft und „Loyalität“ als interessengeleiteter 

Hinnahme von Herrschaft unterschied. Trotz aller Kritik etwa an einem weitgehenden 

Verständnis von Loyalität als einer passiven Kategorie, ist die Vorstellungen von 

einem „interessengeleiteten“ Loyalitätsverhalten vieler Bürger im Sinne einer „Kos-

ten-Nutzen-Rechnung“ ein zentraler Befund vieler Beiträge dieses Sammelbandes. 

Loyalität bedeutet also zunächst einmal das, was jeder funktionsfähige Staat braucht: 

Gesetzestreue und Pflichterfüllung der Bürger gegenüber dem Staat aus eigenem An-

trieb bei partieller Interessenübereinstimmung.  

Hinsichtlich weitergehender Konzeptionen für „Loyalität“ als Analysekategorie 

können wir uns auf Überlegungen stützen, die in den letzten Jahren in den Ge-

schichtswissenschaften geleistet wurden.
25

 Loyalität ist danach  als „Haltung“ zu 

begreifen, auf der „loyales“ soziales Handeln basiert. Denn ohne ein (aktives) Mit-

wirken möglichst vieler gesellschaftlicher Teilsysteme ist deren Fortbestand über 

einen längeren Zeitraum undenkbar. Oder wie es in einem anderen Zusammenhang 

Detlev Peukert für die Alltagsgeschichte des NS-Staates formulierte: „Denn ein Sys-

tem, das mehrheitlich und vorbehaltlos abgelehnt würde, könnte schwerlich jene all-

                                                           
21

  Ebenda, S. 40 f. 
22

  KLAUS SCHUBERT, MARTINA KLEIN: Das Politiklexikon, 3., aktual. Aufl., Bonn 2003. 
23

  WIEDENMANN (wie Anm. 2), hier S. 65. 
24

  SIGRID MEUSCHEL: Legitimation und Parteiherrschaft. Zum Paradox von Stabilität und 

Revolution in der DDR 1945-1989, Frankfurt a.M. 1992, bes. S. 22-28. 
25

  Dies gilt vor allem für die Untersuchung der Stellung und des Selbstverständnisses von 

nationalen Minderheiten in Staaten Ostmittel- und Südosteuropas in der Zwischenkriegs-

zeit. Neben SCHULZE WESSEL (wie Anm. 1) siehe hierzu auch die Einleitung und die 

Beiträge in: Staat, Loyalität und Minderheiten in Ostmittel- und Südosteuropa 1918-1941, 

hrsg. von PETER HASLINGER und JOACHIM VON PUTTKAMER, München 2007, S. 1-16. 
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täglichen Handlungen abverlangen, die zur Erfüllung routinierter Arbeit, öffentlicher 

Disziplin, zur Entgegennahme nationalsozialistischer Propaganda, zum Akzeptieren 

behördlicher Erlasse und Prozesse notwendig sind.“
26

  

Auch im Staatssozialismus wurde trotz aller Unterschiede Loyalität von politi-

schen Führungsgruppen und ihren Repräsentanten nicht nur gefordert und abgerufen, 

sondern auch mit Angeboten gefördert: Damit handelte es sich um Interaktion, um 

Wechselseitigkeit – und somit um alltägliche Handlungsmuster und Verhaltensdispo-

sitionen. Welche Loyalitätsangebote die Führung machte, hing von den von ihr wahr-

genommen oder auch von gesellschaftlichen Gruppen – in welcher Form auch immer 

– artikulierten Forderungen und Bedürfnissen ab. Loyalität bzw. loyales Verhalten 

konnte in diesem Sinne Mittel in einem Aushandlungsprozess sein, um eigene Inte-

ressen durchzusetzen. Dabei ging es nicht zuletzt auch um Erwartungen: Wurden 

diese enttäuscht, konnte im Extremfall Loyalität infrage gestellt oder sogar aufgekün-

digt werden; möglicherweise erfolgte aber auch (als Reaktion) ein neues Angebot der 

Führung, das dann letztlich wieder (positive oder negative) Reaktionen hervorrief. 

Dieses „Reziprozitätsprinzip“ bzw. die Vorstellung von einer Loyalitätsachse, die der 

dauernden wechselseitigen Stabilisierung bedarf, um handlungsrelevant zu bleiben, ist 

sowohl für den Begriff der „Treue“ als auch für den Begriff der „Loyalität“ zentral.
27

 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach der empirischen Messbarkeit 

von Loyalität, die sich im Unterschied zur Illoyalität  – zumal wenn diese polizeilich 

oder gerichtlich verfolgt wird – schwer belegen lässt. Dies gilt umso mehr angesichts 

der Tatsache, dass in dem Themenfeld „Loyalität“ selten als Quellenbegriff in Er-

scheinung tritt, obwohl die Frage der Loyalitätsbeziehungen das Alltagsleben dauernd 

dominierte. Dennoch ist „Loyalität“ empirisch einfacher als z.B. Identität nachzuwei-

sen, da sie „an die sozialen Beziehungen der Bürger zum Staat und damit an konkrete 

Handlungen und Unterlassungen gebunden“ ist.
28

 Somit lässt sich durchaus an 

Quellenmaterialien erkennen, ob ein Loyalitätsangebot angenommen oder abgelehnt 

wird. Loyalität ist zudem anwendbar als „diskursive Kategorie“, da „Erwartungshori-

zonte, Wertvorstellungen und Sagbarkeitsgrenzen sowohl die erfolgreiche Stabilisie-

rung als auch das Scheitern loyaler Beziehungen wesentlich mit beeinflussen“.
29

 Da-

mit ist erneut das Prinzip der Gegen- und Wechselseitigkeit angesprochen, auf dem 

Verhaltens- und Denkmuster der Loyalität aufbauen. 

Die Herausgeber dieses Sammelbandes wollen keinen neuen, alle Phänomene 

gleichermaßen analytisch erfassenden Modellentwurf vorlegen. Um die Tragfähigkeit 

                                                           
26

  DETLEV PEUKERT: Volksgenossen und Gemeinschaftsfremde. Anpassung, Ausmerze und 

Aufbegehren unter dem Nationalsozialismus, Köln 1982, S. 85. 
27

  BUSCHMANN/MURR (wie Anm. 8), hier S. 20-22; WIEDENMANN (wie Anm. 2), hier S. 50-

65; PETER HASLINGER: Loyalität in Grenzregionen. Methodische Überlegungen am 

Beispiel der Südslowakei nach dem Ersten Weltkrieg, in: Loyalitäten in der Tschechoslo-

wakischen Republik (wie Anm. 1), S. 45-60, insbes. S. 46-51. 
28

  PETER HASLINGER, JOACHIM VON PUTTKAMER: Staatsmacht, Minderheit, Loyalität – kon-

zeptionelle Grundlagen am Beispiel Ostmittel- und Südosteuropas in der Zwischen-

kriegszeit, in: Staat, Loyalität und Minderheiten (wie Anm. 25), S. 1-16, hier S. 9.  
29

  Ebenda, S. 10. 
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des hier vorgestellten Ansatzes für die Sozialismusforschung ausloten zu können, 

wird der Begriff vielmehr für die einzelnen Fragestellungen und Analyseebenen be-

wusst offen gehalten. Dadurch lassen sich in den einzelnen Beiträgen verschiedene 

Loyalitätstypen unterscheiden, u.a. eine institutionelle Loyalität, eine Gesinnungslo-

yalität aus Überzeugung oder eine funktionelle Loyalität, die darauf zielt, einen Vor-

teil zu erringen.
30

 Wir können zudem von einer vertikalen Loyalität im herrschafts-

soziologischen Sinn sprechen, also von einem loyalen Verhalten der Bürgerinnen und 

Bürger gegenüber den Behörden oder einer Staatsführung, oder von einer horizonta-

len Loyalität zwischen oder innerhalb von einzelnen gesellschaftlichen Gruppen. Da-

bei sind in den folgenden Beiträgen vor allem Loyalitätsangebote und Loyalitäts-

konflikte sowie die darauf basierenden Machttechniken bzw. wechselseitigen Wahr-

nehmungen und Reaktionen von Interesse. Zu fragen ist ferner einerseits nach 

den Adressaten und den Formen der Zustimmung oder Identifikation mit Teilaspekten 

der jeweiligen Herrschaft und andererseits nach der persönlichen wie institutionenbe-

zogenen Risikominimierung, die durch in die Form von Loyalitätsbezügen transfor-

mierte Verhaltensänderungen erzielt werden sollten. 

Da die staatssozialistischen Systeme nicht 40 Jahre lang unveränderliche monoli-

thische Blöcke darstellten, ist schließlich noch die zeitliche Perspektive zu erwähnen. 

Nicht nur für verschiedene Gruppen, sondern auch für verschiedene Zeitabschnitte 

stellt sich die Frage nach loyalem Verhalten jeweils anders. Zu unterscheiden sind 

mindestens vier Phasen, in denen die Mechanismen zur Herrschaftsstabilisierung 

durch Loyalitätsangebote und deren kalkulatives Verhältnis zu Zwang und Repression 

unterschiedlich interpretiert werden können: Wie die folgenden Beiträge deutlich ma-

chen, gestalteten sich diese in der Phase der Machtdurchsetzung der Kommunisti-

schen bzw. Arbeiterparteien in der zweiten Hälfte der 1940er Jahre anders als in der 

Phase des „Aufbaus des Sozialismus“ in den 1950er Jahren, der Phase des Reform-

sozialismus in den 1960er Jahren und der Phase der „Fürsorgediktatur“ in den 1970er 

und 1980er Jahren. 

Insgesamt lässt sich anhand der Beiträge festhalten, dass der Zugang über die Ka-

tegorie der Loyalität bestehende Interpretationsansätze durch Präzisierungen über das 

Verhalten einzelner Gruppen und Personen ergänzt und identifiziert. So fördert allein 

der Versuch, auf die Frage nach Loyalitätsbindungen zu antworten, eine differenzierte 

Sicht auf gesellschaftliche Verhältnisse im Staatssozialismus im Allgemeinen und den 

dort vorherrschenden sozialen Beziehungen im Besonderen. Ferner erscheint er ge-

eignet, vor dem Hintergrund der in Tschechien und Polen nach wie vor dominieren-

den Totalitarismusforschung eine Diskussion über die Realität gesellschaftlicher Be-

ziehungen jenseits von Befehl und Gehorsam bzw. Unterdrückung und Widerstand 

anzustoßen und damit ebenfalls nach Gründen für Systemstabilität im Staatsozialis-

mus zu fragen. Der dichotomische Gegensatz von „Herrschaft“ und „Gesellschaft“ 

                                                           
30

  PATRICK MAJOR: Abwanderung, Widerspruch und Loyalität. Die DDR und die offene 

Grenze vor dem Mauerbau, in: Die DDR. Analysen eines aufgegebenen Staates, hrsg. von 

HEINER TIMMERMANN, Berlin 2001, S. 199-209, hier S. 208 f. 
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wird so abgeschwächt, ohne dass die repressiven Elemente der Herrschaftsstabilisie-

rung aus dem Blick geraten.  

 

*  *  * 
 

Den Beginn macht Jana Osterkamp mit einem Beitrag über Loyalitätsforderungen, 

die in Staatswesen jeglicher politischer Ausrichtung wohl kaum verbindlicher formu-

liert werden als in den Verfassungen. Hier stellt die Autorin vergleichende Überle-

gungen an und konstatiert, dass – stärker als in parlamentarischen Demokratien – in 

staatssozialistischen Verfassungen neben einer „äußeren“ auch eine „innere“ Loyalität 

gefordert worden sei. Diese Erwartung und Einforderung „vertikaler Loyalität“ von-

seiten der Regierung habe sich in Grundrechten und -pflichten ausgedrückt. Erwähnt 

werden vor allem die Erziehungspflicht und die Arbeitspflicht, bei denen die Kompo-

nente der „sozialistischen Moral“ eine große Rolle spielte. Im Falle der Arbeitspflicht 

seien Loyalitätserwartungen wie „Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Arbeitsab-

läufe“ sowie „ideologische Ansprüche“ mitgedacht worden. Das Recht auf Religions-

ausübung wiederum begründete verständlicherweise keine Pflicht (eher im Gegen-

teil), handelte es sich doch letztlich um ein widerwilliges Zugeständnis – vielmehr 

wurden dadurch Loyalitätskonflikte begründet, mit denen sich weitere Autoren dieses 

Bandes befassen.  

Die Beschäftigung mit den in der Verfassung formulierten Loyalitätsforderungen 

wirft für weitere Forschungen die Frage auf, wie offensiv die Führung die Grund-

pflichten vermittelt hat und wie diese von verschiedenen Bevölkerungsgruppen wahr-

genommen wurden bzw. ob sie bewusst oder unbewusst überhaupt eine Rolle im 

Alltagshandeln spielten. Allerdings besteht an diesem Punkt ein Forschungs- bzw. 

Quellenproblem: Eine loyale „Grundhaltung“ in Bevölkerungsteilen etwa in Form des 

Gefühls, für den Staat als Gegenleistung beispielsweise für das „Recht auf Arbeit“ 

und soziale Sicherheit aktiv werden zu müssen, lässt sich verständlicherweise schwer 

belegen. Nachweisen lassen sich vor allem positive oder negative Reaktionen auf 

Loyalitätsangebote oder eben allgemeine Illoyalität. Das zeigen folgende Themenbe-

reiche, die sich mit Eigentumsverschiebungen, Feindpropaganda, Konsum- und So-

zialpolitik, Intellektuellen sowie den Kirchen in staatssozialistischen Gesellschaften 

befassen.  

 

 

Neue Bevölkerungsgruppen – Loyalität durch Umverteilung 
 

Die erste thematische Sektion ist zeitlich vor bzw. am Beginn der staatssozialistischen 

Herrschaft verortet und befasst sich mit der Frage nach Eigentumsverschiebungen in 

der Umbruchphase nach dem Zweiten Weltkrieg. Diese war gekennzeichnet durch ein 

hohes Maß an demografischer Veränderung als Folge der Zwangsmigrationen aus 

dem östlichen Europa in die beiden deutschen Staaten – vor allem, weil die von Deut-

schen weitgehend verlassenen Gebiete wiederbesiedelt werden mussten und nun Mil-

lionen Menschen die Chance zu einem Neuanfang auf der Grundlage des konfiszier-
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ten Besitzes von Deutschen, tatsächlichen oder vermeintlichen Kollaborateuren und 

anderen „Gegnern“ geboten wurde. Gerade dieser Prozess der demografischen und 

eigentumsrechtlichen Umwälzungen bietet die Gelegenheit, nach der Herausbildung 

neuer Bindungen und Loyalitäten in einem gesellschaftspolitischen Vakuum zu fra-

gen. Die betreffenden Gebiete waren, wie bereits für die Tschechoslowakei und Polen 

gezeigt wurde, für die Kommunistischen Parteien in dieser Hinsicht tatsächlich Expe-

rimentierfelder. 

Bei diesem Thema bietet sich aber nicht nur die Untersuchung der Lage in Staaten 

an, aus denen Deutsche vertrieben und zwangsausgesiedelt wurden, sondern auch der 

Neuanfang der euphemistisch als „Umsiedler“ bezeichneten Deutschen in der SBZ/ 

DDR. Auch deren Beispiel, so zeigt Michael Schwartz, belegt die Vielschichtigkeit 

dieses Themenkomplexes. Die SED versuchte die Neuankömmlinge vor allem über 

die propagandistisch überhöhte Bodenreform zu integrieren. Dass die Übergabe von 

Eigentum aber nicht für den Aufbau neuer Bindungen ausreichte, war angesichts der 

Erfahrungen und dem Selbstverständnis vieler Vertriebener offensichtlich – machten 

sie doch gerade die sowjetische Besatzungsmacht für ihr Schicksal verantwortlich und 

sahen sie in der SED letztlich vor allem eine Erfüllungsgehilfin der verhassten Sie-

germacht. Dennoch lässt sich zeigen, dass in Gemeinden mit einem überdurchschnitt-

lich hohen Anteil an Vertriebenen und zugeteiltem Boden die Wahlergebnisse von 

1946 für die SED positiv ausfielen. Vor diesem Hintergrund sieht Schwartz unter den 

Neubauern aus den Reihen der „Umsiedler“ durchaus ein gegenüber der KPD bzw. 

SED loyaleres Potential als in anderen Bevölkerungsgruppen auf dem Lande. Aller-

dings konnte dieser erfolgversprechende Anfang nicht langfristig gesichert werden, da 

die widersprüchliche und erfolglose weitere „Umsiedlerpolitik“ die Erwartungen ent-

täuschte.  

Die nachfolgenden Beiträge über Bevölkerungs- und Eigentumsverschiebungen in 

der Tschechoslowakei und in Polen weisen einige Parallelen zu der auf den ersten 

Blick sehr unterschiedlichen Lage in der SBZ/DDR auf. So beschreiben Andreas 

Wiedemann und Matěj Spurný in zwei Beiträgen die Lage in der Tschechoslowakei. 

Wiedemann geht dabei auf die Frage nach den allgemeinen Effekten der Bevölke-

rungs- und Eigentumsverschiebungen ein und sieht in den überdurchschnittlich guten 

Ergebnissen der Parlamentswahlen 1946 für die Kommunistische Partei sowie in der 

im Vergleich zu anderen Gebieten höheren Bereitschaft zur Kollektivierung der 

Landwirtschaft einen Beleg für die Bindung breiter Schichten der Neusiedler an die 

Kommunisten und deren Politik – wobei es allerdings aufgrund fehlender Forschun-

gen noch schwer ist, einen Schluss über die Dauerhaftigkeit der in dieser Phase ent-

standenen neuen Bindungen zu ziehen. In jedem Falle wird hier aber die Verknüpfung 

einer nationalen Loyalitätsforderung (im Kampf gegen die Deutschen inner- und 

außerhalb des Staates) mit einer ideologischen sehr deutlich. Gerade diese am Anfang 

starke Kongruenz ließ die Kommunistische Partei in den Augen vieler attraktiv er-

scheinen – dies wiederum ganz im Gegensatz zum völlig anders gelagerten (ost-) 

deutschen Fall. 

Spurnýs detaillierte Analyse einer Siedlergruppe in der Tschechoslowakei ent-

wickelt den Untersuchungsgegenstand noch einmal auf einer regionalen Ebene, wobei 
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hier die Verknüpfung von Identität und Loyalität deutlich wird. Die Wolhynien-

tschechen lavierten zwischen (horizontalen) Loyalitäten gegenüber der eigenen 

Gruppe sowie den (vertikalen) Loyalitätsforderungen der Kommunistischen Partei. 

Bemerkenswert sind hier die Bedeutung und die Veränderlichkeit der Rollen, die die 

Führung der jeweiligen Minderheit zuschrieb. In dem Moment, in dem Angehörige 

der im Lande verbliebenen deutschen Minderheit ebenfalls als loyale Staatsbürger 

gewonnen werden sollten, verschlechterte sich die Position der wolhynientsche-

chischen Gemeinden, die ihren „national“ begründeten privilegierten Status verloren. 

Hinzu trat eine divide-et-impera-Taktik der Kommunistischen Partei, die jedoch nicht 

verfing, sobald sich eine Dorfgemeinschaft geschlossen zeigte – wie in dem Dorf 

Chotiněves, in dem sich die Bürger aktiv und erfolgreich an der Kollektivierung der 

Landwirtschaft als Gegenleistung für den Bau einer Kirche beteiligten. Für das 

gesamte Grenzgebiet geht Spurný davon aus, dass die „leicht gewonnene Loyalität“ 

über lange Zeit Garant für dort besonders stabile politische Verhältnisse war. 

Welche langfristigen Auswirkungen der Eingriff in das Bevölkerungsgefüge und 

in Besitzverhältnisse haben konnte, zeigt schließlich Tadeusz Janicki an der Bodenre-

form in Polen, die von der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (PVAP) wie in den 

anderen beiden Beispielfällen als ein zentrales Mittel zur Legitimierung ihrer Herr-

schaft verstanden wurde. Da Janicki eine vergleichende Perspektive wählt und sowohl 

großpolnische Gebiete mit historisch gewachsenen Strukturen und ihrem besonderen 

Selbstverständnis als auch die ehemals von Deutschen bewohnten und nun mit polni-

schen Neusiedlern besiedelten sogenannten „wiedergewonnen Gebiete“ in den Blick 

nimmt, wird die große Bedeutung der Wechselwirkung von Eigentums- und 

Bevölkerungsverschiebungen deutlich – denn vor allen in den „wiedergewonnen 

Gebieten“ war eine deutlich höhere Zustimmung zu den Maßnahmen der PVAP zu 

verzeichnen. Wie im Falle der Tschechoslowakei ließen sich vor allem die 

Binnensiedler, die aus dem Landesinneren den Aufrufen zur Inbesitznahme des 

Landes gefolgt waren und die mehrheitlich aus sozial schwachen Schichten 

stammten, langfristig an die PVAP binden. In allen drei Fällen führen die Autoren 

unter anderem Wahlergebnisse als Kriterium für die Messbarkeit der Bindung an die 

neue Führung an. Weitere Forschungen müssten jedoch an Mikrostudien die Lage vor 

Ort genauer in den Blick nehmen, um das alltägliche Verhalten verschiedener 

Gruppen über einen längeren Zeitraum zu erforschen. 

 

 

Loyalität aus Angst – Sicherheitspolitische Propaganda  
 

Der nächste Themenbereich führt zeitlich in die 1950er und 1960er Jahre und befasst 

sich mit dem Schutz vor innerer und äußerer Gefahr. Gerade in den an Deutschland 

angrenzenden Staaten Polen und Tschechoslowakei war die Angst vor dem ehemali-

gen deutschen Aggressor ein reales Phänomen. In diesen Fällen handelte es sich also 

nicht allein um die Frage, ob die Führung mit sicherheitspolitischer Propaganda die 
Bevölkerung manipulieren und so an sich binden wollte. Vielmehr geht es darum, in-

wiefern diese Propaganda auf ein Befinden in Teilen der Bevölkerung reagierte und 
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es zu ihren Gunsten verwerten konnte, aber auch Elemente der Wechselseitigkeit ent-

hielt. Die Wahl des Themas „Feindpropaganda“ scheint dabei auf den ersten Blick 

kaum in einem Zusammenhang mit der Frage nach Loyalität zu stehen. Doch bietet 

das Feindbild eine emotionale Komponente bzgl. des Aufbaus von positiven Bindun-

gen (über das Negativbild des Feindes), sodass gerade hier ein Schutz- und Treuever-

hältnis im Sinne eines Sicherheitsversprechens (der Führung) vor inneren und äußeren 

Feinden und der Loyalität (der Bevölkerung) als Gegenleistung gestiftet worden sein 

könnte. Insofern entspräche dies einem klassischen Modell einer Loyalitäts- bzw. 

Treuebeziehung, die beiderseitige Interessen in ein einvernehmliches Gleichgewicht 

bringt. 

Dass diese These bedingt zutrifft, zeigt sich im Fall der Feindpropaganda in Polen, 

die Jan C. Behrends vergleichend zur DDR darstellt. Er betont die Bedeutung von 

Feindbildern für die Schaffung politischer Loyalität in Form der Abgrenzung von ei-

nem Gegner zusätzlich zu den positiven Bildern, die zum Ziel hatten, die eigene Herr-

schaft zu legitimieren. Hier ließen sich Treuebindungen, so hofften die neuen Macht-

haber, auf einem traditionellen Feindbild aufbauen. Auf lange Sicht verlor aber das 

Motiv des deutschen Feindes als Integrationsangebot umso mehr an Bedeutung, je 

stärker die DDR in das östliche Bündnissystem integriert werden musste. Stattdessen 

trat das amerikanische Feindbild in den Vordergrund, das aber nicht auf gewachsenen 

Antipathien der Bevölkerung basierte. Anders verhielt es sich in der SBZ/DDR, wo-

bei sich aber eine Parallele feststellen lässt: Von Anfang an wurden die traditionellen 

Eliten als Gegner ausgemacht. Die Anschlussfähigkeit – zeitlich verzögert – der 

tschechoslowakischen und der polnischen Propaganda an dieses Modell war also ge-

geben. Am Ende verkörperte dann aber ebenfalls das amerikanische Feindbild den 

kapitalistischen „Erzfeind“. In beiden Fällen lässt sich die Generationenfrage als be-

deutender Faktor für die Akzeptanz oder Ablehnung der Loyalitätsangebote veran-

schlagen.  

Auch an dem Beitrag von Marina Zavacká lässt sich nachvollziehen, dass die For-

derung nach der Loyalität der Bevölkerung anfangs auf traditionellen Argumenten be-

ruhte, nämlich mit einer tschechisch-nationalen (auch „slavischen“) Identität und ei-

nem klaren nationalen Feindbild. So wurde Treue sowohl gegenüber der tschecho-

slowakischen kommunistischen Regierung als auch gegenüber der Sowjetunion mit 

einer Schutzfunktion gegenüber deutschen Feinden begründet. Doch bald, im Laufe 

der 1950er Jahre, wurden auch der deutschen Minderheit in der Tschechoslowakei 

Loyalitätsangebote gemacht, sodass Deutsche der tschechoslowakischen Mehrheits-

gesellschaft nicht mehr als Feinde, sondern als loyale Mitbürger präsentiert wurden. 

Gleichzeitig verkauften die tschechoslowakischen Propagandisten die DDR als loya-

len Partner im östlichen Bündnis. Aus diesen unterschiedlichen Anforderungen ließ 

sich nur ein kleinster gemeinsamer Nenner ableiten, nämlich die Solidarität gegen die 

westdeutschen „Imperialisten“ in Form der Bonner Regierung sowie gegen den ame-

rikanischen Gegner zu verlangen und so das Treueverhältnis zu begründen.   

An allen drei Beispielen wird einmal mehr deutlich, dass sich der tatsächliche 

Grad an Zustimmung schwer „messen“ lässt. Einfacher aufzuführen sind die – wenn 

auch im Vergleich zur schweigenden bzw. zustimmenden Mehrheit vereinzelten – 
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Fälle von Illoyalität. Gerade diese können aber einen sehr falschen Eindruck vom 

Grad des Erfolges von Loyalitätsangeboten wie der Feindpropaganda vermitteln. Auf 

einem Umweg lassen sich dennoch über die Propaganda Hinweise auf die tatsächliche 

Wirkung ablesen: Neben veränderten politischen Strategien ist auch der Misserfolg 

einer Kampagne ein Grund für die Aufgabe propagandistischer Bilder oder ihre 

Modifizierung. Und gerade hier ist zu vermuten, dass eine Verknüpfung traditioneller 

mit ideologischen Loyalitäten durchaus eine gewisse Wirkung entfalten konnte, eine 

Beschränkung auf ideologisch motivierte (in diesem Falle antiamerikanische) Feind-

propaganda jedoch nur begrenzt oder gar nicht erfolgreich war. 

 

 

Sozial-/Konsumpolitik – „weiche“ Herrschaftsmechanismen  
 

„Nutzenerwägungen“ in Loyalitätsbeziehungen stehen im Mittelpunkt der Beiträge 

über die Sozial- und Konsumpolitik. Inwiefern die Befriedigung materieller Grundbe-

dürfnisse und soziale Leistungen zur Stabilisierung staatssozialistischer Systeme bei-

trugen, ist dabei die zentrale Frage. Eine emotionale Bindung, so die Ausgangsthese, 

ließe sich schließlich über die Sicherstellung materieller Bedürfnisse und gerade auch 

sozialer Sicherheit erzeugen. Im umgekehrten Falle ist nach den Konsequenzen im 

Falle der Nichterfüllung des Wohlstandsversprechens zu fragen, schließlich wird ge-

rade das wirtschaftliche Versagen der staatssozialistischen Regime als ein Haupt-

grund für ihren Legitimationsverlust gesehen. In diesem Zusammenhang analysiert 

Peter Hübner an den Beispielen DDR und Polen ein für die Geschichte der staatsso-

zialistischen Gesellschaften außerordentlich wichtiges Element systemstabilisierender 

Maßnahmen, nämlich die in der DDR sogenannte „Einheit von Wirtschafts- und 

Sozialpolitik“ – ein Projekt, das unter anderen Bezeichnungen, aber in ähnlicher Form 

auch in anderen Staaten verfolgt wurde.  

Hübner führt hier das Bild einer „Loyalitäts-Bank“ ein, bei der die Führung gewis-

sermaßen einen Kredit aufnehmen musste. Zunächst schien dieser Kauf von Loyalität 

„auf Kredit“ auch von Erfolg gekrönt zu sein und die Parteiherrschaft zu stabilisieren. 

Doch letztlich verschuldeten sich beide Staaten – sowohl real als auch bildhaft – er-

heblich bei diesem Unterfangen. Zugleich wurden weitere (Konsum-)Ansprüche ge-

weckt, sodass die Wirtschafts- und Sozialpolitik im Gegenteil kontraproduktiv wirkte 

und zuerst in Unzufriedenheit, in den 1980er Jahren dann gerade in Polen in Illoyali-

tät gegenüber der Führung und eine Hinwendung zur Solidarność und zur traditionell 

starken katholischen Kirche mündete. Wie schon bei anderen Themenbereichen ist – 

besonders in Polen – auch die Bezugnahme auf nationale Identitätsmuster offensicht-

lich, was aber die Enttäuschung weiter Kreise der Bevölkerung über die Nichterfül-

lung des Wohlstandsversprechens nicht verhindern konnte. In diesem Zusammenhang 

ist es bemerkenswert, dass der sozialpolitische Ausbau in der DDR auch in den 

1980er Jahren weiterbetrieben wurde, was mit der Konkurrenzsituation zur BRD zu 

erklären ist. 
Christoph Boyer kommt in seiner Studie über Loyalität, Sozial- und Konsumpoli-

tik in der  Tschechoslowakei der Normalisierungszeit zu ähnlichen Schlüssen. Aller-
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dings hält er die Strategie, Loyalität durch soziale und wirtschaftliche Leistungen zu 

erkaufen, auch aus einem für die ČSSR spezifischen Grund für erfolgreich: Die 1968 

anvisierten Wirtschaftsreformen schienen für Teile der Arbeiterschaft durchaus eine 

Verschlechterung zu bedeuten, nämlich unter anderem durch Produktivitätssteigerun-

gen und leistungsbezogene Löhne. Die Reformen hätten damit ihre bis dahin stabilen 

Lebens- und Arbeitsverhältnisse bedroht. Insofern sei das Loyalitätsangebot, das po-

litisches Wohlverhalten mit gesicherten sozialen Verhältnissen und einer soliden 

Konsumpolitik belohnte, durchaus auf teilweise Zustimmung gestoßen. Die Führung 

habe aus historischen Erfahrungen und gesellschaftlichen Ansprüchen „gelernt“, der 

größte Teil der Bevölkerung sei somit zumindest pazifiziert worden. Wie im Falle der 

DDR und Polens scheiterte aber dieses Konzept aufgrund seiner mangelnden ökono-

mischen Vernunft und der „Loyalitätsfalle“
31

: Auf diese Weise wurden immer mehr 

Begehrlichkeiten geweckt, die schlicht nicht mehr zu finanzieren waren.  

In allen drei untersuchten Staaten ist es offensichtlich, dass gerade die Arbeiter-

schaft und die Funktionseliten durchaus positiv auf das in den frühen 1970er Jahren 

formulierte Loyalitätsangebot der Führungen reagierten – was sich in Polen auch nach 

dem Zusammenbruch des Staatssozialismus äußerte, indem zum Beispiel die Politik 

Giereks positiv bewertet wurde. Diese „Loyalitätsstützen“ (Hübner) brachen aber, 

stärker in Polen und weniger stark in der DDR und der Tschechoslowakei, angesichts 

der wachsenden Schwierigkeiten erst allmählich weg und büßten dann ihre Funktion 

vollkommen ein. 

 

 

Intellektuelle und Loyalität 
 

Beim folgenden Themenbereich der Intellektuellen und Künstler wechselt die Per-

spektive von der in den vorangegangenen Beiträgen dominierenden makrohistori-

schen Ebene zu einer gruppenspezifischen und individuellen Sicht. So betont Dieter 

Segert in seinen Ausführungen zur „intellektuellen Dienstklasse“ der DDR, dass 

Loyalitätsbindungen zum einen eine aktive Unterstützung zumindest einiger Ziele der 

Herrschenden sowie ein bestimmtes Maß an Autonomie auch der „Beherrschten“ 

voraussetzen. Zudem verweist er darauf, dass für ein Individuum nicht nur eine, 

sondern mehrere Loyalitäten existieren und diese zudem noch divergieren sowie in 

einem Spannungsverhältnis zueinander stehen können. Im Staatssozialismus der 

1970er und 1980er Jahre sei vor allem die Kommunikation zwischen Elite, 

Dienstklasse und Bevölkerung zu beachten, die in Form eines Aushandlungsprozesses 

als „politische Praxis“ interpretiert werden müsse. Als weiteren Bereich nennt er eine 

„kritische Loyalität“ intellektueller Reformer, die sich aktiv – eben aus Überzeugung 

– um eine Verbesserung der Verhältnisse in ihrer im Kern als erstrebenswert erachte-

                                                           
31

  Vgl. zu diesem Begriff SONJA HÄDER: Vom Gründungsmythos in die Loyalitätsfalle. Oder: 

Warum das Egalitätspostulat in der DDR zur politischen Belastung wurde, in: Gleichheit 

und Gerechtigkeit. Pädagogische Revisionen, hrsg. von HEINER DRERUP und WERNER 

FÖLLING, Dresden 2006, S. 70-86. 
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ten sozialistischen Gesellschaft bemühten. Für die ostmitteleuropäischen Staaten 

macht Segert generell eine grundsätzliche Übereinstimmung zwischen Herrschenden 

und Beherrschten bzgl. Wertvorstellungen und sozialer Ziele aus, die Herrschaft – je 

nach Bevölkerungsgruppen und zeitlicher Phase unterschiedlich stark – legitimierten.  

Eine andere Perspektive nimmt Patryk Wasiak ein, der für die Untersuchung der 

Loyalität von Künstlern zwei Herangehensweisen vorschlägt: zum einen in Form der 

Analyse künstlerischer Werke, in denen Richtlinien der Führung umgesetzt wurden, 

zum anderen in Form der Untersuchung der Beziehungen zwischen Künstlern und 

Vertretern des Herrschaftsapparats. Im ersten Fall handele es sich um einen Aus-

handlungsprozess, im zweiten zusätzlich um eine emotionale Grundierung von 

Handlungen im Rahmen von Netzwerkbeziehungen. Am Beispiel des Filmemachers 

Andrzej Wajda und der Filme „Mann aus Marmor“ (1976) und „Mann aus Eisen“ 

(1980) zeigt Wasiak, wie dieser zwischen künstlerischem Anspruch, ideologischen 

Forderungen von Vertretern des Staates sowie Publikumswünschen lavierte, um einen 

für alle Seiten akzeptablen Modus vivendi zu erreichen. Die Netzwerkbeziehungen 

und ihr Innenleben spielen hier eine besondere Rolle, da der Aushandlungsprozess 

über ein Kunstwerk gerade in der Kommunikation mit staatlichen Kulturfunktionären 

zu bewältigen war und Patronagebeziehungen für eigene Zwecke genutzt werden 

mussten. Ob dies gelang, hing zum einen mit persönlichen Beziehungen auf der Basis 

des – von einem der Beteiligten auch wörtlich als solches bezeichneten – „Prinzips 

von wechselseitiger Loyalität und Vertrauen“ in Teilen des Netzwerks sowie mit ei-

nem durch Zensur im Werk sichergestellten Minimum an ideologischer Loyalität 

(nach Maßgabe des offiziellen Diskurses) zusammen. 

Als tschechoslowakisches Fallbeispiel nehmen Monika Práchenská und Jiří Pešek 

die Schriftsteller in den Blick. Dabei geht es ihnen um den Wandel des Bezugsobjekts 

der Loyalität in den 1950/60er Jahren und die Folgen dieser Veränderungen für die 

Entwicklung der staatssozialistischen Gesellschaft in der Tschechoslowakei. Während 

für die etablierten Schriftsteller traditionelle Loyalitätsbezüge weiterbestanden hätten 

und diese nur von der kommunistischen Ideologie „überwölbt“ worden seien, sei eine 

jüngere Generation als loyale Parteigänger aktiv geworden. Zwischen der ersten Tau-

wetterphase 1956 bis 1958 meldeten sich gerade bisher loyale Schriftsteller zu Wort, 

die sich durch die Enthüllungen der stalinistischen Verbrechen in ihrer Treue betro-

gen sahen. In der Folge definierten sie die Loyalitäten neu und sahen sich in der Rolle 

des Gewissens der Nation. Nach den anschließenden Repressionen gegen unbotmä-

ßige Schriftsteller kam es in den 1960er Jahren in Folge der (vorsichtigen und ge-

lenkten) Reformbemühungen zu einer ähnlichen Entwicklung: Einige der schärfsten 

Kritiker waren gerade früher loyal ergebene Anhänger der Kommunistischen Partei, 

deren Loyalitätsbezüge sich nun wieder in Richtung Nation verschoben hatten. 

Anita Pelánová behandelt ein weiteres tschechoslowakisches Beispiel: das Prager 

Lenin-Denkmal der 1970er Jahre. Hier sind ebenfalls mehrere Ebenen der Interpreta-

tion von Loyalität zu beachten: die symbolische in Form des Denkmals, die be-

rufsständische der Bildhauer und Architekten sowie der zeitliche Faktor. Gestaltung 

und Errichtung eines Bekenntnisses zur Tschechoslowakischen Sozialistischen Re-

publik in Form eines Denkmals war Aufgabe von Künstlern, die aufgrund ihres Me-
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diums weitaus stärker auf Kooperation (öffentliche Aufträge) angewiesen waren als 

Schriftsteller oder Maler. Als brisant erwies sich aber in diesem Fall der zeitliche 

Faktor: Wer sich in den 1970er Jahren an diesem Wettbewerb beteiligte, der bekannte 

sich offen zum „Normalisierungsregime“. Die Autorin stellt einen Vergleich zum 

Stalin-Denkmal der 1950er Jahre her und macht deutlich, wie sehr ein biografischer 

Ansatz zur Klärung der Frage nach Loyalitäten dienen kann – wobei aber auch hier 

die Quellenlage einer Analyse der Motivlagen der Beteiligten Grenzen setzt. 

 

 

Konkurrierende Loyalitäten – Kirche und Sozialismus 
 

Im letzten Themenblock steht die Frage im Vordergrund, inwiefern andere Loyalitä-

ten außer den vom Regime geforderten Bestand haben konnten. Die Kirche als Insti-

tution ist dafür ein Beispiel, standen ihr doch Möglichkeiten offen, in institutionali-

sierter Form in vielen Bereichen zumindest formal unabhängig zu bleiben. Dabei ran-

gen Staatsgewalt und Kirche um Deutungsmacht, was für Geistliche und Gläubige 

verschiedene konkurrierende Loyalitätsforderungen zur Folge hatte. Sollten sich 

Geistliche bzw. Gläubige gegenüber dem Staat und/oder gegenüber der Kirche loyal 

verhalten? In jedem Fall sind hier Loyalitätskonflikte vielfältiger Art denkbar, die es 

zu beschreiben und zu vergleichen gilt. 

Zunächst lenkt Clemens Vollnhals den Blick auf die evangelische Kirche in der 

DDR. Der von Bürgerrechtskreisen 1988 formulierte Begriff „Helfer der Opfer und 

Helfer der Täter“ macht besonders deutlich, wie sehr ein Loyalitätskonflikt der Kirche 

gegenüber der Gemeinde auf der einen und der Staatsmacht auf der anderen Seite vi-

rulent war. In diesem Zusammenhang ging es auch um das Selbstverständnis einer In-

stitution, die sich gewollt oder ungewollt als systemstabilisierend erwies – indem sie 

allein zum Beispiel durch den Dialog zwischen Kirche und Staat dessen ideologisch 

begründeten Herrschaftsanspruch akzeptierte. Als Grund für Loyalität gegenüber dem 

SED-Staat seien aber letztlich auch tiefere Überzeugungen zu identifizieren. Die be-

rühmte Formel von der „Kirche im Sozialismus“ sei in diesem Sinne unterschiedlich 

zu interpretieren und vor allem in der Auslegung einer „Kirche im verbesserlichen 

Sozialismus“ ein durchaus ernst gemeintes Loyalitätsbekenntnis gewesen,  indem bei 

gleichzeitiger Kritik an Mängeln im eigenen Staate die Alternative einer kapitalisti-

schen Ordnung abgelehnt wurde. Demnach speiste sich Loyalität aus der „Ausfor-

mung einer theologisch überhöhten, also ideologisierten Gemeinwohlorientierung und 

etatistischen Staatsfixierung“. 

Eine ganz andere Entwicklung schildert Stanisław Jankowiak für die Volksrepub-

lik Polen. Zum einen war die Kirche in der polnischen Gesellschaft nicht zuletzt auf-

grund ihrer bedeutenden Rolle in den Nationalitätenkämpfen des 19. Jahrhunderts 

stark verwurzelt, zum anderen besaß sie mit dem Papst im Gegensatz zur evangeli-

schen Kirche eine Autorität, die insbesondere in der Gestalt des (zumal polnischen) 

Johannes Paul II. große Bedeutung für das Geschehen im Lande hatte. Wenn nun 
außerdem historische Bezugspunkte – die Teilungen Polens unter Mitwirkung Russ-

lands, der Pakt der Sowjetunion mit dem NS-Staat 1939 sowie die Okkupation polni-
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scher Gebiete 1944/45 – berücksichtigt werden, kann mit Jankowiak eine stabile Lo-

yalität zum kommunistischen Regime in der Tat bezweifelt werden. Dabei machte die 

Führung in den ersten Jahren der Kirche durchaus Loyalitätsangebote. Als sich dies 

änderte, versuchte sich die Kirchenleitung mit Treuebekundungen aus der Affäre zu 

ziehen. Trotz der Wechselhaftigkeit der Politik gegenüber der Kirche sowie deren 

ebenfalls auf die jeweilige Lage abgestimmten Positionen ist laut Jankowiak aber eine 

Loyalitätsbindung offensichtlich: Große Teile der Bevölkerung standen langfristig zur 

Kirche. 

Vielschichtiger stellt sich die Situation in der Tschechoslowakei dar, wie Miroslav 

Kunštát in seiner Studie über die Tschechoslowakei beschreibt. Die Loyalitäten der 

Geistlichkeit unterlagen 1945 – wie auch schon bei der tschechoslowakischen Staats-

gründung 1918 – einem Wandlungsprozess, und zu den vertikalen Loyalitätsbezügen 

Gott/Kirche und Staat/Obrigkeit trat eben nun der ideologische Anspruch hinzu. Am 

Beispiel des 1949 vom Staat geforderten Treueeids der Geistlichen zeigt der Autor, 

wie sensibel diese konkurrierenden bzw. widersprüchlichen Loyalitätsforderungen 

bzw. -bezüge wahrgenommen wurden. Besonders wichtig erscheinen ihm die Säkula-

risierungstendenzen in der ČS(S)R und die Bedeutung der „longue durée-Perspek-

tive“: Die Erwartung, dass der Staatssozialismus lange Zeit Bestand haben würde, be-

stimmte das Handeln der Geistlichkeit in einem erheblichen Maße. Als Beispiel für 

die Frage nach konkreten Loyalitätsbindungen wählt Kunštát den Umgang verschie-

dener Glaubensgemeinschaften mit der Charta 77 und der Forderung der Obrigkeit, 

deren Wirken offiziell zu verurteilen. Dieser Fall macht deutlich, welch große Her-

ausforderung diese Situation für das Selbstverständnis der Kirchen bedeutete und wie 

unterschiedlich und differenziert ihre Reaktionen ausfielen. 

Ein weiteres tschechoslowakisches Beispiel – begrenzt auf die Anfangsphase des 

sozialistischen Regimes – basiert auf katholischen Hirtenbriefen als Quellengattung. 

Da in Hirtenbriefen zu gesellschaftlichen und politischen Themen Stellung bezogen 

wird, lassen sich aus ihnen Petr Šafařík zufolge die Beziehungen zwischen Staat und 

Kirche besonders gut herauslesen. Wie er zeigt, boten sich römisch-katholische Bi-

schöfe 1947 als loyalitätsstiftende Kraft an und versuchten gleichzeitig in nicht weni-

gen Fällen politisch allzu aktive Priester zu mäßigen. Dagegen positionierten sich die 

Bischöfe im slowakischen Landesteil kritischer gegenüber anderen als kirchlichen 

Loyalitätsforderungen. Nach 1948 gestand die katholische Kirchenführung Loyali-

tätsproklamationen zumindest auf „Vaterland“ und „Nation“ sowie in Form einer fei-

erlichen Messe zur Wahl Klement Gottwalds zum Präsidenten zu. Andererseits ver-

weigerte sie einen geforderten Hirtenbrief zu den Parlamentswahlen 1948 und schloss 

das Regime (aktiv) unterstützende Geistliche aus. Schließlich versuchte der Episkopat 

durch die Hirtenbriefe Geistliche und Gläubige sogar vor eine „Treueprüfung“ zu 

stellen. Eindrucksvoll zeigt dieses Beispiel, wie offensiv Geistliche sowohl den 

Loyalitätsforderungen der Kirche als auch denen des Staates ausgesetzt waren.  
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Schulbücher 
 

Da eingangs die Rede von einem gerade in der Öffentlichkeit dominierenden verein-

fachten dichotomischen Bild von Macht und Gesellschaft die Rede war, beschäftigt 

sich schließlich ein weiterer Beitrag mit der Vermittlung der Ergebnisse der histori-

schen Forschung in der Öffentlichkeit. Hierfür wurde als Untersuchungsgegenstand 

das Massenmedium Schulbuch für das Fach Geschichte gewählt. Dessen Inhalte be-

ruhen auf Ergebnissen der historischen Forschung und prägen das Geschichtsbild 

breiter Bevölkerungsteile langfristig. Gleichzeitig weisen sie immer auch auf einen 

Konsens hinsichtlich der Geschichtsbilder hin, auf die sich gesellschaftlich geeinigt 

wurde. Bezüglich des Themas des Sammelbandes bietet sich damit die Gelegenheit zu 

analysieren, ob Themen wie Zustimmung zu Elementen staatssozialistischer Herr-

schaft sowie Loyalität (nicht unbedingt als Begriff, aber im Sinne seiner Bedeutung) 

jenseits von Zwang und Repression in Lehrbuchtexten überhaupt eine Rolle spielt. 

Zu diesem Zweck prüften Zdeněk Beneš und Tomáš Nigrin deutsche, tschechi-

sche, slowakische und polnische Schulbücher auf ihren Umgang mit den oben ge-

nannten Themenbereichen. Im Kern ging es ihnen dabei um die Frage, ob bei der Be-

handlung der Zeit von 1945/48 bis 1989 auch Fakten vermittelt oder Prozesse thema-

tisiert werden, die auf eine freiwillige Akzeptanz und Mitarbeit in staatssozialisti-

schen Regimen hinwiesen. Als Ergebnis stellen sie fest, dass kaum die Rede davon 

ist, welche Angebote von Seiten der Regime für Teile der Bevölkerung möglicher-

weise attraktiv waren oder welche Faktoren Verhaltensweisen und Einstellungen 

beeinflussten. Generell versäumen es somit Lehrbuchautoren aller vier Staaten, 

differenziert nach Gründen für Zustimmung und Ablehnung zu fragen. Insofern 

spiegelt die Untersuchung einen allgemeinen Mangel von Lehrmaterialien wider, 

denn die Ausblendung gesellschafts- und alltagsgeschichtlicher Themenbereiche in 

vielen Schulbuchtexten ist – auch wenn zumindest in der Bundesrepublik diesbezüg-

lich deutliche Fortschritte zu erkennen sind –  frappierend. 

 

*  *  * 

 
Bei den hier versammelten Beiträgen handelt es sich um die überarbeiteten Vortrags-

manuskripte einer Tagung zum Thema „Loyalitäten im Staatssozialismus. DDR, 

Tschechoslowakei, Polen“, die im September 2008 vom Institut für Internationale 

Studien der Karls-Universität Prag, dem Herder-Institut in Marburg, dem Goethe-In-

stitut in Prag sowie der Historischen Kommission für die böhmischen Länder veran-

staltet wurde. Abschließend ist insbesondere dem Deutsch-Tschechischen Zukunfts-

fonds zu danken, der sowohl die Tagung als auch die Herausgabe dieses Sammelban-

des großzügig gefördert und dessen Mitarbeiterin Markéta Doležel das Projekt enga-

giert unterstützt hat. 
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Loyalität als Rechtspflicht –  

Verfassungsrechtliche Grundpflichten im Staatssozialismus 

von 

Jana  O s t e r k a m p  

 

 

 

Der Begriff der Loyalität
1
 ist wieder in Mode gekommen. Als eine auf Dauer, Verge-

meinschaftung und einen bestimmten Wertekonsens angelegte Treuebeziehung haftet 

ihr in der heutigen, von Beschleunigung, Individualismus und Wertepluralismus ge-

prägten Gesellschaft zunächst etwas Anachronistisches und Fragwürdiges an.
2
 Als 

analytisches Instrument
3
 ist der Loyalitätsbegriff jedoch genau dann fruchtbar, wenn 

es um die Untersuchung solcher beharrenden gesellschaftlichen Momente geht. Die 

Frage nach Loyalität(en) einer Gruppe oder eines Individuums zielt dabei nicht allein 

auf das äußerlich wahrnehmbare Verhalten, sondern bezieht die emotional-subjektive 

Seite der Handelnden ein. Der folgende Beitrag konzentriert sich auf rechtlich-norma-

tive Gehalte von Loyalität. Im Vordergrund stehen dabei die verfassungsrechtlich ver-

ankerten Loyalitätserwartungen im Staatssozialismus, untersucht am Beispiel der DDR 

und der Tschechoslowakei. Sie sollen abschließend auch unter dem Blickwinkel der 

Totalitarismusdiskussion betrachtet werden. 

 

 

1 Äußere und innere Loyalität 
 

Loyalität gegenüber dem Staat bezeichnet das Zusammenspiel von Gesetzesgehorsam 

und weitergehenden Treuepflichten. Im ursprünglichen französischen Kontext bedeu-

tete Loyalität, etymologisch verwandt mit dem Wort für Gesetz „loi“, lediglich Geset-

                                                 
1
  Vgl. MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyalität“ als geschichtlicher Grundbegriff und For-

schungskonzept: Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der Tschechoslowakischen Republik 

1918-1938. Politische, nationale und kulturelle Zugehörigkeiten, hrsg. von DEMS., Mün-

chen 2004 (Veröffentlichungen des Collegium Carolinum, 101), S. 1-22. 
2
  Siehe ebenda, S. 7. 

3
  Siehe hierzu neben dem Artikel von Schulze Wessel den Einleitungsartikel der Herausge-

ber PETER HASLINGER und JOACHIM VON PUTTKAMER: Staatsmacht, Minderheit, Loyalität. 

Konzeptionelle Grundlagen am Beispiel Ostmittel- und Südosteuropas in der Zwischen-

kriegszeit, in: Staat, Loyalität und Minderheiten in Ostmittel- und Südosteuropa 1918-1941, 

München 2007 (Buchreihe der Kommission für Geschichte und Kultur der Deutschen in 

Südosteuropa, 37), S. 1-16. Zur angloamerikanischen Diskussion, welche Loyalitätsfragen 

schon länger wiederaufgegriffen hat, vgl. GEORGE P. FLETCHER: Loyalty. An Essay on the 

Morality of Relationships, New York, Oxford 1993; SIMON KELLER: The Limits of Loyal-

ty, Cambridge 2007; JAMES CONNOR: The Sociology of Loyalty, Canberra 2007. 
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zesgehorsam; erst allmählich kristallisierte sich ein Bedeutungsfeld heraus, das im 

Deutschen mit dem Wort „Treue“ umschrieben werden kann.
4
 Loyal ist demnach je-

mand, der über gesetzliche Vorgaben hinaus, aus eigenem Antrieb oder sogar innerer 

Überzeugung, die Interessen und Zielsetzungen anderer (einer Person, einer Gruppe, 

eines Staates) vertritt, selbst dann, wenn diese seinen eigenen Vorstellungen zuwider-

laufen. Dabei kann man eine äußere Loyalität, die sich nur auf die äußerlich wahr-

nehmbaren Handlungen bezieht, von einer inneren Loyalität unterscheiden, die auch 

das forum internum, die innere Gesinnung, umfasst. Loyalität ist damit verschieden 

von bloßer Sympathie, die fremde Interessen gutheißt; sie steht für diese mit Hand-

lungen ein. Loyalität ist zugleich etwas anderes als Identität oder Identifizierung.
5
 Im 

Begriff der Loyalität als Vertretung fremder Interessen ist der Widerspruch zu kolli-

dierenden Gesinnungen und Interessen bereits angelegt – seien es eigene Überzeu-

gungen, seien es Loyalitätserwartungen Dritter, etwa einer Religionsgemeinschaft oder 

einer nationalen Minderheit, der man sich zugehörig fühlt.
6
 

Eine Unterwerfung unter die Interessen des Staates bedarf der Rechtfertigung. In 

der rechtswissenschaftlichen Auseinandersetzung tauchen die Fragen von Gesetzesge-

horsam, Treuepflichten und deren Rechtfertigung als Begriffstrias „Legalität – Loya-

lität – Legitimität“
7
 daher immer wieder auf. Die liberale politische Philosophie hat da-

bei schon früh den Grundsatz aufgestellt, dass von Rechts wegen eine loyale Gesin-

nung nicht gefordert werden darf; das forum internum soll unangetastet bleiben.
8
 Die 

„Grundpflichten“
9
 im modernen liberalen Rechtsstaat wie Gesetzesgehorsam, Steuer- 

                                                 
4
  Vgl. Treue. Politische Loyalität und militärische Gefolgschaft in der Moderne, hrsg. von 

NIKOLAUS BUSCHMANN und KARL BORROMÄUS MURR, Göttingen 2008; OTTO LUCHTER-

HANDT: Nationale Minderheiten und Loyalität, Köln 1997 (Forschungsergebnisse der Stu-

diengruppe für Politik und Völkerrecht, 26), S. 17-22; RUDOLF SCHRANIL: Staatsbürgertum 

und Loyalität, in: Festschrift für Dolenc u.a., Ljubljana 1937, S. 432-453, hier S. 436-439. 

Siehe auch EKKEHARD KAUFMANN: Treue, in: Handwörterbuch zur deutschen Rechtsge-

schichte, hrsg. von ADALBERT ERLER u.a., Bd. 5, Berlin 1998, Sp. 320-338, hier Sp. 336, 

sowie die sprachlichen Beispiele in: Deutsches Wörterbuch, hrsg. von JACOB und WIL-

HELM GRIMM, München 1984, Bd. 22, Sp. 343-346. Eine Randbemerkung  zum etymolo-

gischen Kontext: In der Französischen Revolution versuchte man, die „loyalité“ zum Kö-

nig aufzulösen im Kunstwort „loyaume“, der ausschließlichen Herrschaft des Gesetzes; da-

zu MICHAEL STOLLEIS: Das Auge des Gesetzes, 2. Aufl., München 2004. 
5
  HASLINGER/VON PUTTKAMER (wie Anm. 3), S. 10-12; SCHULZE WESSEL (wie Anm. 1), 

S. 9 f. 
6
  Vgl. SCHRANIL (wie Anm. 4), S. 450-452; HASLINGER/VON PUTTKAMER (wie Anm. 3), S. 11; 

SCHULZE WESSEL (wie Anm. 1), S. 7 f. 
7
  Siehe ULRICH K. PREUß: Legalität, Loyalität, Legitimität, in: Leviathan. Zeitschrift für So-

zialwissenschaft 5 (1977), S. 450-466; vergleichend MARTIN DRATH: Verfassungsrecht und 

Verfassungswirklichkeit in der sowjetischen Besatzungszone – Untersuchungen über Lega-

lität, Loyalität und Legitimität, 4. Aufl., Bonn 1956. 
8
  HASSO HOFMANN: Grundpflichten und Grundrechte, in: Handbuch des Staatsrechts, hrsg. 

von JOSEF ISENSEE und PAUL KIRCHHOF, Bd. 5, Heidelberg u.a. 1992, S. 321-351. 
9
  Vgl. dazu DERS.: Grundpflichten als verfassungsrechtliche Dimension, in: Veröffentlichun-

gen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 41 (1983), S. 42-86; OTTO LUCH-
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und Wehrpflichten sowie Eigentumsüberlassungspflichten dürfen nur auf das äußere 
Verhalten zielen, müssen auf rechtliche Weise erhoben werden und den Bereich der 

Gesinnung aussparen.
10

 Das diesen Grundpflichten zugrundeliegende Verhältnis von 

Bürger und Staat soll sich auf die Idee einer allgemeinen Freiheit gründen, die es in 

der Massengesellschaft zu organisieren und zu sichern gilt.
11

 Es besteht dabei eine 

Asymmetrie und ein Übergewicht der Freiheitsrechte vor den Pflichten.
12

 Weiterge-

hende Loyalitätsgebote, die ihre Legitimität aus einem besonderen Näheverhältnis be-

ziehen, richten sich an einzelne exponierte Gruppen: Beamte, Lehrer und Soldaten.
13

 

Auch diese Treuepflichten sind im Grundsatz auf das äußere Verhalten ausgerichtet.
14

  

In den staatssozialistischen Verfassungen reichten die Loyalitätserwartungen und 

Treuepflichten über das äußere Verhalten in den Bereich der inneren Überzeugung 

hinein. Sie wurden verfassungsrechtlich vor allem im Rahmen der Grundpflichten ver-

ankert und auf den unteren normativen Ebenen weiter ausbuchstabiert.
15

 Das Übergrei-

fen auf das forum internum stellte den wichtigsten Unterschied zu liberalen, am Prin-

zip der Freiheit orientierten Verfassungen dar. 

 

 

2 Die Legitimation staatssozialistischer Loyalitätserwartungen 
 

In den staatssozialistischen Verfassungen und in der entsprechenden rechtswissen-

schaftlichen Literatur lassen sich zwei Rechtfertigungsstrategien für diese Loyalitäts-

anforderungen beobachten. Im individuellen Verhältnis Bürger–Staat deutete man das 

Prinzip der Freiheit neu aus: Freiheit sollte nicht für sich bestehen, sondern wurde dia-

lektisch mit Verantwortung, Disziplin und vor allem den absolut gesetzten Gemein-

                                                                                                                          
TERHANDT: Grundpflichten als Verfassungsproblem in Deutschland. Geschichtliche Ent-

wicklung und Grundpflichten unter dem Grundgesetz, Berlin 1988 (Schriften zum Öffentli-

chen Recht, 534). 
10

  HOFMANN, Grundpflichten und Grundrechte (wie Anm. 8), S. 343. 
11

  Ebenda, Rn. 36 f. 
12

  Ebenda, Rn. 38 f. m.w.N. 
13

  In den einschlägigen verfassungsrechtlichen Lehrbüchern und Kommentaren werden diese 

besonderen Pflichten unter den Stichwörtern „Sonderstatusverhältnis“, „besonderes Ge-

waltverhältnis“ oder „Treue- und Dienstpflicht“ behandelt. 
14

  Zum sogenannten Radikalenerlass sprach das Bundesverfassungsgericht allerdings den Grund-

satz aus, dass den Beamten eine „Pflicht zur Bereitschaft [treffe], sich mit der Idee des 

Staates, dem [er] dienen soll, mit der freiheitlichen demokratischen, rechts- und sozialstaat-

lichen Grundordnung dieses Staates zu identifizieren“ (Entscheidungssammlung des Bun-

desverfassungsgerichts Bd. 39, S. 334, hier S. 347 f.). Diese Statuierung einer weitgehen-

den Treuepflicht ist in der Rechtswissenschaft jedoch umstritten. Umfassend GERARD 

BRAUNTHAL: Politische Loyalität und Öffentlicher Dienst. Der „Radikalenerlaß“ von 1972 

und die Folgen, Marburg 1992. 
15

  Für die Tschechoslowakei vgl. Art. 19 Abs. 2 und 34-38 in der Verfassung von 1960; für 

die DDR Art. 19 ff. der Verfassung von 1968. Aufschlussreich sind auch die Sowjetverfas-

sungen. Dazu unten. 
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wohlvorstellungen der sozialistischen Gesellschaft verkoppelt.
16

 Für diese Gemeinwohl-

vorstellungen wiederum bot man legitimierend die „Gründungssymbole“ des Staats-

sozialismus auf: Antifaschismus, Friedenssicherung, die Notwendigkeit der sozialen 

Revolution und das objektive „Gesetz der Geschichte“.
17

 

Für die politische Symbolik in den Verfassungen besonders aussagekräftig sind die 

Präambeln. Während sich die Verfassung der DDR von 1949 noch auf Freiheit, Gleich-

heit, soziale Gerechtigkeit, Völkerfreundschaft und Friedenssicherung berief, stand 

die Präambel des Jahres 1968 ganz im Zeichen des Kalten Krieges. Sie sprach von der  

„geschichtlichen Tatsache, daß der Imperialismus unter Führung der USA im Einverneh-

men mit Kreisen des westdeutschen Monopolkapitals Deutschland gespalten hat, um West-

deutschland zu einer Basis des Imperialismus und des Kampfes gegen den Sozialismus auf-

zubauen, was den Lebensinteressen der Nation widerspricht“.
18

 

Nach der internationalen Anerkennung und dem Grundlagenvertrag wurde dieser 

Passus im Jahr 1974 fallengelassen.
19

 Die DDR gab sich nun selbstbewusst und leitete 

die Verfassung unter Anlehnung an die „revolutionären Traditionen der deutschen Ar-

beiterklasse und gestützt auf die Befreiung vom Faschismus“ mit dem Recht auf „so-

zial-ökonomische, staatliche und nationale Selbstbestimmung“ ein. Frieden, Demo-

kratie und Völkerfreundschaft wurden wiederum erwähnt.  

Die Präambel der tschechoslowakischen Verfassung von 1948 enthielt über die so-

zialistischen Werte hinaus eigenständige Topoi. Sie stellte den nationalen Befreiungs-

kampf in den Vordergrund, verwies auf die historische Notwendigkeit eines slavi-

schen Zusammengehens und – überraschenderweise – auf eine christliche Prägung 

der „beiden Brudernationen“ Tschechen und Slowaken.
20

 Diese hätten „bereits vor ei-

nem Jahrtausend […] gemeinsam aus dem Osten die höchste Schöpfung der damali-

gen Kultur aufgenommen – das Christentum“. Dieser ungewöhnliche Bezug hängt 

                                                 
16

  Vgl. GABRIELE GUMBRECHT: Die Grundpflichten der Bürger der sozialistischen Staaten, 

unveröff. Diss., Halle 1987, S. 9-11; KATHRIN SCHWAN: Die Einheit von Recht und Pflich-

ten in den Grundrechten und Grundpflichten der Bürger, unveröff. Diss., Halle 1980, S. 35-

40; Politische und persönliche Grundrechte in den Kämpfen unserer Zeit, hrsg. von EBER-

HARD POPPE, Berlin 1984, S. 13-15. 
17

  Siehe MICHAEL STOLLEIS: Sozialistische Gesetzlichkeit. Staats- und Verwaltungsrechtswis-

senschaft in der DDR, München 2009; RAINA ZIMMERING: Mythen in der Politik der DDR. 

Ein Beitrag zur Erforschung politischer Mythen, Leverkusen 2000. Aus der zeitgenössi-

schen Literatur vgl. nur HERMANN KLENNER: Studien über die Grundrechte, Berlin 1964, S. 

87; GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 5; Grundrechte in den Kämpfen (wie Anm. 16), S. 96-

99; vgl. auch Sozialistischer Staat, sozialistisches Recht und objektive gesellschaftliche 

Gesetze, hrsg. von EBERHARD POPPE und HEINZ SUCH, Berlin 1975. 
18

  Präambel der Verfassung der DDR vom 9.04.1968. 
19

  Neubekanntmachung der Verfassung der DDR am 7.10.1974. 
20

  Präambel für das Verfassungsgesetz vom 9.05.1948, die Verfassung der Tschechoslowaki-

schen Republik betreffend. Deutsche Übersetzungen der tschechoslowakischen Verfassun-

gen finden sich in dem Kompendium von DIETER GOSEWINKEL, JOHANNES MASING: Die 

Verfassungen in Europa 1789-1949, München 2006, sowie auf der Webseite www.verfas 

sungen.de. 
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möglicherweise mit der seinerzeit populären „Kyrill-Method-Idee“ zusammen, die auf 

die gemeinsamen kulturellen Wurzeln der slavischen Nationen verwies und nach 1945 

zum Stichwort für die nationale Einheit in einer sozialistischen Gesellschaft und die 

erhoffte Annäherung an die Sowjetunion wurde.
21

 Die Verfassungspräambel des Jah-

res 1960 feierte demgegenüber in einer langatmigen Hurra-Prosa den gesellschaftli-

chen Übergang zum Sozialismus.
22

 Der Bezug auf christliche Werte war verschwun-

den. Der nationale Aspekt kehrte erst in der Verfassung von 1968 zurück. Deren Prä-

ambel betonte nun das Recht auf nationale Selbstbestimmung und verwies eher am 

Rande auf den „Geist der humanitären Ideale des Sozialismus und des proletarischen 

Internationalismus [als] die Bedingungen für eine umfassende Entwicklung und den 

Wohlstand aller Bürger“.
23

 

 

 

3 Die Grundpflichten im Staatssozialismus 
 

Die wichtigsten politischen Legitimationssymbole standen in unmittelbarem Bezug zu 

einzelnen Grundpflichten. Den Aspekt der Friedenssicherung, den man im Übrigen 

auch im bundesdeutschen Grundgesetz als subjektive Friedenspflicht findet
24

, thema-

tisierten die Artikel zur Staatsverteidigung und Wehrpflicht – in der sowjetischen Ver-

fassung kam noch die Pflicht zur Völkerfreundschaft hinzu.
25

 Der Topos der sozialen 

Revolution fand seinen Niederschlag in der allgemeinen Pflicht zur Arbeit „ohne Klas-

senunterschied“. Der Aspekt des Antifaschismus tauchte meist als eine Eigenschaft 

der „sozialistischen Persönlichkeit“ auf. Der Begriff der „sozialistischen Persönlich-

keit“ lag allen staatssozialistischen Verfassungen zugrunde
26

 und bildete als rechtli-

cher Bezugspunkt gewissermaßen das Gegenstück zum „Staatsbürger“ bzw. Individu-

um liberal-demokratischer Staatsordnungen. 

                                                 
21

  Siehe dazu FRANZ MACHILEK: „Velehrad ist unser Programm.“ Zur Bedeutung der Kyrill-

Method-Idee und der Velehradbewegung für den Katholizismus in Mähren im 19. und 20. 

Jahrhundert, in: Bohemia 45 (2004), 2, S. 353-395, hier S. 390. 
22

  Präambel für das Verfassungsgesetz betreffend die Verfassungsurkunde der Tschechoslo-

wakischen Sozialistischen Republik vom 11.07.1960. 
23

  Präambel für das Verfassungsgesetz über die tschechoslowakische Föderation vom 27.10. 

1968. 
24

  Die in Art. 26 Abs. 1 GG statuierte Friedenspflicht ist eine Pflicht zur Unterlassung von 

Handlungen eines Angriffskriegs und die dem Grundgesetz neuartige Absage an den Macht-

staatsgedanken. Vgl. hierzu HOFMANN, Grundpflichten und Grundrechte (wie Anm. 8), Rn. 21. 
25

  Vgl. Grundrechte in den Kämpfen (wie Anm. 16), S. 103-106. Zur Pflicht zur Völker-

freundschaft findet sich in anderen staatssozialistischen Verfassungen keine entsprechende 

Regelung. Der Art. 69 der Verfassung der UdSSR vom 7.10.1977 lautete: „Die internatio-

nalistische Pflicht des Bürgers der UdSSR ist es, zur Entwicklung der Freundschaft und 

Zusammenarbeit mit den Völkern anderer Länder sowie zur Aufrechterhaltung und Festi-

gung des Weltfriedens beizutragen.“ 
26

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 97-106. 
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Die verfassungsrechtlichen Grundrechte und Grundpflichten sollten Ausdruck sein 

für das Verhältnis der Bürger zum Staat. Im Gegensatz zu liberalen Rechtsordnungen 

waren diese individuellen Pflichten nicht bloßer Reflex auf die Rechte anderer, son-

dern Instrument einer objektiven Idee: der gesellschaftlichen Weiterentwicklung des So-

zialismus.
27

 Hierfür wurde ihnen eine „Orientierungsfunktion“ zugewiesen: Die Grund-

pflichten sollten als „wichtiges Leitungsinstrument des sozialistischen Staates“
28

 den 

Einzelnen zur Erfüllung seiner staatlich-gesellschaftlichen Aufgaben anhalten
29

 und 

waren dabei prinzipiell für Erweiterungen offen.
30

 

3.1 Die Einheit von Grundrechten und Grundpflichten 

Der Inhalt der Grundpflichten stand unter dem Postulat einer „Einheit“ von Grund-

rechten und -pflichten, wobei den Grundrechten entsprechende Grundpflichten gegen-

übergestellt
 
wurden

31
: Das Recht auf Arbeit wurde ergänzt durch die Pflicht zur Ar-

beit; das Recht auf Bildung korrespondierte mit der verfassungsrechtlichen Pflicht, 

die Schulausbildung abzuschließen und sich weiterzubilden etc. Das Einheitsdogma 

wurde auf einen politischen Programmsatz der Arbeiterbewegung des 19. Jahrhun-

derts zurückgeführt „Keine Rechte ohne Pflichten, keine Pflichten ohne Rechte!“
32

 

Diese Forderung nach gleichen Rechten und Pflichten hatte auf die Abschaffung der 

damaligen Privilegien von Adel und Bürgertum sowie die Schaffung eines gleichen 

Rechtsstatus gezielt. Die staatssozialistischen Verfassungen und die begleitende Staats-

lehre gingen von der Prämisse aus, dass die angestrebte Gleichheit in Rechten und 

Pflichten bereits im Wesentlichen erreicht worden sei. Der Antagonismus zwischen 

den Staatsinteressen der „herrschenden“ Klasse und den individuellen Interessen der 

Untertanen, der als charakteristisch für die „bürgerlichen“ Staaten angesehen wurde, 

galt als überwunden.
33

 Mit der Leugnung von Interessenkonflikten und der dialekti-

                                                 
27

  Vgl. das mit viel sozialistischer Verve geschriebene Buch von HERMANN KLENNER: Mar-

xismus und Menschenrechte. Studien zur Rechtsphilosophie, Berlin 1982 (Studien zur Phi-

losophie und ihrer Geschichte, 31), S. 128-133; GUMBRECHT (wie Anm. 16) sowie GEORG 

BRUNNER: Die Grundrechte im Gesamtgefüge der Verfassung, in: Osteuropa-Recht 1978, 

S. 70-80, hier S. 76 f. m.w.N.  
28

  GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 9 f. 
29

  LUCHTERHANDT (wie Anm. 4), S. 80. 
30

  Ebenda, S. X, 46; Základní práva, svobody a povinnosti občanů ČSSR [Grundrechte, 

Grundfreiheiten und Grundpflichten der Bürger der ČSSR], hrsg. von ZDENĚK ČEŠKA und 

STANISLAV ZDOBINSKÝ, Praha 1987, S. 214. 
31

  Umfassend SCHWAN (wie Anm. 16). 
32

  LUCHTERHANDT (wie Anm. 4), S. 61 m.w.N. 
33

  Vgl. dazu Verfassungskommentar Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik. Do-

kumente. Kommentar, hrsg. von KLAUS SORGENICHT u.a., Bd. 1, Berlin 1969, S. 164-167; 

UWE-JENS HEUER: Zur Geschichte und Zukunft des sozialistischen Rechts, in: Sozialisti-

sches Recht und Demokratie, hrsg. von WOLFGANG WEICHELT u.a., Berlin 1981, S. 35-46; 

SCHWAN (wie Anm. 16), S. 33 f., 119-121, 134; GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 13 f.; Zá-

kladní práva (wie Anm. 30), S. 217. Aus der Sekundärliteratur siehe LUCHTERHANDT (wie 

Anm. 4), S. 64-66. 
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schen Verschmelzung von Individuum und Gesellschaft wurden vorhandene Interes-

senwiderspüche und Loyalitätskonflikte hinwegtheoretisiert. Es war in der rechtswis-

senschaftlichen Literatur der DDR erst seit den 1970er Jahren sagbar, dass es zwi-

schen Teilen der Gesellschaft oder den Individuen und der Gesellschaft oder dem Staat 

Interessengegensätze geben könne.
34

 Auch diese wurden allerdings als lediglich vor-

läufige klassifiziert, die man überwinden müsse. In der Regel wurden Interessenkon-

flikte mit einer mangelnden Einsichtsfähigkeit des individuellen Bewusstseins be-

gründet, das den Zusammenhang von gesellschaftlichem und individuellem Interesse 

noch nicht hinreichend erfasst habe.
35

 Dennoch klingt hier die Möglichkeit an, öffent-

liche und private Sphäre auch im sozialistischen Rechtsdenken zu trennen. 

Das Postulat der Einheit von Rechten und Pflichten war eine der argumentativen 

Bruchstellen, an der sich dogmatische und etwas „liberalere“ Verfassungsrechtler 

voneinander schieden. In der konventionellen Lesart bezog sich die Einheit von Grund-

rechten und -pflichten auf ein und dasselbe Subjekt, dessen Grundrecht auf Arbeit 

etwa durch die Arbeitspflicht modifiziert werden konnte.
36

 Dieser Ansatz bot Raum 

für autoritäre Interpretationen, die Grundpflichten vorrangig als erzieherische und dis-

ziplinierende Instrumente des Staates zur Einschränkung der Grundrechte begriffen.
37

 

Andere ordneten das Einheitsdogma der Idee einer sozialistisch verstandenen Freiheit 

unter.
38

 Grundpflichten und -rechte symbolisierten dann das Zusammenspiel von Frei-

heit und Verantwortung des Einzelnen in der Gesellschaft.
39

 Einer Gesellschaft aller-

dings, deren Bedürfnisse und „objektive“ Interessen der Deutungshoheit durch eine 

der „marxistisch-leninistischen Parteiführungen“ unterstanden
40

, sowie unter Verwen-

dung eines Freiheits- und Verantwortungsbegriffs, der sich nicht am konkreten Indi-

viduum, sondern an einer überindividuellen Idee der „sozialistischen Persönlichkeit“ 

orientierte.
41

 

Einen Fremdkörper in der Debatte bildete der sowjetische Autor Valentin A. Pat-

julin.
42

 Er interpretierte die Einheitsthese dahingehend, dass jedem Grundrecht eines 

Einzelnen die Erfüllungspflicht eines Anderen entsprechen müsse. Hieraus folgerte 

er, dass der Staat für die Grundrechte seiner Bürger Verantwortung übernehmen und 

mit einer Erfüllungspflicht garantieren müsse. Ein solches Verständnis von Rechten 

                                                 
34

  Diese Ansicht wurde von Hermann Klenner, Gerhard Haney, Eberhard Poppe und Ingo 

Wagner vertreten; vgl. LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 66. Sie-

he auch SCHWAN (wie Anm. 16), S. 135. 
35

  SCHWAN (wie Anm. 16), S. 45. 
36

  Siehe etwa ebenda, S. 55. 
37

  Dazu LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 68 ff. 
38

  Vgl. SCHWAN (wie Anm. 16), S. 9, 25, 51. 
39

  GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 25, 29; SCHWAN (wie Anm. 16), S. 35. 
40

  SCHWAN (wie Anm. 16), S. 9; LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), 

S. 43. 
41

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 90-106. 
42

  VALENTIN A. PATJULIN: Gosudarstvo i ličnost’ v SSSR [Staat und Persönlichkeit in der 

UdSSR], Moskva 1974. 
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und Pflichten hatte keinen spezifisch sozialistischen Charakter und war an rechtstheo-

retische Konzepte liberaler Staaten anschlussfähig.
43

 Patjulin wurde denn auch als 

einseitig kritisiert und setzte sich in der sowjetischen Diskussion zur Verfassung des 

Jahres 1977 nicht durch.
44

 Er fand in der rechtswissenschaftlichen Literatur der DDR 

nur wenige, vorsichtige Sympathisanten.
45

 

Die Einheitsthese fand ihre deutlichste rechtliche Fassung in der sowjetischen 

Verfassung von 1977.
46

 Indem die Grundrechtsausübung hier allgemein unter die Be-

dingung der Pflichtenerfüllung gestellt wurde, etablierte man ein systematisches Über-

gewicht der Pflicht vor dem Recht. Die der Verfassung zugrundeliegende Ausrich-

tung am Staatsziel sozialistische Gesellschaft ließ dabei die Aberkennung von Bürger-

rechten aus ideologischen Gründen zu. Die Ausübung von Grundrechten im Einzelfall 

konnte aufgrund der Einheitsthese mit der Begründung untersagt werden, die Grund-

pflichten gegenüber dem Staat seien mangelhaft erfüllt worden.
47

 Diese praktische 

Kehrseite der Einheit von Grundrechten und -pflichten, die Verwirkung der Bürger-

rechte, wurde in der rechtswissenschaftlichen Literatur verschwiegen. Hier liegt ein 

Unterschied zur staatsrechtlichen Literatur des Nationalsozialismus, die dezidiert und 

detailliert auf die Konsequenzen der Verletzung von nationalsozialistischen Treue-

pflichten hinwies
48

 und damit eine ideologische Abschreckungsfunktion ausübte. Aber 

nicht nur in der rechtswissenschaftlichen Literatur, bereits in den staatssozialistischen 

Verfassungstexten selbst wurden die Konsequenzen von Grundpflichtverletzungen in 

eher „milderer Form“
49

 angedeutet, die mit der Praxis der Durchsetzung wenig ge-

mein hatten. Otto Luchterhandt hat daraus die Schlussfolgerung gezogen, dass insbe-

sondere in der DDR der Aspekt des staatlichen Zwanges verbal heruntergespielt wur-

de.
50

 In der Rechtspraxis hingegen waren die Fälle Legion, bei denen Wehrdienstver-

weigerern eine höherqualifizierte Schul- oder Berufsausbildung versagt oder Ausrei-

sewilligen der Arbeitsplatz entzogen bzw. sie beruflich degradiert wurden.
51

 

                                                 
43

  SCHWAN unter Bezug auf die Reine Rechtslehre von Hans Kelsen (wie Anm. 16), S. 55. 
44

  BRUNNER (wie Anm. 27), S. 77. 
45

  Hierzu ist SCHWAN (wie Anm. 16), S. 6 ff., 58 f., 118 f., zu zählen, die Patjulin zwar kriti-

siert, aber doch selbst von einer staatlichen Garantie- und Erfüllungspflicht für die Grund-

rechte ausgeht. 
46

  In Art. 59 der Verfassung der UdSSR vom 7.10.1977 hieß es: „Die Verwirklichung der 

Rechte und Freiheiten durch den Bürger ist nicht zu trennen von der Erfüllung seiner 

Pflichten.“ 
47

  Vgl. BRUNNER (wie Anm. 27), S. 77; LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), 

S. 97, 241-245. 
48

  Nachweise bei LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 245. 
49

  BRUNNER (wie Anm. 27), S. 75. 
50

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 54, 57. 
51

  Ebenda, S. 244; siehe hierzu auch unten bei Anm. 118. 
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3.2 Der Rechtscharakter der Grundpflichten 

Einige der sozialistischen Grundpflichten wurden unmittelbar in den Verfassungstex-

ten als „Ehrenpflichten“ oder „hohe moralische Verpflichtung“ des Einzelnen ge-

kennzeichnet.
52

 Den Bereich des Moralisch-Ethischen noch überschreitend, griff die 

sowjetische Verfassung auf eine religiöse Sprache zurück und sprach mitunter von 

„heiligen“ Pflichten.
53

 Auch in der verfassungsjuristischen Argumentation zu den 

Grundpflichten spielte die sozialistische Moral eine prominente Rolle.
54

 War damit 

aber auch eine Aussage über die Alternative zwischen Rechtsverbindlichkeit oder blo-

ßer moralischer Verbindlichkeit dieser Grundpflichten getroffen? Die rechtswissen-

schaftliche Debatte im Staatssozialismus unterschied zwar zwischen moralischen und 

rechtlichen Geboten
55

, eine unbedingte Trennung von Recht und Moral traf allerdings 

auf Ablehnung.
56

 Recht und sozialistische Moral sollten nach und nach zu einer Ein-

heit verschmelzen.
57

 Nach den sozialistischen Zukunftsvorstellungen sollte das Rechts-

system langfristig nicht von einem staatlichen Zwangssystem durchgesetzt, sondern 

vom affirmativen moralischen Bewusstsein der Bürger getragen werden. Dieses uto-

pische Gedankengut des „sterbenden Staates“ und eines sterbenden Rechts bildete den 

Referenzpunkt für die rechtstheoretischen Aussagen über Recht und Moral.
58

 

Als Unterscheidungsmerkmal beider Normsysteme galt die juristische Durchsetz-

barkeit. Jede in der Verfassung statuierte Grundpflicht sollte nur dann als „rechtlich 

verbindlich“ gelten, wenn sie „staatlich sanktioniert“ werde.
59

 Dieses Merkmal für die 

Rechtsverbindlichkeit der Grundpflichten verfügte allerdings kaum über Unterschei-

dungskraft. Es wurde dadurch aufgeweicht, dass es sich bei „staatlichen“ Maßnahmen 

keinesfalls nur um die Akte des staatlichen Justiz- und Behördenapparats handelte. 

„Staatliche Sanktionen“ im Sinne der sozialistischen Rechtslehre konnten genauso gut 

von „quasi-staatlichen“ oder gesellschaftlichen Institutionen erlassen werden. So stellte 

ein tschechoslowakisches Staatslehrbuch lapidar fest, der Durchsetzung der Grund-

pflichten diene ein „weites Spektrum auch präventiver Instrumente“, das bis zum 

staatlichen Zwang reichen könne.
60

 „Gesellschaftliche“ Disziplinierungsmaßnahmen 

                                                 
52

  Rechtsvergleichend GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 12. 
53

  Beispiele ebenda, S. 56. 
54

  Dazu SCHWAN (wie Anm. 16), S. 73 ff. 
55

  GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 31-35; LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie 

Anm. 4), S. 42. 
56

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 44. 
57

  SCHWAN (wie Anm. 16), S. 73 f., 162. 
58

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 46. 
59

  GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 32; SCHWAN (wie Anm. 16), S. 18, 116 f.; kritisch dazu 

KLENNER, Studien (wie Anm. 17), S. 92 ff. Weitere Nachweise bei LUCHTERHANDT, Na-

tionale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 48 ff. 
60

  Základní práva (wie Anm. 30), S. 217. 
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von nicht-staatlichen Organen wurden damit eingeschlossen.
61

 Dem Bürger trat gera-

de nicht ein klar bestimmter Rechtsstab des Staates in der Gestalt von Richtern, Po-

lizisten und Beamten gegenüber. Die Rechts- und auch Loyalitätserwartungen an ihn 

wurden gleichermaßen von Lehrern, Betriebsräten, „Abschnittsbevollmächtigten“ oder 

„Hausgemeinschaftsleitern“ formuliert. Die sogenannten Schieds- oder Konfliktkom-

missionen in den Betrieben waren zur Rechtsdurchsetzung sogar ausdrücklich autori-

siert.
62

 Diese Laientribunale, die sich aus den Mitarbeitern der Betriebe zusammen-

setzten, von den Gewerkschaften angeleitet und von der Staatsanwaltschaft überwacht 

wurden, waren erfinderisch im Erlass von erzieherischen Maßnahmen, die in keinem 

Gesetzbuch standen.
63

 Da diese gesellschaftlichen Institutionen auch auf die „Prinzi-

pien der sozialistischen Moral“ zurückgreifen konnten, war für die Unterscheidung 

von Rechtspflichten und Moralgeboten nichts gewonnen. Für den einzelnen Bürger 

bestand letztlich die Vermutung, dass es sich bei jeder der in der Verfassung formu-

lierten Grundpflichten um eine Rechtspflicht handelte
64

, die zugleich durch die sozia-

listische Geschichtsphilosophie und Moralvorstellung begründet war. 

Das umfangreiche Bündel dieser Grundpflichten und der – wie noch zu zeigen 

sein wird – vom sozialistischen Loyalitätsdenken imprägnierten Grundrechte lässt 

sich ebenso unter dem Begriff der „Loyalitätserwartungen“ zusammenfassen. Es ist 

dabei eine sozialistische Besonderheit, dass die verfassungsrechtlichen Loyalitätspflich-

ten nicht nur gegenüber dem Staat, sondern gegenüber der Gesellschaft als solcher be-

standen. Im Anschluss an Schulze Wessel kann man insoweit von einer horizontalen 

Loyalitätserwartung sprechen.
65

 Auch im Verhältnis zu den Mitbürgern war der Ein-

zelne auf die „bewusste Einhaltung der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens“ 

(ČSSR) bzw. die „Grundsätze sozialistischer Moral“ (DDR) festgelegt.
66

 Ein tsche-

choslowakisches Staatslehrbuch bemerkte dazu ausdrücklich, dass diese Verpflichtung 

über die bloße Einhaltung der Rechtsordnung hinausreiche.
67

  

                                                 
61

  So ausdrücklich auch GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 33: „Die Verwirklichung der Grund-

pflichten kann mittels Maßnahmen und Sanktionen staatlicher oder auch gesellschaftlicher 

Organe – z.B. Schieds- oder Konfliktkommissionen – erzwungen werden“. 
62

  Ebenda; LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 52 m.w.N. Zu den 

Konfliktkommissionen siehe insbesondere auch AXEL DOST: Arbeitsrecht, in: Die Rechts-

ordnung der DDR. Anspruch und Wirklichkeit, hrsg. von UWE-JENS HEUER, Baden-Baden 

1995, S. 130-140. 
63

  Illustrative Beispielsfälle – Sonderschichten für Nordvietnam (1970), Arbeitslager bei 

Fehlschichten (1971) – bei INGA MARKOVITS: Gerechtigkeit in Lüritz. Eine ostdeutsche 

Rechtsgeschichte, München 2006, S. 64 f. Vgl. für die Sicht der DDR-Juristen DOST (wie 

Anm. 62), S. 131-137. 
64

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 58 f. 
65

  SCHULZE WESSEL (wie Anm. 1), S. 3. 
66

  Art. 38 der tschechoslowakischen Verfassung von 1960; Art. 19 der DDR-Verfassung von 

1968. 
67

  Základní práva (wie Anm. 30), S. 219. 
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3.3 Die Grundpflichten und Grundrechte als Loyalitätserwartungen 

Die oben getroffene Unterscheidung von äußerer und innerer Loyalität aufgreifend, 

kann man die verfassungsrechtlichen Grundpflichten im Staatssozialismus in solche 

unterteilen, die auf ein bestimmtes Verhalten, und solche, die auf die innere Gesin-

nung zielten. Diese Loyalitätserwartungen des Staates an seine Bürger sollen vor-

nehmlich in Hinblick auf ihre juristischen Implikationen untersucht werden. Die Fra-

ge nach der Akzeptanz in der Gesellschaft und etwa danach, ob die einzelnen Staats-

bürger hierauf eingingen, ohne rechtlich dazu gezwungen zu sein – möglicherweise, 

weil sie die Erfüllung der Grundpflichten als eine Art Gegenleistung auf das umfang-

reiche Leistungsangebot des Staates verstanden –, muss an dieser Stelle außen vor 

bleiben.
68

 

Die meisten Grundpflichten forderten staatsloyale Handlungen ein. In der sowje-

tischen Verfassung von 1936 beispielsweise waren dies – neben der Pflicht zum Ver-

fassungs- und Gesetzesgehorsam und der Wehrpflicht, die auch liberale Verfassungen 

kennen – die Pflicht zur Arbeit und Wahrung der Arbeitsdisziplin, zur Einhaltung der 

Regeln des sozialistischen Zusammenlebens sowie die Pflichten zum Schutz und zur 

Festigung des gesellschaftlichen Eigentums.
69

 In der Verfassung von 1977 kamen 

hinzu die Pflicht zur Achtung der nationalen Besonderheiten anderer, die Pflicht zur 

Völkerfreundschaft und zur „Erhaltung des Weltfriedens“, die Unduldsamkeit gegen-

über gesellschaftswidrigen Straftaten, die Erziehungspflicht der Eltern, die Fürsorge-

pflicht der Kinder für ihre Eltern, Natur-, Kultur- und Denkmalschutz sowie die För-

derung der internationalen Zusammenarbeit.
70

 Ebenfalls verankert wurde eine Grund-

pflicht, „die Interessen des Sowjetstaates zu schützen und zur Stärkung seiner Macht 

und Autorität beizutragen“. Georg Brunner bescheinigte dieser Grundpflicht eine be-

sonders autoritäre Tendenz.
71

 Ähnliche Grundpflichten, meist von minderem Umfang, 

fanden sich auch in den anderen staatssozialistischen Verfassungen.
72

 

Die Erziehungspflicht 

Richtet man sich allein nach dem Wortlaut der Grundpflichten, wurde der Bereich der 

inneren Gesinnung kaum berührt. Ausgenommen hiervon war die Erziehungspflicht 

der Eltern.
73

 Diese wurde mit dem ideologischen Staatsziel verbunden, die Kinder zu 

„sozialistischen Persönlichkeiten“ bzw. „würdigen Mitgliedern der sozialistischen Ge-

sellschaft“
74

 zu formen. Dieses sogenannte sozialistische Erziehungsziel wurde in den 

                                                 
68

  Zu diesem Aspekt des „Tauschgeschäfts“ von Leistung und Gegenleistung bei der Generie-

rung von Loyalitäten im Staatssozialismus vgl. Volker Zimmermann in diesem Band. 
69

  Vgl. neben dem Verfassungstext den Überblick bei SCHWAN (wie Anm. 16), S. 154. 
70

  Übersicht bei BRUNNER (wie Anm. 27), S. 75. 
71

  Vgl. ebenda sowie Art. 62 Abs. 1 der Verfassung der UdSSR vom 7.10.1977. 
72

  Vergleich und Aufzählung in der Dissertation von GUMBRECHT (wie Anm. 16). 
73

  Ebenda, S. 127-131. 
74

  Art. 66 der Verfassung der UdSSR vom 7.10.1977. 
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nationalen Familienrechten konkretisiert.
75

 In der DDR verstand man darunter die „Er-

ziehung zur Bescheidenheit, Ehrlichkeit, Hilfsbereitschaft und die Achtung vor dem 

Alter und deutlich weltanschaulich geprägte Ziele wie die Erziehung zur Einhaltung 

der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens […] oder zum sozialistischen Patrio-

tismus und Internationalismus“
76

. Eine solche ideologisch aufgeladene Erziehungs-

pflicht beschnitt den Eltern das Recht, entgegenstehende Gesinnungen zu vermitteln. 

Auf einem anderen Blatt stand, ob und wie der Staat bei „nicht-sozialistischer“ Erzie-

hung eingriff. Eine Familienrechtlerin der DDR schrieb rückblickend, dass die von 

den Gerichten festgelegte Schwelle für Eingriffe in die Familie sehr hoch war und es 

gerade im Vergleich mit der Bundesrepublik weit weniger Fälle gab, in denen Eltern 

das Erziehungsrecht entzogen wurde.
77

 Selbst wenn im Alltagsleben die beschränken-

den Möglichkeiten des Rechts nicht in vollem Umfang genutzt wurden, blieb doch 

stets der Raum für Ausnahmen offen. Hiervon sind in das öffentliche Bewusstsein vor 

allem jene spektakulären, wenngleich äußerst seltenen Fälle gelangt, die diese Mög-

lichkeiten auf erschreckende Weise symbolisierten: die Zwangsadoptionen bei Kin-

dern von Republikflüchtigen.
78

 Häufiger wurde das Erziehungsrecht Frauen entzogen, 

die als „asozial“ galten. Als Indizien hierfür galten neben Verwahrlosung oder einer 

fehlenden „Arbeitsmoral“ auch das mangelnde Interesse an Versammlungen und De-

monstrationen oder die Frage, ob das Kind in einer „staatlich angebotenen Versor-

gungseinrichtung“, dem Kindergarten, oder von Freunden versorgt wurde.
79

 Sieht 

man von diesen härtesten Erscheinungsformen ab, blieb immer noch ein vielfältiges 

erzieherisches Instrumentarium. So reagierte der Staat auf eine stark religiös geprägte 

Erziehung zwar nicht mit familienrechtlichen Maßnahmen
80

, doch reduzierte er für 

religiös stark gebundene Familien seine sozialen Leistungsangebote deutlich. Die ver-

fassungsrechtliche Erziehungspflicht zielte über den Kopf der Eltern hinweg dabei 

letztlich auf das einzelne Kind bzw. den einzelnen Jugendlichen. Deren innerer mora-

lischer Bereich wurde zu einem bloßen Gefäß degradiert, das mit den Inhalten „sozia-

listischer Moral“ gefüllt werden sollte, unabhängig davon, ob dem familiäre, religiöse 

oder andere ethische Bindungen entgegenstanden. 

Von diesem Loyalitätsanspruch unterschied sich die Wirklichkeit durch die vielbe-

schriebene Zweigleisigkeit von öffentlicher und privater Person. Die in der Erzie-

hungspflicht angelegten Forderungen nach einer „sozialistischen“ Gesinnung wurden 

                                                 
75

  Vgl. nur für die DDR den Aufsatz von ANITA GRANDKE: Familienrecht, in: Rechtsordnung 

der DDR (wie Anm. 62), S. 173-209; für die Tschechoslowakei den Überblick von RENA-

TA VESELÁ: Vývoj rodinného práva v letech 1945-1989 [Entwicklung des Familienrechts], 

in: Vývoj práva v Československu 1945-1989, hrsg. von KAREL MALÝ und LADISLAV SOU-

KUP, Praha 2004, S. 888-900. 
76

  GRANDKE (wie Anm. 75), S. 189, mit gesetzlichen Nachweisen. 
77

  Ebenda, S. 190. 
78

  Siehe ebenda, S. 190, 192. Siehe auch die Drucksache des Bundestags Nr. 12/932 sowie 

des Bundesrats Nr. 12/1042. 
79

  MARKOVITS (wie Anm. 63), S. 107-118, schildert in ihrem Buch eindrücklich weitere Fälle. 
80

  GRANDKE (wie Anm. 75), S. 190. 
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in der Regel mit einem bloß äußerlichen Verhalten beantwortet. Die Erziehung in den 

Schulen und den Betrieben wirkte nicht durch Überzeugung, sondern durch Zwang.
81

 

Der repressive Charakter der Erziehung wurde daraufhin selbst von einigen Staats-

rechtslehrern kritisiert.
82

 Mitte der 1980er Jahre war nun auch in der Familienrecht-

sprechung ein Umschwung festzustellen, wenn es um die Bewertung von „asozialem“ 

Verhalten geht; man „erkennt die unsichtbare Grenze zwischen Familie und Staat, 

zwischen öffentlichem und privatem Leben, wieder an“.
83

 

Das Recht auf Religionsausübung 

Die auf das Innere zielenden Loyalitätserwartungen des Staates erschöpften sich nicht 

in den Grundpflichten. Die Engführung von Recht und Moral führte dazu, dass auch 

die Grundrechte mit Loyalitätsforderungen kontrastiert werden konnten. Dabei defi-

nierte die sozialistische Rechtswissenschaft die Grundrechte als Handlungs- und Ent-

wicklungsmöglichkeiten des Einzelnen in der sozialistischen Gesellschaft. Da die „so-

zialistische Persönlichkeit“ durch die „allseitige“ Weiterentwicklung der individuel-

len Fähigkeiten gekennzeichnet sei, müsse den Grundrechten eine moralische Pflicht 

zu ihrer Ausübung gegenüberstehen.
84

 

Die Konsequenzen dieser Ansicht und auch der Gegensatz zu liberalen Auffassun-

gen lassen sich am besten am Beispiel der Religionsausübung verdeutlichen, dem Pa-

radebeispiel für Loyalitätskonflikte. Nach Ansicht mancher DDR-Juristen sollte die 

Verbindung von Grundrecht und moralischer Erfüllungspflicht für den Bereich der 

Religions- und Gewissensfreiheit nur eingeschränkt gelten. Der Religionsfreiheit ent-

spreche keine moralische Erfüllungspflicht, weil Religion mit sozialistischer Moral 

inkompatibel sei. Lediglich das Recht, „atheistische Propaganda zu betreiben“, korre-

spondiere mit einer moralischen Erfüllungspflicht.
85

 Auch tschechoslowakische Lehr-

bücher wiesen für die Religionsfreiheit darauf hin, dass der Staat die verfassungs-

rechtliche Pflicht habe, die „Überreste der Ausbeutergesellschaft im Bewusstsein des 

Volkes, darunter zweifellos u.a. religiöse Überbleibsel“, zu beseitigen und für den 

„Sieg der wissenschaftlichen Weltanschauung“ zu kämpfen.
86

 Dass der Staat diese 

Pflicht bis ins Groteske hinein steigerte, zeigen Berichte der Gruppe Charta 77 für 

Nordmähren aus den 1980er Jahren, wonach etwa in der Krankenschwesterausbildung 

besonderer Wert auf den Nachweis der „Unwissenschaftlichkeit der Religion“ gelegt 

                                                 
81

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 105 f. 
82

  Vgl. ebenda, S. 106, und etwa KLENNER, Studien (wie Anm. 17), S. 94. 
83

  MARKOVITS (wie Anm. 63), S. 116. 
84

  Dazu kritisch SCHWAN (wie Anm. 16), S. 70 ff., und KLENNER, Studien (wie Anm. 17), 

S. 92. 
85

  SCHWAN (wie Anm. 16), S. 86. 
86

  Ústavní práva ČSSR. Základy společenského zřízení a základní práva a povinnosti občanů 

[Verfassungsrecht der ČSSR. Die Grundlagen der Gesellschaftsordnung und die Grund-

rechte und -pflichten der Bürger], hrsg. von PAVEL PEŠKA u.a., Praha 1965, S. 239. 
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werde.
87

 Indem das christliche Glaubensbekenntnis aus dem Bereich der „sozialisti-

schen Moral“ verwiesen wurde, minderte sich zugleich sein verfassungsrechtlicher 

Stellenwert. Für die Religionsausübung konnte nach dieser Logik kein gesellschaftli-

ches „sozialistisches“ Bedürfnis rechtfertigend herangezogen werden. Das Recht auf 

Religionsausübung wurde vielmehr mit den entgegenstehenden Loyalitätserwartun-

gen des Staates kontrastiert. 

Die Arbeitspflicht 

Die zentrale Grundpflicht war die verfassungsrechtliche Pflicht zur Arbeit. Sie galt als 

individuell-verpflichtende Seite eines der wichtigsten staatslegitimierenden Symbole: 

der sozialen Revolution. Die Arbeitspflicht wurde dabei gedeutet als Konsequenz aus 

der Verstaatlichung der wirtschaftlichen Ressourcen und der Etablierung eines wirt-

schaftlichen Entscheidungsmonopols des Staates. Dem Einzelnen wurde es verwehrt, 

sein Leben ohne Arbeit, etwa aus den Erträgen eines bestehenden Privatvermögens, 

zu bestreiten.
88

 Die Grundpflicht zur Arbeit wirkte bis auf die untersten rechtlichen 

Ebenen zurück. Ein differenziertes Bild dieses staatlichen Loyalitätsanspruchs ent-

steht daher erst durch die Einbeziehung von Gesetzen, Verordnungen und Verfügun-

gen. Der Wandel der Loyalitätsanforderungen in den unterschiedlichen Phasen von 

Staatsgründung, Konsolidierung, Krise etc. der einzelnen staatssozialistischen Länder 

wird dabei nicht sosehr am Verfassungstext greifbar, sondern spiegelt sich genauer in 

den kleinteiligen Regelungen auf der Verwaltungsebene. 

Die Arbeitspflicht gehört zum ideengeschichtlichen Erbe der Frühsozialisten.
89

 

Diese versprachen sich von der Trias Arbeitspflicht, Wehrpflicht und Bildungspflicht 

nicht nur die Herstellung sozialer Gleichheit, sondern auch die beste Verwirklichung 

des Gemeinwohls. Im Anschluss daran wurden in der russischen Oktoberrevolution 

Forderungen nach einer Arbeitspflicht als Propagandamittel eingesetzt. Lenin verbrei-

tete Parolen wie das Bibelzitat „Wer nicht arbeitet, der soll auch nicht essen!“
90

 oder 

den populistischen Ausspruch: „Für die Arbeiter und die armen Bauern Russlands 

muss die Arbeitspflicht vor allem und in erster Linie bedeuten, die reichen und be-

sitzenden Klassen zur Arbeit für die Gesellschaft heranzuziehen.“
91

 Die Idee einer 

Arbeitspflicht ging bei Lenin jedoch nicht allein auf frühsozialistisches Gedankengut 

zurück, vielmehr nahm er polemisch auch auf ein deutsches „Vorbild“ Bezug: In 

Deutschland war im Jahr 1916 mit dem Hilfsdienstgesetz, das eine Arbeitspflicht ein-

führte, der Grundstein für den sogenannten Kriegssozialismus geschaffen worden.
92

 

                                                 
87

  Charta 77 k situaci cirkví a věřících v ČSSR. Dokumenty z let 1977-1987 [Die Charta 77 

zur Situation der Kirche und der Gläubigen in der ČSSR. Dokumente der Jahre 1977-

1987], hrsg. von MILAN KUBEŠ und IVANA ŠUSTROVÁ, München 1987, S. 77. 
88

  Art. 13 Abs. 3 der Verfassung der UdSSR vom 7.10.1977. 
89

  Hierzu und zum Folgenden vgl. den Überblick bei LUCHTERHANDT, Nationale Minderhei-

ten (wie Anm. 4), S. 8-15. 
90

  2 Thess 3, 10; siehe bei LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 4, 18. 
91

  Zitiert bei GUMBRECHT (wie Anm. 16), S. 19. 
92

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 4 f. 
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Lenin knüpfte unter Umkehrung der politischen Vorzeichen an diese „staatssozialisti-

sche“ Tradition an und verankerte die Arbeitspflicht in der Verfassung.
93

 Die anderen 

staatssozialistischen Verfassungen übernahmen nach und nach diese Verpflichtung 

zur Arbeit.
94

 Auf einer theoretischen Ebene blieb es zwar umstritten, ob es sich bei 

der Pflicht zur Arbeit nicht lediglich um ein moralisch-ethisches Gebot und keine 

Rechtspflicht handele, doch zeugen zahlreiche gesetzliche und untergesetzliche Nor-

men von der konsequenten rechtlichen Durchsetzung dieser Pflicht.
95

 

In die Verfassung der DDR gelangte die Pflicht zur Arbeit erst mit der Verfas-

sungsnovelle vom 7. Oktober 1968. Das erstaunt angesichts der deutschen Verfas-

sungstradition, kannte doch bereits die Weimarer Reichsverfassung das Recht auf Ar-

beit sowie eine als sittliches Gebot verstandene Arbeitspflicht.
96

 Auch das bundes-

deutsche Grundgesetz sieht in eng begrenzten Ausnahmefällen eine Arbeitspflicht 

vor.
97

 Es ist zweifelhaft, ob man den Verzicht auf die Arbeitspflicht in der DDR-Ver-

fassung von 1949 als Abgrenzung vom nationalsozialistischen Rechtssystem interpre-

tieren kann, das in den 1930er Jahren eine zur Rechtspflicht gesteigerte Arbeitspflicht 

für alle Bürger eingeführt hatte.
98

 Denn schon während der unmittelbaren Nachkriegs-

zeit praktizierte die DDR Zwangseinweisungen in vakante Arbeitsstellen, um der 

schwierigen wirtschaftlichen Lage Herr zu werden.
99

 Im Jahr 1950 legte das Oberste 

Gericht der DDR die Arbeitspflicht als „staatsbürgerliche Pflicht“ fest.
100

 Auf der ge-

setzlichen Ebene sprach erstmals das Arbeitsgesetzbuch von 1961 von einer „mora-

lischen Pflicht“ zur Arbeit. Dieses Arbeitsgesetzbuch nahm ideologischen Bezug auf 

die kurz zuvor vom Fünften SED-Parteitag beschlossenen „Zehn Prinzipien der so-

zialistischen Moral und Erziehung“. Es forderte die sozialistische Erziehung der Ar-

beitnehmer, widmete ein ganzes Kapitel der „sozialistischen Arbeitsdisziplin“ und 

ließ die fristlose Entlassung bei „schwerwiegender Verletzung der staatsbürgerlichen 

                                                 
93

  Ebenda; OLEG SUBBOTIN: Das sowjetische Arbeitsrecht zwischen den Weltkriegen 1917-

1941, in: Modernisierung durch Transfer zwischen den Weltkriegen, hrsg. von TOMASZ 

GIARO, Frankfurt am Main 2007 (Rechtskulturen des modernen Osteuropa. Traditionen 

und Transfers, 2), S. 105-136. 
94

  Vergleich bei GUMBRECHT (wie Anm. 16). 
95

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 183 f. Weitere Nachweise bei 

SCHWAN (wie Anm. 16), S. 105. 
96

  Diese Arbeitspflicht sollte in Abgrenzung zum eben genannten Hilfsdienstgesetz keine 

rechtliche, sondern nur eine sittlich-moralische sein. Vgl. MARTIN BECKER: Arbeitsvertrag 

und Arbeitsverhältnis während der Weimarer Republik und in der Zeit des Nationalsozia-

lismus, Frankfurt am Main 2002 (Juristische Abhandlungen, 44), S. 61. 
97

  Art. 14 Abs. 2. Es geht um die sogenannten Hand- und Spanndienste, Pflichten zum Feuer-

wehrdienst oder Deichschutz. 
98

  Zur Arbeitspflicht im Nationalsozialismus siehe BECKER (wie Anm. 96), S. 375 f., 538 f. 
99

  Die zugrundeliegende Verordnung wurde erst im Jahr 1954 aufgehoben. Zu weiteren Ein-

zelheiten DOST (wie Anm. 62), S. 95-145, hier S. 109 f. Als strafrechtliche Sanktion blieb 

die Einweisung in einen Arbeitsplatz allerdings erhalten, vgl. LUCHTERHANDT, Nationale 

Minderheiten (wie Anm. 4), S. 189. 
100

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 4. 
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Pflichten“ zu.
101

 Im Arbeitsgesetzbuch von 1977 wurden die Erziehungsaufgaben der 

Betriebsleiter zugunsten konkreter Sachaufgaben zurückgenommen und die Kündi-

gungsmöglichkeiten für die Betriebe erschwert.
102

 Aus der verfassungsrechtlichen Ein-

heit von Arbeitsrecht und Arbeitspflicht wurde auf der einfachgesetzlichen Ebene des 

Arbeitsrechts nun die praktische Konsequenz gezogen, dass eine Kündigung nur bei 

dem Angebot einer zumutbaren anderen Arbeit zulässig sei.
103

 Die Arbeitspflicht wurde 

dabei von zahlreichen strafrechtlichen und verwaltungsrechtlichen Sanktionen flan-

kiert. 

In der Tschechoslowakei lassen sich wichtige Parallelen beobachten. Wie in der 

DDR griff auch die tschechoslowakische Form der Arbeitspflicht auf ein rechtshisto-

risches Erbe zurück. Dazu zählen nicht nur die sogenannten Arbeitsformationen, die 

im Jahr 1938, am Anfang der Zweiten Republik „Arbeitslose wirtschaftlich sicherstel-

len“ sollten, wie es im zeitgenössischen Rechtsjargon hieß, sondern vor allem auch 

die unter dem Nationalsozialismus in der Protektoratszeit eingeführte Arbeitsver-

pflichtung.
104

 Die kurz nach Kriegsende im Jahr 1945 vom Präsidenten erneut dekre-

tierte Arbeitspflicht bot die rechtliche Grundlage, in der wirtschaftlich prekären Situa-

tion in großem Umfang Arbeitsstellen zwangsweise zu besetzen.
105

 Betroffen waren 

insbesondere Personen, die man eines feindlichen Verhaltens während der Kriegszeit 

oder der Kollaboration verdächtigte sowie zu einem größeren Teil Angehörige der 

deutschen oder ungarischen Nationalität.
106

 Die Wirtschaftslenkung durch die Zuwei-

sung von Arbeitsplätzen betraf in abgeschwächter Form aber auch die allgemeine Be-

völkerung, zumindest solange, wie das Gesetz für die „nationale Mobilisierung von 

Arbeitskräften“ in Kraft war.
107

 Die „Arbeitszuteilungen“ sowie die Schaffung von 

                                                 
101

  DOST (wie Anm. 62), S. 118-121. 
102

  Ebenda, S. 125. 
103

  Ebenda, S. 128. 
104

  Vgl. zur „wirtschaftlichen Sicherstellung der arbeitslosen Personen“ in der Zweiten Repu-

blik die vorläufige Verfügung Nr. 291/1938 Slg. Im Übrigen siehe ELENA BARANCOVÁ: 

Verletzungen der Prinzipien der Freiheit und der Gleichheit in der tschechoslowakischen 

Arbeitsgesetzgebung nach 1945, in: Normdurchsetzung in osteuropäischen Nachkriegsge-

sellschaften (1944-1989). Einführung in die Rechtsentwicklung mit Quellendokumentation, 

Bd. 4: Tschechoslowakei (1944-1989), hrsg. von HEINZ  MOHNHAUPT und HANS-ANDREAS 

SCHÖNFELDT, Frankfurt am Main 1998 (Studien zur Europäischen Rechtsgeschichte, 107), 

S. 643-671, hier S. 644 f., sowie PETRA SKŘEJPKOVÁ: Zásahy státu v oblasti pracovního 

práva a jeho deformace v poválečném období [Die staatlichen Eingriffe im Bereich des Ar-

beitsrechts und dessen Deformation in der Nachkriegszeit], in: Vývoj práva (wie Anm. 75), 

S. 519-530, hier S. 520 f. 
105

  Es handelte sich um das Dekret des Präsidenten der Republik Nr. 88/1945 Slg. 
106

  TOMÁŠ STANĚK: Internierung und Zwangsarbeit. Das Lagersystem in den böhmischen Län-

dern 1945-1948, München 2007 (Veröffentlichungen des Collegium Carolinum, 92); BA-

RANCOVÁ (wie Anm. 104), S. 645. 
107

  Gesetz Nr. 87/1946 Slg. über einige Maßnahmen zur Verwirklichung der nationalen Mobi-

lisierung von Arbeitskräften, das bis Ende 1948 in Kraft war. Es beruhte grundsätzlich auf 
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„Arbeitserziehungslagern“ und „Zwangsarbeitslagern“ wurden nach der Machtüber-

nahme durch die Kommunisten bis Mitte der 1950er Jahre fortgesetzt, nunmehr poli-

tisch instrumentalisiert gegen als feindlich eingestufte Gruppen, die als „Klassenfein-

de“, „Saboteure“ oder „asoziale Elemente“ bezeichnet wurden.
108

 Diesen Arbeitserzie-

hungslagern hat Jiří Menzels Film „Skřivánci na niti“ [Lerchen am Faden], der sofort 

mit seiner Fertigstellung 1969 verboten wurde, ein bitter-humoristisches Denkmal ge-

setzt.  

Wie in der DDR durchzog auch in der Tschechoslowakei sozialistisches Erzie-

hungs- und Disziplinierungsdenken das Arbeitsrecht. Die verfassungsrechtliche Ar-

beitspflicht wurde in den arbeitsrechtlichen Bestimmungen ausbuchstabiert.
109

 Die Ar-

beitenden wurden zur „aktiven Teilnahme“ sowie dazu angehalten, sich „an der Ent-

wicklung, Lenkung und Kontrolle der Tätigkeit der sozialistischen Organisation [d.h. 

des jeweiligen Betriebs]“ zu beteiligen und die sozialistische „Arbeitsdisziplin“ ein-

zuhalten.
110

 Die „Arbeitsdisziplin“ galt als Teil der sozialistischen Moral und enthielt 

für die Führungskräfte die gesetzliche Anweisung, das „ideologische Niveau der Ar-

beitenden“ zu erhöhen.
111

 Bei Einstellungen hatten die Gewerkschaften ein grundsätz-

liches Mitspracherecht in Hinblick auf „sittliche Befähigung und staatliche Verläss-

lichkeit“ der Arbeitnehmer.
112

 Wenn es an die verfassungsrechtliche Legitimierung 

der mit zahlreichen Loyalitätserwartungen aufgeladenen Arbeitspflicht ging, wurde 

der Topos der sozialen Revolution und des Fortschritts der sozialistischen Gemein-

schaft bemüht.
113

 

In der Zeit der sogenannten Normalisierung wurde das Mitte der 1960er Jahre li-

beralisierte Arbeitsgesetzbuch novelliert und verschärft: Fristlose Entlassungen und 

Kündigungen wurden auf der Grundlage dieser Novelle nun als Repressionsmittel ge-

gen die Sympathisanten des Prager Frühlings eingesetzt.
114

 In der neuerlichen Phase 

der Entspannung, der Zeit der Perestrojka, geriet die Arbeitspflicht wieder in den Hin-

                                                                                                                          
der Freiwilligkeit bei der Arbeitsplatzzuweisung und sah nur subsidiär Verwaltungszwang 

vor. Vgl. BARANCOVÁ (wie Anm. 104), S. 647-652; SKŘEJPKOVÁ (wie Anm. 104), S. 522. 
108

  STANĚK (wie Anm. 106), zur Arbeitspflicht vor allem S. 99-111. Siehe auch BARANCOVÁ 

(wie Anm. 104), S. 652 f.; LADISLAV SOUKUP: Zákon o táborech nucené práce v ČSR z r. 

1948 [Das Gesetz über Zwangsarbeitslager in der ČSR von 1948], in: Vývoj práva (wie 

Anm. 75), S. 415-427. 
109

  Základní práva (wie Anm. 30), S. 111. 
110

  Art. V, VI sowie §§ 18 bis 23 des Arbeitsgesetzbuches in der Fassung Nr. 55/1975 Slg. 
111

  § 74 lit. f des Arbeitsgesetzbuches in der Fassung Nr. 55/1975 Slg. Zur „Arbeitsdisziplin“ 

in der DDR siehe LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 190 f. 
112

  BARANCOVÁ (wie Anm. 104), S. 665. Die Gewerkschaften waren auch sonst als Kontroll-

organe in die arbeitsrechtlichen Verhältnisse einbezogen, siehe Art. X des Arbeitsgesetz-

buches in der Fassung Nr. 55/1975 Slg. und die zugehörigen Anmerkungen in Zákoník 

práce a předpisy souvisící [Arbeitsgesetzbuch und ergänzende Regelungen], 8. Aufl., Praha 

1978, S. 15. 
113

  Ústavní právo (wie Anm. 86), S. 202-205. Vgl. dazu auch die Anmerkungen zur „Arbeits-

disziplin“ im Zákoník práce (wie Anm. 112), S. 92-99. 
114

  BARANCOVÁ (wie Anm. 104), S. 669. 
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tergrund. Ein Lehrbuch von 1987 reagierte fast euphorisch auf die auf dem 27. Partei-

tag der KPdSU angekündigte wirtschaftliche Öffnung. In der Darstellung des Grund-

rechts auf Arbeit und der Grundpflicht zur Arbeit lag der Schwerpunkt nunmehr ein-

deutig auf den sozialen Rechten.
115

 Im Gegensatz zu früheren Praktiken wurde die 

Freiwilligkeit betont, ein bestimmtes Arbeitsverhältnis einzugehen.
116

 Hierin lassen 

sich auch schwache Reflexe der internationalen völkerrechtlichen Verpflichtungen 

ausmachen. Unter Rückgriff auf das in der Menschenrechtskonvention verankerte 

Verbot der Zwangsarbeit wurde die Verfassungspflicht zur Arbeit einschränkend da-

hingehend interpretiert, dass man nicht eine bestimmte, sondern nur irgendeine Arbeit 

ergreifen müsse.
117

 

Die Loyalitätserwartungen des Staates richteten sich in Hinblick auf die Arbeits-

pflicht zum einen auf die Wirtschaftlichkeit und Effektivität der Arbeitsabläufe, zum 

anderen war es dem Staat ein Anliegen, in diesem Bereich auch seine ideologischen 

Ansprüche durchzusetzen. Dies illustriert das Beispiel der Ausreisewilligen in der 

DDR, die bei der Stellung eines Ausreiseantrags mit arbeitsrechtlichen Degradierun-

gen zu rechnen hatten. Das staatliche Vorgehen wurde seit 1983 einheitlich mit einer 

Verfügung geregelt.
118

 Scheiterte der sogenannten Rückgewinnungsversuch, den Ein-

zelnen zum Bleiben zu bewegen, konnte er mit einem Änderungs- oder Überleitungs-

vertrag an einen anderen Arbeitsplatz versetzt werden. Die Verfügung wies die Be-

triebsleiter jedoch an, als Grund für die Versetzung nicht den Ausreiseantrag anzuge-

ben, sondern sich auf „Nichteignung“ oder „Pflicht- und Disziplinverletzungen“ zu 

berufen.
119

 Kündigungsschutzklagen dagegen waren aussichtslos. Der DDR-Jurist Axel 

Dost wies nach 1989 darauf hin, dass in der Bundesrepublik Arbeitnehmer „nament-

lich als Beamte“ ebenfalls auf dem „Boden der freiheitlich demokratischen Grundord-

nung“ stehen müssen, wenn sie ihren Arbeitsplatz nicht verlieren wollen.
120

 Er trifft 

damit unfreiwillig einen wichtigen Punkt. In der Tat kennt auch das bundesrepublika-

nische Recht Loyalitätsforderungen, beschränkt diese aber auf besondere Nähebezie-

hungen wie das Beamtenverhältnis. In Treue- und Loyalitätspflichten, die weit dar-

über hinausgingen, wurde in der DDR hingegen jeder Arbeitnehmer genommen.
121
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  Vgl. Základní práva (wie Anm. 30), S. 107-118, 215 f. 
116

  Ebenda, S. 111 f. 
117

  Ebenda, S. 216. 
118

  Verfügung Nr. 143/83 des Vorsitzenden des Ministerrates zur Gewährleistung des einheit-

lichen, abgestimmten Vorgehens der staatlichen Organe, Kombinate, Betriebe, Einrichtun-

gen und Genossenschaften in Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Organisationen zur 

Unterbindung und Zurückdrängung von Versuchen von Bürgern der DDR, die Übersied-
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die ergänzenden Erläuterungshinweise vom 11.08.1984. Dazu DOST (wie Anm. 62), S. 139. 
119

  Ebenda. 
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  Ebenda, S. 140. 
121

  LUCHTERHANDT, Nationale Minderheiten (wie Anm. 4), S. 191, 197. 
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4 Fazit 
 

Die vom sozialistischen Staat in den Verfassungen erhobenen Loyalitätsforderungen 

waren umfassend. Sie richteten sich nur zu einem Teil auf ein äußerlich abrufbares 

Verhalten. Unbestimmte Begriffe wie „sozialistische Persönlichkeit“, „sozialistische 

Moral“ oder „sozialistische Erziehung“ betrafen darüber hinaus den inneren Bereich 

des Einzelnen, sein Bewusstsein und die Motivation seines Handelns. Den bloßen 

Rechtsraum noch überschreitend, griffen diese Begriffe in eine gesellschaftliche 

Grauzone latenter staatlicher Loyalitätserwartungen über. Diese wurden von quasi-

staatlichen oder gesellschaftlichen Organen in den Schulen, Betrieben oder „Hausge-

meinschaften“ erhoben und kontrolliert. 

Der staatliche Anspruch auf Loyalität und seine tatsächliche zwangsweise Durch-

setzung standen in wechselseitiger und zugleich wechselhafter Spannung zueinander. 

Anhand dieses Spannungsverhältnisses lässt sich nicht zuletzt verdeutlichen, dass das 

Totalitarismusparadigma für den Staatssozialismus nur partiell und phasenweise 

greift.
122

 In seiner normativen Stoßrichtung war der Loyalitätsanspruch strukturell ein 

totalitärer. Die Persönlichkeit sollte als Ganzes erfasst und sowohl mit ihrer äußeren 

als auch mit ihrer inneren Seite in den Dienst eines gesellschaftlichen „Fortschritts“ 

gestellt werden, der als „objektive historische Notwendigkeit“ die Individuen und de-

ren Freiheitsansprüche überstieg. Einzelne Verfassungsrechtler weichten diese Stoß-

richtung lediglich graduell auf, wenn sie die Grundpflichten als bloß moralisch-ethi-

sche Gebote verstanden. Die enge Verzahnung des Rechts mit der „sozialistischen 

Moral“ ließ insofern kein belastbares Unterscheidungsmerkmal zu.  

Anders sah es mit den späten Bemühungen aus, die postulierte Einheit der Rechte 

und Pflichten zu modifizieren und die Grundrechte als einen individuellen Schutz-

raum gerichtlich zu garantieren.
123

 Hier deutete sich eine mögliche Trennung von 

öffentlicher und privater Sphäre an. Für die Frage nach dem totalitären Charakter des 

Staatssozialismus letztlich entscheidend ist jedoch die tatsächliche Durchsetzung der 

Loyalitätserwartungen. Diese konnte zeitlich stark differieren. Wie das Beispiel der 

Arbeitspflicht verdeutlicht hat, waren es vor allem die Zeiten der politischen Herr-

schaftsstabilisierung – sei es in der Anfangsphase der Staatsgründungen, sei es nach 

„Krisen“ wie dem Prager Frühling –, in denen die Grundpflichten zu einem repressi-

ven Instrument totalitärer Politik wurden. 

                                                 
122

 Vgl. das Themenheft „Das Konzept des Totalitarismus in der tschechischen Geschichte“, 

Bohemia 49 (2009), 2. 
123

  Dazu WOLFGANG BERNET: Verwaltungsrecht. Entwicklung und Zustand der Verwaltungs-

rechtswissenschaft der DDR, in: Rechtsordnung der DDR (wie Anm. 62), S. 395-426, hier 

S. 411-414. 
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Loyale „Umsiedler“ durch Bodenreform? 

Gesellschaftliche Konflikte und politische Widersprüche in 

der SBZ/DDR 

von 

Michael  S c h w a r t z  

 
Die sowjetische Besatzungszone in Deutschland (SBZ), aus der 1949 die „Deutsche 

Demokratische Republik“ (DDR) entstand, hat zwischen 1945 und 1950 fast vierein-

halb Millionen Flüchtlinge und Vertriebene (von insgesamt zwölf Millionen) aus dem 

verlorenen Ostdeutschland und aus Osteuropa aufnehmen müssen.
1
 Inwieweit gelang 

es den neuen kommunistischen Machthabern, unter dieser Bevölkerungsgruppe – die 

ein volles Viertel der Nachkriegsbevölkerung im SED-Staat stellte – politische Loya-

lität zu erzeugen? Welche Rolle spielte dabei die sogenannte „Bodenreform“, die Ent-

eignung des Großgrundbesitzes und weitgehende Landumverteilung an sogenannte 

„Neubauern“? 

 

 

Loyalität durch Bodenreform? Definitionen und Positionen 
 

Was ist überhaupt Loyalität? Definiert man diesen Terminus mit Hilfe des älteren, 

vom Soziologen Georg Simmel geprägten Begriffs der „Treue“, wird deutlich, dass 

Loyalität nicht nur das Verhalten, sondern auch die (innere) Haltung betrifft; zudem 

beschreibt Loyalität kein einseitiges Verhältnis (zwischen Herrscher und Beherrsch-

tem), sondern eine auf Gegenseitigkeit angelegte Relation von Erwartungen, Haltun-

gen und Verhaltensweisen; schließlich wirkt Loyalität nur dann politisch stabilisie-

rend, wenn sie nicht nur kurzfristig erfolgt, sondern als „Phänomen von einer gewis-

sen zeitlichen Dauer“ begriffen werden kann.
2
 

Hat die gewaltsame Umverteilung von Agrarland, euphemistisch „Bodenreform“ 

genannt, in der sowjetischen Besatzungszone und späteren DDR derartige politische 

Loyalität von Vertriebenen gegenüber den kommunistischen Herrschern erzeugt? Die 

Antworten der Forschung sind uneinheitlich. Frank Bösch und Helge Matthiesen ge-

hen von einer Loyalitätswirkung aus: „Da die Bodenreform sich naheliegenderweise 

                                                 
1  

Vgl. MICHAEL SCHWARTZ: Vertriebene und „Umsiedlerpolitik“. Integrationskonflikte in den 

deutschen Nachkriegs-Gesellschaften und die Assimilationsstrategien in der SBZ/DDR 

1945-1961, München 2004. 
2 

 Simmels Definition bei MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyalität“ als geschichtlicher Grund-

begriff und Forschungskonzept: Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der Tschechoslowaki-

schen Republik, 1918-1938. Politische, nationale und kulturelle Zugehörigkeiten, hrsg. von 

MARTIN SCHULZE WESSEL, München 2004, S. 1-22, hier S. 2. 
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bei den neuen Besitzern einer großen Beliebtheit erfreute, verankerte sie [...] neue Lo-

yalitäten gegenüber dem SED-Staat.“
3
 Philipp Ther beschreibt in seiner vergleichen-

den Studie zur DDR und zu Polen nicht nur das mit der Bodenreform verfolgte Ziel 

der herrschenden Kommunisten zur Schaffung eines ‚roten Landes‘, eines Bündnisses 

zwischen Arbeitern und Bauern durch das politische Eindringen in die nichtkommu-

nistische Landbevölkerung, sondern behauptet auch, dass „die Bodenreform in der 

SBZ und die Landreform in Polen [...] eine politische Schlüsselrolle für die Legiti-

mierung und Etablierung beider Regime“ gespielt hätten. Sowohl in der späteren 

DDR als auch in Polen hätten die regierenden Kommunisten gleichermaßen gehofft, 

„einen großen Anteil der Vertriebenen durch die Vergabe von Land und Hofstellen 

integrieren zu können“ – und zwar „nicht nur sozial und gesellschaftlich, auch po-

litisch sollten die Vertriebenen in beiden Ländern über die Vergabe von Land an die 

KPD/SED und an die PPR gebunden werden“.
4 
 

Ebenso entschieden hat Jochen-Christoph Kaiser die wichtige Rolle der sowjetzo-

nalen Bodenreform für die Klientelbildung in einer traditionell antisozialistischen 

ländlichen Gesellschaft betont. Gerade angesichts des Legitimitätsdefizits der KPD/ 

SED-Herrschaft in der SBZ/DDR sei die Landumverteilung ein materieller Hebel zur 

Loyalitätsbeschaffung gewesen: „Man nahm wenigen alles fort und gab dafür vielen 

etwas.“
5
 Tatsächlich hatte der KPD- und spätere SED-Führer Wilhelm Pieck im Ja-

nuar 1946 programmatisch erklärt, mit der „Aufteilung des Bodens“ müsse die kom-

munistische Partei „die großen Massen der armen Bauernschaft und der Landarbeiter 

für uns gewinnen [...], indem wir ihnen durch die Zuteilung von Boden eine Existenz-

basis geben“.
6
 

Macht schon dieses Zitat des späteren DDR-Präsidenten deutlich, dass Vertriebene 

bei dieser Klientelbildungspolitik nicht an allererster Stelle standen, sondern nur ne-
ben, wenn nicht erst nach den einheimischen Gruppen der Kleinbauern und Landar-

beiter Berücksichtigung fanden, haben einige Historiker die These von der erfolgrei-

chen Loyalitätserzeugung durch Bodenreform unterdessen bestritten. Zwar gehen nur 

wenige so weit, die politische Absicht der KPD/SED hinsichtlich ländlicher Klientel-

                                                 
3
  FRANK BÖSCH, HELGE MATTHIESEN: Das konservative Milieu. Vereinskultur und lokale 

Sammlungspolitik in ost- und westdeutschen Regionen, 1900-1960, Göttingen 2002, S. 166. 
4
  PHILIPP THER: Deutsche und polnische Vertriebene. Gesellschaft und Vertriebenenpolitik 

in der SBZ/DDR und in Polen 1945-1956, Göttingen 1998, S. 173. 
5
  JOCHEN-CHRISTOPH KAISER: Klientelbildung und Formierung einer neuen politischen Kul-

tur. Überlegungen zur Geschichte der Bodenreform in Thüringen, in: „Junkerland in Bau-

ernhand“? Durchführung, Auswirkungen und Stellenwert der Bodenreform in der Sowjeti-

schen Besatzungszone, hrsg. von ARND BAUERKÄMPER, Stuttgart 1996, S. 119-131, insb. 

S. 126 und S. 129. 
6
  Zitiert nach ARND BAUERKÄMPER: Auf dem Wege zum „Sozialismus auf dem Lande“. Die 

Politik der SED 1948/49 und die Reaktionen in dörflichen-agrarischen Milieus, in: Das 

letzte Jahr der SBZ. Politische Weichenstellungen und Kontinuitäten im Prozeß der Grün-

dung der DDR, hrsg. von DIERK HOFFMANN und HERMANN WENTKER, München 2000, 

S. 245-268, insb. S. 250. 
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bildung zu relativieren
7
, doch mehrere neuere Studien stellen den Erfolg dieser Politik 

in Frage. So spricht Rolf Badstübner von allenfalls „mißmutiger Loyalität“ der Neu-

bauern, die Bodenreformland erhalten hatten.
8
 Arnd Bauerkämper, der beste Kenner 

der frühen DDR-Agrargesellschaft, bewertet die Bindungen der „Neubauern“ an die 

KPD/SED als „fragil“.
9
 Friederike Sattler glaubt, „daß es der KPD/SED letztlich nicht 

gelang, diese neu entstandene soziale Gruppe als politische Klientel zu gewinnen und 

dauerhaft an sich zu binden“.
10

  

Neben ökonomischen Problemen wurde die erhoffte kommunistische Loyalität der 

(vertriebenen) Neubauern auch durch ältere „fortwirkende Loyalität[en]“ gegenüber 

anderen politischen und sozialen Instanzen relativiert.
11

 Der Sozialhistoriker Gerhard 

A. Ritter hat infolgedessen den Eindruck, dass sich die an die Bodenreform geknüpf-

ten weitreichenden „ökonomischen, sozialen und politischen Hoffnungen“ der KPD/ 

SED nicht erfüllt hätten. Abgesehen davon, dass die Bodenreform „massive Spannun-

gen zwischen Alt- und Neubauern“ zur Folge gehabt habe, habe dieselbe „keinen we-

sentlichen Beitrag zur Integration der Vertriebenen“ geleistet, „die unter den Neubau-

ern vielfach noch besonders benachteiligt“ worden seien. Außerdem sei die Bodenre-

form für viele Begünstigte nicht von Dauer gewesen – ebenso wenig wie eine daran 

geknüpfte politische Loyalität: „Viele Neubauern gaben ihr Land wieder auf und dis-

tanzierten sich desillusioniert von der SED“.
12

 

Das trifft alles zu. Und dennoch könnte man – im Vergleich mit anderen gesell-

schaftlichen Gruppen – behaupten, dass angesichts der vielfältigen traditionellen (meist 

antikommunistischen) Loyalitäten der einheimischen ländlichen Gesellschaft der SBZ/ 

DDR die sogenannten „Umsiedler-Neubauern“, also die vertriebenen Profiteure der 

Bodenreform, in vielen Dörfern „die noch am ehesten verläßliche SED-Klientel auf 

                                                 
7
  Vgl. Elke SCHERSTJANOI: SED-Agrarpolitik unter sowjetischer Kontrolle, 1949-1953, Mün-

chen 2007, S. 41-43. 
8
  ROLF BADSTÜBNER: Vom „Reich“ zum doppelten Deutschland. Gesellschaft und Politik im 

Umbruch, Berlin 1999, S. 469. 
9 

 BAUERKÄMPER, Auf dem Wege (wie Anm. 6), S. 250. 
10

  FRIEDERIKE SATTLER: Wirtschaftsordnung im Übergang. Politik, Organisation und Funkti-

on der KPD/SED im Land Brandenburg bei der Etablierung der zentralen Planwirtschaft in 

der SBZ/DDR 1945-52, 2 Bde., Münster 2002, insb. Bd. 2, S. 816. 
11

  ARND BAUERKÄMPER: Strukturumbruch ohne Mentalitätenwandel. Auswirkungen der Bo-

denreform auf die ländliche Gesellschaft in der Provinz Mark Brandenburg 1945-1949, in: 

„Junkerland in Bauernhand“ (wie Anm. 5), S. 69-85, insb. S. 77 f., mit dem Verweis auf 

die „fortwirkende Loyalität“ vieler eingesessener Landbewohner gegenüber enteigneten 

Gutsherren; ULRICH KLUGE: „Die Bodenreform ist in erster Linie eine politische Angele-

genheit“. Agrarstrukureller Wandel in Sachsen 1945/46, in: „Junkerland in Bauernhand“ 

(wie Anm. 5), S. 103-117, insb. S. 116, weist zusätzlich darauf hin, dass die bürgerlichen 

Blockparteien eine konkurrierende „Klientelbildung“ betrieben. 
12 

 GERHARD A. RITTER: Traditionen und Brüche: Die DDR in den fünfziger Jahren, in: Vor 

dem Mauerbau. Politik und Gesellschaft in der DDR der fünfziger Jahre, hrsg. von DIERK 

HOFFMANN, MICHAEL SCHWARTZ und HERMANN WENTKER, München 2003, S. 21-37, 

insb. S. 32 f. 
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dem Lande zu sein“ schienen.
13

 Wir müssen den Zusammenhang zwischen Bodenre-

form, Vertriebenen und deren Loyalität zur KPD/SED daher eingehender untersu-

chen. 

 

 

Vertriebenenproblem und Umsiedlerpolitik als Kontext 
 

Der politische Laborversuch kommunistischer Loyalitätserzeugung durch Bodenre-

form vollzog sich nicht im luftleeren Raum, sondern im Kontext einer Weltkriegsnie-

derlage, eines besetzten und wirtschaftlich darniederliegenden Landes, der Gewalter-

fahrung von Vertreibung und Heimatverlust und einer darauf reagierenden „Umsied-

lerpolitik“ der Sowjets und ihrer SED-Klientel. Berücksichtigt man das, so stößt man 

rasch auf „ein ambivalentes Verhältnis“ der in der SBZ/DDR lebenden Vertriebenen 

zur kommunistischen Herrschaft: Sie erwarteten gruppenspezifische sozialpolitische 

Hilfen, lehnten jedoch den verordneten Heimatverzicht und Assimilationszwang zu 

großen Teilen über einen längeren Zeitraum deutlich ab. Die Kommunisten reagierten 

auf diese Ambivalenz zwischen 1945 und 1953 mit einer „teils repressive[n], teils so-

zialpolitische[n] Assimilationspolitik, die ihre Klientel gleichzeitig unterdrückte und 

betreute“.
14

 Vor diesem Hintergrund erfolgte die Bodenreformpolitik als Versuch der 

Loyalitätssteigerung. 

Betrachten wir den Kontext der Umsiedlerpolitik in der SBZ/DDR etwas genauer. 

Die erzwungene Integration von rund zwölf Millionen Menschen, von denen über vier 

Millionen längerfristig in der sowjetischen Besatzungszone und in der frühen DDR 

verblieben, veränderte die Struktur der sich dort etablierenden Nachkriegsgesellschaft 

nachhaltig. In allen Besatzungszonen des verkleinerten Deutschland bewirkte das mas-

senhafte Hinzutreten der Vertriebenen somit eine soziostrukturelle „Revolution des 

Dorfes“
15

. In den ländlichen Lokalgesellschaften gerieten materielle Verteilungsspiel-

räume, soziale Gruppenbeziehungen und kulturelle Selbstverständlichkeiten durch die 

Massen-Immigration von „Fremden“, die zugleich Deutsche waren und gleichberech-

tigt behandelt zu werden erwarteten, hochgradig durcheinander.
16

  

„Gesellschaft“ musste vor Ort in konfliktreichen Prozessen neu konstruiert wer-

den; zunächst fand solche Auseinandersetzung meist dadurch statt, dass Alteingeses-

sene und Vertriebene „neben- und gegeneinander“ lebten.
17

 Die von dieser demogra-

fischen Umwälzung überrumpelte ländliche Gesellschaft der SBZ war „keineswegs 
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 SCHWARTZ, Vertriebene und „Umsiedlerpolitik“ (wie Anm. 1), S. 679. 
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  Ebenda, S. 1117 f. 
15 

 PAUL ERKER: Revolution des Dorfes? Ländliche Bevölkerung zwischen Flüchtlingszustrom 

und landwirtschaftlichem Strukturwandel, in: Von Stalingrad zur Währungsreform. Zur So-
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MAR HENKE und HANS WOLLER, München 1988, S. 367-425, insb. S. 367. 
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 Ebenda, S. 424 f. 
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  KARL TEPPE: Trümmergesellschaft im Wiederaufbau, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 

18-19/95, S. 22-33, insb. S. 26. 
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‚stillgestellt‘“
18

, sondern bekämpfte die Vertriebenen als greifbare Exponenten über-

wältigender Modernisierungszwänge durch Solidarisierung nach innen und „Frem-

denfeindlichkeit“ nach außen: „Die Umbruchphase war daher auf dem Lande hoch-

gradig mit Konflikten und Spannungen verbunden.“
19

 Diese Gesellschaftskonflikte 

werden in der Erinnerung beider deutscher Nachkriegsgesellschaften häufig als „Mo-

dernisierungsanstöße“ und erfolgreiche „Assimilationsprozesse“ entschärft. Solche 

Wertungen sind nicht falsch, jedoch einseitig und bedürfen dringend der ergänzenden 

Erinnerung an materielle und mentale Zerklüftungen der Nachkriegsgesellschaft.  

Die massenhafte Aufnahme von Vertriebenen mit ihren demografischen, kulturel-

len und sozialen Brüchen fiel in der SBZ – anders als in Westdeutschland – mit der 

sozioökonomischen Strukturrevolution der sogenannten „Bodenreform“ zusammen. 

Durch diese von Sowjets und deutschen Kommunisten exekutierte „Revolution von 

oben“ wurden zwischen Herbst 1945 und Herbst 1947 über 7 000 Güter mit jeweils 

mehr als 100 Hektar Nutzfläche sowie rund 3 400 kleinere Landwirtschaftsbetriebe 

(wegen angeblicher oder tatsächlicher NS-Belastung ihrer Besitzer) entschädigungs-

los enteignet – ein volles Drittel der landwirtschaftlichen Nutzfläche der SBZ. Zu 

zwei Dritteln wurde dieses Agrarland an ländliche Unterschichten, aber auch an Ver-

triebene umverteilt.
20

 Durch diese ländliche Doppelrevolution der Vertriebenenauf-

nahme und der Bodenreform hatte sich in der SBZ, wie das kommunistische Innen-

ressort Ende 1948 feststellte, „eine der tiefgreifendsten [sic!] Veränderungen in der 

Struktur unseres gesellschaftlichen Lebens nach 1945“ ereignet. Die Bodenreform 

hatte mit dem Großgrundbesitz die Spitze der ländlichen Gesellschaftsordnung besei-

tigt und zugleich die strukturrevolutionäre Wirkung gezeitigt, dass „gegenwärtig der 

bäuerliche Besitz mit einer Größe von 5 bis 20 Hektar überwiegt“, da dessen Anteil 

an der landwirtschaftlichen Nutzfläche 1945 schlagartig von 30% auf 48,5% gestie-

gen war. Was ökonomisch als Nivellierung erscheint, bedeutete sozial eine tief grei-

fende neue Differenzierung der ländlichen Gesellschaft, indem neben die verbliebene, 

ihrerseits differenzierte Schicht der „Altbauern“ eine breite Schicht von Neubauern und 

deren Angehörigen trat, eine höchst heterogene Gruppe von 1,7 Millionen Menschen, 

innerhalb derer „rund 300 000 Umsiedler“ – Umsiedler-Neubauern nebst Angehöri-

gen – eine besondere Untergruppe bildeten.
21

 Landarbeiter, Arbeitslose und Arbeits-

unfähige (darunter jeweils überdurchschnittlich viele Vertriebene) bildeten die neue 

Unterschicht dieser ländlichen Nachkriegsgesellschaft der SBZ. 

Die gewaltigen und meist gewaltsamen sozialen Transformationen der unmittelba-

ren Nachkriegszeit schlossen Widerstände von Seiten derer, die etwas zu verlieren 

hatten, nicht aus. Die kulturelle und materielle Bedrohung, die für die bisherige „Ord-

                                                 
18 

 BAUERKÄMPER, Auf dem Weg (wie Anm. 6), S. 261. 
19

  Vgl. für die Bundesrepublik ERKER (wie Anm. 15), S. 424 f.; für die DDR SCHWARTZ, 

Vertriebene und „Umsiedlerpolitik“ (wie Anm. 1), S. 637. 
20 

 BAUERKÄMPER, Auf dem Weg (wie Anm. 6), S. 249. 
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(DVdI), Hauptabteilung Umsiedler (HAU), Büttner, Denkschrift zur Frage „Ist eine Bin-
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nung der Dinge“ von der plötzlichen Anwesenheit der fremden Vertriebenen ausging, 

führte zu dem erwähnten Ausgrenzungs- und Abwehrverhalten in weiten Teilen der 

alteingesessenen Bevölkerung.
22

 Während diese Bevölkerungsmehrheit sozialkonser-

vativ-defensiv reagierte, suchten sowjetische Besatzungsmacht und KPD/SED die 

durch den Flüchtlingszustrom verstärkte Mobilisierung der Gesellschaft gezielt für 

eigene Projekte gesellschaftlicher Umgestaltung zu instrumentalisieren.  

Am augenfälligsten wird dies bei der „Bodenreform“ des Herbstes 1945, welche 

die bisherigen ruralen Eliten innerhalb des sowjetischen Machtbereichs rücksichtslos 

enteignete. Als sich die SED einige Jahre später durch die beginnende westdeutsche 

Lastenausgleichspolitik herausgefordert sah, wies sie selbstbewusst auf diese Vor-

leistung der Bodenreform hin, durch die auch rund 91 000 „Umsiedler-Neubauern“ 

bzw. (mit Angehörigen) insgesamt 350 000 Vertriebene wieder „eine Heimat“ gefun-

den hätten.
23

 Gemessen an der Gesamtzahl der Vertriebenen in der DDR, die 1949 bei 

4,3 Millionen lag, waren dies nur zwei bis acht Prozent. Gemessen an den Westzonen, 

wo eine demokratische Bodenreform, die diesen Namen hätte verdienen können, von 

den angelsächsischen Alliierten zwar projektiert, von der alteingesessenen Agrarlob-

by jedoch abgewürgt wurde, war das Umverteilungsresultat in der SBZ allerdings be-

deutsam und konnte bei nicht wenigen landlosen Vertriebenen (auch im Westen) auf 

Zustimmung hoffen. 

Ähnliches galt für Versuche einer staatlich forcierten Umverteilung von Möbeln 

und Hausrat, die 1946/47 nicht zufällig fast gleichzeitig im sowjetisch besetzten Thü-

ringen und im amerikanisch besetzten Hessen und Bremen Gesetzeskraft erhielten, al-

lerdings kaum Durchschlagskraft erlangten. Diese Hausratgesetze zeugen von einer 

interventionistischen Konvergenz zwischen SED und westdeutscher SPD, zugleich 

aber auch von der Resistenzkraft sozialer Lebenswelten, an der solche Umvertei-

lungsprojekte auf kommunaler Ebene scheiterten. Nicht umsonst beruhigten sich bür-

gerliche Wirtschaftsexperten der sowjetzonalen Blockpartei CDU Anfang 1947 – durch 

diese SED-Umverteilungsgesetze aufgeschreckt – rasch mit dem Gedanken, dass in 

Thüringen, wo die SED ein solches Hausratgesetz im November 1946 in Kraft gesetzt 

hatte, „fast alle“ kommunalen Stellen für „Umsiedlerfürsorge“ in den „Händen der 

CDU“ lägen; diese Gemeindeverwaltungen hätten das Umverteilungsgesetz konsequent 

nicht angewendet.
24

 

Die Verweigerungshaltung der in ihrem Besitzstand gefährdeten einheimischen 

Bevölkerungsgruppen wirkte bald auf die Umverteilungspolitik der Sowjets und der 
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SED zurück: Jene KPD/SED-Funktionäre, die 1945 den Großgrundbesitz einer klei-

nen ausgegrenzten Minderheit rücksichtslos umverteilt hatten, scheuten zwei Jahre 

später vor einem „Streit um Kleiderschränke und Wäschetruhen“
25

 mit der großen 

Masse der alteingesessenen Bevölkerung zurück. Diese Disziplinierung folgte womö-

glich einer Maxime Stalins, der schon 1945 bei der Planung der Bodenreform darauf 

gedrungen haben soll, den Kreis der zu Enteignenden nicht zu groß zu ziehen, weil 

die KPD „auch so schon genügend Feinde“ in der Bevölkerung habe.
26

 Jedenfalls er-

klärte die SED-Führung im Herbst 1948 grundsätzlich, die bereits erfolgte Enteignung 

der „Kriegsverbrecher“, der „Großgrundbesitzer“ und Konzernherren in der SBZ sei 

der eigentliche Lastenausgleich; die in den Westzonen laufende Lastenausgleichsdis-

kussion sei hingegen ein bloßes „Ablenkungsmanöver der Reaktion“, um diese grund-

legenden Enteignungen dort zu verhindern.
27

 

Zu dieser Zeit, zwischen Sommer 1948 und Sommer 1950, gab es ernsthafte Ver-

suche in der SBZ/DDR, jegliche spezielle Sozialpolitik für die „Umsiedler“ genann-

ten Vertriebenen vollständig abzubauen.
28

 Jedoch führten der anhaltende soziale Pro-

blemdruck, die deutsch-deutsche Konkurrenz infolge der Gründung westdeutscher Ver-

triebenenverbände und des Inkrafttretens des westdeutschen Soforthilfegesetzes im 

August 1949 und schließlich der selbst erzeugte Zwang zur Beruhigung des Vertrie-

benenunmuts über die Mitte 1950 erfolgte Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze durch 

die DDR-Regierung zur Wiederbelebung von Vertriebenenförderung im „Gesetz zur 

weiteren Verbesserung der Lage der ehemaligen Umsiedler“ vom 8. September 1950. 

Dieses DDR-Gegenstück zum westdeutschen Soforthilfegesetz klammerte jedoch des-

sen sozialpolitische Schwerpunkte – Unterstützungszahlungen für alte Vertriebene 

und erste Entschädigungen für verlorenen Hausrat – nach Möglichkeit aus und kon-

zentrierte sich stattdessen auf Fördermaßnahmen für erwerbstätige Vertriebenengrup-

pen: Allen voran Umsiedler-Neubauern, aber auch vertriebene Handwerker erhielten 

Förderkredite und Subventionen, vertriebene Belegschaftsmitglieder volkseigener Be-

triebe sollten bevorzugt mit Neubau-Wohnraum versorgt werden. Darüber hinaus 

wurden Ausbildungsprogramme für vertriebene Jugendliche aufgelegt.  

Am kostenintensivsten war das auf Wohn- und Wirtschaftsgebäude von Umsied-

ler-Neubauern ausgerichtete „Neubauern-Bauprogramm“ der Jahre 1951/52 und der 

Wohnbedarf-Kredit zur Wiederanschaffung von Hausrat. Ersteres bot der kleinen 

Gruppe der Umsiedler-Neubauern neben exklusivem Zugang zu regulären Baukredi-

ten „entsprechend dem Grad ihrer Bedürftigkeit“ zinslose Zusatzkredite bis zu 5 000 

Mark und führte zur Errichtung eines Viertels aller zwischen 1945 und 1953 geschaf-

fenen Neubauernwohnhäuser (23 703 von 94 668) und Stallungen.
 
Der Wohnbedarf-

kredit wiederum, ursprünglich allen Vertriebenen in der DDR angeboten, wurde infol-
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ge der unvorhergesehenen großen Nachfrage nach wenigen Wochen auf einkommens-

schwächere Erwerbstätige konzentriert und schloss seither Besserverdienende (die 

1952 zum Teil wieder einbezogen werden mussten) und einkommensschwache Rent-

ner und Sozialunterstützte tendenziell aus. Dennoch wurden bis 1953 an 695 875 Ver-

triebenenhaushalte 400,4 Millionen Mark verausgabt, so dass 46,5% aller „Umsied-

ler“ direkt oder indirekt erreicht wurden. Der Kredit-Durchschnitt lag bei 575 Mark.
29

 

Von der Umsiedlerpolitik der SBZ bis 1949 unterschied sich jene der frühen DDR 

ab 1950 in mehrfacher Hinsicht. Vor allem war sie exklusiv, sie förderte nur Vertrie-

bene und blendete einheimische Kriegsfolgengeschädigte aus. Dies trug dem größeren 

Unruhepotential der Vertriebenen Rechnung und hatte folglich sicherheitspolitische 

Motive, doch das daraus resultierende gesellschaftliche Neid- und Legitimationspro-

blem trug wiederum zum raschen Ende dieser „Umsiedlerpolitik“ bei. Ein zweiter 

Unterschied bestand darin, dass die DDR ab 1950 die sowjetzonalen Konzepte direk-

ter Umverteilung (Bodenreform) oder finanzieller Sonderfürsorge für Bedürftige nicht 

mehr fortsetzte, sondern sich ganz auf wirtschaftsfördernde Hilfe zur Selbsthilfe für 

bestimmte „werktätige“ Gruppen konzentrierte. Einzig der Wohnbedarfkredit war ei-

nem breiteren Ansatz verpflichtet, doch eine Sozialunterstützung von Nichterwerbsfä-

higen wurde in der DDR nicht weitergeführt. Daraus ergab sich drittens der Unter-

schied zur westdeutschen Vertriebenenförderung: Hatten Entschädigungsleistungen 

schon in der SBZ nur eine begrenzte Rolle gespielt (Bodenreform, Hausratgesetze), 

wurden sie in der DDR völlig fallen gelassen. Und viertens wurde bereits mit dem 

Auslaufen des Umsiedlergesetzes in den Jahren 1952/53 im SED-Staat – im krassen 

Unterschied zur Bundesrepublik, wo der eigentliche Lastenausgleich 1952 erst anlief 

und jahrzehntelang durchgeführt wurde – auf jegliche sozialpolitische Vertriebenen-

förderung verzichtet. 

 

 

Bodenreform von „größter Bedeutung“? 
 

Diese Kurzfristigkeit einer vertriebenenspezifischen Sozialpolitik in der DDR trug 

notwendig zur propagandistischen Aufwertung und Verklärung der Bodenreform von 

1945 bei. Entsprechend verwies der aus Danzig stammende SED-Funktionär Anton 

Plenikowski bei der Verabschiedung des Umsiedlergesetzes in der Volkskammer im 

September 1950 auf die große Hilfs- und Integrationswirkung jener einschneidenden 

gesellschaftlichen Veränderungen, die den Vertriebenen („ehemaligen Umsiedlern“) 

in der SBZ/DDR durch die Bodenreform, die Enteignung der Banken und Großbe-
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triebe und durch die Entnazifizierung zuteil geworden sei.
30

 Folgerichtig hat das SED-

Regime nach 1953 sein Umsiedlergesetz propagandistisch gar nicht, seine „Bodenre-

form“ hingegen immer wieder herausgestellt. Unter Vertriebenen in der DDR wurde 

es infolgedessen später auch kaum mehr erinnert, während die Bodenreform von 1945 

vielen noch heute als wichtigstes Symbol der Vertriebenenintegration im SED-Staat 

gilt. 1970 hielt der Staats- und Parteichef der DDR, Walter Ulbricht, dieses Symbol 

angeblich erfolgreicher DDR-Vertriebenenintegration der aus seiner Sicht umvertei-

lungsfeindlichen Bundesrepublik entgegen, die eine solche Bodenreform aus Rück-

sicht auf die besitzenden Klassen nie durchgeführt habe.
31

 

Tatsächlich wurde in der unmittelbaren Nachkriegszeit auch „außerhalb der So-

wjetzone [...] gelegentlich die Ansicht vertreten“, im SED-Staat sei „tatsächlich eine 

Lösung des Vertriebenenproblems gelungen“, wie ein westdeutscher Vertriebenenfor-

scher 1954 säuerlich einräumen musste. So war der Süddeutschen Zeitung im Jahre 

1949 „die Flüchtlingsfrage in der Ostzone sehr gut gelöst“ worden, und im Herbst 1950, 

als das DDR-Umsiedlergesetz gerade anlief, urteilte selbst die scharf antikommunis-

tische westdeutsche Vertriebenenpresse: „Die Sowjetzonenregierung gab den Heimat-

vertriebenen Möglichkeiten zur Neugründung einer Existenz, und sie tat – im Ver-

hältnis zur übrigen Bevölkerung – auf materiellem Gebiet viel für diese Menschen.“
32

 

Das SED-Zentralorgan Neues Deutschland behauptete 1950 unter Berufung auf die 

New York Times, „den Bonner Politikern liege nichts daran, die Umsiedler in die 

westdeutsche Wirtschaft einzugliedern“.
33

 Und eine von der SED eingeladene west-

deutsche „Umsiedlerdelegation“ traf die von ihr erwartete Feststellung, die Integra-

tionspolitik der DDR sei jener in Westdeutschland „turmhoch überlegen“.
34

  

Dennoch erscheint es verfehlt, die „Aufnahme und Lebensbedingungen der Ver-

triebenen“ im deutsch-deutschen Vergleich „in der Sowjetzone“ für „noch am besten“ 

zu erklären
35

, denn die Wirkungen vieler politischer Maßnahmen waren alles andere 

als nachhaltig. Als im September 1949 der oberste SED-Wirtschaftsplaner Heinrich 

Rau die höhnische Feststellung traf, „daß in Westdeutschland die gleichen Möglich-

keiten beständen, den dortigen Umsiedlern zu helfen, wie das hier geschehe“, dass 

„die Ostzone [...] Westdeutschland aber nicht seine sozialpolitischen Aufgaben ab-

nehmen“ könne
36

, war der Leistungsvorsprung der SED ernstlich gefährdet. Mit dem 

im August 1949 in Kraft gesetzten westdeutschen Soforthilfegesetz wurde eine Ent-
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wicklung eingeleitet, die bis Ende der fünfziger Jahre durch ihre Kombination aus So-

zialpolitik (Lastenausgleichszahlungen) und Wirtschaftswachstum die konkurrierende 

DDR-Entwicklung weit hinter sich ließ. Die propagandistische SED-„Westarbeit“ 

entschied deshalb, diese Fortschritte der westdeutschen Seite zu ignorieren und nur 

noch gezielt mit dem Pfund der DDR-Bodenreform zu wuchern
37

, das „Umsiedler-

elend in Westdeutschland“ anzuprangern
38

 und die angeblich Ende 1952 gelungene 

„Lösung des Umsiedlerproblems“ im eigenen Teilstaat als „große patriotische Tat“ zu 

preisen.
39

 

Der Abbruch der speziellen Vertriebenenförderung in der DDR wurde von vielen 

Betroffenen als sehr hart empfunden.
 
Dennoch muss die integrationspolitische Bedeu-

tung solcher Sozialpolitik insgesamt relativiert werden. Angesichts der desolaten Fi-

nanzlage und der ungeheuren vertreibungsbedingten Notlagen blieb jede Sozialpolitik 

für Vertriebene, in Ost und in West, hinter den Notwendigkeiten und hinter den Er-

wartungen zwangsläufig zurück. Das Gelingen von Vertriebenenintegration hing in 

der DDR letztlich ebenso wenig mit Vertriebenen-Sozialpolitik zusammen wie in der 

Bundesrepublik. Wie sich im Westen die integrative Dynamik primär dem „Wirt-

schaftswunder“ der fünfziger Jahre verdankte
40

, so ist auch für die DDR eine „Teilha-

be“ vieler Vertriebener am „dortigen Wirtschaftsaufschwung“ zu konstatieren. Nicht 

Bodenreform oder Umsiedlergesetz, sondern der Aufbau einer DDR-Schwerindustrie 

erzeugte jene „ungeheure soziale Mobilität, die vielen Vertriebenen einen beruflichen 

Aufstieg ermöglichte“ und deren „Unterschichtung“ allmählich beendete.
41

 

Fragen wir nach Loyalität von Vertriebenen in der SBZ/DDR, so müssen wir 

grundsätzlich festhalten: „Umsiedler“-Integrationspolitik in der SBZ/DDR war und 

blieb in mehrfacher Hinsicht problematisch.
42

 Zuallererst wegen ihres Gewaltkon-

textes: Viele Vertriebene gaben den „Russen“ und damit den Kommunisten die Haupt-

schuld an ihrer Vertreibung (ganz abgesehen von persönlichen Gewalterfahrungen 

mit Soldaten der Roten Armee), und die KPD/SED hatte es schwer, gegen diese Ein-
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stellung die Verantwortung des NS-Regimes und damit des deutschen Volkes selbst 

für das Vertreibungsgeschehen herauszustellen. Im Übrigen muteten Sowjets und SED-

Regime „ihren“ Flüchtlingen und Vertriebenen unter Einsatz aller Propaganda- und 

Repressionsmittel zu, sich bereits ab 1945 als „Umsiedler“ bzw. ab 1950 als „ehe-

malige Umsiedler“ zu begreifen, sich problemlos in die „neue Heimat“ einzufügen 

und den Verlust der alten Heimat und des früheren Eigentums als unwiderrufliche 

Kriegsfolge hinzunehmen. In Westdeutschland brauchte diese Bereitschaft einen Ge-

nerationswechsel. In der DDR hingegen erfolgte die Anerkennung der „Oder-Neiße-

Friedensgrenze“ durch das SED-Regime bereits 1950. Unter „Umsiedlern“ herrschte 

heftige Empörung über diese „Verzichtpolitik“, die realpolitisch unumgänglich war, 

aber von erheblichen Teilen der Bevölkerung lange nicht akzeptiert wurde. Nach SED-

Meinungsumfragen forderten noch 1965 22% der DDR-Bürger die Wiederherstellung 

der Ostgrenzen von 1937. 

Der Dissens zwischen SED-Politik und „Umsiedlern“ in der Grenzfrage erzeugte 

zwangsläufig Repression und verstärkte das ohnehin gegebene Manko an politischer 

Loyalität. Dem suchte die KPD/SED durch eine sozialpolitisch-integrative Politik zu 

begegnen: Nicht zufällig folgte in der DDR kurz nach der umstrittenen Grenzanerken-

nung 1950 ein sozialpolitisches „Umsiedlergesetz“. Am Anfang dieser integrativen 

Sozialpolitik für Vertriebene stand die „Bodenreform“. Die damit möglich gemachte 

ökonomische Integration einer größeren Anzahl von Vertriebenen basierte folglich 

auf gewaltsamer Desintegration. Zugleich hob sich diese Soforthilfe der KPD/SED 

vom besitzstandswahrenden Westdeutschland deutlich ab, wo Bodenumverteilung 

durch Enteignung so gut wie nicht erfolgte. Hier können Loyalitätsgewinne zugunsten 

der SED – zumindest auf den ersten Blick – unterstellt werden. Jedenfalls hatte die 

Beteiligung Vertriebener an der „Bodenreform“ für die KPD/SED „eine wichtige Le-

gitimationsfunktion“ und wurde über Jahrzehnte „als entscheidende Triebkraft der In-

tegration von ‚Umsiedlern‘ auf dem Lande glorifiziert“.
43

 

Seit der in Westdeutschland ab 1952 einsetzende Lastenausgleich den sozialpoliti-

schen Vorsprung der SED ins Gegenteil verkehrte, musste diese Bodenreform erst recht 

als Beleg für eine angeblich erfolgreichere Umverteilungspolitik herhalten. So be-

hauptete Wilhelm Pieck 1949 – nicht zufällig kurz nach Erlass des westdeutschen 

„Soforthilfegesetzes“ –, die in der SBZ erfolgte „Überweisung von Land an die bäu-

erlichen Umsiedlerfamilien“ sei „von größter Bedeutung für die Behebung der Not 

der Umsiedler“ gewesen
44

 – eine Behauptung, die von manchen Historikern noch 

heute kritiklos akzeptiert wird.
45

 Die Beschwörung der Bodenreform war für die SED 
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unverzichtbar, denn nur auf diesem Politikfeld der Vertriebenenintegration war die 

DDR von der Bundesrepublik nie überholt worden. 

 

 

Bodenreform in der Praxis 
 

Dabei wusste die SED-Führung sehr gut, dass mit zwei bis acht Prozent lediglich ein 

„Bruchteil“ aller in der SBZ lebenden Vertriebenen an der Bodenreform beteiligt 

worden war.
46

 Nur ihnen bot diese „sozialrevolutionäre“ Umverteilungspolitik eine 

Chance, und wiederum nur ein Teil dieser kleinen Minderheit konnte seine Neubau-

ernbetriebe längerfristig halten.
47

 Somit erweist sich die reale sozioökonomische Inte-

grations-Wirkung der Bodenreform als sehr begrenzt. Sie hielt für die Mehrheit der 

„Umsiedler“ und selbst für viele „Umsiedler-Neubauern“ vielmehr Erfahrungen von 

Exklusion, Benachteiligung und Enttäuschung bereit. Die übergroße Mehrheit der 

Vertriebenen hat von der Bodenreform also niemals profitiert. Im Gegenteil: Viele er-

litten dadurch Nachteile. Denn die 1947/48 beginnende baupolitische Privilegierung 

von Neubauern, unter denen Vertriebene eine (immerhin große) Minderheit stellten, 

ging deutlich zu Lasten der Landarbeiterschaft, deren übergroße Mehrheit nach 1945 

ebenfalls aus Vertriebenen (zumeist Frauen) bestand, und schadete auch den Not lei-

denden nicht-erwerbsfähigen Schichten – darunter wiederum zahlreichen alten und ar-

beitsunfähigen Vertriebenen. Viele Unterkünfte von Landarbeitern oder Nichterwerbs-

fähigen auf dem Lande wurden damals abgerissen, um Baumaterial für Neubauernhö-

fe zu gewinnen, oder einfach an Neubauern umverteilt. Der begrenzte integrations-

politische Nutzen der Bodenreform wog solche desintegrativen Nachteile kaum auf.
48

 

Dass Vertriebene in der Hochphase der Bodenreform bis Ende 1945 nur unter-

durchschnittlich und dann oft als Letzte bei der Verteilung von Bodenreformland be-

rücksichtig wurden, hat verschiedene Ursachen. So ist in Brandenburg eine „zögern-

d[e]“ Haltung der Vertriebenen selbst beobachtet und auf deren Rückkehrhoffnungen 

zurückgeführt worden.
49

 Hinzu kam jedoch, dass viele Bodenbewerbungen von Ver-

triebenen diskriminiert wurden. Da die Umverteilung weitgehend örtlichen Kommis-

sionen überlassen blieb, dominierten in den Dörfern alteingesessene Netzwerke die 

Verteilungspolitik, und die Beteiligung von Vertriebenen fiel „ausgesprochen zufall-

haft“ aus.
50

 Einzig in Mecklenburg-Vorpommern, wo allerdings ein volles Drittel der 

Bodenreformfläche zur Verteilung anstand, kam es 1945 zu einer überdurchschnittli-
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chen Beteiligung.
51

 Doch auch dort wurden Umsiedler-Neubauern regelmäßig bei der 

Verteilung von Vieh oder Maschinen benachteiligt.
52

 Insgesamt stellten Vertriebene 

1945 mit knapp 57 000 Landempfängern 17% der Bodenreform-Profiteure; erst durch 

das Nachrücken auf von anderen aufgegebene Neubauernhöfe stieg ihr Anteil bis 1949 

auf 43%.
53

 

Selbst in Mecklenburg-Vorpommern wurden 1945 in etlichen Gemeinden die 

„Flüchtlinge“ bei der „Landaufteilung“ zu den entscheidenden Dorfversammlungen 

gar nicht erst zugelassen, so dass nur alteingesessene „Gutsarbeiter“ von der Boden-

reform profitierten, während Vertriebene Landarbeiter oder Fürsorgeempfänger blei-

ben mussten und sich weiterhin als „geduldetes Lumpenpack“ stigmatisiert fühlten.
54

 

In solchen Dörfern standen sich Alteingesessene und Vertriebene oft als verfeindete 

Gruppen gegenüber. Das wirkte sich auch politisch aus: Im zum Kreis Schwerin ge-

hörigen Dorf Rastow hatte von der Bodenreform kein einziger Vertriebener profitiert, 

nur an „103 Ortsansässige“ war Grund und Boden verteilt worden. Entsprechend ge-

trennt standen sich beide Gruppen politisch gegenüber: Einheimische stellten das 

Gros der SPD-Mitglieder, darunter den Gemeindevorsteher, während 40 von 42 KPD-

Mitgliedern im Dorf Vertriebene waren.
55

 Ab April 1946 waren sie in der neuen SED 

zwangsvereinigt. Was bedeutet diese strukturelle Ungleichheit, die tief in die Mitglied-

schaft der neuen SED hineinreichte, für unsere Frage nach Loyalität der Vertriebenen 

zu dieser SED? 

 

 

Loyalität durch Bodenreform? 
 

Fragt man, inwiefern die Beteiligung von Umsiedler-Neubauern an der Bodenreform 

politische Loyalität zur KPD/SED erzeugt habe, muss man zunächst kurzfristige und 

langfristige Wirkungen unterscheiden. Kurzfristig scheint in der Tat ein Loyalitätsge-

winn die Folge gewesen zu sein. Arnd Bauerkämper schätzt die Bindungen der „Neu-

bauern“ an die SED insgesamt zwar als „fragil“ ein, weist jedoch darauf hin, dass die 

SED bei den Kommunalwahlen im September 1946 gerade in „mecklenburgischen 

Dörfern“ – also einem Schwerpunktgebiet sowohl der Bodenreform als auch ihrer 

Vertriebenen-Beteiligung – klar „überdurchschnittliche Stimmenanteile“ erzielt habe. 

Im Jahre 1947 habe der Anteil von Bauern an den Mitgliedern der SED in der gesam-
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ten SBZ 5,8% betragen, in den Bodenreform-Schwerpunkten Mecklenburg-Vorpom-

mern und Brandenburg jedoch überdurchschnittliche 15,8% bzw. 9,8%.
56

  

Eine regionalhistorische Studie zu den Wahlen von 1946 in der Prignitz hat ein 

mehrdeutiges Ergebnis erzielt: Einerseits habe die SED dort keine überdurchschnitt-

lichen Erfolge unter den Bodenempfängern erzielen können, andererseits aber weit 

über diese Gruppe hinaus neue Wählerschichten auf dem Lande für sich gewonnen. 

Somit wäre der Erfolg der Bodenreform womöglich weit größer gewesen als von der 

allein auf Neubauern fixierten SED beabsichtigt.
57

 Die Mehrheit der Landbevölke-

rung nach 1945 – und namentlich der dort lebenden Vertriebenen – bildeten nicht die 

Neubauern, sondern landlose Landarbeiter und Sozialhilfeempfänger. Hofften diese 

ebenfalls auf Einbeziehung in die Bodenreform? Oder hatten ihre Wählerstimmen 

ganz andere Motive und Hintergründe?
58

 

Die Bodenreform hatte ihren politischen Urhebern zu unterschiedlichen Zwecken 

gedient, und die Vertriebenenintegration war nicht der wichtigste. Das von Parteichef 

Wilhelm Pieck 1945 verkündete Ziel, die Landenteignung solle „auch“ die Möglich-

keit schaffen, dass „der aus den Ostgebieten ausgewiesenen und durch den Hitlerkrieg 

ihres Besitzes beraubten bäuerlichen Bevölkerung Boden zugeteilt werden“ könne
59

, 

war nachrangig – und blieb auch deswegen in den Verteilungskonflikten der Dorfge-

sellschaften allzu oft stecken. Gleichwohl sah das „strategische Konzept“ der Boden-

reformpolitik vor, der KPD/SED „auf dem Lande eine neue, der künftigen Staatspar-

tei politisch, sozial, ökonomisch und mental verpflichtete Klientel zu schaffen“.
60

 Nicht 

zuletzt aus diesem Grund brachten die Kommunal- und Landtagswahlen bemerkens-

werte Loyalitätsbeweise für die SED. Entgegen aller Erwartung erzielte diese somit 

ihr bestes Landesergebnis nicht in einem hoch industrialisierten traditionellen Arbei-

terbewegungs-Zentrum wie Sachsen, sondern ausgerechnet im agrarisch strukturier-

ten, als rückständig geltenden Mecklenburg-Vorpommern – was Wahlforscher auf die 

„konsequent betriebene Bodenreform“ zurückführen.
61

 Allerdings waren auch die 

Christdemokraten in den Bodenreform-Schwerpunkten Mecklenburg und Branden-

burg überdurchschnittlich stark geworden – jene „Blockpartei“, die die einzige ernst 
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zu nehmende Konkurrenz für die SED unter den Vertriebenen darstellte. Kurzfristig 

aber hat die Bodenreform auf regionaler Ebene unter Vertriebenen zu einer Loyalität 

gegenüber der SED beigetragen. 

Die ländlichen Wahlergebnisse von 1946 waren unzweifelhaft Erfolge, aber sie 

blieben nur kurzfristig wirksam, da die SED die Bauern „nicht dauerhaft an sich bin-

den“ konnte: „Besonders die unzureichende Ausstattung der Neubauern mit Vieh, Ma-

schinen, Geräten und Gebäuden erschütterte vielfach das Vertrauen in die Politik der 

Partei.“ Bauerkämper sieht ab 1947/48 einen Distanzierungsprozess unter den Bau-

ern, der sich auch in einer Schrumpfung der bäuerlichen Parteimitgliedschaft ausge-

drückt habe. Ohnehin muss man feststellen, dass die SED selbst in ihren besten Zeiten 

1946/47 mit Blick auf bäuerliche Parteimitglieder nur in den nördlichen Bodenre-

formzentren mit dem Bauernanteil der bürgerlichen (christdemokratischen und libe-

raldemokratischen) Blockparteien gleichziehen konnte, denn in der CDU waren 1948 

14,5% der Mitglieder Bauern, in der LDP 1946 13%. Die von Sowjets und SED 1948 

lancierte Neugründung einer eigenen Bauernpartei, der Demokratischen Bauernpartei 

Deutschlands (DBD), sollte vor diesem Hintergrund bisher parteilose Landwirte und 

enttäuschte bäuerliche SED-Mitglieder neu mobilisieren, löste aber auch eine weitere 

Abwanderung bisheriger bäuerlicher SED-Mitglieder zur neuen Blockpartei aus.
62

 

Im Übrigen ist zu Recht darauf hingewiesen worden, dass die heterogene Masse 

der Vertriebenen in der ländlichen Gesellschaft der SBZ/DDR auch politisch viel zu 

unterschiedlich gewesen sei, als dass man ihr eine eindeutige politische Loyalität hät-

te unterstellen können. Ulrich Kluge hat nicht nur auf konkurrierende Klientelbil-

dungspolitiken der Blockparteien verwiesen, sondern auch auf reale oder unterstellte 

höchst unterschiedliche Loyalitäten von Vertriebenen: „Die SED vermutete unter den 

Neubauern aus Dörfern Schlesiens und der Tschechoslowakei Sympathisanten der 

CDU, während diese gemeinsam mit den Liberalen die Zuwanderer aus den Städten 

jenseits von Oder und Neiße für SED-Anhänger hielt.“
63

  

Spätestens 1950 befand sich die partielle Loyalität vertriebener Neubauern zur SED 

in einer großen Krise. Vor den ersten Volkskammerwahlen der neuen DDR im Herbst 

1950 häuften sich in der SED-Führung Alarmmeldungen über die tiefe Missstimmung 

unter den Umsiedler-Neubauern, aber auch unter sämtlichen Vertriebenen innerhalb 

der Landbevölkerung. Das Regime befürchtete starke Einbrüche bei der Wahlbeteili-

gung und reagierte mit der wahlwerbewirksamen Ankündigung des oben erwähnten 

DDR-Umsiedlergesetzes. Doch auch dessen Hilfsprogramme wirkten nur teilweise 

oder allzu kurzfristig. Als die Umsiedlerpolitik 1952 auslief und im Agrarbereich von 

der ersten Kollektivierungswelle der Neugründung „Landwirtschaftlicher Produktions-

genossenschaften“ (LPG) abgelöst wurde, vollzog sich dieser Kurswechsel erneut vor 
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dem Hintergrund einer großen Enttäuschung vieler Umsiedler-Neubauern über ausge-

bliebene staatliche Unterstützungen seit der Bodenreform von 1945.
64

  

Die Bodenreform wirkte folglich nicht nachhaltig, sie enttäuschte früher oder spä-

ter die meisten Vertriebenen. Sie enttäuschte viele Umsiedler-Neubauern, weil die ag-

rarpolitische Unterstützung ihrer prekären Neubauernhöfe in den Folgejahren unzu-

reichend blieb – oder umgekehrt, weil die wirtschaftlich überlebensfähigen Höfe ab 

1952 in der Kollektivierung aus Sicht vieler Betroffener erneut enteignet wurden. 

Darüber hinaus enttäuschte die Bodenreform auch die große Masse der Vertriebenen, 

die von ihr direkt nicht profitiert hatte – denn das ursprünglich als Versprechen für 

noch mehr Umverteilung gewertete Symbol erfuhr keine Ausgestaltung und musste 

infolge dessen verblassen. 1950 fühlten sich viele Vertriebene von der SED überdies 

in der Grenzfrage verraten und in der Sozialpolitik allein gelassen.  

Diese Situation verschärfte die anhaltende Feindseligkeit vieler Alteingesessener. 

Als das DDR-Umsiedlergesetz im September 1950 die sozialpolitischen Hilfen noch-

mals kurzfristig bündelte, wollten zwar vertriebene Neubauern bei den bevorstehen-

den Volkskammerwahlen der SED erklärtermaßen „Dank abstatten“. Zugleich aber 

erklärte einer, der selbst der SED angehörte, falls man die Durchführung des Gesetzes 

den Alteingesessenen in den Kommunen überlasse, werde „aus Neid und Mißgunst 

[...] in den meisten Fällen“ das Gesetz praktisch gar nicht wirksam werden.
65

 Die 

Kombination aus unzureichender politischer Hilfe und feindseliger Diskriminierung 

vor Ort führte dazu, dass viele Vertriebene den Versprechungen der SED-Politik nicht 

mehr glaubten. In mecklenburgischen Dörfern traf DDR-Ministerpräsident Otto Gro-

tewohl auf einer Rundreise 1951 auf Umsiedler-Neubauern, die angesichts ihrer deso-

laten Wohn- und Wirtschaftsverhältnisse völlig resigniert waren. Sie brachten deut-

lich zum Ausdruck, dass sie durch „Enttäuschungen und das Nichteinhalten der [frü-

heren] Versprechungen“ den Ausführungen des SED-Chefs „skeptisch gegenüber“ 

standen und längst „die Hoffnung aufgegeben“ hatten, dass selbst „ein Eingreifen des 

Ministerpräsidenten den trostlosen Zustand dieser Gemeinde“ würde „ändern kön-

nen“.
66

 

Neben diesen allgemeinen Trends zwischen 1945 und 1952 sind auch Sonderent-

wicklungen von Bedeutung. In vielen Dörfern waren Vertriebene und Kommunisten 

gleichermaßen „Fremdkörper“. Lokalpolitisch brisant wurde diese Konstellation, wenn 

Vertriebene Kommunisten waren und auch noch selbstbewusst aufzutreten wagten. 

Diese aggressive Rolle fiel der Minorität der „antifaschistischen Umsiedler“ zu, einer 

Minderheit in der Minderheit (zumeist aus den ehemals mehrheitlich von Deutschen 

besiedelten tschechoslowakischen Gebieten), die aufgrund ihrer Nähe zur SED nicht 

nur von Einheimischen, sondern auch von vielen Vertriebenen nicht übermäßig ge-
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schätzt wurde. Die Konfliktbereitschaft dieser „Antifa-Umsiedler“ richtete sich gegen 

besitzende Alteingesessene.
67  

1946/47 versuchten SED-geführte Ost-Berliner Zentralverwaltungen, mit Hilfe der 

Bodenreform eine bevorzugte Integration solcher kommunistischer Umsiedler durch-

zusetzen. Dies scheiterte aber fast überall am Widerstand der einheimischen Dorfge-

sellschaften und mit ihnen sympathisierender Regionalbürokratien. Zwischen Ende 

1945 und Mai 1947 wurden in der SBZ zwar über 10 000 Neubauernstellen neu be-

setzt, doch wurde „nur ein verschwindend kleiner Teil Umsiedlerbauern [...] dabei be-

rücksichtigt“ – und „antifaschistische Bewerber überhaupt nicht“.
68

 In Mecklenburg, 

dem Zentrum der Bodenreform und ihrer Vertriebenenbeteiligung, konnten bis Ende 

1948 nicht einmal 200 Antifa-Umsiedler mit Land versorgt werden.
69

 Antifa-Umsied-

ler im thüringischen Mühlhausen, die ebenfalls jahrelang vergeblich um Beteiligung 

an der Bodenreform gekämpft hatten, brachten 1948 ihre tiefe Enttäuschung zum 

Ausdruck: „Man hört immer das gleiche Lied, oben gibt man sich alle Mühe in der 

Frage der Umsiedler und wie schaut es vielfach unten aus?“
70

 Immerhin: Der Sohn 

eines dieser Antifa-Umsiedler schlug eine Parteikarriere als SED-Funktionär ein. Hier 

überlebte Loyalität zur SED die Enttäuschung über die Wirklichkeit der Bodenre-

form. 

 

 

Loyalität durch Kollektivierung der Landwirtschaft? 
 

Der ab 1952 einsetzende abrupte agrarpolitische Kurswechsel der SED zur Kollekti-

vierung trug ebenfalls nicht dazu bei, Vertrauen und Loyalität zur politischen Führung 

zu festigen. Er verstärkte vielmehr Zweifel an der Rationalität des Regierungshan-

delns: Nachdem die zur Konsolidierung der Bodenreform durchgeführte Neubauern-

Förderung Milliarden gekostet hatte, ließ die 1952 eingeleitete Kollektivierung diese 

Subventionspolitik als gigantische Verschwendung erscheinen, zumal die Konsolidie-

rung der neuen Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften „wiederum einen 

großen finanziellen Aufwand“ erforderte.
71

 Der SED-Führung wurde 1952 gemeldet: 

„Wiederholt wird von den Bauern die Meinung vertreten, daß die Bodenreform 1945 
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nicht nötig gewesen wäre, da nach ihrer Auffassung heute wieder eine Zusammen-

legung des Bodens erfolgt.“
72

 

Die Haltung der Neubauern – auch der Vertriebenen unter ihnen – zur Kollekti-

vierung war allerdings nicht einheitlich. Der Historiker Hans-Ulrich Wehler hat kürz-

lich den mit der neuerlichen „Enteignung“ verbundenen Aspekt der „Demütigung“ 

durch „Degradierung zu Kolchosbauern“ betont.
73

 Das ist nicht falsch, aber einseitig. 

Tatsächlich wehrte sich ein Teil der Umsiedler-Neubauern – gerade jener, der seine 

Höfe in jahrelanger Selbstausbeutung halbwegs konsolidiert hatte – hartnäckig gegen 

den Zwangsbeitritt zur LPG. Sie fühlten sich nach der Vertreibung durch die SED 

zum zweiten Mal enteignet und zögerten ihren Beitritt zu einer LPG häufig bis 1960 

hinaus.
74

 Ein Teil dieser Enttäuschten zog zwischen 1952 und 1961 auch die Konse-

quenz der „Republikflucht“ nach Westdeutschland.
75

 Bei Umsiedler-Neubauern ka-

men nicht selten noch vertriebenenspezifische Diskriminierungen hinzu, etwa im meck-

lenburgischen Möllenhagen, wo einer „Republikflucht“ von 38 Personen nach Ein-

schätzung der SED-Führung „eine sehr schlechte Arbeit der Verwaltung, besonders 

des Bürgermeisters“, vorausgegangen war, welcher „die ehemaligen Umsiedler [...] 

beschimpft und in allen Fragen zurückgesetzt“ habe.
76

 

Auf der anderen Seite kann der 1952 einsetzende „Übergang zur Kollektivierung 

[...] auch auf einen sozioökonomischen Problemstau zurückgeführt werden“, der „aus 

der Bodenreform resultierte“.
77

 Die schlecht ausgestatteten Kleinbetriebe der Boden-

reform von 1945 waren ökonomisch größtenteils nicht überlebensfähig – und die Hö-

fe von Vertriebenen waren in der Regel noch viel schlechter ausgestattet als jene von 

einheimischen Neubauern. Man weiß, dass die ersten LPG der Jahre 1952/53 „vor al-

lem von wirtschaftsschwachen Neubauern gebildet“ wurden, „die Ende Februar 1953 
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[...] fast 68 Prozent der Mitglieder stellten“.
78 

Im thüringischen Niederzimmern traten 

den Genossenschaften während der fünfziger Jahre „in der Regel [...] nur diejenigen“ 

bei, die ökonomisch „scheiterten“ – was zugleich bedeutet, dass die frühen LPG-Bei-

tritte „nicht ideologisch begründet“ waren.
79

 Hier handelte es sich nicht um Zwangs-

kollektivierung von oben, sondern um Notstandskollektivierung von unten – und ent-

sprechend dürfte die Haltung zur SED-Kollektivierungspolitik anders ausgefallen sein.
80

  

Vielerorts hatte es um 1950 bereits Eigeninitiativen von Umsiedler-Neubauern zur 

kollektiven Bewirtschaftung ihrer Betriebe gegeben – nicht zuletzt deshalb, weil sie 

von den einheimischen Bauern ihrer Dörfer nicht die geringste Hilfe (etwa bei der 

Ausleihe teurer Maschinen) erfuhren. Solche Eigeninitiativen wurden noch 1951 – et-

wa im thüringischen Dorf Merxleben – durch massiven Druck der SED-Führung wie-

der aufgelöst und als „linkssektiererische Abweichungen von der Parteilinie“ ange-

prangert. Ein Jahr später war alles anders: Die SED-Führung trat an Basisinitiativen, 

die sie kurz zuvor noch gemaßregelt hatte, mit dem Ansinnen heran, LPG-Gründun-

gen bei der DDR-Regierung zu beantragen, damit die neue, von oben verordnete Ag-

rarpolitik „als Ausdruck des Wunsches breiter Bevölkerungsteile erscheinen“ konnte.  

SED-Generalsekretär Walter Ulbricht feierte das ein Jahr zuvor noch verbotene 

LPG-Statut aus Merxleben auf der II. Parteikonferenz Mitte 1952 als beispielhaftes 

„Grundgesetz“ für LPG-Gründungen.
81

 Inwieweit derartige Erfahrungen mit wider-

sprüchlicher SED-Politik und wetterwendischen SED-Funktionären Loyalität gene-

rierten, lässt sich schwer beantworten. Viel spricht dafür, dass kooperationswillige 

Neubauern die plötzliche Hilfe des SED-Staates akzeptierten, aber weiterhin primär 

auf ihre Gruppensolidarität vertrauten. So erklärte ein SED-Parteisekretär und Neu-

bauer aus Suderode (Sachsen-Anhalt) 1952, seine Partei habe die Neubauern „bisher 

stiefmütterlich behandelt“ und sei erst nach Bildung ihrer LPG „rühriger“ geworden 

und habe „viel versprochen“: „Bei den Versprechungen sind wir skeptisch geworden. 

Wir werden es schon schaffen. Wenn wir jetzt alle gemeinsam arbeiten, werden wir 

weiterkommen trotz der Schwierigkeiten.“
82
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Schlussbemerkungen 
 

Die Bodenreform bot einer kleinen, aber nennenswerten Minderheit von 91 000 Ver-

triebenen (und ihren Angehörigen) zeitweilig „Erwerbsmöglichkeiten“ oder wenigs-

tens Überlebensmöglichkeiten
83

, doch darf sie nicht zum „wichtigste[n] Teilbereich 

der Vertriebenenpolitik“ in der SBZ/DDR
84

 stilisiert werden. Wenn auch die gegen-

teilige Beurteilung einer nur „deklamierte[n] Integration“ durch Bodenreform über-

zogen erscheint
85

, war doch ihr faktischer Stellenwert für die Eingliederung der „Um-

siedler“ in die SBZ/DDR insgesamt eindeutig nachrangig.
86

 Der landwirtschaftliche 

Sektor hatte für den Großteil dort tätiger Vertriebener nur eine überlebenssichernde 

Übergangsfunktion, denn viele wanderten nach einiger Zeit in die attraktivere Arbeits- 

und Lebenswelt der Industriestädte ab.
87

 Nicht zufällig ging parallel mit dem schwer-

industriellen Aufbau in der DDR zwischen 1950 und 1953 die Zahl der Neubauern 

von 210 000 auf 170 000 fast um ein Fünftel zurück.
88

 

Je mehr sich die soziale Lage „der“ Vertriebenen in der SBZ/DDR differenzierte, 

desto weniger existierte unter den Umsiedler-Neubauern des Jahres 1950 ein einheitli-

ches „Vertriebeneninteresse“ gegenüber der 1952 beginnenden Kollektivierung. Ebenso 

wenig einheitlich war die Haltung gegenüber der SED-Politik. Insofern steht die Ag-

rarkollektivierung in der DDR in einem ähnlich ambivalenten Verhältnis zur Vertrie-

benenintegration wie auch die Bodenreform. Beide Phänomene integrierten und des-

integrierten zugleich. In der Kollektivierungsphase spalteten sich auch die Umsiedler-

Neubauern auf – nach Leistungsstarken und Schwachen, aber auch nach Generationen 
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land. Eine sozialstatistische Bevölkerungsanalyse im gesamtdeutschen Vergleich, Berlin 

1964, S. 222 f. 
88

 Vgl. unter Bezug auf DDR-Angaben EDGAR TÜMMLER, KONRAD MERKEL, GEORG BLOHM: 

Die Agrarpolitik in Mitteldeutschland und ihre Auswirkung auf Produktion und Verbrauch 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Berlin (West) 1969, S. 28 ff. 
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und Geschlechtern: Was für viele ältere Menschen einen „neuerlichen, kaum ver-

schmerzbaren Verlust“ bedeutete, der „Enttäuschung und Resignation“ auslöste, bot ei-

ner jüngeren Bauerngeneration oft bessere Lebenschancen, unter geregelten Arbeits-

bedingungen einer LPG der Selbstausbeutung vieler Neubauernfamilien zu entrin-

nen.
89

 Gerade Frauen konnten ein Interesse an einem Genossenschaftsbeitritt entwi-

ckeln, um ihre traditionell hohe Arbeitsbelastung zu reduzieren.
90

 Die vorurteilsbela-

dene Sicht mancher Historiker, die sich diese Genossenschaftsbauern als ein „graue[s] 

Heer“ von Landarbeitern vorstellen
91

, erfasst solche gesellschaftshistorischen Ambi-

valenzen nicht. 

Loyalität oder Illoyalität der großen Mehrheit der Vertriebenen gegenüber der SED 

bemaß sich also in längerfristiger Perspektive nicht an deren Agrarpolitik. Vor den 

Volkskammerwahlen des Herbstes 1950 fürchtete die SED-Führung neben dem Dis-

sens in der Frage der Ostgrenze vor allem die berechtigten Klagen vieler Vertriebener 

über ihre katastrophale Wohnungsunterbringung, gerade in ländlichen Gebieten.
92

 Zu-

gleich hatte die SED-Umsiedlerpolitik ihre ursprüngliche Konzeption eines Kriegslas-

tenausgleichs durch Besitzumverteilung (wie er in der Bodenreform ansatzweise um-

gesetzt worden war) nicht mehr weiterverfolgt; das DDR-Umsiedlergesetz bot nur 

noch geringfügige Kredithilfen und Subventionen, aber nicht die von vielen erwartete 

umfassende Entschädigung. Die Vertriebenenmehrheit, die die Bodenreform nach 1945 

als politisches Symbol begrüßt hatte und deren Integrationswirkungen auch 1950 durch-

aus „anerkannt[e]“, vermisste 1950 ausdrücklich weitergehende Hilfeleistungen, na-

mentlich einen Lastenausgleich.
93

 Die konsequente Weigerung der SED, parallel zu 

Westdeutschland auch in der DDR eine solche Vertriebenenentschädigung durch Um-

verteilung generell durchzuführen, wirkte sich sehr negativ auf die Haltung vieler 

Vertriebener zum SED-Regime aus und trug bis 1961 nachweislich zu einer über-

durchschnittlichen „Republikflucht“ gerade dieser Bevölkerungsgruppe bei.  

Die kommunistisch gelenkte „Bodenreform“ in der SBZ hatte allerdings kurzfris-

tig durchaus Loyalität zur KPD/SED unter vielen Landempfängern erzeugt, auch un-

ter vertriebenen „Umsiedler-Neubauern“. Diese wurde jedoch von Anfang an durch 

andere, weniger zustimmungsfähige Aspekte der sich etablierenden SED-Diktatur in 

der SBZ/DDR in Frage gestellt. Langfristig scheiterte sie auch an der mangelnden 

Nachhaltigkeit der agrarpolitischen Subventionierung der „Neubauernhöfe“. Von ei-

ner dauerhaft systemstabilisierenden Wirkung der Umverteilung auf dem Lande kann 

– zumindest im Hinblick auf die Vertriebenen – angesichts dieses kurzfristigen Lo-

yalitätseffektes somit keine Rede sein. Das SED-Regime blieb davon aber äußerlich 

                                                 
89

 SCHMIDT (wie Anm. 74), S. 305. 
90

 ARND BAUERKÄMPER: Ländliche Gesellschaft in der kommunistischen Diktatur. Zwangs-

modernisierung und Tradition in Brandenburg 1945-1963, Köln u.a. 2002, S. 466. 
91

 WEHLER (wie Anm. 73), Bd. 5, S. 226. 
92

 SAPMO-BArch, DY30/JIV2/3/137, Bl. 1 ff., SED, ZK, Protokoll Nr. 11 der Sitzung des 

Sekretariats des ZK am 11.09.1950. 
93

 SAPMO-BArch, DY30/IV2/13/388, Willy F., Thale/H., an SED-Zentralsekretariat, 15.05. 

1950. 
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unbeeindruckt und stilisierte die „Bodenreform“ zum Alleinstellungsmerkmal erfolg-

reicher DDR-Umsiedlerintegration. Für die auf „Umsiedlern“ umgetauften Flücht-

linge und Vertriebenen jedoch war sie weniger ein Erfolgssymbol als ein Hinweis auf 

die Widersprüche und letztendliche Brüchigkeit der SED-Umsiedlerpolitik. Solche 

Symbole konnten Loyalität auf Dauer nicht sichern. 
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Die Wiederbesiedlung der tschechoslowakischen 

Grenzgebiete. Loyalitäten von neuen Bevölkerungsgruppen 

in der Tschechoslowakei 

von 

Andreas  W i e d e m a n n  

 

 

Einleitung 
 

Im Zuge von Vertreibung und Zwangsaussiedlung der deutschen Bevölkerung aus der 

Tschechoslowakei kamen Hunderttausende Tschechen und Slowaken und weitere eth-

nische Gruppen als Neusiedler in die Grenzgebiete der böhmischen Länder. Etwa 1,7 

Millionen Menschen ließen sich dort in den ersten Nachkriegsjahren nieder. Die Wie-

derbesiedlung war die logische Konsequenz der Vertreibung. Leitidee beider Prozesse 

war die Errichtung eines Nationalstaats der Tschechen und Slowaken ohne nationale 

Minderheiten.
1
  

Nach dem Abschluss dieses umfassenden Bevölkerungsaustausches bestand die 

neue Gesellschaft in den Grenzgebieten im Durchschnitt zu zwei Dritteln aus Neu-

siedlern. Verschiedene staatliche Stellen waren darum bemüht, diese durch vielfältige 

Maßnahmen zu stabilisieren. Ob sie dabei auch neue Loyalitätsbindungen in diesen 

Landesteilen schufen, soll im Folgenden diskutiert werden. Hierbei ist vor allem der 

Aufbau von Loyalität zur Komunistická strana Československa [Kommunistische Par-

tei der Tschechoslowakei; KSČ] zu erörtern, die zu dieser Zeit ihr Machtmonopol 

noch nicht gesichert hatte. Die KSČ war direkt nach dem Krieg darum bemüht, ihren 

Einfluss auszubauen und die Masse der Bevölkerung als Anhänger zu gewinnen. Auf 

die Grenzgebiete und die Neusiedler richtete sie dabei von Anfang an ein besonderes 

Augenmerk.  

Der Begriff „Loyalität“ wird in diesem Beitrag nicht nur im Sinne eines Mindest-

maßes von Treue gegenüber einer politischen Führung oder Gruppe verstanden, son-

dern insbesondere als Verbundenheit und Bejahung dieser gegenüber.
2
 In diesem Zu-

sammenhang muss auch die zeitliche Dimension und die Möglichkeit, das Ausmaß 

                                                 
1
  Siehe zur Besiedlung der Grenzgebiete: ANDREAS WIEDEMANN: Komm mit uns das Grenz-

land aufbauen. Ansiedlung und neue Strukturen in den ehemaligen Sudetengebieten 1945-

1952, Essen 2007 (Veröffentlichungen der Deutsch-Tschechischen und Deutsch-Slowaki-

schen Historikerkommission, 15; zugleich Veröffentlichungen zur Kultur und Geschichte 

im östlichen Europa, 29); FRANTIŠEK ČAPKA, LUBOMÍR SLEZÁK, JAROSLAV VACULÍK: Nové 

osídlení pohraničí českých zemí po druhé světové válce [Die Neubesiedlung des Grenzge-

biets der böhmischen Länder nach dem Zweiten Weltkrieg], Brno 2005. 
2
  GEORGE P. FLETCHER: Loyalität. Über die Moral von Beziehungen, Frankfurt am Main 

1994, S. 22 f. 



 70 

von „Loyalität“ zu erfassen, berücksichtigt werden. So lässt sich Loyalität gegenüber 

einer Partei idealerweise durch die Zustimmung der Wähler bei Wahlen und durch 

Parteimitgliedschaften messen. Hierzu ist aber der Vergleich von mindestens zwei 

Wahlergebnissen nötig, um ermitteln zu können, ob sich die Anhänger einer Partei 

auch wirklich über einen längeren Zeitraum der Partei verbunden fühlten.  

Die Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung in der Tschechoslo-

wakei im Mai 1946 und deren Ergebnisse in den Grenzgebieten sind für unsere Frage-

stellung einer der wichtigsten Gradmesser für die Zustimmung der Neusiedler zur 

KSČ. Da sie aber die einzigen freien Wahlen in der Tschechoslowakei bis 1989 wa-

ren, fehlt für die nachfolgenden Jahre ein entsprechender Vergleichswert. Allerdings 

ermöglichen es die Ergebnisse der Parlamentswahlen von 1948, gewisse Rückschlüs-

se auf die Lage in den Grenzgebieten zu ziehen. Bei der Untersuchung der Frage, ob 

sich die Neusiedler auch langfristig an die KSČ gebunden fühlten, können außerdem 

weitere Aspekte berücksichtigt werden: So bietet z.B. eine Betrachtung des Verlaufs 

der Kollektivierung in der Landwirtschaft im Vergleich mit anderen Regionen der 

Tschechoslowakei Hinweise auf die Verankerung der Kommunisten im Grenzgebiet.  

Besonders berücksichtigt werden aber auch die Methoden, mit denen die KSČ ver-

suchte, die Neusiedler für sich zu gewinnen. Das wohl wichtigste Mittel, um diese in 

die Grenzgebiete zu locken und auch zum Bleiben zu bewegen, war die Umverteilung 

von Besitz und Boden. Das gesamte Eigentum der Deutschen und Magyaren wurde 

nach dem Krieg konfisziert. Auf Bauernhöfen, in Fabriken und Handwerksbetrieben 

der Deutschen wurden sogenannte Nationalverwalter eingesetzt. Sie hofften darauf, 

den verwalteten Besitz später als Eigentum übertragen zu bekommen. Der Boden, Im-

mobilien, Möbel, Kleidung wurden zwar nicht verschenkt, aber zu sehr niedrigen 

Preisen verkauft. Gerade der Gewinn von Eigentum, so die These, war dazu geeignet, 

Loyalitäten zu erzeugen – und zwar denen gegenüber, denen man den Zugewinn an 

Besitz, Vermögen, Existenz zu verdanken hatte.  

 

 

Besiedlung 
 

Die meisten Siedler kamen aus den unmittelbar an den Grenzgebieten liegenden bin-

nenländischen Bezirken und siedelten sich bevorzugt in Gegenden mit guten landwirt-

schaftlichen Bedingungen und in urbanen bzw. industrialisierten Bezirken an. Bis 

zum Ende des Jahres 1945, als die organisierte Aussiedlung der Deutschen noch nicht 

begonnen hatte, waren bereits über 800 000 Siedler aus dem Binnenland in die Grenz-

gebiete gewandert. Ab dem Spätsommer 1945 begannen verschiedene Behörden den 

Zustrom zu steuern.  

Neben den Tschechen aus dem Binnenland, die die Mehrheit der Neusiedler stell-

ten (ca. 82%) nahmen etwa 160 000 Slowaken sowie einige Tausend Roma, Ukrainer 

aus der Ostslowakei und Optanten
3
 aus der an die Sowjetunion abgetretenen Karpa-

                                                 
3
  Die Karpatenukraine wurde durch den Vertrag vom 29. Juni 1945 an die Sowjetunion ab-

getreten. Die zahlreichen Tschechen und Slowaken, die in der Karpatenukraine lebten, er-
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tenukraine an der Besiedlung teil. Zu ihnen gesellte sich ferner die heterogene Gruppe 

der sogenannten Remigranten, also der Tschechen und Slowaken aus dem Ausland, 

deren Vorfahren die böhmischen Länder bzw. die Slowakei verlassen hatten. Die Grup-

pe der Remigranten umfasste etwa 200 000 Personen, von denen sich die meisten in 

den Grenzgebieten niederließen: Dort bildeten Tschechen aus Wolhynien mit knapp 

40 000 Personen die Mehrheit, gefolgt von Slowaken und Tschechen aus Rumänien. 

Weitere Remigranten kamen aus Frankreich, Österreich, Polen, Jugoslawien, Deutsch-

land und weiteren Staaten.
4
  

Die lokale Bevölkerung in den Grenzgebieten setzte sich also aus den tschechi-

schen Alteingesessenen und Neusiedlern, den Remigranten und den nicht vertriebe-

nen Deutschen zusammen, von denen nach dem Ende der Zwangsaussiedlungen dort 

noch etwa 160 000 lebten. Im Jahr 1950 waren knapp 94% der Bevölkerung Tsche-

chen bzw. Slowaken und nur noch 4,9% deutscher Nationalität.
5
 Das Zusammenleben 

der Siedlergruppen gestaltete sich, besonders in den ersten Nachkriegsjahren, nicht 

konfliktfrei. Gruppenspezifische Unterschiede – regionale, kulturelle, soziale und kon-

fessionelle – sowie Konflikte um die Besitzzuteilungen prägten und teilten die neue 

Gesellschaft in den ersten Jahren.
6
 

                                                                                                                          
hielten die Möglichkeit, in die Tschechoslowakei überzusiedeln. Das Optionsrecht genos-

sen tschechoslowakische Staatsbürger tschechischer und slowakischer Nationalität sowie 

die Angehörigen der Auslandsarmee russischer und ukrainischer Nationalität. Vgl. Abschluss-

bericht über die Durchführung der Remigration. Národní archiv – Prag [Nationalarchiv, 

Prag, künftig NA], Ministerstvo práce a sociální péče [Ministerium für Arbeit und soziale 

Fürsorge, künftig MPSP], K. 336, Sign. 2502, S. 8; Bohdan Zilynskyi: Ukrajinci v českých 

zemích v letech 1945-1948 (Studijní materiály Ústavu pro soudobé dějiny AV ČR) [Die 

Ukrainer in den böhmischen Ländern in den Jahren 1945-1948 (Studienmaterial des Insti-

tuts für Zeitgeschichte der Akademie der Wissenschaften der Tschechischen Republik)], 

Praha 2000, S. 38; JAROSLAV VACULÍK: Optanti z Podkarpatské rusi v letech 1945-1948 

[Die Optanten aus der Karpatenukraine in den Jahren 1945-1948], in: Slezský sborník 95 

(1997), S. 140-145, hier S. 140. 
4
  Zur Remigration siehe insbesondere JAROSLAV VACULÍK: Reemigrace zahraničních Čechŧ 

a Slovákŧ v letech 1945-1950 [Die Remigration der Auslandstschechen und Slowaken in 

den Jahren 1945-1950], Brno 1993 (Spisy pedagogické fakulty Masarykovy univerzity v 

Brně, 48); DERS.: Die Remigration in die Tschechoslowakei 1945-1948, in: Heimat und 

Exil. Emigration und Rückwanderung, Vertreibung und Integration in der Geschichte der 

Tschechoslowakei, hrsg. von PETER HEUMOS, München 2001, S. 99-109. 
5
  Populační, ekonomický a národnostní vývoj pohraničních okresŧ ČSR od roku 1930 do ro-

ku 2010 [Bevölkerungsentwicklung, ökonomische und Nationalitätenentwicklung in den 

Grenzbezirken der ČSR ab dem Jahr 1930 bis zum Jahr 2010], hrsg. von ALOIS ANDERLE 

und VLADIMÍR SRB, Praha 1989, S. 18. 
6
  ANDREAS WIEDEMANN: „Wir bauen ein glückliches Leben im tschechischen Grenzgebiet 

auf“. Symbiose und Konflikte in der neuen Gesellschaft der ehemaligen Sudetengebiete 

1945-1948, in: Die Deutschen und das östliche Europa. Aspekte einer vielfältigen Bezie-

hungsgeschichte. Festschrift für Detlef Brandes zum 65. Geburtstag, hrsg. von DIETMAR 

NEUTATZ und VOLKER ZIMMERMANN, Essen 2006, S. 81-102. 
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Besitzzuteilungen – erkaufte Loyalität? 
 

Die wichtigste Grundlage der Besiedlungspolitik bildete die Übergabe des konfiszier-

ten Besitzes an tschechische Siedler. Die Neusiedler hofften, durch Land- und andere 

Besitzzuteilungen ihre wirtschaftliche Lage zu verbessern. Bis zur Zuteilung verwal-

tete den enteigneten Boden der Nationale Bodenfonds, das konfiszierte nichtlandwirt-

schaftliche Vermögen der Fonds der nationalen Erneuerung. Insgesamt wurden in den 

böhmischen Ländern etwa 2,6 Millionen Hektar Land von Deutschen, Magyaren und 

‚Verrätern‘ konfisziert, davon befanden sich vier Fünftel in den Grenzgebieten.
7
 Aus-

schlaggebend für die Beschlagnahme des Besitzes war die deutsche oder magyarische 

Nationalität ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit bzw. bei Personen tschechi-

scher und slowakischer Nationalität die Einstufung als Verräter oder Kollaborateur.
8
 

Verbunden mit der landwirtschaftlichen Besiedlung waren die Durchführung einer 

Bodenreform und die Neueinteilung des Bodens. In einem ersten Schritt wurden wie 

in anderen Bereichen auch die Landwirtschaften der Deutschen, Magyaren und ‚Volks-

verräter‘ konfisziert.
9
 Den zweiten Schritt bildete die Revision der Bodenreform, die 

nach dem Ersten Weltkrieg vorgenommen worden war. Die damals geschaffenen ‚Rest-

güter‘ wurden nun enteignet; die dafür vorgesehene Entschädigung wurde nie ge-

zahlt.
10

 Im dritten Schritt folgte der Einzug jeglichen Grundbesitzes von mehr als 50 

                                                 
7
  Jiří Koťátko (Abteilungsleiter im Landwirtschaftsministerium) vor dem Besiedlungsaus-

schuss der Verfassunggebenden Nationalversammlung am 10.10.1946 (4. Sitzung). Archiv 

parlamentu České republiky [Parlamentsarchiv der Tschechischen Republik, künftig APČR], 

Ústavodárné Národní shromáždění [Verfassunggebende Nationalversammlung, künftig ÚNS], 

S. 1. 
8
  § 1 des Dekrets Nr. 12/1945 Sb, in: Němci a Maďaři v dekretech prezidenta republiky. Stu-

die a dokumenty 1940-1945. Die Deutschen und Magyaren in den Dekreten des Präsiden-

ten der Republik. Studien und Dokumente 1940-1945, hrsg. von KAREL JECH, Praha 2003, 

Dok. Nr. 5, S. 471. 
9
  LUBOMÍR SLEZÁK: Die landwirtschaftliche Besiedlung des Grenzgebietes der böhmischen 

Länder nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Historica 23 (1983), S. 165-225, hier S. 166; JIŘÍ 

KOŤÁTKO: Pozemková reforma v Československu [Die Bodenreform in der Tschechoslo-

wakei], hrsg. vom Ministerstvo informaci a osvěty, Praha 1949, S. 7 f. 
10

  Vgl. LUBOMÍR SLEZÁK: Vratká stabilita poválečného zemědělství [Labile Stabilität in der 

Landwirtschaft nach dem Krieg], in: Zemědělství na rozcestí 1945-1948. Sborník příspěv-

kŧ z mezinárodní konference konané ve dnech 22.-23.09.1998. Studie Slováckého muzea 

Uherské hradiště 3/1998, S. 94-102, hier S. 98; Grundlage bildete das Gesetz Nr. 142/1947 

Sb. über die Revision der ersten Bodenreform, das im Juli 1947 verabschiedet wurde. Vgl. 

JAN RYCHLÍK: Pozemková reforma v českych zemích v letech 1945-1948 [Die Bodenre-

form in den böhmischen Ländern in den Jahren 1945-1948], in: Zemědělství na rozcestí 

1945-1948, S. 7-22, hier S. 14 ff.; der überwiegende Teil des in der zweiten Etappe ent-

eigneten Bodens befand sich im Binnenland und bestand aus größeren und sogenannten 

Restgütern, die durch die erste Bodenreform seit 1920 entstanden waren. Insgesamt bezog 

sich die Revision der ersten Bodenreform auf Boden im Umfang von etwa einer Million 

Hektar. Vgl. KOŤÁTKO (wie Anm. 9). 
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Hektar.
11

 Diese Phase fiel bereits mit den Anfängen der Kollektivierung der Land-

wirtschaft zusammen, die im Jahr 1949 begann. Die drei Schritte der Umwälzung der 

Besitzverhältnisse wurden sozial, aber vor allem national begründet. In der Propagan-

da war z.B. die Rede von der ‚Wiedergutmachung des Weißen Berges‘, womit eine 

Wiedergutmachung der Enteignung aufständischer Adliger aus den böhmischen Län-

dern zugunsten der Anhänger der siegreichen Habsburger nach der Schlacht am Wei-

ßen Berg im Jahre 1620 gemeint war.
12

 

Konfiszierter Boden konnte sowohl Gemeinden, Bezirken, dem Staat als auch Ge-

nossenschaften und Privatpersonen zugeteilt werden. Dabei formulierte das landwirt-

schaftliche Besiedlungsdekret vom 20. Juli 1945 die Grundsätze der Landzuteilung 

und definierte die Kategorien berechtigter Bewerber: Widerstandskämpfer, Partisanen, 

ehemalige politische Gefangene, Soldaten der Auslandsarmee und durch den Krieg ge-

schädigte Landwirte sollten demnach bevorzugt werden.
13

 

Als Höchstgrenze hatte das kommunistisch geführte Landwirtschaftsministerium 

eine Zuteilung von lediglich 13 Hektar landwirtschaftlichen Bodens durchgesetzt, um 

möglichst viele Bewerber zu berücksichtigen und um der KSČ so die Unterstützung 

der ärmeren ländlichen Bevölkerung zu sichern.
14

 Die angestrebte Größe der Wirt-

schaften sollte durch die Zusammenlegung kleinerer und die Aufteilung größerer Bau-

ernhöfe erreicht werden. Im Landesinneren wurde der enteignete Boden an die altein-

gesessene tschechische Bevölkerung, in den Grenzgebieten an Neusiedler aus dem 

Binnenland sowie an Remigranten verteilt. Für den landwirtschaftlichen Boden und 

die darauf befindlichen Gebäude mussten die Siedler Übernahmepreise bezahlen, die 

allerdings sehr niedrig angesetzt waren und den Wert zweier durchschnittlicher Jah-

resernten nicht überschreiten sollten.
15

 Die zu entrichtenden Preise sowie die zur Aus-

stattung der Höfe gewährten Kredite konnten in langjährigen Raten gezahlt werden. 

                                                 
11

  Mit Gesetz Nr. 46/1948 wurde eine weitere Bodenreform durchgeführt, in deren Zuge nicht 

brachliegende, nicht von den Eigentümern bewirtschaftete und über 50 Hektar hinausge-

hende Flächen zwangsweise aufgekauft wurden. Die vorgesehenen Entschädigungszahlun-

gen wurden nie geleistet. Vgl. RYCHLÍK (wie Anm. 10), S. 18. 
12

  In der Schlacht am Weißen Berg am 7. November 1620 unterlag Friedrich V. von der Pfalz 

als König von Böhmen (der sogenannte „Winterkönig“) mit seinen überwiegend protestan-

tischen Soldaten der katholisch-kaiserlichen Armee der Habsburger. Böhmen war in der 

Folge wieder fest im Griff der Habsburger. Die Zeit nach der Schlacht wurde in der tsche-

chischen Geschichtsschreibung des 19. Jahrhunderts als die Zeit der Dunkelheit (temno) 

bezeichnet und zu einem Symbol für verlorene nationale Unabhängigkeit, Unfreiheit und 

Unterjochung. 
13

  § 3 des Dekrets Nr. 28/1945. 
14

  Vgl. LUBOMÍR SLEZÁK: Zemědělské osídlování pohraničí českých zemí po druhé světové 

válce [Die landwirtschaftliche Besiedlungspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg], Brno 

1978, S. 23 f.; RYCHLÍK (wie Anm. 10), S. 11. 
15

  Vergleiche zur Debatte über die Festlegung der niedrigen Übernahmepreise den Auszug 

aus dem Protokoll der Regierungssitzung vom 4.06.1945, in: Němci a Maďaři v dekretech, 

Dok. Nr. 5.2, 484-487, sowie die Dok. Nr. 5.3-5.6. 
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Diejenigen, die in den ersten Nachkriegsmonaten Bauernhöfe als Nationalverwal-

ter übernommen hatten, wurden ab Herbst 1945 überprüft. Verlief die Kontrolle er-

folgreich, konnten sie ab Frühjahr 1946 Bodenbesitzurkunden erhalten. Neusiedler, 

die im Zuge der organisierten Besiedlung ab Spätsommer 1945 in die Grenzgebiete 

gekommen waren, erhielten die Bodendekrete direkt. Das Landwirtschaftsministeri-

um organisierte und inszenierte die Übersiedlung und Ankunft der Neusiedler in den 

Grenzgebieten mit entsprechendem propagandistischem Aufwand.  

Über die Übergabe der Bodendekrete an die landwirtschaftlichen Siedler gab es 

heftige Auseinandersetzungen zwischen der KSČ und den nichtkommunistischen Par-

teien. Die Československá strana národně socialistická [Tschechoslowakische natio-

nal-sozialistische Partei; ČSNS] kritisierte nicht nur den ihrer Ansicht nach unklaren 

Text der Urkunden, sondern auch die feierliche Übergabe durch Vertreter des Land-

wirtschaftsministeriums und Mitglieder der KSČ, denn die Besiedlung sei eine Ange-

legenheit der gesamten Nation und nicht einer einzigen politischen Partei.
16

 

Dem kommunistischen Landwirtschaftsminister Julius Ďuriš wurde am 12. April 

1946 in der Provisorischen Nationalversammlung außerdem vorgeworfen, dass die 

Ausgabe der Urkunden unmittelbar vor dem Urnengang im Mai 1946 wahltaktisch 

begründet sei. Dass sich die Übergabe der Dekrete an die Nationalverwalter durch das 

kommunistisch geführte Landwirtschaftsministerium kurz vor den Wahlen günstig 

auf den Stimmenanteil der KSČ auswirkte, ist denn auch nicht überraschend. Tatsäch-

lich gab die Mehrheit der landwirtschaftlichen Neusiedler ihre Stimme den Kommu-

nisten, wie weiter unten erläutert wird. 

Bis zum Sommer 1946 hatten sich etwa 130 000 Familien auf Bauernhöfen in den 

Grenzgebieten niedergelassen.
17

 Die Mehrheit dieser Neubauern hatte im Binnenland 

als Landarbeiter gearbeitet, verfügte über kein Kapital und war mit der Rückzahlung 

der Kredite häufig überfordert. Bis Ende 1949 erhielt der Bodenfonds lediglich 12% 

der gewährten Zahlungen zurück.
18

 Die finanzielle Situation, die kleinen Hofgrößen, 

die Überforderung mit der Führung eines landwirtschaftlichen Betriebs und teilweise 

schwierige, vom Binnenland abweichende Produktionsbedingungen führten ab 1946 

dazu, dass viele Neubauern ihre Höfe an den Fonds zurückgaben. Bis 1949 betraf dies 

etwa ein Viertel der Neubauern.
19

 Diese Schwierigkeiten begünstigten aber den späte-

ren Aufbau der ersten Einheitlichen Landwirtschaftsgenossenschaften (Jednoté země-

                                                 
16

  Vgl. Svobodné slovo vom 7.03.1946. 
17

  SLEZÁK, Zemědělské osídlování pohraničí (wie Anm. 14), S. 78. 
18

  Bericht des Landwirtschaftsministeriums für das Sekretariat des ZK der KSČ über den Auf-

bau und die Entwicklung der Einheitlichen Landwirtschaftsgenossenschaften vom 10.03.1950 

in: Kolektivizace Zemědělství – Vznik JZD 1950. Edice dokumentŧ z fondŧ Státního úst-

ředního archivu v Praze [Landwirtschaftliche Genossenschaften. Kollektivierung der Land-

wirtschaft – Entstehung der JZD 1948-1949. Edition von Dokumenten aus den Fonds des 

Staatlichen Zentralarchivs in Prag], bearbeitet von J. JUNĚCOVÁ und J. PŠENIČKOVÁ, Praha 

1995, Dok. Nr. 9, 39-43, hier Nr. 40; SLEZÁK, Vratká stabilita (wie Anm. 10), S. 98. 
19

  Bericht des Landwirtschaftsministeriums über die Durchführung der Bodenreform vom 

1.03.1949 als Grundlage für die Sitzung des Parteivorstands der KSČ in: Zemědělské druž-

stevnictví – Vznik JZD 1948-1949, Dok. Nr. 43, S. 138. 
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dělské družstvo; JZD), der tschechischen Form der Landwirtschaftlichen Produktions-

genossenschaften (LPG) in den Grenzgebieten, da Neubauern, die den JZD beitraten, 

ihre Schulden zunächst zum Teil und später ganz erlassen wurden. In der ersten Phase 

der Kollektivierung, die 1949 anlief, nahmen viele Bauern in den Grenzgebieten noch 

aktiv am Aufbau der JZD teil. Insgesamt verlief die Kollektivierung der Landwirt-

schaft in der Tschechoslowakei in den Grenzgebieten schneller als im Binnenland. Sie 

war dort sogar bereits formal abgeschlossen (1953), als sie im tschechischen Binnen-

land erst richtig begann.
20

  

Dies geschah offenbar aus mehreren Gründen: Einerseits war der Anteil der kom-

munistischen Parteimitglieder unter den Neubauern in den Grenzgebieten wesentlich 

höher als unter den Bauern im Binnenland, die Loyalität zur KSČ also größer, ande-

rerseits bot sich für die verschuldeten Bauern die Möglichkeit, durch den Eintritt in 

die JZD die Schulden beim Bodenfonds zu reduzieren bzw. erlassen zu bekommen. Fer-

ner war die Bindung an den Boden bei den neuen Landwirten weniger ausgeprägt als 

bei den alteingesessenen Bauern. Über Widerstand gegen die Kollektivierung wird nur 

wenig berichtet. Dafür warnte der Kreisausschuss der KSČ in Budweis (České 

Budějovice) am 20.04.1949 vor leichtfertigen Gründungen von JZD in einigen Ge-

meinden.
21

 Eine Neusiedlergruppe, die die Kollektivierung zunächst ablehnte, waren 

die Wolhynientschechen.
22

 

Die Kollektivierung bedeutete allerdings ebenfalls keine Stabilisierung der gesell-

schaftlichen Strukturen in den Grenzgebieten. Zahlreiche Bauern, die den Einheitsge-

nossenschaften beigetreten waren, verließen diese bald wieder und wechselten auf Ar-

beitsstellen in der Industrie, da dort bessere Lohnbedingungen herrschten. Außerhalb 

der Landwirtschaft lockten mögliche Zuteilungen von Handwerks- und Gewerbebe-

trieben, Wohnhäusern, Fahrzeugen sowie beweglichem Inventar. Seit dem Spätsom-

mer 1945 waren vereinzelt konfiszierte kleinere Gegenstände wie Kleidung und Schu-

he verkauft worden. Im Frühjahr 1946 begann deren organisierte Zuteilung.
23

  

Der Verkauf beweglicher Güter wie Möbel und andere Gegenstände begann im 

Jahr 1947. Für Möbel wurden die Preise des Jahres 1938 zugrunde gelegt. Auch Fa-

milienhäuser wurden zu Preisen, die weit unter dem Niveau des Binnenlandes lagen, 

veräußert. Die Zuteilung von Gewerbe- und Handwerksbetrieben, in denen National-

verwalter eingesetzt waren, begann erst im Mai 1948, also nach der Errichtung des 

                                                 
20

  SLEZÁK, Vratká stabilita (wie Anm. 10), S. 98; VÁCLAV PRŦCHA: Wirtschaftstruktur und 

Wirtschaftspolitik in den tschechischen Grenzgebieten, in: Bevölkerungstransfer und Sys-

temwandel. Ostmitteleuropäische Grenzen nach dem Zweiten Weltkrieg, hrsg. von HELGA 

SCHULTZ, Berlin 1999 (Frankfurter Studien zur Grenzregion, 4), S. 305-319, hier S. 314. 
21

  Bericht über die Gründung von JZD im Gebiet von České Budějovice des KV KSČ in Čes-

ké Budějovice vom 20.04.1949, in: Zemědělské družstevnictví, 1948-1949, Dok. Nr. 32, S. 

107-109 (vgl. Anm. 19). 
22

  Siehe dazu den Beitrag von Matěj Spurný in diesem Band. 
23

 
 
ZDENĚK RADVANOVSKÝ: Integrationsprobleme bei der Wiederbesiedlung der deutschen 

Siedlungsgebiete in den böhmischen Ländern nach 1945, in: Heimat und Exil. Emigration 

und Rückwanderung, Vertreibung und Integration in der Geschichte der Tschechoslowakei, 

hrsg. von PETER HEUMOS, München 2001, S.143-161, hier S. 155. 
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kommunistischen Machtmonopols im Februar desselben Jahres.
24

 Zwar erfolgten 

auch nach der Machtdurchsetzung der KSČ noch Übergaben an Privatpersonen. Von 

den ursprünglich vorgesehenen 40 000 kleineren und mittleren Gewerbebetrieben 

wurden aber lediglich noch 16 000 zugeteilt, da die kommunistische Führung bereits 

begonnen hatte, das restliche private Unternehmertum und auch den kleingewerbli-

chen Sektor zu verdrängen und zu liquidieren.
25

 

Diese Besitzzuteilungen waren das wichtigste Mittel, um Siedler in die Grenzge-

biete zu locken und dafür zu sorgen, dass diese auch blieben. Sie waren aber auch 

dazu geeignet, Loyalitäten zu erzeugen – und zwar denjenigen gegenüber, denen man 

diesen Zugewinn zu verdanken hatte. Das kommunistisch geführte Besiedlungsamt 

erhoffte sich von dem gesamten Zuteilungsverfahren tatsächlich aus gutem Grund ei-

nen stabilisierenden Effekt in den Grenzgebieten. Zufrieden stellte man dort im Juni 

1948 fest, dass durch die Verkaufsaktionen und die niedrigen Übernahmepreise das 

Vertrauen in die Volksdemokratie und vor allem in die Besiedlungspolitik gestiegen 

sei.
26 

 

Die unmittelbar nach Februar 1948 einsetzenden politischen Säuberungen in allen 

Bereichen des öffentlichen Lebens hatten ebenfalls Auswirkungen auf die Zuteilung 

konfiszierter Güter. Das Besiedlungsamt forderte die Nationalausschüsse am 24. März 

1948 auf, im Zuge der Säuberungen auch dafür zu sorgen, dass konfiszierter Besitz 

nicht in die Hände „unwürdiger und politisch unzuverlässiger Personen“ gerate.
27

 Die 

gesamte „Säuberungsaktion“ sollte in „verantwortungsvoller Weise“ durchgeführt wer-

den, damit durch eventuelle Fehlgriffe nicht der gesamte Besiedlungsplan gestört 

werde. 

 

 

Loyalität als Kategorie in der Besiedlungspolitik 
 

Die Kategorie der „Loyalität“ begleitete – wenn auch in anderen Worten – den ge-

samten Prozess von Vertreibung und Wiederbesiedlung. So war von „staatlicher und 

nationaler Zuverlässigkeit“ schon in Gesetzen, Erlassen und Richtlinien aus der Zeit 

vor dem Februar 1948 die Rede und meinte das Verhalten der jeweiligen Person be-

sonders während des Krieges. Das landwirtschaftliche Besiedlungsdekret vom 20. Juli 

1945 formulierte die Grundsätze der Landzuteilung und definierte die Kategorien be-

                                                 
24

  Bericht des Besiedlungsamtes und des Fonds der Nationalen Erneuerung über die Ergeb-

nisse der Besiedlung vom 31.03.1951. NA, Archiv Ústředního výboru KSČ [Archiv des 

ZK der KSČ, künftig AÚV-KSČ], fond 100/1, sv. 180, S. 39. 
25

  Ebenda, S. 22. 
26

  Tätigkeitsbericht des Besiedlungsamtes vom 17.06.1948. NA, AÚV-KSČ, fond 23, a.j. 293, 

7, Bl. 104. 
27

  Schreiben des Besiedlungsamtes und des Fonds der nationalen Erneuerung an alle Bezirks-

nationalausschüsse in den böhmischen Ländern vom 24.03.1948. NA, fond Ústřední akční 

výbor Národní fronty [Zentraler Aktionsausschuss der Nationalen Front, künftig ÚAV-

NF], k. 96, Mappe 2. 
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rechtigter Bewerber. Als anspruchsberechtigt galt ein „staatlich und national zuverläs-

siger Angehöriger der tschechischen, slowakischen oder einer anderen slavischen Na-

tion“.
28

  

Bevorzugt werden sollten also unter anderem alle Tschechen und Slowaken, die 

der tschechoslowakischen Republik gegenüber loyal geblieben waren. Laut Dekret 

Nr. 108 vom 25. Oktober 1945, das die Enteignung des Besitzes der Deutschen, Ma-

gyaren und „Verräter“ verfügte, sollten nur Personen von der Konfiszierung des Ver-

mögens ausgenommen werden können, „die nachweisen, dass sie der Tschechoslowa-

kischen Republik treu geblieben sind“.
29

 Das Dekret Nr. 5, das die Unterstellung des 

Vermögens der Deutschen unter Nationalverwaltung verfügte, bezog sich auf den Be-

sitz von „staatlich unzuverlässigen Personen“.
30

  

Bei der späteren Überprüfung der Nationalverwalter in Betrieben und Fabriken 

ging es sowohl um die Wirtschaftsführung, aber auch um ihre politische und nationale 

Zuverlässigkeit. Die betreffende Personengruppe musste für ihre Ernennung keine 

Dokumente vorweisen, die sie als qualifiziert oder erfahren in der Leitung eines Be-

triebs ausgewiesen hätte. Als Voraussetzung wurden allgemein „entsprechende fachli-

che und praktische Kenntnisse“ sowie moralische Unbescholtenheit und eben staatli-

che Zuverlässigkeit erwartet.
31 

Die eingesetzten Nationalverwalter mussten außerdem 

eine Erklärung unterschreiben, in der sie versicherten, dass sie nicht deutscher oder 

magyarischer Nationalität waren, sich niemals gegen den tschechoslowakischen Staat 

betätigt hätten und in keiner faschistischen oder nazistischen Organisation Mitglied 

gewesen seien.
32

  

Im Frühjahr und Frühsommer 1945 machten sich Tausende Menschen aus dem 

tschechischen Binnenland auf den Weg in die Grenzgebiete, die meisten anfangs spon-

tan. Einige Interessenten aus Industrie, Handel und Handwerk im Binnenland schick-

ten Bewerbungsschreiben an den Landesnationalausschuss in Prag (Praha) oder den 

Zentralrat der Gewerkschaften, in denen sie begründeten, warum sie in die Grenzge-

biete übersiedeln wollten. Neben der offensichtlichen Hoffnung auf eine bessere be-

rufliche Position waren die genannten Gründe vielfältig. Einige Bewerber gaben an, 

sie hätten familiäre Bindungen zu einem bestimmten Bezirk oder seien dort geboren 

und wollten zu ihren Wurzeln zurückkehren. Andere versicherten, sie seien immer der 

Republik treu gewesen und eigneten sich deshalb besonders für eine Teilnahme an der 

Besiedlung.
33

  

Ein 29-jähriger Angestellter eines Chemiebetriebs in Pardubitz (Pardubice) beton-

te, er habe sich immer „aus eigener Überzeugung als bewusster Tscheche“ gefühlt. 

Ein in Brüx (Most) geborener Mann, der als Meister in einer Gießerei in Brünn (Brno) 

                                                 
28

  § 2 des Dekrets Nr. 20. 
29

  § 1 des Dekrets Nr. 108. 
30

  § 3 des Dekrets Nr. 5. 
31

  Vgl. § 16 des Dekrets Nr. 5. 
32

  Die Deklarationen einiger Nationalverwalter befinden sich u.a. in NA, Ministerstvo prŧ-

myslu [Industrieministerium], K. 1163, Sign. 3633. 
33

  Bewerbungsschreiben. NA, MPSP, Karton 404, Sign. 2306. 
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arbeitete, wollte gerne eine Nationalverwaltung in Nordwestböhmen übernehmen: „Als 

ein gebürtiger Grenzler erachte ich es als meine Pflicht, wieder in den Orten meiner 

früheren Heimat zu arbeiten.“
34

 Ein 39-jähriger Bewerber aus Prag, ein Stellmacher 

im Werkzeugbau, schrieb: „Ich bin national und politisch absolut zuverlässig, gleich-

zeitig bin ich auch ein zuverlässiger Arbeiter. Mit meiner Rüstigkeit, meinem Fleiß 

und meiner Gewissenhaftigkeit bin ich sicherlich ein aufrechter Bewerber für die 

Aufbauarbeit im Grenzgebiet.“
35

 Dieser Bewerber gab unumwunden zu, dass es ihm 

vor allem um einen sozialen Aufstieg ging: „Im Grunde genommen geht es mir um 

die Verbesserung meiner Existenz, wobei es nicht entscheidend ist, in welcher Stadt im 

Grenzgebiet ich angesiedelt werde.“
36

  

Für die große Mehrheit der innerstaatlichen Migranten kann die Hoffnung auf eine 

Verbesserung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Situation durch die rela-

tiv problemlose und schnelle Übernahme konfiszierter Betriebe und sonstigen Besit-

zes als Motiv für eine Übersiedlung angenommen werden. Dennoch versuchten zahl-

reiche Bewerber sich durch einen Hinweis auf ihre Loyalität gegenüber dem tsche-

choslowakischen Staat bzw. der Nation zu empfehlen. Von einer besonderen Loyalität 

gegenüber der Kommunistischen Partei war (selbstverständlich) zunächst gar keine 

Rede. 

Mangelnde Loyalität wurde nach dem Krieg nicht nur den Deutschen in der Tsche-

choslowakei vorgeworfen. Der Vorwurf nationaler Unzuverlässigkeit konnte alle Tsche-

chen treffen, die über ein gewisses Maß hinaus Kontakte zu Deutschen unterhielten. 

Besonders im Laufe des Jahres 1945, als die organisierte Zwangsaussiedlung noch 

nicht begonnen hatte und sich die Deutschen entweder in verschiedenen Lagern oder 

noch in ihren Wohnungen befanden, wurden auch die tschechische Bevölkerung und 

ihr Verhältnis zu den Deutschen genau beobachtet. Neben deren Aussiedlung forder-

ten viele Neusiedler die Umsiedlung derjenigen, die in sogenannten gemischten Ehen 

lebten.
37

 Sie beschwerten sich darüber, dass ein großer Teil der tschechischen Altsied-

ler deutsche Ehepartner habe, von denen sich viele während der Okkupation als Deut-

sche gemeldet, sich aber nach dem Krieg wieder als Tschechen bekannt hätten.
38

 Plä-

ne zur Umsiedlung tschechischer Altsiedler und/oder gemischtnationaler Familien for-

mulierten aber nicht nur Angehörige der tschechischen neu zugewanderten Bevölke-

rung. Auch in den Behörden wurden Konzepte zur Umsiedlung entworfen, die dann 

aber nicht umgesetzt wurden.  

                                                 
34

  Schreiben von František R. an das Zentralsekretariat für die Besiedlung der Grenzgebiete 

vom 20.06.1945. NA, MPSP, Karton 403, Sign. 2306. Eine solche Behörde gab es aller-

dings nicht. Der Brief ist vom Zentralrat der Gewerkschaften abgestempelt. 
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  NA, MPSP, Karton 402, Sign. 2306. 
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  Ebenda. 
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  Bericht über eine Reise von Abgeordneten der KSČ nach Mies (Stříbro), Tachau (Tachov), 

Prachatitz (Prachatice) und Kaplitz (Kaplice) vom 1.-3.09.1947. NA, AÚV-KSČ, fond 23, 

a.j. 303, Bl. 121. 
38

  Bericht über eine Reise in die Grenzgebiete vom 1.09.1946. NA, AÚV-KSČ, fond 23, I. 

302, S. 20, Bl. 192. 
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Die von den Besiedlungsbehörden, von der Regierung und den Parteien geforderte 

Loyalität der alten und neuen Bewohner der Grenzgebiete war also in den ersten Nach-

kriegsjahren vor allem national definiert. Nach dem Februar 1948 formulierten die 

kommunistischen Politiker aber den Anspruch an die Neusiedler, auch loyale und 

wachsame Vorkämpfer für das neue System zu sein. Dies geht unter anderem aus ei-

nem Schreiben des Besiedlungsamts vom März 1948 hervor. Dort heißt es: „Die Fra-

ge der staatlichen Zuverlässigkeit beurteilen die Aktionsausschüsse […] von dem Stand-

punkt der heutigen Verhältnisse.“
39

 Somit veränderte sich der Inhalt der von der Füh-

rung geforderten Loyalität in den ersten Nachkriegsjahren stetig und verschob sich 

von der nationalen Dimension zur ideologischen im Sinne der KSČ. 

 

 

Loyalität gegenüber der KSČ 
 

Der größte Teil der Besiedlung verlief vor der Errichtung des kommunistischen Macht-

monopols in der Tschechoslowakei. Es gab ein – wenn auch eingeschränktes – Mehr-

parteiensystem sowie freie und geheime Wahlen 1946. Weder die Vertreibung der 

Deutschen noch die Wiederbesiedlung waren die Idee der Kommunisten (jedenfalls 

nicht nur). Dennoch entstanden in der Zeit vor dem Februar 1948 unter der Mehrheit 

der Neusiedler ganz offensichtlich Loyalitäten zur kommunistischen Partei, zumin-

dest bezogen auf das Ergebnis der Wahlen 1946. 

Die wichtigsten Besiedlungsbehörden waren in der Hand der KSČ, zum Beispiel 

das Prager Besiedlungsamt, das Landwirtschaftsministerium sowie die Mehrheit der 

Besiedlungsreferate der regionalen und lokalen Verwaltungskommissionen. Die im 

Juli 1945 beim ZK der Kommunistischen Partei eingesetzte Besiedlungskommission 

entwickelte sich zu einer auf diesem Feld zentralen Institution. Außerdem baute die 

KSČ ihre regionalen und lokalen Vertretungen in den Grenzgebieten am zielstrebigs-

ten und schnellsten auf. Schon vor den Wahlen 1946 besaß die KSČ in den dortigen 

Gemeinden eine starke Machtposition in den Verwaltungsorganen. Die verabredete 

paritätische Besetzung der Nationalausschüsse war vielerorts nicht umgesetzt worden, 

weil die nichtkommunistischen Parteien noch keine ausreichenden Strukturen aufge-

baut hatten. Die KSČ erkannte offenbar frühzeitig, welches Potential in der Besied-

lungsagenda steckte. Für sie zahlte sich ihr frühes und stringentes Engagement aus. 

Sie propagierte die Überführung des enteigneten Besitzes in Privateigentum offensiv 

und gewann dadurch die Sympathien der Neusiedler.  

                                                 
39

  Ebenda. Die von den Kommunisten während der Regierungskrise Ende Februar 1948 initi-

ierten Aktionsausschüsse sollten das öffentliche Leben von den „Feinden der Republik“ 

säubern. Diese Ausschüsse wurden in Gemeinden, Fabriken, Ministerien, Behörden, Schu-

len etc. von Kommunisten bzw. deren Anhängern gegründet. Ziel war es, politische Gegner 

der Kommunisten aus allen wichtigen Funktionen und führenden Posten zu beseitigen. Die 

Aktionsausschüsse besaßen zunächst keine rechtliche Grundlage, ihre Tätigkeiten wurden 

durch das Gesetz 213 vom 21.07.1948 nachträglich legalisiert. 
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Die Kommunisten traten im Wahlkampf in den Grenzgebieten nicht mit sozial-

revolutionären Aussagen wie umfassenden Verstaatlichungsforderungen und Kampf-

ansagen an die Privatwirtschaft auf, sondern präsentierten sich als treibende Kraft für 

die Übergabe von konfisziertem Besitz in private Hände. Gerade vor den Landwirten 

verwiesen sie im Wahlkampf auf die durch den kommunistischen Landwirtschaftsmi-

nister Ďuriš bereits übergebenen Besitzdekrete an die Neusiedler. Die KSČ gab sich 

als Vertreterin der Interessen der Nationalverwalter aus und forderte, denjenigen, die 

erfolgreich überprüft worden waren, den von ihnen verwalteten Besitz schnell und oh-

ne aufwendiges Verfahren zu übereignen. Die Parteiführung der KSČ war mit Hilfe 

ihrer Ortsgruppen und der Besiedlungskommission über die Entwicklung und Proble-

me in allen Bezirken der Grenzgebiete gut informiert. Die parteieigene Wochenzei-

tung Nedĕlní noviny našeho pohraničí [Sonntagszeitung unseres Grenzgebiets] be-

zeichnete die Kommunisten als die „Pioniere im Grenzgebiet“.
40

 Eine Woche vor den 

Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung platzierte sie auf ihrer Titel-

seite ein „Bekenntnis der Grenzler“ zur kommunistischen Partei.  

Aus den Wahlen gingen die Kommunisten denn auch im Mai 1946 als eindeutige 

Sieger hervor. Sie erhielten mit 53% die absolute Mehrheit der Stimmen in den Grenz-

gebieten (43% in den gesamten böhmischen Ländern).
41

 Die größte Unterstützung 

kam aus den Reihen der Neusiedler. In einigen Bezirken mit hohen Zuwanderungs-

quoten erzielte die KSČ sogar über 60% (Tetschen (Děčín), Plan (Planá), Dauba (Du-

bá), Kaaden (Kadaň), Tepl (Teplá), Dux (Duchcov), Schluckenau (Šluknov)).
42

 Gera-

de die Neubauern wählten mehrheitlich die KSČ, im Gegensatz zu den alteingesesse-

nen Bauern im Binnenland. Sie waren früher überwiegend Landlose bzw. Landarbei-

ter gewesen und zählten somit nicht zum traditionellen Wählerpotential der Agrarpar-

tei, die sich auf Mittel- und Großbauern gestützt hatte.  

Die KSČ erkannte deren Bedürfnisse und gewann deren Stimmen dank ihrer füh-

renden Rolle in der Besiedlungs- und Zuteilungspolitik im landwirtschaftlichen Be-

reich. Der Journalist Ferdinand Peroutka zeigte sich in der Zeitung Dnešek [Heute] 

über den Wahlsieg der Kommunisten auf dem Land nicht überrascht, da diese lange 

und sorgfältig daran gearbeitet hätten. Dies sei ein Ergebnis ihrer langfristigen Vor-

ausplanung, in der sie allen anderen Parteien überlegen gewesen seien.
43

 In den Grenz-

gebieten erhielt die KSČ von der landwirtschaftlich aktiven alteingesessenen und neu-

en Bevölkerung etwa die Hälfte der Wählerstimmen, während die Volkspartei bei 

30% lag. Bei den neu angesiedelten Bauern lagen die Kommunisten allerdings mit 

großem Abstand an der Spitze, nach Jiří Sláma bei 76%.
44

 Das Informationsministe-

                                                 
40

  Nedĕlní noviny našeho pohraničí, Nr. 14 vom 7.04.1946, S. 1. 
41

  Angaben nach JIŘÍ SLÁMA, KAREL KAPLAN: Die Parlamentswahlen in der Tschechoslowa-

kei 1935–1946–1948. Eine statistische Analyse, München 1986, S. 58.  
42

  Vgl. Tabellen, ebenda, S. 116-118. 
43

  Vgl. FERDINAND PEROUTKA: Co se stalo [Was passiert ist], in: Dnešek, Nr. 10 vom 

30.05.1946, S. 145-146, hier S. 146. 
44

  Vgl. JIŘÍ SLÁMA: Das Wahlverhalten der Neusiedler in der Parlamentswahl von 1946 in 

Böhmen, in: Bohemia 28 (1987), S. 377-382, hier S. 381. 
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rium nannte nach den Wahlen in einem vertraulichen Bericht an den kommunisti-

schen Ministerpräsidenten Klement Gottwald als wichtigsten Grund für den Wahlsieg 

der Kommunisten in den Grenzbezirken denn auch die Unterstützung der ehemaligen 

Landarbeiter, die nun auf eigenem Boden wirtschafteten.
45

 Bei den Arbeitern und An-

gestellten führte die KSČ generell in allen Landesteilen vor den anderen Parteien.
46

 

Die Wahlen, die am 30. Mai 1948 abgehalten wurden, fanden bereits nach der Er-

richtung des kommunistischen Machtmonopols statt und entbehrten aller Attribute ei-

ner demokratischen Abstimmung. Die Wähler konnten lediglich die Zustimmung zu 

einer Einheitsliste von Kandidaten der Nationalen Front geben, von denen 70% Kom-

munisten waren und lediglich 10% der Positionen durch die gleichgeschalteten ande-

ren Parteien besetzt werden konnten. Die Zustimmung zur Einheitsliste lag nach offi-

ziellen Angaben in der gesamten Tschechoslowakei bei 87,1%. 9,3% der Wähler ga-

ben weiße Zettel ab und 3,6% der Stimmen waren ungültig.  

Doch obwohl es sich nicht um freie Wahlen handelte, weisen sie auf eine be-

sondere Verbundenheit zur KSČ gerade in den Grenzgebieten hin: So lag dort die Zu-

stimmungsquote zur Einheitsliste der Nationalen Front höher als im Landesdurch-

schnitt, und zwar bei 92,3%. In vielen Bezirken erreichte sie über 95%. 6,1% der 

Wähler hatten weiße Zettel abgegeben.
47

 Es ist davon auszugehen, dass die tschechi-

schen Neusiedler auch zwei Jahre nach der ersten Nachkriegswahl die Kommunisten 

als Garanten ihres erworbenen Eigentums und ihres Aufstiegs betrachteten, sich die-

sen gegenüber besonders loyal zeigten und dies über die Stimmabgabe deutlich mach-

ten.  

 

 

Fazit 
 

Dieser Beitrag hat sich mit der Frage auseinandergesetzt, wem gegenüber sich die 

Neusiedler loyal zeigten. Viele Neusiedler profitierten von der Vertreibung und Aus-

siedlung der deutschen Bevölkerung und der Enteignung ihres Besitzes sowie von der 

Verteilung eines Großteils dieses Besitzes. Die kommunistische Partei engagierte sich 

von Anfang an in der Besiedlungspolitik und besetzte die einflussreichsten und sicht-

barsten Posten. Weder die Vertreibung der Deutschen noch die Wiederbesiedlung wa-

ren zwar die alleinige Idee der Kommunisten, doch gab die überwiegende Mehrheit 

der Neusiedler bei den Wahlen zur Nationalversammlung im Mai 1946 gerade diesen 

ihre Stimme. Sie betrachteten die Kommunisten als Garanten für den neu erworbenen 

Besitz.  

Der größte Teil der Besiedlung der Grenzgebiete verlief noch vor Errichtung des 

kommunistischen Machtmonopols in der Tschechoslowakei und vor dem Aufbau des 

Staatssozialismus. Doch vieles spricht dafür, dass diese Verbundenheit bestehen blieb. 

                                                 
45

  Vertraulicher Bericht der Informationsabteilung des Informationsministeriums in Ústí n.L. 

an Gottwald vom 4.07.1946. NA, ÚV-KSČ, f. 100/24, Sv. 39, a.j. 827, Bl. 162-164. 
46

  Vgl. SLÁMA/KAPLAN (wie Anm. 41), S. 64 f. 
47

  Ebenda, S. 119-121 e. 
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Der Trend zur Zustimmung zur KSČ setzte sich mit überdurchschnittlichen Zustim-

mungsquoten auch bei den nicht mehr freien Wahlen im Jahr 1948 fort. Darauf, dass 

die Kommunisten unter den Neusiedlern ihre gute Position hielten, deuten auch hohe 

Mitgliederzahlen in der KSČ in den Grenzgebieten hin.
48

 Ein weiteres Indiz für ihre 

starke Verankerung ist der im Vergleich zu anderen Regionen des Landes weitestge-

hend reibungslose Ablauf der Anfang der 1950er Jahre erfolgten Kollektivierung der 

Landwirtschaft.  

Der KSČ war es im Verlauf des Besiedlungsprozesses gelungen, die allgemeine 

Forderung nach nationaler Loyalität im Sinne von Treue gegenüber der Tschechoslo-

wakei über die Besitzverschiebungen schrittweise in ein kommunistisches Loyalitäts-

angebot an große Teile der Bevölkerung zu verwandeln. Die KSČ konnte somit in den 

Grenzgebieten schon vor 1948 die Grundlagen für eine neue Gesellschaftsordnung 

legen. Gerade dort bot sich für sie die Möglichkeit, den staatlichen und gesellschaftli-

chen Umbau, der nach dem Februar 1948 erfolgte, gewissermaßen zu erproben. Be-

günstigt wurde dies durch die dortige Auflösung des traditionellen Bevölkerungs- und 

Gesellschaftsgefüges. In dieses Vakuum stieß die KSČ nach 1945 und schuf neue Bin-

dungen. Die Enteignung und die Umverteilung des Besitzes eines Drittels der Bevöl-

kerung an Angehörige sozial schwächerer Gesellschaftsschichten, der diesen einen 

sozialen Aufstieg ermöglichte, war dafür der wichtigste Schritt. 

Ob diese Loyalität im Grenzgebiet über einen langen Zeitraum anhielt, lässt sich 

indes schwerer beantworten. In jedem Fall aber würde sich ein genauerer Blick darauf 

lohnen, welche Bevölkerungsgruppen die KSČ dauerhaft an sich binden konnte. Zu 

fragen wäre in diesem Zusammenhang auch danach, ob der Wunsch nach Schutz des 

neu erworbenen Besitzes vor möglichen Rückgabeforderungen (vor allem von Seiten 

bundesdeutscher Vertriebenenverbände) ebenfalls zu einer dauerhaften Bindung bei-

getragen hat. Die Besitzverschiebungen im Zuge der Neubesiedlung der tschechoslo-

wakischen Grenzgebiete bieten also, wie gezeigt wurde, einige Indizien für eine mög-

licherweise recht weitgehende Verankerung der KSČ in Teilen der tschechoslowaki-

schen Bevölkerung. 

                                                 
48

  Vgl. bzgl. des Parteiaufbaus in den Grenzgebieten paradigmatisch VOLKER ZIMMERMANN: 

„Die Wahlen müssen schon vorher entschieden werden!“ Das erste Nachkriegsjahr im Be-

zirk Ústí nad Labem und der Wahlsieg der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei 

(1945/46), in: Bohemia 43 (2002), S. 1-32, hier S. 6-9. 
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Vielschichtige Loyalitäten: Tschechische Remigranten aus 

Wolhynien zwischen Staat, Sozialismus und traditioneller 

Gemeinschaft (1945-1955) 

von 

Matěj  S p u r n ý  

 

 

 

„Heute sind wir gekommen, um unsere Grenzgebiete zu tschechisieren. Die-

se Gebiete sind lange Jahrhunderte der Boden gewesen, von dem aus das 

tschechische Volk angegriffen wurde, es ist ein Pestnest gewesen – eine Pest, 

die vor 8 Jahren die ganze Republik überflutet hat. Ihr, diejenigen, die ihr 

hier in den Grenzgebieten ein festes Bollwerk baut, ihr habt ein Recht dar-

auf, dass die Republik und das Volk euch dankbar sein werden. Wir führen 

schon seit einem Jahr das Besiedlungsprogramm durch, und wenn wir die 

Ergebnisse unserer Arbeit überblicken, können wir stolz sein: Mehr als 

1 800 000 tschechische Menschen leben nun in den Grenzgebieten, wo auf 

früher deutschem Boden über 120 000 tschechische Anwesen errichtet wor-

den sind. 80 000 Gewerbe gingen in tschechische Hände über, und hundert-

tausende Arbeiter haben sich in den Fabriken und Werkstätten an die Arbeit 

gemacht. Dass heute die Produktion in der Industrie und im Gewerbe gesi-

chert ist, das ist euer Verdienst, der Verdienst der tschechischen Siedler!“ 

Klement Gottwald in Aussig (Ústí nad Labem), 16. Mai 1946
1
 

Tschechische Menschen, tschechische Siedler, tschechische Hände. Das war der Nach-

kriegsrefrain, sobald von der Zukunft der Republik und ganz besonders von der Zu-

kunft des ehemaligen Sudetenlandes die Rede war. Obwohl die ganze tschechoslowa-

kische Politik das Ziel verfolgte, durch die Zwangsaussiedlung der Deutschen eine 

homogene tschechische Gesellschaft zu schaffen, ist gerade in den tschechischen Grenz-

gebieten ein sehr bunter, heterogener Organismus entstanden, der erst zu einer Gesell-

schaft (von Homogenität kann hier vorerst gar nicht die Rede sein) umgeformt wer-

den musste. 

In den ersten Monaten bzw. Jahren teilten jedoch die meisten Neusiedler das Ziel, 

ein Bollwerk gegen die germanische Gefahr zu sein und „slavische“ Grenzgebiete zu 

schaffen. Dies war einer der wenigen Faktoren, die die sonst so vielfältige Gesellschaft 

vereinte. Obwohl dieses Ethos in allen politischen Parteien verbreitet und von allen 

genutzt wurde, haben davon nicht alle gleichermaßen profitiert. Wie Andreas Wiede-

                                                 
1
 KLEMENT GOTTWALD: Rede vom Balkon des städtischen Theaters in Ústí nad Labem, 16. 

Mai 1946, Národní archiv [Nationalarchiv, weiter NA], AÚV KSČ 100/24 – Klement Gott-

wald, K. 11, Archiveinheit 385, S. 16-19 (Übersetzung des Autors). 
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mann in seinem Beitrag
2
 zeigt, war die Kombination aus zumeist entwurzelten Be-

wohnern (und damit auch fehlenden bzw. schwachen Traditionen) und riesigen Um-

verteilungsmöglichkeiten für die Kommunistische Partei besonders günstig, um gera-

de hier ein besonders hohes Maß an Unterstützung zu gewinnen. 

Viel schwieriger war es jedoch, die schnell gewonnene Loyalität dieser verschie-

denen Gruppen langfristig zu halten und so die eigene Macht zu stabilisieren. Die 

Komunistická strana Československa [Kommunistische Partei der Tschechoslowakei; 

KSČ] balancierte zwischen der eigenen Ideologie, dem aufgeputschten Nachkriegsna-

tionalismus, den sozialen Problemen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen und den 

realen Möglichkeiten bzw. Bedürfnissen des Staates. 

Im Folgenden versuche ich, die Widersprüchlichkeit der Beziehungen zwischen den 

einzelnen Bevölkerungsgruppen und den politischen Akteuren in den ersten Jahren 

der kommunistischen Diktatur zu schildern. Dazu werde ich, neben einigen allgemei-

nen Bemerkungen, das Beispiel der Wolhynientschechen (von denen etwa 40 000 nach 

dem Zweiten Weltkrieg in die böhmischen Länder kamen) heranziehen. Gerade an-

hand von Gruppen und Gemeinschaften, die weder zu offiziellen politischen Feinden 

noch zu überprüften und zuverlässigen Bürgern gehörten, lässt sich die interessante 

Dynamik sich wandelnder Loyalitäten beobachten.  

 

 

Loyalitäten in der Nachkriegstschechoslowakei 
 

Loyalität ist eine Kategorie des sozialen Handelns und Fühlens. Sie hat gegenüber 

vielen anderen Begriffen, die man als analytische Instrumente zur Beschreibung mo-

derner Gesellschaften verwendet, einen Vorteil: Sie täuscht keine grundsätzliche Ver-

bindlichkeit vor. Loyalität ist vom Kern der Sache her dynamisch, eine Haltung mit 

sich ändernden Adressaten. Allerdings ist Loyalität kein Ausdruck für Gehorsam und 

Erfüllung von Pflichten, sie ist vielmehr die Bezeichnung für eine Haltung dahinter, 

ähnlich wie Georg Simmels Begriff der Treue.
3
 Wichtig ist dabei, dass Loyalität et-

was von Dauer ist. Sie entsteht, hat ihre Wurzeln, und sie findet anschließend im Han-

deln oder Fühlen ihren Ausdruck. 

In der europäischen Tradition wurde Loyalität schon relativ früh aus dem ur-

sprünglichen religiösen Kontext in den politischen Diskurs übernommen, wobei sich 

schon im Mittelalter durch die Dualität der Macht (Papst und Kaiser) auch eine Dua-

lität von Treue (Loyalität) einstellte. Diese Dualität wandelte sich in der Moderne in 

Pluralität, da sich nun Loyalität nicht mehr nur auf die Beziehung zwischen dem Herr-

schenden (oder einem System, Regime usw.) und dem „Beherrschten“ beschränkte. 

Obwohl sie gerade für eine solche Beziehung konstitutiv ist, ist dies nur eine von vie-

len Dimensionen, die Loyalität haben kann.  

                                                 
2
 Erschienen in diesem Band. 

3
 Vgl. MARTIN SCHULZE WESSEL: Loyalität als geschichtlicher Grundbegriff und Forschungs-

konzept. Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der Tschechoslowakischen Republik 1918-1938, 

hrsg. von DEMS., München 2004, S. 1-22. 
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Der Mensch ist in der Regel Teil eines komplizierten Netzes von verschiedenen, 

oft widersprüchlichen politischen, konfessionellen und sozialen Loyalitäten. Dies macht 

sein Leben komplex und schafft auch die Voraussetzung für Dynamiken, die unter an-

derem zu grundsätzlichen Veränderungen (oder sogar zum Sturz) politischer Herr-

schaft führen können. Hierzu gehören sicher die langfristigen nationalen oder ethni-

schen Bindungen, die von verschiedenen kulturellen Traditionen untermauert werden, 

oder auch die Klassenzugehörigkeit. 

Anhand der Situation in den tschechischen Grenzgebieten der Nachkriegszeit, also 

an einer sich konstituierenden bzw. an einer konstruierten neuen Gesellschaft, lassen 

sich diese Dynamiken besonders plastisch zeigen – vor allem deswegen, weil dort fast 

alle Loyalitäten, auch die sonst sehr stabilen, im Wandel waren. Zentral ist in diesem 

Zusammenhang das fast völlige Verschwinden einer Loyalitätsebene, die in der Mensch-

heitsgeschichte als stabilisierendes und existentielle Sicherheit förderndes Element 

eine zentrale Rolle gespielt hat: das gegenseitige Einverständnis im lokalen Raum. 

Ebenso ging auch die Loyalität gegenüber der Klasse nach dem Krieg (noch stärker 

nach 1948) bei vielen Gruppen deutlich zurück.  

Andere Loyalitätsebenen, sowohl nationale als auch politische (bzw. ideologische), 

gewannen allerdings dramatisch an Bedeutung. Dies heißt jedoch nicht, dass sie zu 

Einzelphänomenen wurden, die kollektive Beziehungen formten. Relativ bald entwi-

ckelten sich in dem oft sehr spezifischen lokalen Raum neue Loyalitäten. An man-

chen Orten bildeten die tschechischen Altsiedler eine relativ geschlossene Gemein-

schaft, die sich klar von den Neusiedlern abzugrenzen versuchte. Bei zahlreichen 

Neusiedlern spielte dagegen auch nach ihrer Ankunft in den Grenzgebieten eine ge-

wisse Loyalität gegenüber der Herkunftsgruppe eine erhebliche Rolle – dies war bei 

vielen Remigranten der Fall. Dass diese Identitäts- und Loyalitätsebenen auch sehr 

konkrete politische Folgen haben konnten, werde ich im Folgenden aufzeigen. 

 

 

Die Minderheitenpolitik der KSČ 
 

Über eine Minderheitenpolitik der KSČ zu sprechen ist eigentlich ein Contradictio in 

adjecto – oder zumindest eine Polemik im Hinblick auf die Quellensprache. „Minder-

heitenpolitik“ gehörte nach 1945 und besonders nach 1948 zu jenen stigmatisierten 

Begriffen, die nur selten, und wenn, dann mit einer negativen Konnotation benutzt 

wurden. Die Abneigung gegenüber einer Minderheitenpolitik lag in der Tschechoslo-

wakei der Nachkriegszeit vor allem in eigenen Erfahrungen begründet. Gerade die Min-

derheitenpolitik der Ersten Tschechoslowakischen Republik wurde als eine der größ-

ten Schwächen dieses „bürgerlichen“ Staates bezeichnet, und die Zeitgenossen ver-

banden sie mit der „Münchner Tragödie“ des Jahres 1938. „Wir dürfen auf keinen 

Fall zulassen“, so ein Gutachten zur Lage der deutschen Minderheit aus dem Jahre 

1951, 

„dass nur eine einzige Massnahme zur Regulierung der Bedingungen, unter denen unsere 

deutschen Mitbürger leben, im Geiste und in der Art der Minderheitenpolitik der vormün-

chener Republik durchgeführt wird [...]. Unser Ziel besteht nicht darin, die deutsche Bevöl-
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kerung zu isolieren, sondern sie im Gegenteil zu einer höchst ehrlichen und festen Zusam-

menarbeit mit uns zu führen.“
4
  

Diese Ablehnung einer Minderheitenpolitik und der damit verbundenen Maßnah-

men (proportionale Beteiligung der Minderheiten in gewählten politischen Organen, 

ein eigenes Schulwesen usw.) erweckt den Anschein, dass wir es in den fünfziger Jah-

ren in der Tschechoslowakei mit einer harten Assimilierungspolitik zu tun hatten. 

Auch einige theoretische Arbeiten bestätigen diese Sicht: „Die Assimilierung ethni-

scher Gemeinschaften ist eine Voraussetzung für die Beschleunigung bei der Beseiti-

gung der Klassengesellschaft und dem Übergang zum Kommunismus“, schreibt Jaro-

slav Sus im Zusammenhang mit der Frage der tschechoslowakischen Roma-Bevöl-

kerung und fährt fort: 

„Der Marxismus toleriert noch für die Gegenwart die Existenz der reifsten Einheiten, der 

Nationen, aber auch ihr Bestehen hält er für historisch bedingt [...]. Die Assimilierung ist 

ein allgemein gültiges Gesetz des Fortschritts und sie betrifft ausnahmslos alle ethnischen 

Gruppen [...]. Der Marxismus-Leninismus hält eine Tätigkeit für richtig, die den spontanen 

Assimilierungsprozess bewusst beschleunigt [...]. Autonomie wäre ein Schritt zurück.“
5
 

Die Realität war jedoch eine andere, sowohl auf der theoretischen Ebene als auch 

– besonders – in der politischen Praxis. Schon bald nach der Machtübernahme durch 

die KSČ im Februar 1948 sandten die Eliten der Partei erste Signale, die den (durch die 

Partei noch kurz zuvor unterstützten) Nachkriegsnationalismus mildern sollten. Dies 

betraf vor allem die Frage der deutschen Restbevölkerung, aber auch der Roma, die 

nun in die tschechischen Grenzgebiete strömten. Diese Änderung der bisher gängigen 

nationalistischen Politik und Rhetorik hatte sowohl ideologische (marxistischer Inter-

nationalismus contra bürgerlicher Nationalismus) als auch pragmatische Gründe (In-

tegration von möglichst vielen unterschiedlichen Gruppierungen in die neue sozialis-

tische Gesellschaft). Die KSČ musste in dieser Sache jedoch relativ kompliziert argu-

mentieren und auch auf die „eigenen Leute“, vor allem auf lokale Beamte und Par-

teifunktionäre, Druck ausüben. In der ersten Hälfte der fünfziger Jahre konnte man in 

der Korrespondenz mit den lokalen Behörden und in vielen Anordnungen immer wie-

der lesen, dass man nun auch diejenigen Menschen für den Aufbau des Sozialismus 

gewinnen müsse, die bisher diskriminiert würden. Auch sie sollten das Gefühl be-

kommen, gleichberechtigte Bürger zu sein. 

„Der Abschub der Deutschen und die Konfiszierung des feindlichen Besitzes“, so 

eine Anordnung zur Rückgabe der nach dem Krieg konfiszierten Familienhäuser im 

Jahre 1950, 

„waren eine Form des Kampfes gegen Faschismus und Nazismus, also der Aufgaben, die 

unser Staat unter den Nachkriegsbedingungen unmittelbar lösen musste. Das historische 

Werk der Besiedlung der Grenzgebiete wurde nun beendet. Dessen sind sich vor allem die 

Bewohner der Grenzgebiete bewusst, die sich vor allem eine volle Konsolidierung der dor-

                                                 
4
 Sledování a kontrola opatření upravující poměry osob německé národnosti [Verfolgung 

und Kontrolle der die Verhältnisse der Personen deutscher Nationalität betreffenden Maß-

nahmen], November 1951, NA, Fond AMV-dodatky, K. 1285 (Übersetzung des Autors). 
5
 JAROSLAV SUS: Cikánská otázka v ČSSR [Die Zigeunerfrage in der ČSSR], Praha 1961. 
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tigen Verhältnisse, eine ruhige und ungestörte Zusammenarbeit aller Teile der Gesellschaft 

in diesen Gebieten wünschen [...]. Deshalb müssen wir auch die deutschen Bewohner der 

Tschechoslowakischen Republik für eine aktive Zusammenarbeit am Aufbau des Sozialis-

mus gewinnen.“
6
  

Allgemein lässt sich sagen, dass die kommunistische Partei in den 1940er und 

1950er Jahren kein eindeutiges Konzept für eine Lösung des Problems der nationalen 

und ethnischen Minderheiten besaß. Es gab aber eine gewisse Tendenz, sich vom Na-

tionalismus zu distanzieren und sich dem – für alle ethnischen Gruppen akzeptablen – 

sozialistischen Patriotismus anzunähern. Der Homogenitätszwang konzentrierte sich 

zu dieser Zeit (nach 1949) in einem immer größeren Maße auf die politischen, kultu-

rellen und sozialen Aspekte. Den nationalen Minderheiten bot diese Politik einige 

Chancen, jedoch nicht die Möglichkeit, sich kollektiv zu organisieren und Gruppen-

rechte zu erlangen.  

Für andere partikuläre Gruppen, soziale oder kulturelle, die in der Nachkriegszeit 

dank ihres slavischen Ursprungs unterstützt wurden, begann nun jedoch eine harte 

Zeit. Ihre Eliten wurden oft als Klassenfeinde oder als Träger eines bürgerlichen Na-

tionalismus bezeichnet, wobei sich die Partei in der Regel Verbündete aus ihren Rei-

hen suchte. Dies war auch die Situation, in der sich die Wolhynientschechen befan-

den, deren Identität und wechselnde Loyalitäten ich hier vorstellen möchte. 

 

 

Wolhynientschechen in der Tschechoslowakei: Loyalitätsgründe und erste Kon-

flikte 
 

Die Vorfahren der Wolhynientschechen emigrierten in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts in das Wolhynien, wo sie meist unabhängige Bauern waren. Sie bildeten 

tschechische Gemeinden, pflegten in der Regel die tschechische Sprache und zeichne-

ten sich durch einen ausgeprägten tschechischen Patriotismus aus. Während des Welt-

kriegs traten Tausende Wolhynientschechen den tschechoslowakischen Einheiten der 

Roten Armee (der sog. Svoboda-Armee) freiwillig bei – mit dem Ziel, die Heimat (ihrer 

Vorfahren) zu befreien und dort zu bleiben. Durch ihren Einsatz im Kampf wurden 

ihnen besondere Privilegien bei der Besetzung der tschechischen Grenzgebiete und 

der Zuteilung von ehemaligem deutschem Besitz versprochen. 

Die Wolhynientschechen hatten gewichtige Gründe für ihre Loyalität gegenüber 

dem wiederhergestellten tschechoslowakischen Staat. Sie hatten für diesen im Krieg 

gekämpft, dabei große Verluste erlitten und fühlten sich mit General Svoboda, dem 

obersten Befehlshaber der tschechischen Einheiten in der Roten Armee und später ei-

nem der führenden Persönlichkeiten der KSČ, auf persönliche Weise verbunden.
7
 

                                                 
6
 Opatření o zacházení s osobami německé národnosti – konfiskace a příděl rodinných dom-

ků [Maßnahmen zur Behandlung der Personen deutscher Nationalität – Konfiskation und Zu-

teilung von Familienhäusern], April 1950, NA, AMV-Noskův archiv, K. 254, Sl. Odsun I. 
7
 Svoboda besuchte verschiedene Gruppen der Wolhynientschechen, nachdem sie sich in den 

Grenzgebieten niedergelassen hatten, und unterstützte ihre Forderungen in den Gremien 
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Nicht unwichtig war auch die Tatsache, dass sie den antideutschen Nationalismus, der 

für die ersten Nachkriegsjahre konstitutiv war, teilten. Mehrmals wurde in der Zeit-

schrift der Wolhynientschechen, der Věrná stráž [Treue Wacht], das von Deutschen 

auch in der Vergangenheit nicht „verseuchte“ Chodenland als Beispiel genannt. Nun 

sollten auch die Wolhynientschechen ein Bollwerk gegen die „germanische Flut“ bil-

den. Sie waren jedenfalls bereit, zu neuen Choden zu werden.
8
 

Ein weiterer Grund für die Loyalität gegenüber dem tschechoslowakischen Staat 

war ein materieller. Die Wolhynientschechen gelangten, wie schon erwähnt, durch die 

Besitzzuteilung zu relativ guten Lebensbedingungen. Im Gegensatz zu anderen Remi-

granten bekamen sie – als Helden der Ostfront – mehrheitlich gute Bauernhöfe in 

fruchtbaren Gebieten um Saaz (Žatec), Podersam (Podbořany) und Leitmeritz (Lito-

měřice). Bei der Besiedlung und Besitzzuteilung kam es jedoch auch zu ersten Kon-

flikten mit staatlichen Stellen und örtlichen bzw. regionalen politischen Akteuren. 

Trotz der Propaganda, die die Wolhynientschechen als slavisches Bollwerk gegen die 

germanische Welt verherrlichte, gab es auch Befürchtungen, dass sie in den Grenzge-

bieten geschlossene Kreise bilden würden – was im Zuge der Homogenisierung nicht 

passieren sollte. So durften die Wolhynientschechen nur ein Drittel der Höfe in einem 

Ort besiedeln, was den einzelnen, kompakt in die böhmischen Länder übergesiedelten 

Dorfgemeinschaften überhaupt nicht gefiel. In den Artikeln der Zeitschrift Věrná stráž 

wurden viele Konflikte mit den zuerst installierten Nationalverwaltern beschrieben, 

die nun die eigentlich für die Wolhynientschechen bestimmten Bauernhöfe nicht ver-

lassen wollten. Selbstmorde unter den enttäuschten Soldaten waren keine Ausnahme, 

was nicht nur Zeitzeugen, sondern auch Zeitungsartikel bestätigen.
9
 

Noch komplizierter wurde die Situation nach der Machtübernahme durch die 

KSČ. Viele kommunistische Politiker hofften, dass die aus der Sowjetunion gekom-

menen Wolhynientschechen überzeugte und erfahrene sozialistische Bürger wären. 

Allerdings hatten die meisten dieser Bauern, für die die Religion oft eine zentrale Rol-

le spielte, mit den kommunistischen Ordnungsvorstellungen große Schwierigkeiten. 

Das zeigte sich schon vor 1948, im Kontakt mit der meist sozialistisch oder kom-

munistisch eingestellten Masse der Siedler aus dem tschechischen Binnenland. An-

hand vieler Beschwerden dieser Bürger lässt sich erkennen, dass sie die Anwesenheit 

der „reaktionären Wolhynientschechen“ in den Grenzgebieten als höchst gefährlich 

beurteilten. Über die Sowjetunion „erzählen diese Wolhynientschechen nur schreckli-

che Dinge“, schreibt z.B. eine Bürgerin an die Kommunistische Partei und warnt die 

Parteiorgane und das Innenministerium, dass diese Leute keine gute „Wache des 

Grenzgebietes sein können. Das Gerede, das die Brüder aus Wolhynien führen, ärgert 

                                                                                                                          
der KSČ und in der Regierung. Seine Schritte und seine persönlichen Kontakte mit den 

ehemaligen Soldaten fanden regelmäßig ein positives Echo in der vom Verband der Wol-

hynientschechen herausgegebenen Zeitschrift Věrná stráž. 
8
 U.a. Svěřme pohraničí Volyňským Čechům a Chodům [Vertrauen wir die Grenzgebiete 

den Wolhynientschechen und den Choden an], in: Věrná stráž vom 28.02.1947, S. 1-2. 
9
 U.a. Něco k sebevraždám Volyňanů [Etwas zu den Selbstmorden der Wolhynientsche-

chen], in: Věrná stráž vom 12.12.1946, S. 4. 
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mich und kränkt mich sehr, und deshalb möchte ich diese Sache so früh wie möglich 

aus der Welt schaffen.“
10

 

Mit diesen widersprüchlichen Konfliktlinien und Loyalitäten sind in den folgen-

den Jahren sowohl das Regime als auch die verschiedenen Gruppen der Wolhynien-

tschechen auf eine bemerkenswerte Weise umgegangen. 

 

 

Die Suche nach „unseren Menschen“. Konformität und eigene Interessen nach 

1948 
 

Im Jahr 1946 gründeten Soldaten aus Wolhynien, die sich bereits in der Tschechoslo-

wakei aufhielten, in Saaz den Verband der Tschechen aus Wolhynien und begannen, 

die bereits erwähnte Zeitschrift Věrná stráž herauszugeben.
11

 Schon vor der endgülti-

gen Machtübernahme durch die Kommunistische Partei im Februar 1948 wurden eini-

ge der führenden Kräfte im Verband Parteimitglieder. Die Loyalität beider Organe 

(Verband und Zeitschrift) zur Staatsführung blieb auch nach dem Februar 1948 be-

stehen. Gleichzeitig blieben der Zeitschrift aber auch die meisten der nicht- oder so-

gar antikommunistischen Leser treu. Wie löste sie das Dilemma zwischen Staats- und 

Gruppenloyalität?
12

 

Auf der Titelseite erschienen nach 1948 regelmäßig Artikel über Klement Gott-

wald, über Erfolge der neuen Politik und über die Zwei- und späteren Fünfjahresplä-

ne, ähnlich wie in jeder anderen Zeitung. Im Inneren aber vermittelte die Wochenzei-

tung auch weiterhin für die Mitglieder der Gruppe wichtige Informationen: Es wurde 

über Geburten, Hochzeiten und Beerdingungen berichtet und auch die Autoritätsper-

sonen der Gruppe kamen zu Wort (oder es wurde über sie geschrieben) – vor allem 

die Priester, Pfarrer und Patriarchen.
13

 Dies blieb bis 1953 (also bis zur Einstellung 

                                                 
10

 Beschwerde über das Verhalten der Wolhynientschechen vom 2. Mai 1947, NA, AÚV N. 

23 – pohraniční oddělení KSČ, 372/2. 
11

 Schon am Titel lässt sich erkennen, dass sich diese Leute als Nachfolger der Grenzwächter 

(Chodové) betrachteten. Dies wird dann auch – nicht nur – durch die bereits erwähnten Ar-

tikel bestätigt.  
12

  Nach 1948 ist es schwierig, eine Grenze zwischen Staats- und Parteiloyalität zu ziehen. 

Charakteristisch für die Wolhynientschechen war eine ausgeprägte Loyalität zum Staat, die 

in ihrem Patriotismus wurzelte. Um auch nach 1948 den Staat und seine Politik durch die 

eigene Arbeit und Bereitschaft zu unterstützen, wurde die Partei von dieser Loyalität nicht 

ganz ausgeklammert. 
13

 Die böhmischen und mährischen Emigranten, die sich im 19. Jahrhundert in Wolhynien 

niedergelassen hatten, gliederten sich aus religiöser Sicht in zwei Gruppen: Katholiken und 

Protestanten. Vor allem die Protestanten waren es gewohnt, sich gegen äußere Einflüsse zu 

wehren und die meisten ihrer Gemeinden bestanden auch noch 1945. Sie kehrten als tsche-

chisch sprechende Protestanten wieder in die Heimat zurück. Einige der katholischen Ge-

meinden wurden mit der Zeit durch die örtlichen Traditionen beeinflusst, und ihre Mitglie-

der sind orthodoxe Christen geworden. Deshalb bildeten die Remigranten aus Wolhynien 

drei religiöse Gruppierungen – Katholiken (die in den Jahren 1946-1948 besonders der 
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der Zeitung) der Fall. Besonders wichtig waren dabei die historischen Abbildungen 

über das Leben in Wolhynien und Berichte über Veranstaltungen der Volksgruppe, 

wie z.B. die Treffen der Wolhynientschechen und Erfolge der Wolhynienjugend bei 

der Olympiade der Volkskultur (die vom Verband in Saaz jährlich veranstaltet wur-

de). Auch der Verband selbst spielte eine wichtige Rolle als Bindeglied zwischen Staat 

bzw. Regime und der Gruppe – er strebte unter anderem an, für den in Wolhynien zu-

rückgelassenen Besitz eine staatliche Kompensation zu bekommen, was ihm dann in 

der Mitte der fünfziger Jahre in einem geringen Maße auch gelang. 

 

 

Kollektivierung der Landwirtschaft und die Zersplitterung der Wolhynien-

tschechen 
 

Obwohl zum Beispiel die Religiosität oder die herzliche Beziehung zum früheren 

tschechoslowakischen Präsidenten Tomáš G. Masaryk auch weiterhin in der Věrná 
stráž artikuliert werden durften, gab es natürlich auch Schwierigkeiten und Reibungs-

flächen. Nach 1948 wurden Artikel, die Schwierigkeiten zwischen der eigenen Grup-

pe und der restlichen Bevölkerung in den Grenzgebieten thematisierten, selten – oder 

sie waren in einem anderen (viel selbstkritischeren) Ton verfasst. Ganz verschwinden 

mussten allerdings Artikel, die das Verhältnis des Staates und seiner Organe zur Min-

derheit kritisierten. Auch den eigenen antideutschen Nationalismus mussten die Wol-

hynientschechen in den fünfziger Jahren bremsen, da sich in dieser Hinsicht die Po-

litik des Regimes änderte: Spätestens seit 1951/1952, teilweise aber schon seit 1949, 

kämpfte die Partei gegen die antideutsche Stimmung (in der Gesellschaft und in der 

Partei selbst) und unterstützte in einigen Angelegenheiten die deutsche Minderheit. 

Früher hatte der „slavische Bruder aus Wolhynien“ als Schutz gegen den germani-

schen Einfluss alle Sympathien des Staates. Nun fühlte sich das Regime dem „fleißi-

gen deutschen Fabrikarbeiter“ verbundener als dem „unabhängigen Bauern und Kula-

ken“ aus Wolhynien. 

Wie dieser Paradigmenwechsel andeutet, wurde die Kollektivierung der Landwirt-

schaft bald zum größten Problem im Verhältnis zwischen Staat und Wolhynientsche-

chen (und auch in den Beziehungen unter den Wolhynientschechen selbst). In diesem 

Punkt kam es zu einem direkten Konflikt zwischen der sozioökonomischen Identität 

der Wolhynientschechen und der Politik des Regimes. Anfang 1950 änderte sich der 

Ton in den Artikeln der Věrná stráž, die der landwirtschaftlichen Problematik gewid-

met waren. Gerade bei diesem Thema wurden das erste Mal Angehörige der eigenen 

Gruppe heftig kritisiert: Sie seien apolitisch, und anstatt die Partei offen und aufrich-

tig zu unterstützen, würden sie die Reformen in der Landwirtschaft durch die eigene 

rückwärtsgewandte Haltung bremsen und erschweren. Bald darauf wurde die klassi-

sche Kollektivierungspropaganda mit Artikeln kombiniert, die exemplarisch sowohl 

                                                                                                                          
Volkspartei nahe standen), Orthodoxe (die die größten Integrationsschwierigkeiten hatten 

und sich durch Verbundenheit mit der ukrainischen Volkskultur auszeichneten) und Protes-

tanten, die weiterhin die am meisten geschlossene und kompakte Gruppe darstellten. 
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die rückwärtsgewandten als auch die fortschrittlichen Wolhyniendörfer nannten. In 

der gleichen Zeit häuften sich auch Artikel zur Notwendigkeit einer schnellen Assimi-

lierung. Die Kluft zwischen beiden Loyalitäten vertiefte sich – und dass es unter die-

sem Druck zu einem Zerfall der Gemeinschaft kam, bestätigt auch das Ende der Zei-

tung 1953. 

Es scheint, dass nicht nur die Anpassung einzelner gesellschaftlicher Gruppen, son-

dern auch die Lähmung partikulärer Identitäten zu den wichtigen Zielen des Regimes 

gehörten. Hierbei mischten sich pragmatischen Strategien (teile und herrsche) mit ideo-

logischen Zielen (der Kampf gegen soziale und kulturelle Unterschiede, die für eine 

Klassengesellschaft charakteristisch sind, bzw. die Schaffung einer einheitlichen Ge-

sellschaft). Bei den Wolhynientschechen spielte auch die Angst des Regimes vor 

einem bewaffneten Aufstand eine Rolle. Diese These wird durch die teilweise erfolg-

reichen Versuche bestätigt, einige Wolhyniensoldaten mit Fronterfahrung in verschie-

dene vorgetäuschte Sabotageaktionen zu verwickeln, um sie zu langjährigen Strafen 

zu verurteilen. Repression war jedoch nicht die dominierende Strategie: Die Zersplit-

terung der Gruppe wurde vielmehr durch Propaganda und durch das Angebot der Bes-

serung oder mindestens der Sicherung des Lebensstandards im Fall einer Zusammen-

arbeit mit dem Regime vorangetrieben.  

 

 

Verhandlung und Loyalitätsgewinnung – eine Mikro-Sonde 
 

Der erwähnte Zerfall der Gemeinschaft war allerdings nie vollständig. Nicht nur Zeit-

zeugen, die sich für Antikommunisten halten, aber trotzdem Abonnenten der Věrná 

Stráž geblieben waren und über die Führung des Verbands bis heute mit Respekt 

sprechen, bestätigen diese Tatsache. Der Verband initiierte zwar kritische Artikel über 

Angehörige der eigenen Gruppe, hat aber in seinem Kampf um Entschädigung für den 

zurückgelassenen Besitz keine Unterschiede gemacht. Ein aktiv gelebter Zusammen-

halt der ganzen Gruppe der Wolhynientschechen oder gar gemeinsamer Widerstand 

fand jedoch nach 1948 nicht statt.  

Auf der Mikro-Ebene sieht es aber trotzdem anders aus. Für die meisten Wolhy-

nientschechen war die wichtigste Dominante ihre alte Dorfgemeinschaft, die sich 

meistens (besonders bei den Protestanten) um die Persönlichkeit des Geistlichen he-

rum gruppierte. Diese Dorfgemeinschaft war in der Regel viel wichtiger als die kol-

lektive Wolhynien-Identität. Am Beispiel von Kuttendorf (Chotiněves) im Kreis Leit-

meritz kann man erkennen, wie diese Tatsache es ihnen ermöglichte, einerseits die 

Gruppenidentität zu erhalten und sich andererseits die herrschende Ideologie anzueig-

nen (und so zwei gegensätzliche Loyalitäten zu kombinieren). 

Die evangelischen Wolhynientschechen aus Boratín wollten auch nach der Um-

siedlung ins Sudetenland – so wie die meisten – zusammenbleiben. Dies war so nicht 

möglich, weil das Besiedlungsamt unter dem Einfluss der KSČ nur ein Drittel Wol-

hynientschechen in jedem Dorf zuließ. Wie bereits erwähnt, entsprach dies einer all-
gemeinen Regel – führte jedoch oft (und auch in diesem Fall) zu ersten Unstimmig-

keiten zwischen Staat und Remigranten. Die Boratíner besiedelten nun das große Dorf 
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Kuttendorf sowie drei kleinere Dörfer in der Nähe – und blieben miteinander im Kon-

takt.  

Anfang der 1950er Jahre trafen der Wunsch der Boratiner nach einer neuen evan-

gelischen Kirche und der Druck des Regimes hinsichtlich der Bildung einer LPG zeit-

lich zusammen. Letztendlich gaben die Boratíner nach, verzichteten auf ihren privaten 

Landbesitz und gründeten eine LPG. Dies taten sie jedoch nicht umsonst: Für die Zu-

sage, eine Landwirtschaftliche Einheitsgenossenschaft (Jednotné zemědělské družst-
vo; JZD) zu gründen, erhielt der örtliche Pfarrer nicht nur die Bewilligung, eine Kir-

che (1951!) zu bauen, sondern auch noch finanzielle Unterstützung vom Staat.
14

 Die 

Leitung der – erst einige Jahre nach dem Bau der Kirche und nach dem Tod des Pfar-

rers entstandenen – JZD in Kuttendorf und den umliegenden Dörfern übernahmen die 

Wolhynientschechen. So entstand eine der erfolgreichsten Einheitsgenossenschaften 

Nordböhmens, vor allem, weil redliche Arbeit ein fester Bestandteil der Identität der 

Wolhynientschechen war. Die Gruppenmentalität der Wolhynientschechen und ihre 

Arbeitsmoral deckten sich in diesem Fall mit den Interessen des Staates. 

 

 

Ausblick: Entwicklung der Loyalitäten in den Grenzgebieten der fünfziger 

Jahre 
 

Abschließend möchte ich noch einige Thesen zur allgemeinen Lage in den Grenzge-

bieten in den fünfziger Jahren formulieren, die bisherige Forschungen bestätigen. Nicht 

überall hat man nach Kompromisslösungen und Loyalitätsbedingungen so erfolgreich 

(d.h. mit relativ „weichen“ Mitteln) gesucht. Die KSČ-Führung versuchte den herr-

schenden Nationalismus zu bremsen, um auch die Deutschen, die Magyaren und die 

anderen Minderheiten für sich zu gewinnen. Dies funktionierte nur bedingt, da viele 

Funktionäre in untergeordneten Positionen dies nicht begreifen konnten oder wollten. 

Noch problematischer war die Kombination aus Kollektivierung und fehlenden wert-

vollen Gütern. Man konnte den Menschen nichts mehr anbieten. Viele wollten ins In-

land siedeln, was jedoch oft nicht mehr möglich, auf jeden Fall aber unerwünscht war. 

Der Mangel an Arbeitskräften in den Grenzgebieten war auch in den nächsten Jahr-

zehnten eine Konstante. Trotzdem kann man sagen, dass die Loyalität der Bürger in den 

Grenzgebieten auch während der Stabilisierung der kommunistischen Diktatur in den 

1950er Jahren relativ hoch geblieben ist.
15

 Warum dies so war, lässt sich nicht end-

                                                 
14

 Die Geschichte dieses „Handels“ wurde bisher durch mehrere Zeitzeugen bestätigt und scheint 

sehr wahrscheinlich zu sein. Die Kirche ist tatsächlich in den 1950er Jahren mit staatlicher 

Hilfe erbaut worden, was in der Regel eine Gegenleistung voraussetzte. Der Autor ist je-

doch immer noch auf der Suche nach einer schriftlichen Quelle, die diese Geschichte be-

stätigen kann.  
15

 Das dies so war, kann man, angesichts fehlender Umfragen und freier Wahlen, für die 

Zeit der Diktatur eher illustrieren als belegen. Hierzu kann der Vergleich zwischen dem 

Binnenland und den Grenzgebieten dienen, und zwar in solchen Fragen wie: Reibungs-

flächen und Geschwindigkeit der Kollektivierung, Protestaktionen, Widerstandsaktivitä-

ten oder Reaktionen der Bevölkerung in Krisenzeiten. 
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gültig bestimmen, drei gewichtige Gründe möchte ich aber an dieser Stelle formulie-

ren. 

Erstens hatten die Menschen, die in die Grenzgebiete aus dem tschechischen In-

land kamen, keine traditionelle Verbundenheit zu einer Gemeinschaft und waren so 

auch eher für die neue Ideologie zu gewinnen. Die Dankbarkeit der ersten Jahre er-

möglichte es ihnen, auch manche spätere Enttäuschung mit Vertrauen zum Regime zu 

überwinden. Zweitens kann man vielen Quellen entnehmen, dass die Bevölkerung in 

einem besonders unsicheren und unfreiwillig heterogenen Raum (d.h. auch in den 

tschechischen Grenzgebieten nach 1945) mehr als anderswo auf das herrschende Re-

gime und seine Machtorgane angewiesen sind. Diese sind für solche traditions- und 

gemeinschaftslosen Gesellschaften nicht nur die einzigen Garanten von Stabilität und 

Sicherheit, sondern oft auch die einzigen Instanzen, die praktische Dienstleistungen 

sichern können. Der dritte Grund betrifft nicht nur die 1950er Jahre, sondern (viel-

leicht noch viel mehr) auch die späteren Jahrzehnte der kommunistischen Diktatur. 

Dem Regime ist es durch die Entwicklung der Schwerindustrie nicht nur gelungen, 

Arbeit für viele Menschen zu schaffen, sondern auch eine spezifisch proindustrielle 

Ideologie zu entwickeln. Eine Identifizierung mit diesem Programm konnte das Re-

gime viel eher in den Grenzgebieten erzeugen, da die Menschen dort nur begrenzt mit 

ihrer Umwelt verbunden waren (und so eher zur Zerstörung ebendieser bereit waren). 

Dies war besonders in Nordböhmen der Fall. 

Ich habe versucht, am Beispiel der Wolhynientschechen zu zeigen, wie sich ver-

schiedene Loyalitäten in einer Gemeinschaft während der dramatischen Nachkriegs-

jahre entwickelten und kreuzten. Diese Pluralität von Loyalitäten halte ich jedoch nicht 

für eine Besonderheit; sie bildet im Gegenteil ein konstitutives Merkmal einer moder-

nen Gesellschaft. Das Verhalten der Menschen wird auch in einer Diktatur nicht nur 

durch Angst und Opportunismus, sondern viel eher durch die Suche nach einem Mo-

dus vivendi geprägt, der durch die Aussöhnung verschiedener Interessen, Beziehun-

gen, Traditionen oder auch – wie in den Grenzgebieten – durch die Nutzung des Feh-

lens klar definierter Interessen, fester Beziehungen und tief verwurzelter Traditionen 

entsteht. 
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Die Bodenreform in den „wiedergewonnenen Gebieten“ und 

in Großpolen (1945-1949). Vergleichende Überlegungen 

zur Loyalität der polnischen Landbevölkerung 

von 

Tadeusz  J a n i c k i  

 

 

Einleitung 
 

Die polnischen Kommunisten waren in den Jahren 1944 bis 1945 mit einer Reihe von 

grundsätzlichen Problemen konfrontiert: der Übernahme der Staatsverwaltung, dem 

Wiederaufbau der Wirtschaft, der Überwindung der politischen Isolation und dem Be-

mühen um die Unterstützung der Bevölkerung – insbesondere der Bauern, die die 

größte Gesellschaftsgruppe in Polen bildeten. Um letzteres Ziel zu erreichen, sollte 

die vom Polnischen Komitee der Nationalen Befreiung (Polski Komitet Wyzwolenia 
Narodowego; PKWN) im Manifest vom 22. Juli 1944 versprochene und im Dekret 

vom 6. September 1944 verkündete Agrarreform die Rolle eines Magneten spielen 

und die Bauern an die neue Führung binden. Die Polnische Arbeiterpartei (Polska 
Partia Robotnicza; PPR) war sich nämlich bewusst, dass sie sich nur dann an der 

Macht halten und ihre Herrschaft legitimieren konnte, wenn die polnische Bevölke-

rung einen direkten oder mindestens indirekten Nutzen daraus zog. Daher wurde die 

Reform so geplant, dass möglichst viele Kleinbauern und teilweise auch Mittelbauern 

Boden zugeteilt bekamen.  

Diese Ziele wurden noch vor der Befreiung der polnischen Gebiete in Moskau un-

ter Beteiligung von Josef Stalin formuliert, der ebenfalls von der grundsätzlichen Be-

deutung einer Bodenreform für die Festigung der kommunistischen Macht in Polen 

überzeugt war. Nachdem sie in Gang gesetzt worden war, interessierte er sich dem-

entsprechend für ihren Verlauf. Im Dezember 1944, als die positiven Effekte sichtbar 

wurden und die neuen Bodenbesitzer massenweise in die PPR eintraten, stellte er im 

Gespräch mit dem Vorsitzenden der Provisorischen Regierung Bolesław Bierut fest, 

dass „die Agrarreform die Bauernmassen an das PKWN bindet und die Stabilität eu-

rer [kommunistischen; T.J.] Herrschaft sichert“.
1
  

Die politischen Ergebnisse der auf einem Teil der polnischen Gebiete durchge-

führten Reform waren dermaßen vielversprechend, dass im Februar 1945 auch Ro-

man Zambrowski, als Mitglied des Politbüros der PPR einer der bedeutendsten kom-

munistischen Politiker in Polen, ohne Umschweife sagte, dass „die Agrarreform den 

Kommunisten die Möglichkeit gibt, auf breiter Front auf das Land zu kommen, An-

                                                 
1
  Protokoły posiedzeń Biura Politycznego KC PPR 1944-1945 [Protokolle der Sitzungen des 

KC PPR-Politbüros 1944-1945], hrsg. von ALEKSANDER KOCHAŃSKI, Warszawa 1992, 

S. 74. 
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hänger zu gewinnen und an die Partei nicht nur die Landarbeiter, sondern auch breite 

Massen der Bauernschaft zu binden, darunter Klein- und Mittelbauern“.
2
 Drei Monate 

später, im Mai 1945, äußerte sich Parteichef Władysław Gomułka in ähnlicher Weise: 

„Die Verschiebung der Grenze nach Westen und die Agrarreform binden das Volk an 

das politische System.“
3
  

Aus diesen Äußerungen folgt, dass führende PPR-Vertreter die Bodenreform und 

die Inbesitznahme der „wiedergewonnenen Gebiete“ als besonders geeignete Metho-

den betrachteten, die Bauern und die Bevölkerung für die Partei und das neue politi-

sche System zu gewinnen. Zwar ist bisher das Wort „Loyalität“ nicht gefallen, aber es 

ist offensichtlich, dass die genannten Politiker von dem von den Kommunisten einge-

leiteten Prozess der Umverteilung von Gütern und Posten (der unter der Parole der so-

zialen Gerechtigkeit und Demokratisierung des Landes verlief) Akzeptanz und ein mit 

der Politik der Regierung übereinstimmendes Verhalten der Bevölkerung erwarteten – 

was im Grunde dem Inhalt des Begriffes „Loyalität“ entspricht. 

In den folgenden Ausführungen wird daher nach der tatsächlichen Bedeutung der 

Agrarreform für die Gewinnung von Unterstützung für die Kommunisten und für das 

Verhältnis der Landbevölkerung zu den neuen Machthabern und den Mechanismen 

der Machtstabilisierung am Beispiel von Großpolen und den sogenannten „wiederge-

wonnenen Gebieten“ gefragt. Ein wichtiger Aspekt ist hierbei auch der Charakter der 

Beziehungen, die infolge der Agrarreform zwischen den Bauern und den Kommunis-

ten entstanden. Denn am wichtigsten war den neuen Machthabern eine Loyalität im 

Sinne einer freiwilligen Kooperation bzw. Akzeptanz und Unterordnung, die aus einer 

positiven emotionalen Einstellung und inneren Überzeugung von der Richtigkeit der 

von ihnen propagierten Ideen und eingeleiteten Maßnahmen resultierte.  

 

 

Vorgeschichte 
 

Noch in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts lebte eine beträchtliche Mehrheit der 

Einwohner Polens (etwa 70% der Bevölkerung) auf dem übervölkerten Lande. In der 

Agrarstruktur dominierten Zwerglandwirtschaften (bis 5 ha), die im Jahr 1931 etwa 

64% aller landwirtschaftlichen Betriebe bildeten, aber nur 15% der Fläche ganz Po-

lens ausmachten. Der Großgrundbesitz (private und staatliche landwirtschaftliche Be-

triebe mit einer Fläche über 50 ha) stellte dagegen nur etwa 0,7% der Gesamtzahl al-

ler Landwirtschaften, allerdings umfassten diese etwa 48% der Fläche.
4
 

                                                 
2
  W walce o sojusz robotniczo-chłopski. Wybór dokumentów i materiałów 1944-1949 [Im 

Kampf für das Arbeiter-Bauernbündnis. Auswahl von Dokumenten und Materialien 1944-

1949], hrsg. von WŁADYSŁAW GÓRA, Warszawa 1963, S. 53. 
3
  Protokół obrad KC PPR – maj 1945 [Protokoll der Beratung der KC PPR – Mai 1945], 

hrsg. von ALEKSANDER KOCHAŃSKI, Warszawa 1992 (Dokumenty do dziejów PRL, 1), 

S. 11. 
4
  Problemy gospodarcze drugiej Rzeczypospolitej [Wirtschaftliche Probleme der Zweiten Pol-

nischen Republik], Warszawa 1989, S. 101-102. 
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In diesem Zusammenhang war unter den Bauern die am Anfang des 20. Jahrhun-

derts von der Nationalbewegung aufgestellte Forderung nach einer umfangreichen 

Agrarreform sehr populär. Zwar wurde diese in der Zwischenkriegszeit auch tatsäch-

lich durchgeführt (gegen Entschädigung und freiwillig, nur selten wurde vom Staat 

Zwang ausgeübt), doch erfüllte sie die Erwartungen nur zum Teil.
5
 Als im Jahr 1935 

die Volkspartei (Stronnictwo Ludowe; SL) in ihrem neuen Programm daraufhin eine 

entschädigungslose Agrarreform verlangte, sahen sich die anderen politischen Partei-

en – von der Nationalpartei (Stronnictwo Narodowe; SN) bis zur Kommunistischen 

Partei Polens (Komunistyczna Partia Polski; KPP) – ebenfalls gezwungen, in ihren 

politischen Programmen eine weitergehende Reform zu fordern.
6
 Während des Zwei-

ten Weltkriegs verbreitete sich die Überzeugung von der Notwendigkeit eines solchen 

radikalen Vorgehens sowohl im besetzten Polen als auch im Exil stark. Die Entwick-

lung der militärischen Lage und die sowjetische Politik gegenüber Polen bewirkten 

schließlich, dass das von den Kommunisten beherrschte Polnische Komitee der Natio-

nalen Befreiung die Reform durchsetzte. 

Bis zur Mitte der 1930er Jahre hatte die KPP gemäß der marxistischen Doktrin für 

die Verstaatlichung der landwirtschaftlichen Betriebe, ihre Konzentration und kollek-

tive Wirtschaftsformen plädiert. Eine Agrarreform und die Verteilung des Bodens an 

die Bauern hielt sie für konterrevolutionär. Zu dieser Zeit war die Unterstützung für 

die Kommunisten auf dem Lande dementsprechend gering – die Haltung der KPP 

wirkte auch auf linksorientierte Landarbeiter und Kleinbauern, für die Grundbesitz ei-

nes der wichtigsten Lebensziele war, sehr negativ. 1935 jedoch tauchte das Postulat 

der Landparzellierung im politischen Programm der KPP auf. Dies geschah unter dem 

Einfluss der Kommunistischen Internationale, was mit ihrer damaligen Taktik der 

Volksfrontpolitik gegen den Faschismus zusammenhing. Um die soziale Basis ihrer 

Anhänger zu erweitern, forderte die KPP nun die entschädigungslose Aufteilung des 

Bodens der Gutsbesitzer sowie der Staats- und Kirchenländereien unter die Bauern und 

Landarbeiter.
7
 Diese Programmänderung war rein taktisch bedingt, denn die Kom-

munisten verzichteten dabei weder auf die These vom Widerspruch zwischen Sozia-

lismus und bäuerlicher Kleinwirtschaft noch auf die These von der Überlegenheit der 

                                                 
5
  Aufgrund der Gesetze von 1920 und 1925 wurden insgesamt 2 650 ha parzelliert und ver-

teilt. Diese Reform umfasste 753 000 Landwirtschaften. Das schnelle Tempo der Parzellie-

rung in den Jahren 1922 bis 1928 nahm stark ab, nachdem die Weltwirtschaftskrise des 

Jahres 1929 ausgebrochen war. Grundsätzliche Veränderungen in der sozialwirtschaftlichen 

Struktur auf dem Lande hat die Reform nicht verursacht. Die Gutsbesitzer behielten einer-

seits eine starke Position in Wirtschaft und Gesellschaft, andererseits herrschten auf dem 

Lande weiterhin eine große Überbevölkerung und Bodenhunger (besonders in den zentra-

len und südöstlichen Woiwodschaften). Vgl. Encyklopedia historii gospodarczej Polski do 

1945 [Lexikon der Wirtschaftsgeschichte Polens bis 1945], Warszawa 1981, S. 178. 
6
  ANDRZEJ WOJTAS: Problematyka agrarna w polskiej myśli politycznej 1918-1948 [Die 

Agrarfrage im politischen Denken in Polen 1918-1948], Warszawa 1983. 
7
  Dokumenty Komunistycznej Partii Polski [Dokumente der Kommunistischen Partei Po-

lens] 1935-1938, Warszawa 1968, S. 95. 
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kollektiven Landwirtschaft und der Großbetriebe. Diese Positionen wurden lediglich 

in ihrer Propaganda, ihren Schriften und Äußerungen weniger stark betont.
8
 

Die 1942 unter sowjetischer Aufsicht gegründete PPR setzte diese Taktik in ihrem 

ersten Manifest zur Agrarpolitik fort und sprach sich dafür aus, den Boden den polni-

schen Bauern zuzuerkennen.
9
 Diese Position resultierte aus der Überzeugung, dass 

man in Polen die Macht nicht ohne die Unterstützung der größten und politisch stärks-

ten sozialen Klasse – der Bauern – gewinnen und sichern konnte. Der Gewinn von 

Akzeptanz und Unterstützung (oder zumindest die Neutralisierung) der Bauern wurde 

daher für die Kommunisten zu einer ihrer wichtigsten Aufgaben. Aus diesem Grund 

formulierte die PPR die Frage der Agrarreform auch in ihren weiteren Manifesten von 

März und November 1943 so, dass möglichst viele Landbewohner zufriedengestellt 

werden sollten. Während sie im März noch plante, den Boden lediglich an Kleinbau-

ern und Landarbeiter zu verteilen, bestimmte das Novembermanifest nicht mehr de-

tailliert, wer von einer Bodenparzellierung profitieren werde. Auf diese Weise wollte 

sie auch die Unterstützung der Bauern mit mittelgroßen Landwirtschaften gewinnen. 

Indem sie darauf verzichtete, die maximale Größe des erlaubten Bodenbesitzes fest-

zulegen, versuchte sie also die reichen Bauern auszuschalten.  

Ähnliche Beweggründe hatten die Mitglieder des in der Sowjetunion wirkenden 

kommunistischen Verbands der Polnischen Patrioten (Związek Patriotów Polskich), als 

sie im Frühling 1944 das Dokument „Richtlinien für die Agrarreform“ vorbereiteten. 

Sie wollten ebenfalls möglichst viele Bauern ansprechen und stellten in Aussicht, dass 

von der Abschaffung des Großgrundbesitzes Landarbeiter, Kleinbauern und Mittel-

bauern profitieren würden. Auf diese Weise versuchten sie, alle Befürchtungen um 

den eigenen Besitz oder die Beibehaltung des individuellen Wirtschaftens auf dem Lan-

de zu zerstreuen.
10

 Mitte 1944 waren sich also die Kommunisten dessen bewusst, dass 

                                                 
8
  Die Programmänderung 1935 ist viel zu spät gekommen, um die Unterstützung der Bau-

ernschaft zu gewinnen. Besonders hemmend war, dass die Kommunisten die ganze Zeit die 

These von der Diktatur des Proletariats proklamiert hatten.  
9
  WOJTAS (wie Anm. 6), S. 411-412. 

10
  Die „Richtlinien für die Agrarreform“ wurden nach einigen Änderungen zur Grundlage des 

PKWN-Manifests und des Dekrets über die Agrarreform von 1944. HENRYK SŁABEK: Po-

lityka agrarna PPR. Geneza, realizacja, konsekwencje [Agrarpolitik der PPR. Entstehung, 

Durchführung, Folgen], Warszawa 1978, S. 155-157. Für den Verlauf der Arbeit an den 

„Richtlinien ...“ interessierte sich Stalin persönlich. Er besaß einen Einfluss auf viele Ein-

zelregelungen: Unter anderem widersetzte er sich der Verstaatlichung von Kirchengütern, 

da dies im katholischen Polen zu einem großen Widerstand führen könne. Im November 

1944 erzwang er dagegen, dass Andrzej Witos vom Posten des Leiters des Landwirtschafts-

ministeriums beseitigt wurde. Er drang auch darauf, dass die PKWN-Direktive „Vom Schnell-

verfahren der Agrarreformdurchführung“ erlassen wurde, was ihr den Charakter einer Ag-

rarrevolution verlieh. Vgl. Wieś polska 1944-1989. Wybrane problemy podmiotowości spo-

łecznej, życia politycznego, ekonomicznego, oświatowego, kulturalnego i religijnego [Das 

polnische Dorf 1944-1989. Ausgewählte Fragen des sozialen Bewusstseins, des politischen, 

wirtschaftlichen, Bildungs-, Kultur- und Religionslebens], hrsg. von ZYGMUNT HEMMER-

LING, Warszawa 1990, S. 22; Protokoły posiedzeń Biura Politycznego KC PPR 1944-1945 
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für die Erhaltung und Stabilisierung der Macht, die sie dank der Hilfe Stalins und der 

Roten Armee erobert hatten, die Unterstützung der Bauern als größte Gesellschafts-

gruppe unentbehrlich war. Da sie die Agrarreform als ein wichtiges (wenn nicht das 

wichtigste) Mittel zur Gewinnung von Anhängern erachteten, wurde diese für die PPR 

neben dem bewaffneten Kampf mit den politischen Gegnern und der Übernahme der 

Verwaltungs- und Polizeistrukturen zu einer vorrangigen Aufgabe. Deswegen lag ihr 

viel daran, sie möglichst schnell durchzuführen. 

 

 

Die Bodenreform als zentrales Loyalitätsangebot der Polnischen Arbeiterpartei 
 

Das im Juli 1944 direkt nach der Befreiung eines Teiles Polens gegründete PKWN er-

ließ das Dekret über die Durchführung der Agrarreform bereits am 6. September 1944. 

Dieses bestimmte, dass das Eigentum der Deutschen und der Kollaborateure konfis-

ziert und der übrige Großgrundbesitz (mit Ausnahme des Kircheneigentums), in dem 

die landwirtschaftliche Nutzfläche größer als 50 ha (in Großpolen, Pommern und 

Schlesien 100 ha) war, entschädigungslos zu enteignen sei. Die neu zu gründenden 

privaten Landwirtschaften sollten nicht mehr als 5 ha umfassen.
11

 Die Kommunisten 

verliehen der Agrarreform einen eindeutig politischen Charakter und ignorierten die 

wirtschaftlichen Folgen. Den Unmut der Bauern zu überwinden und sie für die neue 

Macht zu gewinnen war ihnen wesentlich wichtiger als die ökonomische Vernunft, 

welche die politischen Gegner – die Aktivisten der Bauernbewegung – anmahnten. 

Auf diese Art und Weise machten die Kommunisten aus der Agrarreform ein poli-

tisches Werkzeug und den wichtigsten Bestandteil des sogenannten „Kampfes um die 

Bauern“. Ziel war es, die Landbevölkerung auf materieller Ebene mit dem neuen Sys-

tem zu verbinden und ein Bild zu kreieren, wonach die PPR die uralte Forderung der 

Bauernmassen erfüllt und soziale Gerechtigkeit hergestellt habe.
12

 Außerdem sollte 

die Reform zur Festigung der „Arbeiter-Bauern-Freundschaft“ und indirekt auch zur 

Festigung der Macht der Kommunisten führen, indem die materielle Basis der „Reak-

tion“ (also die Gutsbesitzer) beseitigt sowie der Demokratisierungsprozess im politi-

                                                                                                                          
[Protokolle der Sitzungen des Politbüros der KC PPR 1944-1945], hrsg. von ALEKSANDER 

KOCHAŃSKI, Warszawa 2001 (Dokumenty do dziejów PRL, 14), S. 19-25. 
11

  PKWN-Dekret über die Durchführung der Agrarreform, 6. September 1944, in: Polska w 

latach 1944-1948. Dokumenty i materiały. Wyboru dokonali, wstępem i przypisami opat-

rzyli [Polen in den Jahren 1944-1948. Unterlagen und Materialien. Auswahl, mit Einlei-

tung und Kommentaren versehen], hrsg. von ALINA HUTNIKIEWICZ und ADAM WĄTOR, 

Szczecin 1998, S. 55-61, hier S. 55 und weitere. 
12

  JERZY BARTKOWSKI: Tradycja i polityka. Wpływ tradycji kulturowych polskich regionów 

na współczesne zachowania społeczne i polityczne [Tradition und Politik. Der Einfluss der 

Kulturtradition polnischer Regionen auf das zeitgenössische soziale und politische Ver-

halten], Warszawa 2003, S. 383. 
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schen Leben (so wie die Kommunisten ihn verstanden) beschleunigt wurden und sich 

die Lebensverhältnisse der Landbevölkerung verbesserten.
13

  

Die PPR nahm an, dass die Bauern nach der Übernahme des Landes der Groß-

grundbesitzer notwendigerweise an der Seite der Linken stehen würden, und erwarte-

te deren aktive Unterstützung im Kampf gegen den Großgrundbesitz. Die Tätigkeit in 

Parzellierungsbrigaden (Brygady Parcelacyjne) und der revolutionäre Charakter der 

Reform sollten viele von ihnen, insbesondere die ärmsten, in das politische Leben ein-

beziehen und aus ihnen eine einflussreiche soziale Basis der PPR auf dem Lande ma-

chen.
14

 Die Beschlüsse des Zentralkomitees vom Januar 1945 wiesen tatsächlich dar-

auf hin, dass die Reform die Spaltungen in den Milieus vertiefte, die dem PKWN-La-

ger feindlich gesinnt waren. Man stellte auch fest, dass sich Kader der neuen radika-

len Bauernaktivisten bildeten. Von diesen wurden manche sofort PPR-Mitglieder, an-

dere traten der mit den Kommunisten koalierenden Volkspartei bei – alle bewegten 

sich aber dabei auf der von PKWN und PPR gebildeten politischen Plattform. Die 

Bauern würden sich persönlich davon überzeugen, so die PPR-Presse, „welch großer 

Nutzen ihnen die brüderliche Zusammenarbeit mit den Arbeitern bringt“. Das Bünd-

nis von Bauern und Arbeitern sei nämlich die Basis für eine bessere Zukunft des pol-

nischen Bauern.
15

  

Ob sich die Vorhaben der PPR verwirklichen ließen, hing natürlich von der Ein-

stellung der Bauern ab – insbesondere von der Bereitschaft, mit dem neuen System zu 

kooperieren. Ihre Haltung war von vielen politischen, sozialwirtschaftlichen und kul-

turellen Faktoren determiniert. Die polnischen Bauern waren stark an ihre Tradition, 

Sprache, Religion und Kultur sowie ihre politische Vertretung, die von Stanisław Mi-

kołajczyk geleitete Volkspartei (später Polnische Volkspartei [Polskie Stronnictwo Lu-

dowe; PSL]), gebunden. Am Ende der Besatzungszeit hatten sie einen intensiven Pro-

zess der sogenannten „Demokratisierung des Bewusstseins“ durchgemacht, der darauf 

beruhte, dass sie selbst ihre soziale Rolle besser einzuschätzen lernten. Ihre Erfahrun-

gen und ihr Schicksal in der Zeit der Okkupation und die Bedeutung, die sie sowohl 

in politischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht erlangt hatten, ließen sie sich wich-

tiger und nützlicher, aber auch ungerecht behandelt fühlen. Deswegen erwarteten sie 

von dem neu entstehenden polnischen Staatswesen Anerkennung, Belohnung und Wie-

dergutmachung für das alte und neue Unrecht. 

Dabei hatten sie sowohl vor der Vergangenheit als auch vor der Zukunft Angst. 

Auf der einen Seite wünschten sie sich nicht eine bloße Wiederherstellung der vor 

1939 bestehenden Staatsordnung, auf der anderen schreckte sie die Vorstellung von 

                                                 
13

  MAREK NADOLSKI: Kwestia chłopska w polityce stronnictw robotniczych i ludowych w 

Polsce w latach 1941-1947 [Die Bauernfrage in der Politik der Arbeiter- und Bauernpartei-

en in den Jahren 1941-1947], Warszawa 1990, S. 66. 
14

  Referat R. Zambrowskiego o przeprowadzeniu reformy rolnej na terenach nowo wyzwolo-

nych, wygłoszony na plenum KC PPR 7.02.1945 [Referat von Roman Zambrowski über 

die Durchführung der Agrarreform in den neu befreiten Gebieten, gehalten auf der Plenar-

sitzung des Zentralkomitees der PPR am 7.02.1945], in: W walce (wie Anm. 2), S. 50-59, 

hier S. 54. 
15

  NADOLSKI (wie Anm. 13), S. 67; W walce (wie Anm. 2), S. 53. 
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einem kommunistischen und der Sowjetunion untergeordneten Land. Dort werde es, 

so die Mundpropaganda, keine Kirche und Religion, kein Privateigentum (sondern 

Kolchosen), keine traditionelle Familie (sondern Polygamie) und keine polnische Tra-

dition mehr geben.
16

 Aus diesem Grund war die Einstellung der Bauern gegenüber 

der PPR in der zweiten Hälfte des Jahres 1944 unterschiedlich und wechselhaft, trotz 

der intensiven Agitation und der bereits eingeleiteten Agrarreform. 

Zwar war die polnische Gesellschaft, darunter auch die Bauern, den Kommunisten 

und der sie unterstützenden Roten Armee nach der kurzen Euphorie infolge der Be-

freiung von deutscher Besatzung immer widerwilliger oder sogar feindlich gesinnt. 

So verschlechterte sich die Stimmung infolge von Plünderungen durch Rotarmisten, 

Verhaftung und Verbannung von Soldaten der Heimatarmee (Armia Krajowa) und ak-

tiver Demokraten, politischer Morde oder des Zwanges zu Sachabgaben, der den Bau-

ern auferlegt wurde. Günstig für die Kommunisten war aber die Erschöpfung nach dem 

Kriege und der deutschen Besatzung, die noch frische Erinnerung an die Lage der 

Bauern in der Zwischenkriegszeit (die schon sprichwörtliche Bauernarmut, Mangel an 

Boden, Arbeit und Zukunftsperspektive) sowie die Hoffnung auf ein normales Leben 

in dem wiedererrichteten polnischen Staat, der den Versicherungen der kommunisti-

schen Propaganda zufolge einen demokratischen Charakter besitzen sollte. Nicht ohne 

Bedeutung waren außerdem die Aussichten auf eine kostenlose Zuteilung von Boden, 

sozialen Aufstieg und Arbeitsstellen in Bildungswesen, Verwaltung und Armee. Nach 

fünf Jahren Krieg und Besatzung war daher eine wachsende Zahl von Bauern bereit, 

sich für die Hilfe beim Wiederaufbau ihrer Existenz sowie für Sicherheit und Stabili-

tät mit einem Wechsel ihrer politischen Orientierung zu revanchieren. 

 

 

Unterschiedliche Folgen in Großpolen und den „wiedergewonnenen Gebieten“ 
 

Zu Beginn der Agrarreform hofften die Kommunisten darauf, dass Bauern und Land-

arbeiter die Bodenparzellierung selbst durchführen würden, was ihre Abhängigkeit von 

der Staatsgewalt zusätzlich verstärkt hätte. Dazu ist es jedoch nicht gekommen. Viele 

Bauern wollten den Boden selbst nicht einmal dort selber aufteilen, wo der „Boden-

hunger“ außerordentlich groß war. Eine Agrarreform von oben schien also unerläss-

                                                 
16

  Stalin und die PPR-Führung waren sich dieser Befürchtungen bewusst und berücksichtig-

ten sie bis Mitte 1948 bei ihren Aktivitäten. Auf Schritt und Tritt wurden die partnerschaft-

lichen Verhältnisse zur Sowjetunion und der demokratische Charakter des neuen Machtsys-

tems betont. Konsequent wurden Bezeichnungen wie „Volks-“, „Arbeiter-“, „Bauern-“ und 

nicht das Wort „kommunistisch“ verwendet. Parteimitglieder nahmen demonstrativ an kirch-

lichen Veranstaltungen teil und unterstützten die Kirche beim Ausbau ihrer Strukturen in 

den wiedergewonnenen Gebieten. Prominente Parteiaktivisten versicherten oftmals, dass 

die Ergebnisse der Agrarreform einen dauerhaften Charakter besäßen. Vgl. HENRYK SŁA-

BEK: Inaczej o historii Polski 1945-1989 [Die Geschichte Polens 1945-1989 anders], War-

szawa 2000, S. 213; Wieś polska 1944-1989 (wie Anm. 10), S. 24. 



 101 

lich zu sein, weshalb sich die aus Arbeiterfunktionären und landlosen Bauern beste-

henden Parzellierungsbrigaden an die Arbeit machten.
17 

 

Weil es auf dem vom PKWN im Jahre 1944 beherrschten Gebiet zu wenig Boden 

gab, den man unter allen interessierten Bauern aufteilen konnte, wurde die Flächengrö-

ße neugegründeter Landgüter reduziert. Übervölkerte und arme Dörfer in Masowien 

und in der Woiwodschaft Lublin akzeptierten eine solche Lösung, weil sogar eine klei-

ne Bodenzuteilung ihre materielle Lage verbesserte. Mit dieser Situation kontrastierte 

aber die Lage in Westpolen (Großpolen und Pommern), wo es auf dem Lande keine 

Überbevölkerung im größeren Maße gab und wo Agrararbeiter einen relativ hohen ge-

sellschaftlichen und materiellen Status genossen. Deswegen zeigten diese wenig Inter-

esse an geringen Bodenzuteilungen.
18

 Angesichts dieser Situation entschieden sich die 

Kommunisten für eine Erhöhung der Größe neuer Landgüter auf sieben ha. Doch stellte 

sich heraus, dass in Großpolen sogar diese Maßnahme nicht enthusiastisch aufgenom-

men wurde. Und als die Kommunisten eine gemeinsame Bodennutzung durch soge-

nannte „Überlebensgemeinschaften“ (die Zugkraft, Maschinen und Gutsgebäude kol-

lektiv verwendeten) verboten, folgte eine massenhafte Rückgabe von Zuteilungsurkun-

den (akt nadania). Bis zur Mitte des Jahres 1945 wurden in Großpolen ungefähr 50% 

dieser Dokumente zurückgegeben, was die Politik der PPR zur Gewinnung der Bauern 

durch die Agrarreform gefährdete.  

Um diese Krise abzuwenden, erhöhten die Kommunisten abermals die Größe des 

zugeteilten Bodens und akzeptierten zeitweilig die „Überlebensgemeinschaften“, wäh-

rend sie gleichzeitig den Terror verstärkten. Auf diese Art und Weise gelang es ihnen, 

die Rückgabe von Zuteilungsurkunden einzudämmen und großpolnische Agrararbei-

ter und Kleinbauern zur Annahme von Boden aus der Agrarreform zu bewegen.
19

 Die 

Akzeptanz gegenüber den neuen Machthabern war auf dem Lande jedoch weiterhin 

gering. Die PPR konnte sich davon während der Volksabstimmung 1946 und der 

Sejmwahlen im Jahre 1947 überzeugen, als in den großpolnischen Dörfern die Mehr-

heit Mikołajczyk und seine PSL unterstützte. 

In den ehemaligen deutschen Ostgebieten (in Polen bezeichnet man diese Gebiete 

als „wiedergewonnene Gebiete“) sah die Situation dagegen völlig anders aus. Die von 

der PPR geleitete Ansiedlungsaktion erwies sich als politischer und propagandistischer 

Erfolg. Schon im Mai 1945 hatte sich die PPR in diesen Gebieten eine Ansiedlung 

von mindestens 3,5 Millionen Polen bis Ende Sommer 1945 zum Ziel gesetzt (darun-

ter 2,5 Millionen auf dem Lande). Die Besiedlung verlief dort dann auch tatsächlich 
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  NADOLSKI (wie Anm. 13), S. 60-65. 
18

  MAŁGORZATA SŁODOWA-HEŁPA: Ludność wiejska wielkopolski w procesie przemian spo-

łeczno-ekonomicznych. Przeobrażenia struktury społeczno-zawodowej w latach 1945-1970 

[Die Dorfbevölkerung Großpolens im Prozess sozioökonomischer Veränderungen. Wandlun-

gen in der Sozial- und Berufsstruktur in den Jahren 1945-1970], Poznań 1988, S. 28, 40. 
19

  HENRYK SŁABEK: Przebudowa ustroju rolnego w Wielkopolsce i na Pomorzu 1945-1948 

[Der Umbau der Agrarstruktur in Großpolen und Pommern 1945-1948], Poznań 1968, 

S. 47-57. 
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in hohem Tempo.
20

 Von Kriegsende bis September 1946 besaßen die Ansiedlung der 

Bauern und die Aufteilung der von Deutschen hinterlassenen Landgüter einen spon-

tanen Charakter, denn über die Grundsätze für die Bodenteilung war noch nicht ein-

deutig entschieden worden. 

Die PSL und die Polnische Arbeiterpartei führten eine Diskussion über die künfti-

ge Bodenstruktur dieser Gebiete. Während die PSL-Politiker dafür plädierten, die neuge-

bildeten Landwirtschaften mit jeweils rund 30 ha auszustatten, traten die Kommunis-

ten für sieben bis fünfzehn ha ein. Sie setzten ihren Standpunkt durch und formulierten 

ihn im Dekret über das Agrarsystem und über die Ansiedlung in den „wiedergewonne-

nen Gebieten“ sowie in der ehemaligen Freien Stadt Danzig, das am 6. September 

1946 erlassen wurde.
21

 Dieses Dekret sollte die Eigentumsrechte der Landgüter und 

die Gemeinschaftsaufteilung (einschließlich der Eintragung ins Grundbuch) regulieren. 

Nicht zufällig geschah dies kurz vor den Wahlen zur Polnischen Verfassunggebenden 

Nationalversammlung (Sejm Ustawodawczy) am 19. Januar 1947. Die PPR sicherte sich 

auf diese Weise die Unterstützung eines erheblichen Teils der dortigen Bauern und 

Neusiedler.
22

  

Infolge der Agrarreform und der Ansiedlungsaktion erhielten die polnischen Bau-

ern insgesamt 6 070 100 ha Land, darunter 2 384 000 ha in den polnischen Vorkriegs-

gebieten und 3 685 700 ha in den „wiedergewonnenen Gebieten“ im Westen und Nor-

den. 1 086 700 Landwirtschaften wurden gegründet oder vergrößert. Im Jahr 1950 bil-

deten die neugegründeten Landwirtschaften 26% der 3 168 500 Landwirtschaften.
23

 

In Großpolen schuf oder vergrößerte man im Rahmen der Agrarreform 84 000 Bau-

ernhöfe, was 38% ihrer Gesamtzahl ausmachte.
24

 Im Vergleich zu den „wiedergewon-

nenen Gebieten“ war dies wenig: Dort bildeten die ehemaligen deutschen und neuge-

gründeten Bauernhöfe die deutliche Mehrheit aller in dieser Region existierenden 

Landwirtschaften. Darüber hinaus verdankten die Ansiedler ihr neues Eigentum fast 

hundertprozentig der Agrarreform und der Ansiedlungsaktion – was also der damali-

gen Propaganda der PPR entsprach.  

 

 

                                                 
20

  PPR. Rezolucje, odezwy, instrukcje i okólniki Komitetu Centralnego VIII 1944-XII 1945 

[PPR. Resolutionen, Aufrufe, Anweisungen und Rundschreiben des Zentralkomitees Au-

gust 1944 – Dezember 1945], Warszawa 1959, S. 158-160, 284-286. 
21

  Wieś polska 1944-1989 (wie Anm. 10), S. 26. 
22

  RYSZARD SUDZIŃSKI: Taktyka i propaganda władz komunistycznych w stosunku do ziem od-

zyskanych w latach 1944-1949 [Taktik und Propaganda kommunistischer Regierungen im 

Verhältnis zu den wiedergewonnenen Gebiete in den Jahren 1944-1949], in: Władze komu-

nistyczne wobec ziem odzyskanych po II wojnie światowej, hrsg. von STANISŁAW ŁACH, 

Słupsk 1997, S. 9-27, hier S. 17. 
23

  Wieś polska 1944-1989 (wie Anm. 10), S. 27. 
24

  SŁODOWA-HEŁPA (wie Anm. 18), S. 42; SŁABEK, Przebudowa (wie Anm. 19), Anhang 38. 
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Loyalität in den „wiedergewonnenen Gebieten“ als Folge der Bodenreform 
 

Die Einstellungen der Bauernschaft gegenüber der neuen Staatsform nach Beendi-

gung der Agrarreform und vor Beginn der Kollektivierung lassen sich in vier Katego-

rien gliedern: 

 

1) positive Einstellung – Akzeptanz: Dies betraf vor allem die Ärmsten des Vol-

kes, die mit der Regierung verbunden waren oder durch die lokale „Aktivo-

kratie“
 25

 der PPR und ihrer politischen Verbündeten profitierten; 

2) bedingte Akzeptanz: Diese charakterisierte eine vorsichtige und eher passive 

Einstellung gegenüber den Veränderungen, die von einer sehr großen Distanz 

geprägt war. Wesentlich war dabei eine gewisse „politische Zerrissenheit“, 

die sich unter anderem in einer Akzeptanz vieler fortschrittlicher Veränderun-

gen (besonders der Agrarreform) bei einem gleichzeitigen Bewusstsein der 

mit ihnen verbundenen Ungerechtigkeiten und Verbrechen ausdrückte; 

3) neutrale Einstellung: Diese äußerte sich in einer Abneigung, sich überhaupt 

mit Politik zu befassen;  

4) negative Einstellung – Ablehnung.
26

 

 

Die Zahl der Bauern, die die neue Ordnung passiv akzeptierten und sich ihr unter-

ordneten (teilweise aus Rücksicht auf zu erwartende Vorteile, teilweise aus Angst vor 

Repression), war wesentlich größer als die Zahl der Bauern, die man als loyal bezeich-

nen kann. Indirekt zeugt davon die Haltung der Landwirte, die sich normalerweise An-

weisungen der von den Kommunisten dominierten Regierung fügten (sie leisteten sogar 

keinen offenen Widerstand gegen die ihnen verhasste Abgabepflicht), die aber während 

der Volksabstimmung vom 30. Juni 1946 und der Sejmwahlen vom 19. Januar 1947 ih-

re Stimmen meist der PSL gaben. In beiden Fällen erhielt die PSL 60% der Wähler-

stimmen aus dem ganzen Staat und vereinte der sogenannte Regierungsblock (dem die 

Kommunisten angehörten) weniger als 40% auf sich. In Großpolen gab es Wahlkreise, 

in denen die Kommunisten weniger als 10% erlangten.
27

 

                                                 
25

  Aktivokratie: eine teilweise geschlossene Bevölkerungsgruppe, die sich aus Partei- und 

Staatsbürokratie zusammensetzte. Sie hielt die reale Regierungsgewalt anstelle und für die 

entmachtete Mehrheit in der Hand. 
26

  WOJCIECH JAKUBOWSKI: Chłopi polscy 1944-1948. Perspektywa psychohistoryczna [Polni-

sche Bauern 1944-1948 aus psychohistorischer Sicht], Warszawa 2000, S. 113. 
27

  MAREK ŁATYŃSKI: Nie paść na kolana. Szkice o opozycji lat czterdziestych [Sich nicht in 

die Knie zwingen lassen. Skizzen über die Opposition der 40er Jahre], London 1985, S. 

434-435; Dokumenty do dziejów PRL. Referendum z 30 czerwca 1946 r. Przebieg i wyniki 

[Dokumente zur Geschichte der Volksrepublik Polen. Die Volksabstimmung vom 30. Juni 

1946. Verlauf und Ergebnisse], hrsg. von ANDRZEJ PACZKOWSKI, Warszawa 1993, S. 97. In 

der Volksabstimmung vom 30. Juni 1946 wurden drei Fragen gestellt: 1. Bist du dafür, dass 

der Senat abgeschafft wird? 2. Bist du dafür, dass das bei der Agrarreform und der Ver-
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Eine positive Einstellung und deren Loyalität dem neuen System gegenüber resul-

tierten aus einer Reihe von Gründen. Den ersten könnte man als ideologisch bezeich-

nen: Zustimmung zu einem kommunistischen Polen (in der Variante der Jahre 1944-

1948), Akzeptanz der PPR-Politik und positive Beurteilung der in dieser Zeit statt-

findenden Veränderungen. So schrieb ein Teilnehmer an dem Aufsatzwettbewerb „Mein 

Jahr 1944-45“ über dieses Thema: „Meine persönliche Einstellung zu den Verände-

rungen, die das PKWN-Manifest mit sich gebracht hat, wurde durch mein eigenes 

Leben vorgegeben und geformt. […] Ich hatte überhaupt keine Ahnung von Politik, 

ich habe aber nicht vergessen, wie meine Kindheit und Jugend sowie das Leben der 

mir am nächsten stehenden Personen ausgesehen hat. […] Weil die Veränderungen 

die Unterschiede beseitigen und gleiche Rechte für alle einführen sollten, wurde ich 

irgendwie automatisch enthusiastisch. Das im Manifest enthaltene Programm wurde 

ausnahmslos zu meinem eigenen.“
28

  

Der zweite Beweggrund für freiwilliges loyales Verhalten war materiell und so-

zial. Die Kooperation mit den neuen Machthabern gab den Bauern Boden und schuf 

Beschäftigungsmöglichkeiten sowie soziale Aufstiegschancen in Partei, Verwaltung, 

Miliz und Armee. Die erwähnten Karrierepfade, der Bauernjugend bislang verschlos-

sen, erschienen dieser deswegen besonders attraktiv. Charakteristisch hierfür ist die 

Äußerung eines Profiteurs der Agrarreform: „Die neue Regierung gab meinem Vater, 

der vorher kein Grundstück hatte, zwei Hektar; ich meldete mich also bei der Miliz, 

um diese Regierung zu verteidigen.“
29

  

Außer diesen beiden Faktoren, die die größte Bedeutung besaßen, erhöhten der kul-

turelle Aufstieg des Dorfes im Vergleich zur Zwischenkriegszeit die Hoffnung auf ei-

ne bessere Zukunft und die Wahrnehmung des Staates als stabilisierendes Element die 

Bereitschaft zur Unterstützung des neuen Systems.
30

 Der Einfluss der Agrarreform 

auf das Akzeptanzniveau (Loyalität, bedingte Akzeptanz, Passivität, Unterordnung) für 

die neue Regierung unterschied sich nach Zeit (die Akzeptanz wuchs mit der fortschrei-

tenden Stabilisierung der Strukturen der kommunistischen Macht), Generation (Radi-

kalismus der Jungen und Konservatismus der Alten), Vermögen (Unterstützung der 

                                                                                                                          
staatlichung der wichtigsten Zweige der Nationalwirtschaft eingeführte neue Wirtschafts-

system in der künftigen Verfassung verankert wird? 3. Bist du für die Festigung der West-

grenze Polens an Ostsee, Oder und Neiße? Die Kommunisten riefen dazu auf, dreimal mit 

„JA“ abzustimmen. Die von ihnen in der damaligen Woiwodschaft Posen (Poznań) erreich-

te Unterstützung (heute Woiwodschaft Wielkopolskie und Lubuskie) betrug für die einzelnen 

Fragen: 1 = 16,9%, 2 = 42% und 3 = 81%. Die Unterstützung in den „wiedergewonnenen 

Gebieten“ war wesentlich größer und betrug in der Woiwodschaft Stettin (Szczecin) ent-

sprechend 1 = 38,1%, 2 = 56,5% und 3 = 71% sowie in der Woiwodschaft Breslau 

(Wrocław) 1 = 46,7%, 2 = 96,5% und 3 = 97%. Vgl. Dokumenty (wie oben), S. 97.  
28

  JAKUBOWSKI (wie Anm. 26), S. 115. 
29

  TOMASZ ZARYCKI: Region jako kontekst zachowań politycznych [Die Region als Kontext 

politischen Verhaltens], Warszawa 2002, S. 139. 
30

  JAKUBOWSKI (wie Anm. 26), S. 118; Wieś polska 1939-1948. Materiały konkursowe [Das 

polnische Dorf 1939-1948. Wettbewerbsmaterialien], hrsg. von KRYSTYNA KERSTEN und 

TOMASZ SZAROTA, 4 Bde., Warszawa 1967-1971, Bd. 4, S. 139, 175. 
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klein- und mittellosen Bauern, Distanz der wohlhabenden Bauern) und Region. Er 

hing vom gesellschaftlichen Hintergrund, dem Umfang der Landreform und der Höhe 

ihrer realen Vorteile sowie auch davon ab, welche Rolle der neuen Regierung auf dem 

jeweiligen Territorium subjektiv zugeschrieben wurde. In dieser Hinsicht gab es deut-

liche Unterschiede zwischen Großpolen und den sogenannten „wiedergewonnenen Ge-

bieten“. 

Die Gesellschaft in Großpolen besaß einen traditionellen Charakter, eine stabile 

Struktur und eine feste gesellschaftliche Hierarchie. Sie zeichnete sich durch ein ho-

hes Organisationsniveau, Gesetzestreue, Mäßigung und Religiosität aus. Der Grund-

faktor der politischen Entwicklung der Region und dominierender Bestandteil des po-

litischen Denkens war die Solidarität. Noch im 19. Jahrhundert arbeiteten in den Ver-

einen und wirtschaftlichen Verbänden oft Großgrundbesitzer, Bauern, Intelligenz, 

Stadtbewohner und Geistliche zusammen. Dies war eine einmalige Erscheinung in den 

polnischen Gebieten – denn im russischen und österreichischen Teilungsgebiet traten 

häufig heftige Konflikte zwischen den Bauern einerseits und Großgrundbesitzern und 

Geistlichen andererseits auf – und wurde zur Grundlage für den Prozess der „Selbst-

modernisierung“ dieser Region, der an sich ebenfalls außergewöhnlich war. 

In Großpolen gab es daher kaum eine Basis für Loyalität gegenüber den Kommu-

nisten, denn eine Zusammenarbeit mit dem Feind (der preußische Staat im 19. Jahr-

hundert und die deutsche Besatzungsmacht während des Zweiten Weltkriegs) sowie 

den politischen Gegnern (Sanacja-Lager und Kommunisten) wurde öffentlich bloßge-

stellt. Das große Niveau der Selbstorganisation und der gesellschaftlichen Souveräni-

tät war dort auch in der Zwischenkriegszeit und nach der Beendigung des Zweiten 

Weltkriegs vorhanden.
31

 Die Bauern traten daher in die Nachkriegszeit als starke so-

ziale Gruppe ein, die meistens mit der PSL und der Ideologie des Agrarismus verbun-

den war und die der ihnen fremden marxistischen Ideologie sowie den von Kommuni-

sten dominierten Behörden feindlich gesonnen gegenüberstand. Vor Kriegsende war 

die Bedeutung der Kommunisten in Großpolen marginal, und die PPR blieb den dorti-

                                                 
31

  Eine Charakteristik der Gesellschaft Großpolens enthalten u.a. die Studien von STEFAN KO-

WAL: Struktura społeczna Wielkopolski w międzywojennym dwudziestoleciu [Die Sozial-

struktur Großpolens in der Zwischenkriegszeit 1919-1939], Poznań 1974; WITOLD MOLIK: 

Kształtowanie się inteligencji polskiej w Wielkim Księstwie Poznańskim 1841-1879 [Die 

Entwicklung der polnischen Intelligenz im Herzogtum Posen 1841-1879], Warszawa 1979 

S. 131, 154, 157; Samomodernizacja społeczeństw w XIX wieku [Automodernisierung der 

Gesellschaften im 19. Jahrhundert], hrsg. von WITOLD TRZECIAKOWSKI, Poznań 1999; Etos 

Wielkopolan. Antologia tekstów o społeczeństwie Wielkopolski z drugiej połowy XIX i 

XX wieku [Das Ethos der Großpolen. Anthologie von Texten über die Gesellschaft Groß-

polens aus der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und dem 20. Jahrhundert], ausgewählt 

und bearbeitet von WITOLD MOLIK unter Beteiligung von AGNIESZKA BASZKO, Poznań 

2005; KAZIMIERZ WAJDA: Uwarunkowania polskiej myśli politycznej i społecznej na zie-

miach polskich pod panowaniem pruskim (1864-1914) [Bedingungen des polnischen poli-

tischen und sozialen Denkens unter preußischer Herrschaft (1864-1914)], in: Studia z dzie-

jów polskiej myśli politycznej, hrsg. von STANISŁAW KALEMBKA, Bd. 2, Toruń 1990, 

S. 55-66, hier S. 58-65. 
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gen Bauern weitgehend unbekannt. Von einer eventuellen Zuneigung konnte also kei-

ne Rede sein, sowohl aus ideologischen Gründen als auch aus Rücksicht auf die Tat-

sache, dass die PPR – wie manche Bauern zu sagen pflegten – aus dem Nichts ent-

standen war und trotzdem eine führende Rolle zu übernehmen versuchte. Dies wurde 

von Mitgliedern der Bauernpartei als inakzeptabel und usurpatorisch bezeichnet.  

Sie, die die PSL über Jahrzehnte geprägt hatten, neigten höchstens zur Anerken-

nung der PPR als Partner im Sinne der Prinzipien der parlamentarischen Demokra-

tie.
32

 Der Agrarreform gegenüber verhielten sie sich reserviert (siehe die oben erwähnte 

Rückgabe von Zuteilungsurkunden), denn noch in der Vorkriegszeit widersprachen 

die Bauernaktivisten aus dieser Region mit Mikołajczyk an der Spitze einer entschä-

digungslosen Enteignung der Großgutbesitzer – obwohl dies in das Programm der 

PSL geschrieben worden war. All dies trug dazu bei, dass die Agrarreform als Werk-

zeug zur Gewinnung politischer Anhänger in dieser Region nur mäßige Wirkung ent-

faltete. Dies belegen außer den erwähnten Resultaten der Volksabstimmung im Jahr 

1946 und der Wahlen zum Sejm 1947 auch die Ergebnisse einer Studie von Jerzy 

Bartkowski, der die langfristigen politischen Folgen der Agrarreform untersuchte.
33

 

Auf diesem Gebiet überwog die horizontale Gruppenloyalität eindeutig die vertikale 

Loyalität zur politischen Führung.  

In den „wiedergewonnenen Gebieten“ waren die Verhältnisse zur Gänze anders. 

Dort bildete sich eine Postmigrationsgesellschaft – demografisch jünger, mobiler und 

offener. Verschiedene Kulturen und verschiedene soziale Entwicklungsniveaus ka-

men hier zusammen: Autochthone, Umsiedler aus Zentralpolen und aus den ehemali-

gen polnischen Ostgebieten ausgesiedelte Personen. Infolge der Aus- und Besied-

lungsprozesse lockerte sich die traditionelle Sozialstruktur und es kam zur zwangsläu-

figen Modernisierung der Neusiedler. Ein Mangel an sozialer Kontrolle, die den Ein-

zelnen hätte einschränken können, und eine sinkende Bedeutung der althergebrachten 

Autoritäten führten dazu, dass dort die Wiederherstellung des traditionellen Modells 

lokaler Gesellschaften nicht gelang. Die Dorfgemeinschaft wurde offener und stärker 

in den Staat integriert.
34
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  EUGENIA JAGIEŁŁO-ŁOSIOWA: Wieś – refleksje nad modelem rozwoju [Das Land – Überle-

gungen über das Entwicklungsmodell], in: Odnowa wsi. Między mitem a nadzieją, hrsg. 

von MARIA WIERUSZOWSKA, Warszawa 1992, S. 47-77, hier S. 59-60; JAKUBOWSKI (wie 

Anm. 26), S. 131-132. 
33

  BARTKOWSKI (wie Anm. 12). 
34

  Eine Charakteristik der Gesellschaft der westlichen und nördlichen Gebiete enthalten unter 

anderen folgende Studien: Przemiany społeczne na ziemiach zachodnich [Sozialer Wandel 

in den westlichen Gebieten], hrsg. von WŁADYSŁAW MARKIEWICZ und PAWEŁ RYBICKI, 

Poznań 1967; ZBIGNIEW JASIEWICZ: Przemiana kulturowa na ziemiach zachodnich i północ-

nych a ogólnopolskie procesy przeobrażeń [Der kulturelle Wandel in den West- und Nord-

gebieten gegenüber den Wandlungsprozessen in ganz Polen], in: Zmiany kultury chłop-

skiej, hrsg. von KAZIMIERA ZAWISTOWICZ-ADAMSKA, Ossolineum 1977, S. 213-218; AND-

RZEJ KWILECKI: Kształtowanie się nowego społeczeństwa na ziemiach zachodnich [Die 

Entstehung einer neuen Gesellschaft in den Westgebieten], in: Przegląd Zachodniopomor-

ski 1965, Nr. 5, S. 5-29, hier S. 5 und weitere; STANISŁAW ŁACH: Osadnictwo wiejskie na 
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In den Veröffentlichungen über die Besonderheiten dieser Region weisen viele Au-

toren auf das dauerhafte Gefühl eines Provisoriums hin. Man rechnete dort lange mit 

der Rückgabe dieser Gebiete an Deutschland oder sogar mit dem Ausbruch eines neu-

en Krieges.
35

 Zur Spezifik dieser „neuen“ Gesellschaft trug wesentlich die gesellschaft-

liche Herkunft der Migranten bei. Unter den Umsiedlern waren besonders viele arme 

Landbewohner, Kleinbauern aus übervölkerten Dörfern, Land- und Waldarbeiter so-

wie arme Stadtbewohner. Außerdem befanden sich viele Veteranen der 1. und 2. Volks-

armee unter ihnen: Ihre Zahl schätzte man 1948 auf etwa 400 000. Das machte da-

mals 12,8% der Bevölkerung in dieser Region aus.
36

  

Diese Gruppen wurden mit dem Versprechen gelockt, Vorteile in Form von Woh-

nungen, Grundstücken und Arbeitsplätzen zu erhalten. Für die Umsiedler bedeutete 

dies – wie oben beschrieben – ein kollektiver Aufstieg, zumal 71% von ihnen vom 

Lande stammten. Daraus resultierten spezifische Beziehungen zwischen den kommu-

nistischen Behörden und der Bevölkerung sowie eine andere Rolle des Staates und 

der kommunistischen Partei in den „wiedergewonnenen Gebieten“: Die neue Staats-

form wurde nicht so eindeutig wie anderswo als Gegner überlieferter Werte, der Bau-

ern und der Religion empfunden. Sie geriet daher auch nicht sofort in Konflikt mit 

den traditionellen Gemeinschaften und deren Normen. Im Gegenteil war sie Schöpfer 

und Bürge der neuen Ordnung.  

Sie trat zudem häufiger als Initiator des gesellschaftlichen Lebens sowie lokaler 

Gemeinschaftsaktivitäten auf und hatte auch dem Einzelnen mehr zu bieten: Auf dem 

Lande teilte sie die Bauernhöfe zu und in der Stadt stellte sie Arbeit und Wohnung si-

cher. Das Angebot an Positionen und Karrieren war auch später noch größer als in an-

deren Regionen.
37

 Gleichzeitig waren die lokalen Parteikomitees viel häufiger Inte-

grationszentren der lokalen Gemeinschaften und Inspiratoren lokaler Initiativen. Als 

Vertreter der Potsdamer Ordnung stellten zudem die „Volksbehörden“ und ihre Orga-

                                                                                                                          
ziemiach zachodnich i północnych Polski w latach 1945-1950 [Die Bauernansiedlung in 

den Westgebieten Polens zwischen 1945-1950], Słupsk 1983; BARTKOWSKI (wie Anm. 

12), S. 180-181; HENRYK SŁABEK: Społeczno-polityczne postawy chłopów na Ziemiach 

Zachodnich i Północnych 1945-1948 [Gesellschaftspolitische Einstellungen der Bauern in 

den West- und Nordgebieten 1945-1948], in: 40-lecie powrotu Ziem Zachodnich i Północ-

nych do Polski, hrsg. von BENON DYMEK, Warszawa 1986, S. 63-72, hier S. 63 und wei-

tere. 
35

  BARTKOWSKI ( wie Anm. 12) S. 185-190. 
36

  CZESŁAW OSĘKOWSKI: Społeczeństwo Polski zachodniej i północnej w latach 1945-1956. 

Procesy integracji i dezintegracji [Die Gesellschaft der West- und Nordgebiete Polens in den 

Jahren 1945-1956. Integration- und Desintegrationsprozesse], Zielona Góra 1994, S. 58-59. 
37

  PAWEŁ RYBICKI: Wizja zbiorowego awansu społecznego [Die Vision eines kollektiven so-

zialen Aufstiegs], in: Ziemie Zachodnie w polskiej literaturze socjologicznej, hrsg. von 

ANDRZEJ KWILECKI, Poznań 1970, S. 111-113; STEFAN IWANIAK: Ruch ludowy w powo-

jennych migracjach Polaków 1945-1949 [Die Bauernbewegung in der Nachkriegsmigra-

tion der Polen 1945-1949], in: Chłopi. Naród. Kultura, hrsg. von WŁODZIMIERZ BONUSIAK 

u.a., Rzeszów 1996, Bd. 5, S. 225-239, hier S. 236.  
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ne die politische Stabilität in diesen Gebieten sicher, von der die materielle Existenz 

der Neusiedler abhing. 

Aber das Niveau der Unterstützung für die Kommunisten und des politischen En-

gagements war unterschiedlich und hing unter anderem mit der Zugehörigkeit zu ei-

ner bestimmten Gruppe zusammen. Die Autochthonen waren in der Regel passiv. Die 

wenigen politisch Engagierten unterstützten meistens die PSL. Die aus dem Osten aus-

gesiedelten Menschen, politisch aktiver, tendierten ebenfalls zur PSL und nach deren 

Untergang zur Sozialistischen Partei Polens (Polska Partia Socjalistyczna; PPS). Die 

PPR wurde hauptsächlich von den Umsiedlern aus Zentralpolen präferiert, darunter 

besonders von den neuen Grundbesitzern – meist ehemaligen Landarbeitern.
38

 Daraus 

geht also hervor, dass in den „wiedergewonnenen Gebieten“ die Ansiedlung und die 

Agrarreform (bei einer schwachen horizontalen Loyalität) zu den wichtigsten Fakto-

ren wurden, die die vertikale Loyalität förderten.  

Neben den schon oben genannten kurzfristigen politischen Folgen hatten die ge-

sellschaftspolitischen Ereignisse der Jahre 1944 bis 1948 weitreichende Konsequen-

zen, die auch noch in der Gegenwart zu spüren sind. Anhand soziologischer Studien 

von Jerzy Bartkowski und Tomasz Zarycki sowie der Wahlergebnisse aus den Jahren 

1952 bis 2000 kann man feststellen, dass sich die Beteiligung an der Agrarreform 

sichtbar auf die politische Haltung in manchen ländlichen Gebieten auswirkte: In den 

Landkreisen und Gemeinden mit einem höheren Prozentsatz der Landwirtschaften, 

die von der Agrarreform profitierten, war die Unterstützung für die Polnische Verei-

nigte Arbeiterpartei (Polska Zjednoczona Partia Robotnicza; PZPR) und nach 1989 für 

den postkommunistischen Verband der Demokratischen Linken (Sojusz Lewicy De-

mokratycznej; SLD) größer und der Prozentsatz der Stimmen für die Solidarność im 

Jahr 1989 niedriger. Später war zudem auf diesen Gebieten die Unterstützung für die 

während der Regierungszeit der SLD vorbereitete Verfassung (Verfassungsreferendum 

im Jahr 1997) und den postkommunistischen Präsidentschaftskandidaten Aleksander 

Kwaśniewski größer. 

 

                                                 
38

  SŁABEK (wie Anm. 31), S. 67 f.; BARTKOWSKI (wie Anm. 12), S. 191 f.; ZARYCKI (wie 

Anm. 29), S. 68-81. 
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Tabelle 1: Anteil der Landwirtschaften der Bodenreform in den befragten Dörfern und politi-

sches Verhalten ihrer Einwohner  

 
Im Rahmen 

der Agrarre-
form gegrün-

dete oder ver-

größerte 
Landwirt-

schaften (%) 

PPR-Mit-

glieder unter 
den Kreisbe-

wohnern im 

Jahr 1948 (%) 

Dorfvorsteher 

– PPR-Mit-
glieder im 

Jahr 1967 (%) 

Stimmen für 

die „Solidar-
ność-Kandi-

daten“ im 

Jahr 1989 (%) 

Streichen aller 

Kandidaten 
des Regie-

rungslagers 

im Jahr 1989 
(%) 

Zustimmung 

zur Verfas-
sung bei der 

Volksabstim-

mung im Jahr 
1997 (%) 

Stimmen für 

A. Kwaś-
niewski bei 

den Präsiden-

tschaftswah-
len im Jahr 

2000 (%) 

Durchschnitt-

liche Unter-
stützung für 

den SLD in 

den Jahren 
1990-1997 

(Richtwert)a 

Bis 10 % 2,69 26,77 73,99 31,97 39,00 37,98 -74,43 

10-20 % 2,10 29,10 72,38 30,66 47,01 53,20 -48,12 

20-30 % 3,15 32,06 71,85 31,22 49,29 53,74 -47,88 

30-50 % 4,37 39,39 66,79 27,72 58,5 66,41 15,82 

50-70 % 6,45 51,65 55,71 25,84 45,32 71,34 98,91 

 
a
 – Die Grundlage für den Richtwert bildet die durchschnittliche Unterstützung für den SLD in 

ganz Polen. Die Minuswerte bedeuten also eine Unterstützung unter dem Landesdurchschnitt 

und die Pluswerte eine Unterstützung über dem Landesdurchschnitt. 

Quelle: BARTKOWSKI (wie Anm. 12), S. 385. 

 

 

Fazit 
 

In der ersten Phase nach der Befreiung Polens von der deutschen Besatzung betrach-

tete die Mehrheit der polnischen Gesellschaft die PPR mit Abneigung. Sie war voller 

Befürchtungen in Bezug auf die Zukunft. Deswegen konzentrierten sich die Kommu-

nisten in den Jahren 1944 bis 1947 außer auf die Beseitigung der politischen Gegner 

darauf, ihre soziale Basis schrittweise zu erweitern. Wie schon in der Einleitung er-

wähnt, strebten die neuen Machthaber vor allem ein loyales Verhalten in Form frei-

williger Kooperation, Akzeptanz und Unterordnung an, die aus einer positiven emo-

tionalen Einstellung und inneren Überzeugung von der Richtigkeit der von ihnen pro-

pagierten Ideen und Aktivitäten resultierte. 

Um positive Haltungen und Überzeugungen zur neuen Herrschaft in einer maxi-

mal großen Personenzahl zu generieren, bewiesen die Kommunisten große Flexibilität 

– wenn nicht sogar liberales Verhalten in den Bereichen Wirtschaft und Kultur. Sie 

wussten sich das Ethos des Wiederaufbaus, den Enthusiasmus und die Hingabe der 

Polen zunutze zu machen, die in den ersten Monaten nach der Befreiung das öffentli-

che Leben neu organisierten. Es stellte sich aber schnell heraus, dass der wichtigste 

Faktor, der die Menschen an die neue Macht band, nicht die Ideologie, nicht die Pro-

paganda und auch nicht der Terror, sondern die Verteilung von Gütern und Posten 

war. Darum begannen die Kommunisten mit der revolutionären Umverteilung des Ei-
gentums (Boden), der Macht (Posten) sowie des Einkommens und setzten einen mas-

senhaften Prozess des Aufstiegs und der Degradierung auch im Bereich des sozialen 

Prestiges und der gesellschaftlichen Stellung in Gang. Auf diese Weise boten sie den 
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Bauern, Arbeitern und einem Teil der Intelligenz realen Nutzen. 1944 bis 1945 domi-

nierte zwar die Repression eindeutig – aber in jeder der genannten Gruppen gab es 

Personen, die die Perspektive eines materiellen und gesellschaftlichen Aufstiegs er-

hielten. Diejenigen, die mit der neuen Macht kooperieren wollten, besaßen dazu viele 

Gelegenheiten. 

Die Strategie der Kommunisten („Persönliche Belohnung für Unterstützung“) war 

natürlich nicht neu. Außergewöhnlich waren aber die Methoden, das Tempo und die 

Dimension der Umverteilung. Diese Politik zielte vor allem auf die Bauern: Die Ag-

rarreform sollte eines der wichtigsten Instrumente sein, um diese für sich zu gewin-

nen. Aber wie geschildert war ihr realer Einfluss für die Herstellung positiver Ver-

hältnisse zwischen der kommunistischen Macht und den Bauern unterschiedlich und 

hing von der Zeit, dem Alter und dem Wohlstand der Dorfbewohner und – was be-

sonders wichtig war – der Spezifik der Region und der Dorfgemeinschaft, also dem 

sozialhistorischen Kontext zusammen.  

Ein solcher Kontext „übersetzt“ die Impulse in Einstellungen und Verhalten, de-

terminiert die Art, wie sie wahrgenommen werden, und beeinflusst den Empfänger 

und seine Reaktion. Seine Bedeutung hängt von der Struktur der Gesellschaftsgruppe 

ab und davon, wie stark bestehende externe und interne Bindungen sind. Bei einer 

Gruppe, in der starke interne Bindungen und feste Hierarchien vorherrschen (etwa bei 

den Dorfgemeinschaften in Großpolen), kann der Druck der Gruppe auf den Einzel-

nen viel stärker sein als andere Formen der Bindung – darunter auch diejenigen der 

staatlichen Gewalt und anderer externer Faktoren. Umgekehrt unterliegt der Einzelne 

in Gruppen mit schwachen inneren Bindungen und keiner festen Hierarchie (die Dorf-

gemeinschaften in den „wiedergewonnenen Gebieten“) leichter externen Einflüssen, 

denn er findet keine Unterstützung in dem gesellschaftlichen Milieu, dem er ange-

hört.
39

  

Im Zusammenhang mit dem oben Erwähnten gab es neben den Dorfbewohnern, 

die sehr schnell und gern den ihnen angebotenen Boden nahmen (in den Westgebie-

ten), die Bauern, die an der Agrarreform nur mit Bedenken und Befürchtungen teil-

nahmen (in Großpolen). Diese waren mit dem Subjekt (die Kommunisten), das die 

Landreform durchsetzte, mit der Art der Durchführung und der fehlenden Sicherheit, 

ob die Veränderungen dauerhaft sein würden, sowie moralischen Hemmungen bzgl. 

der kostenlosen Übernahme fremden Eigentums verbunden. Viele Bauern überwan-

den aber ihre Bedenken und Befürchtungen, um die – wie sie dachten – einmalige 

Chance nicht zu verpassen, Boden zu erhalten oder Besitz zu vergrößern: Güter also, 

die im Wertesystem der Bauern an der Spitze standen. 

Die Statusverbesserung, die mit der Agrarreform und der Ansiedlung zusammen-

hing, brachte den Kommunisten ohne Zweifel überzeugte Anhänger. Dies bedeutete 

aber nicht, dass sie die gesamte Landbevölkerung automatisch an die neue Ordnung 

                                                 
39

  Der Kontext besitzt nicht nur einen passiven, sondern auch einen aktiven Charakter. Er 

wirkt sich sowohl auf mit die ihm verbundenen Objekte aus als auch auf seine Gegner, wie 

zum Beispiel die Kommunisten in Großpolen, die dazu gezwungen wurden, die zugeteilten 

Grundstücke zu vergrößern. 
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band. Viele Bauern verhielten sich den Kommunisten gegenüber mit Abneigung oder 

Distanz, doch die Agrarreform neutralisierte ihre Feindseligkeit und verminderte ih-

ren Widerstand. Mit der Stabilisierung der kommunistischen Macht begann dann auch 

diese Gruppe, sich immer schneller mit den Realitäten des neuen Systems zu arran-

gieren. Dies hing auch mit der Liquidierung der unabhängigen PSL zusammen: Die 

Bauern verloren ihren politischen Vertreter. Somit kann man im Nachkriegspolen le-

diglich eine kleine Gruppe als wirklich „loyale“ Bauern bezeichnen. Im Bezug auf an-

dere Gruppen ist im besten Fall von Akzeptanz, Unterordnung und Kooperation zu 

sprechen – die in den meisten Fällen vom Staatsapparat erzwungen wurde.  

Hinsichtlich einer eindeutig positiven Einstellung gegenüber den neuen Entwick-

lungen ist also die Tatsache besonders auffällig, dass sie meist mit Vorteilen materiel-

ler wie auch nichtmaterieller Art (z.B. gesellschaftlicher Aufstieg) verknüpft waren. 

Kurzum wurde das neue System eindeutig von allen unterstützt, die sich vor dem 

Krieg am Rande der Gesellschaft befanden. Nach dem Krieg erhielten sie eine Chan-

ce, ihre gesellschaftliche Position und ihr Lebensniveau zu verbessern. Der Grad der 

Akzeptanz des neuen Systems hing mit der Region, der Abstammung, der Landwirt-

schaft (alte, neue, vergrößerte) und der politischen Tradition sowie mit dem Vergleich 

der Lebensverhältnisse der Familie in der früheren und in der aktuellen Zeit zusam-

men. Da es in den „wiedergewonnenen Gebieten“ eine viel größere Zahl von Profi-

teuren als in Großpolen gab, hatten die Beziehungen der Bauern zur kommunistischen 

Macht dort einen tieferen und festeren Charakter. In diesem Zusammenhang kann man 

abschließend feststellen, dass die Bodenreform und die Besiedlungsaktion tatsächlich 

zu den wichtigsten und effektivsten Faktoren gehörten, mit denen Loyalität von Bau-

ern für die kommunistische Regierung gewonnen werden und mit denen diese an die 

neuen Machthaber gebunden werden konnten. 

 

Aus dem Polnischen von Thorsten Lorenz 



 

 



 

 

 

 

 

 

Werben um Loyalität: Freund- und Feindbilder 
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„Faschisten“ und „Kriegsbrandstifter“. Loyalitätsstiftung 

durch Feindbilder in Polen und der SBZ/DDR (1943-1956) 

von 

Jan C.  B e h r e n d s  

 

 

 

Feindschaft und Loyalität 

 
In seinem Aufsatz zum „Begriff des Politischen“ hat Carl Schmitt 1927 den Gegen-

satz zwischen Freund und Feind ins Zentrum seiner Überlegungen gestellt.
1 

Für 

Schmitt ist der politische Feind mehr als nur ein Konkurrent oder Gegner; er ist das 

Gegenüber einer Gemeinschaft, die sich durch die Feindschaft mit Anderen als politi-

sche Entität erst konstituiert: „Feind ist nur eine [...] kämpfende Gesamtheit von Men-

schen, die einer ebensolchen Gesamtheit gegenübersteht.“
2
 Politische Feinde sind nicht 

in der privaten Sphäre, sondern als kollektive Gegner in der öffentlichen Auseinan-

dersetzung zu finden: „Feind ist nur der öffentliche Feind, weil alles, was auf eine 

solche Gesamtheit von Menschen, insbesondere auf ein ganzes Volk Bezug hat, da-

durch öffentlich wird.“
3
 Der Kampf und die mögliche Vernichtung des Anderen bil-

den den Kern des Schmitt’schen Begriffs des Politischen. Dies bedeute nicht, dass 

Feindschaft in jedem Fall zu Gewalt und Krieg führe; Krieg und Gewalt seien aber 

stets die „äußerste Realisierung der Feindschaft“
4
. Politische Bindungen formierten 

sich schließlich, so Schmitt, entlang der von ihm beschriebenen Dichotomie: „Die Un-

terscheidung von Freund und Feind hat den Sinn, den äußersten Intensitätsgrad einer 

Verbindung oder Trennung, einer Assoziation oder Dissoziation zu bezeichnen.“
5 

Um die Frage politischer Trennungen und Verbindungen kreist auch die Proble-

matik der Loyalitäten im Europa des 20. Jahrhunderts.
6
 Gerade in Mittel- und Osteu-

ropa, wo in der ersten Jahrhunderthälfte die politischen Ordnungen rapide wechselten, 

mussten neue Herrscher versuchen, Legitimität zu erlangen, ältere Bindungen zurück-

                                                 
1
  CARL SCHMITT: Der Begriff des Politischen, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozial-

politik 58 (1927), S. 1-33. 
2 

 Ebenda, S. 5. 
3
  Ebenda, S. 5-6. 

4
  Ebenda, S. 6. 

5 
 CARL SCHMITT: Der Begriff des Politischen. Text von 1932 mit einem Vorwort und drei 

Corollarien, Berlin 1963, S. 27. 
6
  Zum Begriff der Loyalität in historischer Perspektive grundlegend MARTIN SCHULZE WES-

SEL: „Loyalität“ als geschichtlicher Grundbegriff und Forschungskonzept: Zur Einleitung, 

in: Loyalitäten in der Tschechoslowakischen Republik, 1918-1938. Politische, nationale 

und kulturelle Zugehörigkeiten, hrsg. von DEMS., München 2004, S. 1-22. 
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zudrängen und stabile Loyalitäten zu schaffen. Moderne Diktaturen versuchten auch 

hier, die Gesellschaft radikal umzugestalten und emotionale Bindungen zu stiften, die 

in einer belastbaren wechselseitigen Treuebeziehung münden sollten. Politische Lo-

yalität sollte nicht nur durch ein positives Bild der eigenen Regierung generiert wer-

den, sondern auch durch die Abgrenzung gegenüber von Gruppen innerer und äußerer 

Feinde. Das Spezifische an den Feindbildern des Stalinismus war, dass es sich – im 

Schmitt’schen Sinne – um totale Feinde handelte, mit denen keine Kompromisse mö-

glich waren. Hans Günther hat darauf hingewiesen, dass Feindschaft unter totaler 

Herrschaft immer ein Instrument zur Mobilisierung der Bevölkerung war, der man die 

Aufgabe zuwies, versteckte Feinde aufzuspüren: „Unablässige Wachsamkeit ist ge-

fordert, um den getarnten Feind zu erkennen, zu entlarven. Die zufällige Maske muß 

herabgerissen werden, damit er als das erkannt wird, was er seinem innersten Wesen 

nach ist – eine Ausgeburt des Bösen.“
7
 Dieses Postulat totaler Feindschaft ging mit 

der Forderung nach uneingeschränkter Loyalität der Bevölkerung gegenüber dem Re-

gime einher. Sämtliche Feinde sollten aus der Gemeinschaft ausgeschlossen und die 

Bevölkerung zum Kampf gegen sie mobilisiert werden. Das Eigene – die Partei, die 

Nation, das Volk – wurde als geschlossene Gesinnungsgemeinschaft konstruiert, über 

deren Grenzen die Herrschenden allein bestimmten.  

Es war das Ziel der Parteistaaten, die politischen Bindungen ihrer Bevölkerung zu 

kontrollieren. Sie verlangten absolute Treue in der Gegenwart und ein gläubiges Ver-

trauen in die Zukunft ihres utopischen Projektes.
8
 Martin Schulze Wessel hat betont, 

dass totale Herrschaft keine konkurrierenden Loyalitäten duldete. Sie versuchte zu-

dem, die politischen Bindungen der Bevölkerung durch die zahlreichen Kanäle der 

parteistaatlichen Propaganda zu steuern. Die Konstruktion von Feindbildern bildet ei-

nen privilegierten Zugangspunkt zum Emotionsregime kommunistischer Herrschaft; 

neben der Freisetzung positiver Gefühlshaltungen wie Vertrauen, Glück und Enthu-

siasmus war die Erzeugung von Abneigung, Hass und Verachtung zur Mobilisierung 

der Bevölkerung zentral.
9
 Im Folgenden skizziere ich, welche Rolle Feindbilder in der 

formativen Phase kommunistischer Herrschaft in Polen und Ostdeutschland spielten. 

Um diese polnischen und deutschen Phänomene zu erklären, ist es notwendig, ein-

gangs das sowjetische Vorbild kurz zu erläutern. Schließlich diskutiere ich, inwieweit 

es diesen kommunistischen Diktaturen gelang, durch Feindbilder Bindungen zur Be-

völkerung herzustellen. 
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Das sowjetische Vorbild: Der allgegenwärtige Feind 
 

Seit der russischen Revolution bauten die Bolschewiki beständig Feindbilder auf und 

verbreiteten sie in ihrer Propaganda. Es handelte sich um politische und militärische 

Widersacher, die gezielt dämonisiert wurden: Dies geschah nach der Februarrevolu-

tion 1917 mit der provisorischen Regierung und steigerte sich im Bürgerkrieg und im 

Krieg mit Polen 1920. Auch nach dem Ende des Bürgerkriegs blieb jedwede Oppo-

sition in den Augen der bolschewistischen Führung ein Feind. Im „Großen Umbruch“ 

seit 1929 wurden wiederum verschiedene soziale Gruppen zu Feinden erklärt: die Re-

ligionsgemeinschaften, die „Kulaken“ und die vermeintlichen „Saboteure“ der gewalt-

samen Industrialisierung.
10

 Im Großen Terror 1937/38 weitete sich die Gruppe der 

Feinde beständig aus. Die Vorstellung des allgegenwärtigen und zugleich versteckten 

Feindes, der sich hinter Masken verbarg und alle Mittel einsetzte, um den „sozialisti-

schen Aufbau“ zu torpedieren, legitimierte den Terror. Feinde fand die Partei nun über-

all, auch unter den eigenen Mitgliedern. Nicht nur politische Gegner und Oppositio-

nelle wurden verfolgt, sondern auch ethnische Minderheiten, sozial Schwache oder 

ausländische Kommunisten.
11

 Zu den unter Generalverdacht stehenden Nationalitäten 

gehörten in den dreißiger Jahren Polen und Deutsche; die Vernichtung der polnischen 

kommunistischen Partei und die Repression deutscher Emigranten durch das NKVD 

verdeutlichen dies.
12

 Selbst loyale Parteimitglieder wurden in kürzester Frist zu Fein-

den erklärt, verfolgt und interniert oder getötet. Schließlich vermutete die sowjetische 

Führung überall Verschwörungen ihrer Gegner. Die sowjetische Elite sah ihr Land als 

belagerte Festung, die von kapitalistischen und faschistischen Mächten des Auslands 

bedroht wurde. In Schauprozessen wurde der Bevölkerung vorgeführt, dass innere 

und äußere Feinde der Sowjetunion eng zusammenarbeiteten. In der offiziellen Lesart 

waren innere Gegner zugleich auch ausländische Agenten. 

Die Figur des Feindes entwickelte sich in den dreißiger Jahren vom „Klassen-

feind“ zum „Volksfeind“ (vrag naroda), einer Kategorie, die so vage war, dass jeder-

mann als solcher stigmatisiert und vernichtet werden konnte. Bei der Konstruktion 

und Verbreitung von Feindbildern im Stalinismus spielte es kaum noch eine Rolle, ob 

sie eine tatsächliche oder eine vorgestellte Bedrohung darstellten. Für die Bolsche-

wiki, deren Mentalität von der Konspiration, den Gewaltexzessen des Bürgerkriegs 

und generellem Misstrauen gegenüber der Bevölkerung geprägt war, waren „Feinde“ 

konstitutiver Bestandteil der eigenen Sicht auf die Welt. Ihre Sicht auf die politische 

und soziale Umwelt ist von Gábor Rittersporn zutreffend als „omnipräsente Ver-
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schwörung“ beschrieben worden.
13

 Die parteistaatliche Propaganda des Stalinismus 

porträtierte ihre Gegner als absolute Feinde und die Herrschenden hofften, mittels der 

Verbreitung dieser Feindbilder die Bevölkerung mobilisieren zu können. Loyalität im 

Kampf gegen die Feinde war für sowjetische Untertanen erste Bürgerpflicht. Dies 

zeigte sich auf drastische Weise in den „Tötungsplebisziten“ (Karl Schlögel) des Jah-

res 1937, den Versammlungen in Betrieben oder Behörden, auf denen die Anwesen-

den die Todesstrafe für die Angeklagten der Schauprozesse fordern mussten.
14

 In die-

sen öffentlichen Loyalitätserklärungen wurde die Bevölkerung gezwungen, den Ter-

ror zu unterstützen. So machte das Regime die Unterworfenen zu Komplizen. 

Der Aufbau von Feindbildern hatte eine soziale Funktion, die über die Mobilisie-

rung und den Aufbau von Loyalitäten hinausreichte: Durch Feindbilder wurden unter 

totaler Herrschaft soziale Beziehungen strukturiert und Wertewelten definiert. Hier ver-

kündete das Regime, wer zur Gemeinschaft gehörte und wer ausgestoßen wurde. Die 

Exklusion wurde nicht immer, aber häufig mit dem Verlust der Freiheit oder des Le-

bens bezahlt. Zum „Feind“ der Herrschaftsordnung erklärt zu werden und damit au-

ßerhalb der prekären bonds of trust zu stehen konnte für den Einzelnen oder aber für 

soziale oder ethnische Gruppen schwerwiegende Folgen haben. Einmal zum Gegner 

erklärt, konnten sie dem Kainsmal öffentlicher Stigmatisierung, der Verfolgung oder 

der Verurteilung, Gefangenschaft oder physischer Auslöschung kaum mehr entgehen. 

Wer als „Feind“ galt, konnte sich auch durch Loyalitätsbekundungen kaum retten. 

 

 

Feindbilder des Zweiten Weltkriegs, Feinde der sozialistischen Nation: 

„Faschisten“, Deutsche und „Reaktionäre“ 
 

Nach dem Überfall des nationalsozialistischen Deutschland auf die Sowjetunion än-

derte sich das offizielle Bild der Deutschen.
15

 Sie wurden nun nicht mehr nur als „Fa-

schisten“, wie in den dreißiger Jahren, sondern auch als Deutsche bekämpft. Die so-

wjetische Kriegspropaganda operierte neben marxistischen auch mit ethnischen Kate-

gorien.
16

 Durch den Krieg gegen das „Dritte Reich“ wurden die UdSSR und Polen un-

freiwillig zu Verbündeten. Da er der bürgerlichen Exilregierung in London misstraute 

und eine eigene politische Kraft in Polen aufbauen wollte, entschloss sich Stalin, die 

                                                 
13

  GÁBOR T. RITTERSPORN: The Omnipresent Conspiracy: On Soviet Imagery of Political and 

Social Relations in the 1930s, in: The Stalinist Dictatorship, hrsg. von CHRIS WARD, Lon-

don u.a. 1998, S. 261-277. 
14

  KARL SCHLÖGEL: Terror und Traum. Moskau 1937, München 2008, S. 103-118, S. 177-

195. 
15

  Zum deutsch-sowjetischen Krieg siehe RICHARD OVERY: Rußlands Krieg 1941-1945, Rein-

bek b. Hamburg 2003. 
16

  Vgl. JEFFREY BROOKS: Thank You, Comrade Stalin! Soviet Public Culture from Revolution 

to Cold War, Princeton/NJ 
3
2001, S. 195-232; DAVID BRANDENBERGER: National Bolshevism. 

Stalinist Mass Culture and the Formation of Modern Russian National Identity, 1931-1946, 

Cambridge/MA, London 2002, S. 115-180. 



 119 

kommunistische Partei unter einem neuen Namen wiederzubeleben. Der sowjetische 

Diktator schlug bereits im Sommer 1941 vor, in Polen eine „Arbeiterpartei“ zu grün-

den, da nur sie breite politische Unterstützung erhalten könne.
17

 Die Moskauer Füh-

rung befahl der 1942 gegründeten Polska Partia Robotnicza [Polnische Arbeiterpar-

tei; PPR], sich auf die folgenden Losungen zu beschränken: Ziel der PPR sei es, die 

Okkupanten zu schlagen und die nationale Freiheit zu gewinnen.
18

 In ihrer Propagan-

da bemühte sich die PPR zudem, die Loyalität der Bevölkerung zum Londoner Exil 

zu unterminieren, die negativen Gefühle gegenüber der UdSSR zu schwächen und 

Deutschland als gemeinsamen polnisch-sowjetischen Feind aufzubauen. In ihren De-

klarationen drängte die PPR darauf, die Frage der polnischen Grenzen als Chance zur 

Expansion nach Westen zu begreifen.
19

 Als die polnischen Kommunisten im Juli 1944 

in Lublin die Macht erlangten, betonte ihr Manifest die polnisch-sowjetische Kampf-

gemeinschaft gegen einen ethnisch und historisch definierten Feind.
20

 Die verbünde-

ten Armeen der UdSSR und Polens würden den Deutschen ein „neues Tannenberg 

[nowy Grunwald]“ bereiten.
21

 Die völkischen Kategorien, die das Manifest prägten, 

sollten bei der Wiederbegründung polnischer Staatlichkeit die Loyalität der Bevölke-

rung sichern; sie bildeten zugleich die Rechtfertigung für die Vertreibung der Bevöl-

kerung aus den Ostgebieten des Deutschen Reiches. Auch in den Jahren 1945 und 

1946 erklärte die Propaganda, dass das „Deutschtum“ der Feind sei, den die slavi-

schen Völker unter sowjetischer Führung bekämpften. Der Stalin’sche Panslavismus 

der Nachkriegsjahre appellierte freilich nicht nur an die Polen, sondern auch an Tsche-

chen, Slowaken und Jugoslawen.
22

 Es handelte sich um den Versuch, auf völkischer 

Basis Bindungen zwischen den west- und südslavischen Nationen und der Sowjetuni-

on zu schaffen. Der Aufbau emotionaler Bindungen im sowjetischen Machtbereich 

fand demnach seit 1944 sowohl auf nationaler als auch auf imperialer Ebene statt: 

Das verbindende Feindbild waren die Deutschen. 
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Unmittelbar nach der Niederlage der Armia Krajowa [Heimatarmee; AK] im War-

schauer Aufstand erklärte die PPR die AK und den antikommunistischen Untergrund 

zum inneren Feind.
23

 Die bewaffnete Opposition bezichtigte sie des Verrats und der 

Kollaboration mit den nationalsozialistischen Besatzern. Nach sowjetischem Vorbild 

wurde die politische Opposition auch in Polen zunehmend als Feind dargestellt und 

behandelt; ihre Bekämpfung im Bürgerkrieg und die Repressionen gegen ihre 

Mitglieder wurden so legitimiert. Zugleich lernte die polnische Bevölkerung, dass die 

PPR keine alternativen Loyalitäten duldete. Ein offenes Bekenntnis zur AK oder zum 

Londoner Exil bedeutete die Exklusion aus der nationalen Gemeinschaft des kommu-

nistischen Polen. Der innenpolitische Feind der PPR war zugleich konkret – in Form 

des bewaffneten Untergrunds – und amorph, denn die Bezeichnung „Reaktion“ ließ 

offen, wer genau gemeint war. Der Parteistaat verwandte diesen Begriff nicht nur für 

die bewaffnete Opposition, sondern auch für die bis 1947 in der Regierung vertretene 

Bauernpartei Stanisław Mikołajczyks und die katholische Kirche. Sowohl mit der 

Bauernpartei als auch mit der katholischen Kirche fühlten sich jedoch Teile der Be-

völkerung fest verbunden. Die parteistaatliche Propaganda versuchte gezielt, die „Re-

aktion“ als antinational darzustellen, um alte Bindungen zu diskreditieren und das 

neue Regime durch völkische Rhetorik zu legitimieren, die Anleihen beim radikalen 

Nationalismus der Zwischenkriegszeit nicht scheute.
24

 Zudem feierte die Propaganda 

die Erwerbung der Westgebiete, die es gegen „deutschen Revanchismus“ zu verteidi-

gen gelte.
25

 

Im Sommer 1946 versuchte das polnische Regime, die Erfolge seiner Propaganda 

plebiszitär zu bestätigen.
26

 Loyale Staatsbürger sollten sich im Referendum vom 30. 

Juni 1946 zu den neuen Grenzen und der neuen Herrschaftsordnung bekennen. Trotz 

aller Anstrengungen und Einschüchterungen sah sich die PPR jedoch gezwungen, das 

Ergebnis des Plebiszits zu fälschen. Die Mehrheit der Polen verweigerte ihr diese Lo-

yalitätsbekundung. Selbst die Unterstützung der Profiteure der neuen Herrschaft war 

häufig unsicher: Die Forschung hat gezeigt, dass auch die Siedler in den Westgebie-

ten – trotz der Aneignung fremden Eigentums – nur eine prekäre Beziehung mit dem 

Warschauer Regime verband.
27

 Nationale Rhetorik und das Feindbild Deutschland 
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konnten die Legitimitätsdefizite der polnischen Kommunisten bestenfalls lindern, 

aber nicht überwinden. 

 

* * * 

 

Aus dem Moskauer Exil versuchten auch die deutschen Kommunisten im Zweiten 

Weltkrieg mittels nationaler Rhetorik, Bindungen zur deutschen Bevölkerung herzu-

stellen. Prominentestes Beispiel für diese Strategie war das Nationalkomitee Freies 

Deutschland (NKFD), das 1943 unter sowjetischer Ägide gegründet wurde. Die Ver-

antwortung für den katastrophalen Krieg projizierte das Manifest des NKFD allein 

auf Hitler, der „Deutschland in den Untergang führt“.
28

 Schon vor Kriegsende entlie-

ßen die deutschen Kommunisten die Bevölkerung so rhetorisch aus ihrer Mitverant-

wortung für den Nationalsozialismus. An diese Volksfrontrhetorik knüpften die deut-

schen Kommunisten bei ihrer Rückkehr 1945 an.
29

 Ihr Ziel war es, nicht nur die 

verbleibenden Bindungen an den NS-Staat, sondern auch ältere Loyalitäten zu diskre-

ditieren, die sich gegen ihre autoritäre Umgestaltung richteten. In ihrem Manifest vom 

11. Juni 1945 forderte die KPD, „den reaktionären altpreußischen Militarismus mit al-

len seinen ökonomischen und politischen Ablegern zu vernichten“
30

. Als politische 

Gegner wurden also diejenigen militärischen und wirtschaftlichen Eliten benannt, die 

durch ihr Bündnis mit dem Nationalsozialismus kompromittiert waren. Diese „impe-

rialistischen Elemente“ – Großkapital und preußisch-deutsches Militär, Bürgertum 

und Adel – wurden auch deshalb zu Feinden erklärt, weil von ihnen der größte Wider-

stand gegen die Politik der Enteignung und Umverteilung zu erwarten war. Zugleich 

benannte die KPD damit die Verantwortlichen für den Nationalsozialismus – nicht die 

deutsche Bevölkerung, sondern die wirtschaftlichen und politischen Eliten. Damit 

folgten sie der kanonischen Faschismustheorie Georgi Dimitrovs. Moralisch legiti-

mierte die KPD ihre Vorherrschaft in der sowjetischen Besatzungszone durch den 

Antifaschismus. Dabei handelte es sich um ein Integrationsangebot; im Austausch ge-

gen Loyalität waren die neuen Machthaber bereit, die Deutschen aus der Verantwor-

tung für die nationalsozialistischen Verbrechen zu entlassen.
31

 Die Etablierung des 
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Feindbildes „Faschist“ bildete einen zentralen Bestandteil des Umerziehungsprojektes 

der SED, wie die Staatspartei sich nach der erzwungenen Vereinigung mit den Sozial-

demokraten seit 1946 nannte. Bei einem Referendum in Sachsen am 30. Juni 1946 be-

währte sich diese Strategie: 77,6% der Wahlberechtigten stimmten für die entschädi-

gungslose Enteignung „aktiver Nationalsozialisten“ und „Kriegsverbrecher“.
32

 Doch 

die Ergebnisse der Landtagswahlen vom Herbst 1946 zeigten, dass sich diese Mobi-

lisierung nicht geschlossen in Stimmen für die SED übersetzen ließ. Trotz ihrer Do-

minanz im politischen Raum unterstützte die Mehrheit der Bevölkerung nicht die 

SED. In einer internen Wahlanalyse waren sich Vertreter der Besatzungsmacht und 

SED einig, dass der Ruf als „Russenpartei“ und die enge Bindung zur sowjetischen 

Administration der SED geschadet hatte.
33

 Große Teile der Bevölkerung lehnten ihre 

fremdbestimmte Politik ab. 

Seit ihrer Gründung bestimmte die SED, wo die Grenzen der antifaschistischen 

Gemeinschaft verliefen. Die Staatspartei versuchte, ältere und alternative Loyalitäten 

zurückzudrängen. Seit 1946 galt es zunehmend als verdächtig, Kontakte nach West-

deutschland zu pflegen und die SED baute auch Distanz zu den Kirchen auf. Die 

Staatspartei brandmarkte diejenigen als „Faschisten“, die ihre Politik ablehnten. Da-

mit war „Faschist“ eine ähnlich unscharfe Zuschreibung wie „Reaktionär“ im benach-

barten Polen. Beide Begriffe spielten eine ähnliche Rolle bei der Stigmatisierung poli-

tischer Gegner und der Legitimierung kommunistischer Macht. Vergleichend betrach-

tet waren die Propagandaanstrengungen in der sowjetischen Besatzungszone bis 1947 

nicht so umfassend und rhetorisch weniger radikal als in Polen. Die Volksfrontpolitik 

vermied zunächst wenn möglich den offenen Konflikt mit bürgerlichen Eliten; doch 

wer sich der Besatzungsmacht oder der SED öffentlich entgegenstellte, wurde wie ein 

Feind behandelt. Wie in Polen konnte dies zu Inhaftierung, zur Deportation in die So-

wjetunion oder auch zur physischen Vernichtung politischer Gegner führen. Schließ-

lich gründete Loyalität nicht nur auf oktroyierter Feindschaft, sondern auch auf erleb-

ter Angst. 

 

 

Loyalität durch Feindschaft im Kalten Krieg: Antiamerikanismus in Polen und 

der DDR 
 

Gegenüber seinen Vertrauten hatte der sowjetische Generalsekretär Stalin bereits im 

Januar 1945 einen Konflikt mit dem Westen als unabwendbar bezeichnet.
34

 Deshalb 

betrieb er den Aufbau des äußeren Feindes „Amerika“, der auf vielfältige Weise mit 

dem neuen inneren Feind, der jüdischen Bevölkerung der Sowjetunion, verbunden wur-
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de.
35

 Wegen ihrer vermeintlichen Kontakte in die Vereinigten Staaten und ins 1948 

gegründete Israel wurde jüdischstämmigen Bürgern Illoyalität gegenüber der Sowjet-

union unterstellt – ein Konstrukt, das in den Schauprozessen von 1949 und 1952 nach 

Ungarn und in die Tschechoslowakei exportiert wurde.
36

 In Polen und der DDR spiel-

te der parteistaatliche Antisemitismus („Antizionismus“) eine geringere Rolle; er diente 

jedoch auch hier, in Verbindung mit dem Antiamerikanismus, der Legitimation kom-

munistischer Macht.
37

 

Durch die enge Führung der kommunistischen Parteien im Rahmen des Komin-

form schuf Moskau die Voraussetzungen dafür, sein gesamtes Imperium mit synchro-

nen Propagandakampagnen zu überziehen. Auf dem ersten Kominform-Treffen im 

schlesischen Scheiberhau (Szklarska Poręba) verkündete Andrej Ždanov im Oktober 

1947, dass man sich im Kalten Krieg nur für oder gegen die Sowjetunion entscheiden 

könne. Das „Friedenslager“ stehe den amerikanischen „Imperialisten“ und „Kriegsbrand-

stiftern“ gegenüber. Seine Rede bildete den Startschuss zur antiamerikanischen Kam-

pagne des Hochstalinismus. Nachdem die kommunistische Macht im Inneren abgesi-

chert war, betrieben die Staatsparteien verstärkt die Umerziehung ihrer Bürger. Die 

Herrschenden wollten vertikales Vertrauen aufbauen und die Bevölkerung sollte ihre 

Loyalität am Arbeitsplatz und auf Massenversammlungen wieder und wieder öffent-

lich geloben. Loyale Staatsbürger sollten sich nicht nur zu ihrer Nation, sondern auch 

zur Sowjetunion bekennen. Im Juni fasste der SED-Politiker Hermann Matern diese 

neue Wirklichkeit für seine Genossen kurz und bündig zusammen: „Wer sich in Wi-

derspruch zur Sowjetunion begibt, landet unvermeidlich im Lager des Feindes.“
38

 

Matern hatte die Forderung uneingeschränkter Loyalität prägnant formuliert. Sie galt 

besonders innerhalb der Staatsparteien, doch was öffentliche Äußerungen betraf, auch 

in den Gesellschaften der DDR und Polens. 
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Zunächst wandte sich der parteistaatliche Antiamerikanismus an die sowjetische 

Bevölkerung; der Schlüsseltext des stalinistischen Antiamerikanismus, Ilja Ehrenburgs 

„In Amerika“, erschien 1947 in Moskau.
39

 Doch schon 1947/48 fand ein Transfer in 

die anderen Länder des Imperiums statt. In Berlin setzte die Aufführung des Propa-

gandastücks „Die russische Frage“ von Konstantin Simonov am Deutschen Theater 

1947 ein unübersehbares Zeichen.
40

 Ohne en détail auf den Skandal einzugehen, den 

die Aufführung des Stückes im alliierten Berlin bedeutete, sei hier auf seine Rolle bei 

der Etablierung des neuen Feindbilds Amerika hingewiesen.
41

 Die Rahmenhandlung – 

der Protagonist Harry Smith soll für einen reaktionären Pressezaren ein antisowjeti-

sches Pamphlet verfassen, verweigert sich aber – war simpel strukturiert. Letztlich 

ging es in dem Drama aber nicht um einen Gewissenskonflikt, sondern um die Prä-

sentation antiamerikanischer Topoi auf der Bühne. Simonov erklärte dem Publikum, 

dass die amerikanische Politik eine antisowjetische Verschwörung sei. Die von ihm 

erfundenen Amerikaner hegen selbstredend Sympathie für Hitler und Mussolini. Bei 

jeder Gelegenheit betäuben sie sich mit Whiskey, um ihrer entfremdeten Existenz zu 

entfliehen. Die vulgären Frauen des Stückes kennen keine Liebe, sondern nur Affären 

und ihr Gott ist das Geld. Nur im Rückgriff auf Lincoln und Roosevelt schimmerte 

noch die Möglichkeit eines anderen Amerika durch die kruden Kulissen. 

Die sowjetischen Intellektuellen brachten den Antiamerikanismus auch nach Po-

len. So sprach Ilja Ehrenburg im August 1948 auf dem „Friedenskongress“ in Breslau 

(Wrocław). Es ging ihm bereits nicht mehr darum, die amerikanische Außenpolitik 

oder die kapitalistische Wirtschaft zu kritisieren. Sein Ziel war die Kriminalisierung 

des American way of life. Ehrenburg sprach von „bürgerlichem Barbarentum“. Stets 

variierte der sowjetische Publizist sein Leitmotiv: Die Vereinigten Staaten seien der 

Wiedergänger des „Dritten Reiches“.
42

 Der sowjetische Amerikadiskurs entfaltete sich 

um bipolare Konstruktionen wie Faschismus–Anti-Faschismus oder Rassismus–Völker-

freundschaft. Schließlich diente die permanente Betonung der „Lynchjustiz“ und des 

Ku-Klux-Klan dazu, die USA als Land ungezügelter Gewalt zu brandmarken. Die 

amerikanischen Eliten bezeichnete er als „Gangster“ und „Kriegstreiber“. Ehrenburg 

entwarf in seinen Reden das Panorama einer amerikanischen Gesellschaft, die sich 

von Spionen umzingelt sehe und in der die Furcht vor einem kommenden Krieg die 
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Menschen lähme. Diese Ausführungen konnten angesichts der Verhöre von Joe Mc-

Carthy eine gewisse Plausibilität beanspruchen; bei genauer Lektüre zeigt sich jedoch, 

dass der Autor zugleich ein Selbstbild der sowjetischen Gesellschaft entwarf. Die so-

wjetische Propaganda projizierte die Zustände im eigenen Lager auf ihre Feinde.
43

 

Im sowjetischen Imperium verdrängte das Feindbild Amerika seit 1948 die „Deut-

schen“ bzw. „Faschisten“ als Inkarnation des Bösen und ultimativer Feind. Da die 

DDR 1949 Teil des sowjetischen Imperiums wurde, standen das ethnische Feindbild 

des „Deutschen“ und der sowjetische Panslavismus ihrer Integration und auch der der 

früheren Verbündeten Deutschlands – wie etwa Ungarn und Rumänen – entgegen. 

Die neue Einheit des sowjetischen Lagers verlangte nach einem äußeren Gegner: Das 

Feindbild „Amerika“ entsprach zudem den politischen Realitäten des Kalten Krieges. 

Selbst die polnische Propaganda postulierte 1950 die Freundschaft zur DDR, obwohl 

die partielle Aufgabe des deutschen Feindes – Westdeutschland blieb selbstredend ein 

Gegner – den Parteistaat in Erklärungsnot stürzte.
44

 Die Gründung der Bundesrepu-

blik 1949 wurde schließlich als Wiedergeburt des nationalsozialistischen Deutschland 

unter amerikanischer Vorherrschaft dargestellt. Außerdem wurde das neue Feindbild 

auch personalisiert. Auf Plakaten und Karikaturen stellte die Propaganda Konrad Ade-

nauer und seine „amerikanischen Sponsoren“, wie Harry Truman, Dwight D. Eisen-

hower oder John Foster Dulles, in Nazi-Uniformen dar. In zahlreichen Darstellungen 

fungierten die USA und ihre Verbündeten nicht mehr als politische Gegner Polens 

oder der DDR, sondern repräsentierten ein unheimliches Böses, das keine andere Agen-

da kennt als die eigene Bereicherung und die Verbreitung von Schrecken und Zerstö-

rung. 

Im Jahr 1950 orchestrierte Moskau im gesamten sowjetischen Imperium eine si-

multane antiamerikanische Kampagne. Auslöser war der Koreakrieg, der als Akt ame-

rikanischer Aggression dargestellt wurde. „Solidarität“ mit (Nord-)Korea bedeutete Lo-

yalität zur sowjetischen Position im Kalten Krieg.
45

 In der DDR und in Polen organi-

sierten die Parteistaaten umfangreiche Kampagnen, um die Loyalität ihrer Bevölke-

rungen darzustellen. Das Organisationsbüro der PZPR beschloss etwa, dass die „breiten 

arbeitenden Massen“ über den „nationalen Befreiungskampf“ des koreanischen Vol-

kes aufzuklären seien. In großen Betrieben organisierte die Staatspartei „Massenver-

anstaltungen“ (masówki) gegen das Eingreifen der „amerikanischen Imperialisten“. 

Es gelte die „Doppelzüngigkeit und Aggressivität“ der amerikanischen Politik zu „de-

maskieren“, um auf diesem Wege die verbleibenden Sympathien für die Vereinigten 
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Staaten zu beseitigen.
46

 Die Staatspartei versuchte, das in Polen traditionell positive 

Image der Vereinigten Staaten zu zerstören und das sowjetisch verordnete Feindbild 

emotional in der Gesellschaft zu verankern. Deshalb bezichtigte sie die amerikani-

schen Truppen abscheulicher Kriegsverbrechen, wie etwa des Einsatzes biologischer 

Kampfstoffe. Vor dem Hintergrund der polnischen Kriegserfahrungen sollte damit die 

Gleichsetzung der USA mit dem nationalsozialistischen Deutschland glaubwürdig er-

scheinen. Zugleich diente die Verurteilung der Vereinigten Staaten als „Kriegsbrand-

stifter“ der moralischen Überhöhung der Position des „Friedenslagers“ im globalen 

Systemkonflikt. Auch die Angst der Bevölkerung vor einem neuen Krieg sollte ihre 

Loyalität zum Regime festigen. 

Zu Beginn der fünfziger Jahre überzogen die Parteistaaten Ostdeutschland und Po-

len regelmäßig mit antiamerikanischen Kampagnen. Die Propaganda stellte Amerikas 

Außenpolitik als eine Verschwörung geldgieriger Kapitalisten und Gangster dar, de-

ren Ziel neben dem Krieg mit der Sowjetunion auch die Zerstörung Deutschlands und 

Polens sei.
47

 Dem radikalen Antiamerikanismus der Stalin-Zeit fiel die Aufgabe zu, 

einen stalinisierten Nationalismus zu unterfüttern und Verbindungen zur „Schutz-

macht“ Sowjetunion zu legitimieren. In der DDR wurde behauptet, dass amerikani-

sche Agenten beständig den „sozialistischen Aufbau“ sabotieren. Der miserable Zu-

stand der ostdeutschen Landwirtschaft wurde etwa auf amerikanischen Einfluss zurück-

geführt: Die SED behauptete, dass die USA Kartoffelkäfer („Amikäfer“, „Colorado-

käfer“) auf ihren Feldern abgesetzt hätten.
48

 Antiamerikanische Schriften, die über die 

Multiplikatoren von Staatspartei und Massenorganisationen verteilt wurden, entstan-

den in hoher Auflage.
49

 Im Dezember 1952 präsentierte der Parteistaat in Warschau 

die Ausstellung „Oto Ameryka“ [Das ist Amerika] – ein antiamerikanisches Gesamt-

kunstwerk. Die Ausstellungsräume veranschaulichten verschiedene Stränge der anti-

amerikanischen Erzählung. Neben Warnungen zur „Wachsamkeit“ gegenüber „Kriegs-

brandstiftern“, die ihre „Spione und Agenten“ nach Polen schleusen wollten, stand die 

Verurteilung der amerikanischen Kultur mit ihrer „formalistischen Kunst“ und ihrer 

Nähe zum „Gangstertum“. Dabei wurde stets betont, dass der außenpolitische Gegner 
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Amerika immer auch ein innerer Feind sei, der die Gesellschaft zur „Wachsamkeit“ 

verpflichte – die sowjetische Vorstellung des allgegenwärtigen Feindes war in Polen 

angekommen. 

Dass die antiamerikanische Propaganda ambivalente Wirkungen zeigte, verdeut-

licht die polnische Jugendkultur. Der Parteistaat bezeichnete Jugendliche, die sich 

nonkonform kleideten und an westlichen Vorbildern orientierten als bikinarze und das 

Regime führte im Herbst 1951 einen Aufsehen erregenden Schauprozess gegen eine 

solche Gruppe in Warschau.
50

 Sie wurden verfolgt, weil ihr Lebensstil, ihr öffentli-

ches Bekenntnis zur westlichen Kultur als Beweis politischer Illoyalität gewertet wur-

de. Diese Strategie der Kriminalisierung westlicher Kultur war Ausdruck der Hilflo-

sigkeit, mit der die Herrschenden der beginnenden popkulturellen Amerikanisierung 

gegenüberstanden. Die eigenen Jugendorganisationen waren weniger attraktiv als die 

stigmatisierte Kultur des Feindes. Dies gilt in ähnlicher Weise auch für die DDR, wo 

das antiwestliche Feindbild bei der jüngeren Generation ebenfalls nur partiell verfing. 

Wie in der Figur des Antifaschismus machte die DDR-Führung ihrer Bevölkerung 

auch durch den Antiamerikanismus ein Angebot, sich von ihrer verbrecherischen Ver-

gangenheit zu distanzieren. Dabei wiederholte die Propaganda der SED die Idee einer 

Wahlverwandtschaft zwischen dem „Dritten Reich“ und den USA. Der Journalist Lex 

Ende behauptete 1949 in der Friedenspost, die Amerikaner hätten schon 1945 einen 

Krieg gegen die Sowjetunion geplant. Er bediente sich biblischer Bilder und nannte 

die „vom Atomkoller besessenen Amerikaner eine Pest für die ganze Welt“. Das deut-

sche Volk werde zu den Zukunftsplänen der Amerikaner nicht befragt. Auch hier hat-

te Lex Ende einen erläuternden Vergleich parat: „Das nennt man in den USA Präsi-

dialdemokratie. Unter Hitler nannte man es Führerprinzip.“ Doch nicht nur im politi-

schen System, sondern auch in der Rhetorik zog Lex Ende eine Parallele zwischen 

dem „Dritten Reich“ und den Vereinigten Staaten: „Auch Hitler sprach davon, daß er 

das Abendland verteidigen müsse. Auch er log, als er behauptete, die Sowjetunion ha-

be Angriffsabsichten, um seinen eigenen Angriffskrieg vorzubereiten. Die gleiche Lü-

genpropaganda der Anglo-Amerikaner heute verrät die gleichen Ziele wie die Hitlers 

gestern.“
51

 Den Westmächten fehle nun ein Hitler, er sei ihr natürlicher Verbündeter 

gewesen: „Nehmen wir einmal an, Hitler hätte sich nach dem Westen Deutschlands 

rechtzeitig in Sicherheit bringen können, und es wäre dort nicht zu einer bedingungs-

losen Kapitulation gekommen. [...] Die Besatzungspolitik der Westmächte könnte 

nicht anders sein, als sie heute ist. Da ihnen der ‚einmalige‘ Komplice von München 

fehlt, paktieren ihre höchsten Spitzen mit den Restbeständen der Hitlerführung und 

regieren nach außen mit einer Fassade demokratischer Marionetten (Heuß, Adenauer, 

Schuhmacher).“ Schließlich verfolgten die Westalliierten immer noch dasselbe Ziel, 

ihre Politik richte sich „gegen die Sowjetunion, gegen den Osten“.
52

 

Neben dieser Polemik, die den Vereinigten Staaten vorwarf, zugleich spiritus rec-

tor und Wiedergänger des NS-Regimes zu sein, verfolgte die SED-Propaganda eine 
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legalistische Argumentationslinie. Sie beschuldigte die westlichen Unterzeichnerstaa-

ten, das Schlussprotokoll der Potsdamer Konferenz zu brechen. Mit dieser Argumen-

tation wurde versucht, der sowjetischen Politik die moralische Überlegenheit der ver-

tragstreuen und die Besiegten schonenden Großmacht zuzuschreiben. Albert Norden 

sah die DDR schon 1951 als von jeglicher Schuld gereinigt an: „1945 stand das schuld-

beladene, von Millionenmorden des Hitlerregimes befleckte Deutschland allein auf wei-

ter Flur. Heute aber gibt es schon im Osten unseres Vaterlandes ein Deutschland, dem 

die Herzen der Völker zufliegen, gibt es eine demokratische deutsche Friedensmacht 

[...].“
53

 Indem die SED den USA die Verantwortung für vergangenes, gegenwärtiges 

und zukünftiges Unrecht zuwies, konstruierte sie eine deutsche Nation, die stets nur 

Opfer amerikanisch-kapitalistischer Intrigen war. Der an die nationalrevolutionäre 

Rhetorik gekoppelte Antiamerikanismus sollte die Deutschen aus der Verantwortung 

für Krieg und Völkermord entlassen. 

Auch der sowjetische Hang zur Verschwörungsgeschichte fand sich in der Propa-

ganda der SED. So erklärte sie beispielsweise, die Amerikaner planten aus militäri-

schen Gründen die Sprengung des Loreleyfelsens am Rhein. In Form der Loreley, der 

deutschen Jungfrau, die man nicht den „Amis“ überlassen dürfe, eignete sich die Staats-

partei ein Symbol der deutschen Nation an.
54

 Vertreter der SED warfen den USA vor, 

die deutsche Jugend durch ihre Populärkultur zu verderben. So beklagte ein Agitator 

im Sommer 1953 den amerikanischen Einfluss auf die Berliner Jugend: 

„Seit gestern hängen in Westberlin wieder einmal Plakate, die die Jugend Westberlins auf-

fordern, an einem Woogie-Woogie [sic!] Dauertanzturnier teilzunehmen, bei dem derjenige 

Sieger wird, der als letzter zusammenbricht. Es könnte scheinen, als ob diese amerikani-

sche Kulturtat mit Politik nichts zu tun hat; in Wirklichkeit aber dient sie der Vorbereitung 

eines neuen Krieges, den die Kriegshetzer vom Zaune brechen wollen. Mit Damenring-

kämpfen, Schmutz- und Schundliteratur versucht man die Jugend von ihrer auswegslosen 

Lage abzulenken, sie für fremde Interessen einzuspannen und für die amerikanische Söld-

nerarmee reif zu machen. Der unvergeßliche Stalin lehrte uns, daß eines der Merkmale ei-

ner Nation, also auch der deutschen Nation, die gemeinsame Kultur ist. Unsere deutsche 

Kultur zu zerstören, das ist der Sinn und die Aufgabe der amerikanischen Kulturbarbarei, 

mit dem Ziel, das deutsche Volk als Nation zu vernichten und den amerikanischen Welt-

herrschaftsplänen unterzuordnen.“
55

 

Ausführlich thematisierte die SED vermeintliche amerikanische „Kriegsverbre-

chen“. Eine besondere Bedeutung wurde dem Bombardement deutscher Städte im Zwei-

ten Weltkrieg zugeschrieben. Die Zerstörung Dresdens im Februar 1945 wurde als 

Ausweis krimineller amerikanischer Kriegsführung und der versuchten Auslöschung 

deutscher Kulturlandschaften durch „imperialistische Barbarei“ dargestellt. Die DDR-
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Sprachregelung ähnelte hier dem Goebbelschen Duktus; auch sie sprach von „anglo-

amerikanischen Luftgangstern“. Der Ruine der Dresdner Frauenkirche schrieb die SED 

die Funktion eines antiamerikanischen Mahnmals zu.
56

 Der NDPD-Vorsitzende Lothar 

Bolz sah angesichts der Bombardierung Dresdens die „Verwandtschaft zwischen Ha-

kenkreuz und Dollarzeichen“ bestätigt.
57

 Zum siebten Jahrestag der Zerstörung Dres-

dens lautete die vom Sekretariat der SED beschlossene Losung: „Die Amis zerstörten, 

wir bauen auf, um in einem geeinten, unabhängigen, demokratischen Deutschland zu 

leben!“
58

 Und zum zehnten Jahrestag der Angriffe verbreitete Otto Grotewohl den My-

thos, die amerikanischen Bombardements sollten „eine Trümmerzone schaffen, die den 

siegreichen Sowjetarmeen das Vordringen unmöglich machen sollte“.
59

 Hier sanktio-

nierte das Regime eine Form des Gedenkens und der Trauer um deutsche Kriegsopfer, 

das deutschen Soldaten in der DDR ansonsten versagt blieb. Es buhlte so um die Lo-

yalität einer Bevölkerung, die sich primär als Opfer des Krieges begriff. 

Schließlich reihte sich SED-Generalsekretär Walter Ulbricht selbst in den Reigen 

der „Verteidiger Europas“ gegen die USA ein: 

„Vor allem in den Kreisen der Geistesschaffenden wird oft darauf hingewiesen, daß sie sich 

mit dem ‚westlichen Kulturkreis‘ oder wie sie sagen mit dem Abendland verbunden fühlen 

und deshalb mit den Regierungen der USA und Großbritanniens sympathisieren. Unseres 

Erachtens nach geht es hier weniger um westliche oder östliche Kultur, sondern um die 

Erhaltung des Friedens [...] und um den Widerstand gegen die Kulturbarbarei, wie sie vom 

USA-Monopolkapital verbreitet wird. Es ist unwahr, daß das klassische Erbe der westeuro-

päischen Länder nur in diesen Ländern gepflegt wird. Man kann heute im Gegenteil sagen, 

daß die humanistischen Ideen der Großen Französischen Revolution, der englischen, deut-

schen, französischen und italienischen Klassiker und Wissenschaftler mehr in der Sowjet-

union, in den volksdemokratischen Ländern und in der Deutschen Demokratischen Repu-

blik gepflegt werden als in den Großstädten Westeuropas, wo die von den amerikanischen 

Militärs eingeführte Affenkultur der amerikanischen Imperialisten immer mehr Platz greift 

und dekadente Kriminalfilme, Lärmmusik und alle möglichen Perversitäten gepflegt wer-

den. [...]“
60

 

Dem SED-Chef gefiel es hier, sich als europäischer Kulturträger zu gerieren. Mit 

dem Verweis auf die amerikanische „Affenkultur“ appellierte er an den Rassismus 

der deutschen Bevölkerung. Einen weiteren Höhepunkt erreichte der Antiamerikanis-

mus der SED im September 1952. In diesem Monat beschloss das Politbüro den The-

menplan für eine neue Broschürenreihe, die „zur Entlarvung des Imperialismus“ die-
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nen sollte. Sie sollte den Namen „Pest-Ami, go home!“ tragen. Als Titel waren u.a. 

vorgesehen „Amerikanische Stiefel auf deutschen Tischen“, „Wie die Amis die deut-

sche Kultur zerstören wollen“, „Die Schändung der Würde der deutschen Frauen und 

Mädchen durch die Amis“, „Westdeutsche müssen hungern, aber die Amis prassen“ 

und „Wehe den Schlächtern des koreanischen Volkes“.
61

 Dan Diner hat darauf hinge-

wiesen, dass der kommunistische Antiamerikanismus „Bilder und Metaphern gebrauch-

te, die ebenso gut in der Nazi-Zeit hätten Verwendung finden können“
62

. Diese Nähe 

zur NS-Propaganda sieht Diner insbesondere beim strukturell antisemitischen Bild 

des Brunnenvergifters, das in Form der Käferflieger wiederkehrte. Die Kontinuität an-

tiwestlicher Affekte in beiden deutschen Diktaturen ließe sich noch an anderen Bei-

spielen belegen – etwa in der Kultur- oder Jugendpolitik. Wenn in Polen die bikinarze 

stigmatisiert und kriminalisiert wurden, so geschah das in der DDR mit „Halbstarken“ 

und „Rowdies“, denen die SED vorwarf, „Texashemden“ zu tragen. Dies führte zu 

Konflikten mit einer Generation, die sich hinter dem eisernen Vorhang an westlichen 

Vorbildern orientierte.
63

 

 

 

Zur Frage der Rezeption des Feindbildes Amerika 
 

In Polen und der DDR musste sich das Feindbild Amerika in unterschiedlichen Erin-

nerungskulturen bewähren. Der politischen Kultur Polens war Antiamerikanismus 

fremd. Zwar reüssierten auch im Polen der Zwischenkriegszeit antimoderne Ideolo-

gien – doch die populären Feindbilder der zweiten Republik waren die Juden und die 

Sowjetunion, die als bedrohlicher Nachfolger des russischen Imperiums wahrgenom-

men wurde. Beides verschmolz im Stereotyp der żydokomuna.
64

 In der SBZ/DDR la-

gen die Dinge freilich anders; das Amerikabild der Deutschen unterscheidet sich sig-

nifikant von dem der Polen. Die Traditionen deutscher Amerikakritik gehen bis in die 

Romantik zurück, und Antiamerikanismus war in den zwanziger Jahren auf der Rech-

ten und bei der radikalen Linken gleichermaßen verbreitet. Schon vor der Machtüber-

nahme der Nationalsozialisten bestanden zudem Berührungspunkte zwischen antiameri-

kanischem und antisemitischem Denken. Beide Konstrukte trafen sich insbesondere 

im Feindbild der „Wall-Street“. Das NS-Regime koppelte den antiamerikanischen Dis-
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kurs an die antisemitische Lehre der NSDAP.
65

 Bei Joseph Goebbels wurde aus dem 

New Deal der „Jew Deal“, und im Zweiten Weltkrieg erklärte die NS-Propaganda 

Deutschland zum Opfer einer „jüdisch-bolschewistisch-amerikanischen“ Verschwö-

rung.
66

 In Deutschland bestanden also größere Anknüpfungspunkte für den stalinisti-

schen Antiamerikanismus; manche Topoi standen in der Kontinuität der konserva-

tiven Revolution oder des NS-Regimes. Dennoch fiel es auch der SED schwer, das 

Feindbild Amerika der jungen Generation zu vermitteln. Es fehlen jedoch noch ge-

naue Forschungen, die zeigen könnten, wie sich die Amerikabilder unter der SED-

Herrschaft entwickelten. Es ist jedoch deutlich, dass sich die amerikanische Popkultur 

auch in Ostdeutschland großer Beliebtheit erfreute.
67

 

Der importierte Antiamerikanismus blieb in Polen nicht unwidersprochen. Intern 

wurde seit Mitte der vierziger Jahre über das Abhören westlicher Radiosender wie 

„BBC“, „Voice of America“ oder „Radio Free Europe“ berichtet. So verfolgte die Be-

völkerung nach dem Ausbruch des Koreakriegs besonders intensiv westliche Sen-

der.
68

 Gelegentlich widersprachen die Bürger in Versammlungen oder an öffentlichen 

Orten den Behauptungen parteistaatlicher Propaganda. So riefen Teilnehmer einer 

Maidemonstration 1949 in der Woiwodschaft Warschau: „Lang lebe Amerika, das uns 

befreien wird“.
69

 Im Juli desselben Jahres zierte in Łódź die Losung „Lang leben die 

Vereinigten Staaten von Europa, lang leben die USA!“ eine Wand.
70

 Am 3. Mai 1951 

fanden sich auf Loren einer Kattowitzer Kohlegrube die Parolen „Nieder mit dem 

Kommunismus“ und „Lang leben die USA“. Zur gleichen Zeit hieß es in den War-

schauer Świerczewski-Werken: „Lang lebe das polnisch-amerikanische Bündnis – nie-

der mit den Banditen von Katyń!“
71

 Im gleichen Monat berichtete die Staatspartei von 

Warschauer Arbeitern, dass sie versicherten, den nächsten Krieg würden die Ameri-

kaner gewinnen.
72

 Gerüchte über einen Befreiungskrieg, der das Ende der kommunis-

tischen Herrschaft in Polen bringen würde, tauchten Anfang der fünfziger Jahre wie-
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derholt auf.
73

 Diese Hoffnungen drückten sich in Aussagen wie „wir wünschen den 

Krieg, weil uns sonst Hunger und Armut erwarten“ aus.
74

 Die behauptete Nähe zwi-

schen Hitler und den USA wurde in solchen Schriften und Gerüchten zurückgewiesen 

und in einer Art „Totalitarismustheorie von unten“ umgekehrt: Die polnische Opposi-

tion beschwor vielmehr in ihren Flugschriften die Ähnlichkeiten und die Komplizen-

schaft zwischen Stalin und Hitler.
75

 

Die Umkehrung des offiziellen Wertehimmels in oppositionellen Losungen und 

Flugblättern kennzeichnete die Reaktion eines Teils der polnischen Bevölkerung auf 

die stalinistische Propaganda. Ähnliche Tendenzen existierten auch in der DDR; in 

beiden Fällen ist es jedoch kaum möglich, zu quantitativen Aussagen über den Rück-

halt der offiziellen oder der oppositionellen Position zu kommen. Die hohe Zahl der 

DDR-Flüchtlinge ist ein deutliches Indiz für gering ausgeprägte Loyalität. An die Stelle 

der verordneten „Freundschaft zur Sowjetunion“ trat in Polen sicher bei vielen die 

„Freundschaft mit den USA“ – das manichäische Weltbild der Kommunisten wurde 

umgekehrt. Das Feindbild „Amerika“ konnte die historisch verwurzelten Gegner der 

polnischen Nation – Russen, Juden, Deutsche – nicht vollständig aus der Erinnerung 

verdrängen. Es blieb artifiziell und dürfte teilweise eher zur weiteren Diskreditierung 

des Regimes beigetragen haben. In der DDR war die Situation anders. Es existierte ei-

ne Tradition des antiwestlichen Denkens, an die man anknüpfen konnte und die in der 

politischen Kultur Deutschlands verankert ist. Hier boten die Feindbilder des Antifa-

schismus und Antiamerikanismus eine Möglichkeit, sich aus den Verstrickungen 

deutscher Schuld zu befreien. 

 

 

Loyalität und Feindbilder: Ein Fazit 
 

Die Feindbilder und Verschwörungstheorien der stalinistischen Zeit wurden nach dem 

Tod Stalins sukzessive zurückgenommen. Sie verschwanden jedoch nicht aus dem of-

fiziellen Diskurs: Amerikanische Kriegstreiber, westdeutsche Revanchisten, zionisti-

sche Spione tauchten auch in den sechziger und siebziger Jahren wieder auf. Die anti-

semitische Kampagne des März 1968 in Polen zeigte, dass auch unter dem vermeint-

lich liberaleren Gomułka der Parteistaat die Gesellschaft noch durch Feindbilder mo-

bilisierte. Letztlich kam politischen Feinden bis zum Ende der kommunistischen Herr-

schaft die Aufgabe zu, die emotionale Grundierung für einen möglichen Krieg gegen 

den Westen zu legen, in dem die Parteistaaten Ostmitteleuropas loyal zur Sowjetunion 

stehen sollten. Insofern blieben die Feindbilder im Kommunismus – ganz im Sinne 
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 Vgl. DARIUSZ JAROSZ, MARIA PASZTOR: W krzywym zwierciadle. Polityka władz komu-

nistycznych w Polsce w świetle plotek i pogłosek z lat 1949-1956 [Im gekrümmten Spie-

gel. Die Politik der kommunistischen Regierung Polens im Licht der Gerüchte und des 

Tratsches], Warzawa 1995, S. 52-55. 
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 Informacja. Po plebiscycie pokoju [Information. Nach dem Friedensplebiszit], 23.05.1951, 

AAN, KC PZPR, 237/VIII-3830, Bl. 261-265, Zitat Bl. 261. 
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 Vgl. bspw. AAN, MIP Nr. 964; AAN, KC PZPR, 237/VII-2696, Bl. 180. 
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Carl Schmitts – eng mit der Mobilisierung für den Krieg verbunden. Der Kulturkampf 

gegen die USA wurde bereits in den sechziger Jahren weitgehend aufgegeben; der 

amerikanischen Populärkultur hatten die kommunistischen Parteistaaten kaum Alter-

nativen entgegenzusetzen. Sie mussten es dulden, dass die Loyalität ihrer Jugend im 

kulturellen Bereich erodierte. Die Vorstellung totaler Loyalität bröckelte mit dem En-

de des Stalinismus. Dennoch blieb der Westen – die USA und mit Abstrichen auch 

die Bundesrepublik – in der Sphäre des Politischen ein totaler Gegner, den loyale Bür-

ger bis zum Ende der Regime öffentlich verurteilen sollten. Eventuelle Bindungen an 

den politischen Gegner wurden vier Jahrzehnte lang hart bestraft. 

Wie wirkungsmächtig Feindbilder in verschiedenen nationalen und kulturellen Kon-

texten in vier Jahrzehnten kommunistischer Herrschaft sein konnten, sollte noch wei-

ter untersucht und debattiert werden. Das Beispiel Polens und der DDR verweist da-

rauf, dass der historisch-kulturelle Kontext von Bedeutung ist. Während in Polen der 

Antiamerikanismus keinen historischen Nährboden fand, konnte die SED an traditio-

nelle Feindbilder des deutschen Nationalismus – auch des Nationalsozialismus – an-

knüpfen. Außerdem bot die Gleichsetzung der USA mit dem nationalsozialistischen 

Deutschland eine teilweise Befreiung aus der Verantwortung für eine verbrecherische 

Vergangenheit. In Polen fanden 1968 Teile des Regimes und der Bevölkerung einen 

gemeinsamen Feind in der jüdischen Bevölkerung – auch hier wurde an ein älteres 

Feindbild appelliert.
76

 Letztlich litten die Feindbilder im sowjetischen Block darunter, 

dass sie von Moskau oktroyiert wurden; nur dort, wo es gelang, sie zu adaptieren, an 

ältere Bilder vom Anderen anzuknüpfen, konnten sie deutlich ihre Wirkung entfalten. 

Doch auch die innere Distanz zu den offiziellen Feindbildern änderte nichts daran, 

dass von der Bevölkerung verlangt wurde, stets öffentlich Loyalität zu bekunden. In 

der Schule, im Betrieb, in der Behörde, bei öffentlichen Feiern und Ritualen war sie 

dazu verpflichtet. Auch nach 1956 blieb wenigstens der Schein der Loyalität eine Vo-

raussetzung zum Aufstieg unter einer Herrschaft, die keine abweichenden Loyalitäten 

duldete. 
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  PIOTR OSĘKA: Marzec ’68 [März ’68], Kraków 2008. 
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Freund oder Feind? Der loyale junge tschechoslowakische 

Bürger und „der Deutsche“ in den Jahren 1948-1956 

von 

Marína  Z a v a c k á  

 

 

 

Wie staatliche Propaganda das Thema „Deutsche“ für die Bildung und Festigung der 

Loyalität tschechoslowakischer Bürger zum neuen kommunistischen Regime nach 1948 

verwendete, kann die Analyse bestimmter Materialien für schulpflichtige Kinder be-

sonders gut verdeutlichen.
1
 Gerade bei dieser Generation mussten die Propagandisten 

fast keine Rücksicht auf bereits vorhandene Vorstellungen oder Erfahrungen nehmen
2
 

und konnten meist auf Strategien der Gegenpropaganda verzichten: in diesem Fall auf 

eine „Konkurrenz“ der zu vermittelnden Botschaften mit persönlichen Erinnerungen, 

den Kampf gegen tief verwurzelte Einstellungen und mit der Zeit ausgebildete Refle-

xe, die Widerlegung von Stereotypen, die Neutralisierung bereits existierender Prä-

gungen u.Ä. In einer auf den kindlichen Rezipienten gerichteten Propaganda konnten 

sie sich umso mehr Strategien widmen, die eine feste Weltanschauung herausbilden
3
, 

Einstellungen verankern und Empfindungen wecken sollten. Zudem war Verlass dar-

auf, dass „unpassende“ Informationen durch die offizielle Zensur herausgefiltert wur-

den sowie die Erwachsenen aufgrund des Terrors Selbstzensur übten.  

                                                 
1
  Primärquellen sind in diesem Fall zeitgenössische Periodika für Jugendliche und ihre Er-

zieher, besonders Zeitschriften für die jüngsten Schüler wie Zornička [Morgenstern, slowa-

kisch] und Mateřídouška [Thymian, tschechisch], für größere Kinder Človek a príroda [Der 

Mensch und die Natur] und ihre Nachfolger Pionier [Pionier] und Pionierske noviny [Pio-

nierzeitung], das Periodikum für die Mitglieder des Jugendverbands Mládež světa [Weltju-

gend], Fachperiodika für Pädagogen wie Učitelské noviny [Lehrerzeitung] und Jednotná ško-

la [Einheitsschule], Zeitschriften für Bibliothekare und Kulturarbeiter wie Čitateľ [Der Le-

ser], Matičné čítanie [Lektüre der Matica slovenská], die Zeitschrift für die deutsche Jugend 

in der Tschechoslowakei Freundschaft sowie Veröffentlichungen mit ähnlicher Ausrichtung.  
2
  Vladimír Macura charakterisiert einen entsprechenden Text aus den 1970er Jahren als einen, 

in dem alles einfach und unkompliziert sei und in dem keine Probleme angesprochen wür-

den, der ideologische Unstimmigkeiten jeglicher Art verkraften könne und ganz „harmlos“ 

auch die Folgen widersprüchlicher und sich gegenseitig ausschließender Aussagen als ideolo-

gisch annehmbar vermittle. VLADIMÍR MACURA: Dětská perspektiva [Die kindliche Per-

spektive], in: Šťastný věk, Praha 2008, S. 188-189. 
3
  JUDITH K. PROUD: Children and Propaganda. Fiction and Fairy Tale in Vichy France, Ox-

ford 1995, S. 8. 
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Da ähnliche propagandistische Inhalte einen integralen Bestandteil der Texte für 

Kinder und Jugendliche auch in den 1970er und 1980er Jahren bildeten
4
, kann davon 

ausgegangen werden, dass es sich um eine mehr oder weniger kontinuierliche Ent-

wicklung mit möglichen Schwankungen in Zeiten der Zuspitzung außenpolitischer 

Krisen handelte. Allerdings zeigte sich, dass im Untersuchungszeitraum das für die Ver-

ankerung der Loyalität der tschechoslowakischen Bürger gegenüber der eigenen Regie-

rung präsentierte Bild des „Deutschen als Bedrohung“ bei weitem nicht das einzige mit 

„dem Deutschen“ verbundene Motiv darstellte – gerade nicht in der Propaganda für die 

untersuchte Altersgruppe. Man kann im Gegenteil ein ganzes Spektrum von Mitteln 

feststellen, die zur Entstehung eines positiven Deutschenbilds in der tschechoslowaki-

schen Öffentlichkeit verwendet wurden. Genauso beachtenswert sind in diesem Zu-

sammenhang die Entwicklung der tschechoslowakischen Politik zur Eingliederung 

ethnischer Minderheiten in das öffentliche Leben und die entsprechenden Propagan-

dainhalte. Die Regierung begann den verbliebenen „einheimischen“ Deutschen (sowie 

Magyaren) schrittweise eine Tür zu öffnen, damit auch sie ohne schlechtes Gewissen 

loyale Bürger der Tschechoslowakischen Republik (Československá republika; ČSR) 

– „unsere“ Deutschen und Magyaren – werden konnten. 

Als sehr schwer vermittelbar erwies sich – vor allem bei der älteren Generation – die 

Notwendigkeit einer gegenseitigen Loyalität mit „Ausländern“ (nota bene mit ehemaligen 

Feinden) in einem Lager möglicher antiwestlicher Verbündeter. Deswegen wurde diese 

Vorstellung später auch zu einem häufig verwendeten Propagandamotiv. Am Anfang 

beschränkte sich aber genau aus diesem Grund die Integrationspropaganda des sich sta-

bilisierenden sowjetischen Lagers auf das Motiv einer gegenseitigen slavischen Verbun-

denheit. Für die Zukunft rechnete man mit einer Öffnung gegenüber dem zwar nichtslavi-

schen, aber „neuen und wirklich demokratischen“ Ungarn sowie dem „unabhängigen 

und demokratischen“ Österreich, dem ein Opferstatus zugestanden wurde. Hinsichtlich 

der andauernden Existenz von Besatzungszonen in Deutschland und ihrer allmählichen 

Umwandlung in zwei getrennte Staaten musste die von den Sowjets geführte Propa-

ganda aber auch langsam einen Weg suchen, wie der eigenen Bevölkerung zumindest 

ein Teil der Deutschen – „die Genossen aus der DDR“ – als Bestandteil des Lagers wech-

selseitig loyaler „Völker“ und damit als zuverlässiger Partner vermittelt werden konnte. 

                                                 
4
  Ein Schüler hilft bei der Aufdeckung eines zwischen der Tschechoslowakei und Westdeutsch-

land agierenden Schmugglernetzes, in dem er seine Beobachtungen einem befreundeten Kom-

mandanten der Grenzwache sowie Mitarbeitern des Abwehrdienstes anvertraut. Siehe ZBY-

NĚK KOVANDA: Strejda se mi nezdá [Mit meinem Onkel stimmt was nicht], Praha 1982. Ei-

ne etwas zivilere Szene bietet MARKÉTA ZINNEROVÁ: Indiáni v Větrova [Die Indianer aus 

Větrov], Film 1979, Buch: tschechisch Praha 1979, 1981, 1982, 1986; slowakisch Bratisla-

va 1983. Ein Zögling eines Kinderheims in Südmähren hält hier (wenn auch irrtümlich) ei-

nen verirrten Heimbesucher (bei dem es sich um seinen späteren Pflegevater handelt) auto-

matisch für einen „Grenzverletzer“ (narušitel). Als dieser angebliche Diversant fragt: „Dort 

da oben, wo der Wachturm steht, dort ist schon die Grenze, nicht wahr?“, „nimmt“ der Jun-

ge ihn mit Hilfe eines befreundeten Schäferhundes „fest“. Die Autorin beschreibt diese Si-

tuation eher als lustiges Ergebnis eines Jungentraums über Abenteuer und Heldentaten und 

nicht als Folge einer „vorschriftsmäßigen“ Erziehung.  
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In die einheimische Medienrhetorik flossen manche eigenartigen Elemente ein 

aufgrund der politischen Aktivitäten, die gegen die Westalliierten – allen voran gegen 

die Amerikaner – gerichtet waren und deren Einfluss in Deutschland die prosowjeti-

sche Propaganda in der Untersuchungszeit zu neutralisieren versuchte. Wenn man die 

USA als unerwünschte Okkupanten präsentieren sollte, die ihr Regime den Westdeut-

schen gegen deren Willen aufzwingen, mussten neue Methoden gefunden werden – 

und zwar solche, mit denen die westdeutsche Bevölkerung in dem von den Medien 

vermittelten Bild von ihrer politischen Verwaltung und mit der Zeit auch von ihrer 

frei gewählten politischen Repräsentation getrennt werden konnte. In diesem Fall 

sollten zu den in der tschechoslowakischen Öffentlichkeit ausgebauten „positiven“ 

Empfindungen eher Mitleid, Solidarität und Reue gehören. 

 

* * * 
 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit konzentrierte sich die Staatspropaganda (also 

auch die Propaganda der in der Nationalen Front vereinigten politischen Parteien) auf 

die Stärkung der inneren Kohäsion der tschechoslowakischen Gesellschaft – und das 

nicht nur durch deren Darstellung als politisch antifaschistische, sondern auch als eth-

nisch von Deutschen (und Magyaren) „gereinigte“ Gemeinschaft. So klassifizierte z.B. 

das Kaschauer Regierungsprogramm bereits in seinem zweiten Absatz die während 

der Kriegszeit auf heimischem Boden herrschende Situation als „deutsche und ma-

gyarische Tyrannei“. Ferner stellte es sich die Aufgabe, „den fremden und faschisti-

schen Einfluss in der tschechischen und slowakischen Wirtschaft auszurotten“ usw.
5
  

Ein loyaler tschechoslowakischer Bürger wurde also aufgefordert, neben der Vertei-

digung und dem Aufbau der Heimat sowie deren Säuberung von „schädlichen“ Ele-

menten an der Bekämpfung und Entfernung des als Symbol der Gefahr wahrgenom-

menen „Fremden“ teilzunehmen. Die Loyalität des „eigenen“ Staates gegenüber sei-

nen Bürgern wurde hingegen primär als Schutz vor diesen „Fremden“ präsentiert – sei 

es auf dem Feld der Diplomatie (durch die Intensivierung des Bündnisses mit einem star-

ken Partner: der UdSSR) oder direkt durch den Aufbau einer eigenen starken Armee, 

wobei besonders der Schutz der Staatsgrenze zu (West-)Deutschland betont wurde.
6
  

Wenn der tschechoslowakische Bürger im Westen eine existentielle Gefahr sehen 

und sich dadurch enger an seine eigene Regierung anlehnen sollte (die er durch Illo-

                                                 
5
  Košický vládny program [Das Kaschauer Regierungsprogramm], Praha 1974, S. 1, 12.  

6
  Als beispielhafte Quelle kann man den Roman von RUDOLF KALČÍK: Král Šumavy [König 

des Böhmerwaldes], Praha 1960, nennen, der als Überarbeitung des gleichnamigen Dreh-

buchs von Kalčík zu einem Film von Karel Kachyňa aus dem Jahre 1959 entstanden ist und 

mehrfach herausgegeben wurde (selbständig oder zusammen mit anderen Grenzland-Er-

zählungen des Autors): z.B. im Verlag Naše vojsko [Unser Heer] 1960, 1961, 1962, 1964, 

1971, 1979, 1988, im Verlag Mladá fronta [Junge Front] 1967, im Verlag Odeon 1974, im 

Verlag Československý spisovatel [Der tschechoslowakische Schriftsteller] 1976, 1983, 

1986. Dieses Werk ist wiederholt in der DDR (Berlin: Verlag des Ministeriums des Innern 

1962; Militärverlag der DDR 1976, 1980) sowie in Polen (1962), Bulgarien (1962) usw. er-

schienen. 
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yalität schwächen würde), war es aus der Sicht der Propagandisten fruchtbarer, ihm 

die Figur eines das eigene Heim direkt bedrohenden „revanchistischen Deutschen“ zu 

präsentierten, als sich um einen mühsamen Kampf mit der tief verwurzelten, im Gro-

ßen und Ganzen positiven Vorstellung der Öffentlichkeit vom entfernten und harmlo-

sen Amerika zu bemühen. Die Vereinigten Staaten behielten trotz der täglichen Dosis 

an Informationen über die Gefahren des „Imperialismus“ das Image eines Landes von 

Kaugummis, Cowboys, ausgewanderten Verwandten und guter Musik. 

Noch zu Beginn der 1950er Jahre war das Bild des Deutschen in der tschechoslo-

wakischen öffentlichen Meinung derart negativ, dass es den Staatspropagandisten reich-

te, bereits vorhandene historische Stereotype in den Medien zu unterstützen und zu 

beleben. Auf diese Weise sollte die bedingungslose Dankbarkeit und somit auch Lo-

yalität der Bevölkerung gegenüber den sowjetischen Befreiern (und damit auch ge-

genüber der aktuellen Moskauer Politik) erhalten bleiben und die Angst vor dem Re-

vanchismus verstärkt werden. Es war überhaupt nicht notwendig, neue Stereotype zu 

erschaffen und in den öffentlichen Diskurs einzubringen. Dort dominierten zwei Bil-

der: das des Deutschen als mittelalterlicher Ritter, der die Slaven unterdrückt und ih-

nen ihr Land wegnimmt (in diesem Zusammenhang reicht es, nur an die Figur des 

Prinzen Kazisvět [Taugenichts] in dem Film „Princezna se zlatou hvězdou“ zu erin-

nern)
7
, sowie das der modernen, entmenschlichten „Soldaten-Maschine“ aus den bei-

den Weltkriegen und des zivilen Nazi-Agenten aus der Zwischenkriegszeit (Mitglieder 

einer deutschen „fünften Kolonne“ in der Tschechoslowakei, die sich nach dem Krieg 

in Revisionisten verwandelt hätten).
8
  

Diese Stereotypen wurden in propagandistischen Texten während der gesamten 

Nachkriegszeit verwendet.
9
 Als Beispiel sei an dieser Stelle ein Beitrag aus der Zeit-

schrift der Matica slovenská von 1948 erwähnt. Dieser enthielt die Warnung, dass in 

den von den Westmächten kontrollierten Gebieten auf den Ruinen „Es kommt der 

Tag der Rache“ geschrieben stehe. Dies bedeutete, dass „also die Deutschen ihr Haupt 

erheben und einen neuen Krieg erklären wollen, in dem sie die Volksdemokratien – 

                                                 
7
  Princezna se zlatou hvězdou [Die Prinzessin mit dem goldenen Stern], Film 1959, Regie: 

Martin Frič. 
8
  Glaubwürdigkeit verlieh den Behauptungen tschechoslowakischer Propagandisten die da-

malige politische Lage in der BRD, wo auf hohe und öffentlich sichtbare Posten Personen 

wie Reinhard Gehlen oder Hans Globke gekommen waren. Ersterer war während des Zwei-

ten Weltkriegs beim Generalstab des Heeres Leiter der Abteilung „Fremde Heere Ost“ und 

von 1956 bis 1968 Leiter des Bundesnachrichtendienstes. Der Zweitgenannte wirkte wäh-

rend des Krieges im Reichsinnenministerium (er war unter anderem Mitverfasser eines Kom-

mentars zur deutschen Rassengesetzgebung) und leitete von 1953 bis 1963 als Staatssekre-

tär die Verwaltung des Bundeskanzleramts. Siehe die Einträge zu Gehlen und Globke in: 

Brockhaus-Enzyklopädie in vierundzwanzig Bänden. Achter Band: FRAU-GOS, 19., völlig 

neu bearb. Aufl., Mannheim 1989, S. 222 f., 597.  
9
  Zu älteren Stereotypen und ihrer Entwicklung siehe zum Beispiel: Nationale Wahrnehmun-

gen und ihre Stereotypisierung. Beiträge zur Historischen Stereotypenforschung, hrsg. von 

HANS HENNING HAHN und ELENA MANNOVÁ, Frankfurt a.M. u.a. 2007 (Mitteleuropa-Ost-

europa. Oldenburger Beiträge zur Kultur und Geschichte Ostmitteleuropas, 9). 
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allen voran die Tschechoslowakei, Polen und Sowjetunion – besiegen“ würden. Aus 

der politischen Klassifizierung der möglichen Opfer wurde jedoch schon im nächsten 

Absatz eine ethnische, und das Schreckbild war nun auch „der Deutsche“ an sich: 

„Wir Slaven (allen voran Slowaken und Tschechen) haben unter dem aggressiven Ger-

manentum sehr gelitten. Unsere Geschichte ist voll von Kriegen mit der deutschen 

Bevölkerung, die mit der Parole Drang nach Osten jede Gelegenheit nutzte, um uns 

ein Stück slavischen Gebiets zu entreißen.“
10

  

Allerdings variierte die Quantität solcher Texte. Bereits seit 1949 machte sie einer 

massiven Welle von Materialien Platz, die eine neue propagandistische Linie mit ei-

ner größeren strategischen Bedeutung – der Bildung und Stabilisierung des sowjeti-

schen Blocks – aktiv durchsetzten. Hier reichte eine Solidarität nicht mehr aus, die 

sich in der Bereitschaft, „sich das Brot vom Munde abzusparen“ und Hilfe in ein är-

meres oder von einer Katastrophe betroffenes Land zu schicken, manifestierte.
11

 Der 

Block sollte sich aus Moskau und einander gegenüber loyalen Staaten (und deren Be-

wohnern) zusammensetzen, die unter einer gemeinsamen Führung zu kämpfen bereit 

waren. 

Doch aus der Masse der Deutschen, der laut zeitgenössischer Vorstellung und offi-

zieller Rhetorik Militarismus und Expansionismus von Natur aus angeboren war, muss-

te man auf einmal die DDR-Bürger ausklammern. Aus diesen sollten friedliche und 

vertrauenswürdige Nachbarn werden. Eine noch größere Herausforderung stellte für 

die Propagandisten die Entscheidung dar, erneut die Gründung einer (ost-)deutschen 

Polizei und Armee zuzulassen. Die tschechoslowakische Öffentlichkeit sollte glauben, 

dass man sogar einem Deutschen Vertrauen schenken könne, der eine Waffe in der 

Hand hielt. Dazu noch sollte die Bevölkerung diesen Deutschen als ihren engen Verbün-

deten und möglichen Kameraden im gemeinsamen Kampf akzeptieren, dem gegen-

über sich jeder tschechoslowakische Soldat und auch Zivilist loyal zu verhalten habe. 

 

 

Die Genossen – Parteimitglieder 
 

Als Erste wurden die Führer der kommunistischen Parteien als neuer Idealtypus wech-

selseitig loyaler Tschechoslowaken und Deutscher propagiert, also in der Rolle der „gu-

ten Deutschen“ und der „Freunde von diesen guten Deutschen“. Ihre zur Schau gestellte 

gegenseitige Hochachtung und lange persönliche Freundschaft sollten beweisen, dass 

auch gute Beziehungen zwischen ihren Völkern möglich waren. Für alle Altersgruppen 

                                                 
10

  JAN KLASNÝ: Príde deň pomsty [Es kommt der Tag der Rache], in: Matičné čítanie 1948, 5, 

S. 154. 
11

  Zum Beispiel sammeln slowakische Pioniere Zucker für hungernde Kinder in Bulgarien. 

„Unsere Sammlung. Wir haben den bulgarischen Kindern Zucker geschickt, da sie im Man-

gel leben. Deshalb haben wir auf Süßigkeiten verzichtet, und jeder von uns hat ein paar 

Würfel in die Schule mitgenommen. Unsere Klasse hat insgesamt 6,65 kg gesammelt, und 

die ganze Schule hat 27,5 kg gesammelt.“ In: Zornička 1948-49, 8, S. 14. Hierzu auch JO-

ZEF HORÁK: Sto kociek cukru [Hundert Zuckerwürfel], Bratislava 1950.  
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bestimmte tschechoslowakische Zeitschriften präsentierten ausführliche Lebensläufe von 

Ernst Thälmann und Wilhelm Pieck, Porträts von Otto Grotewohl, aber auch älterer 

Helden wie Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und anderen, die zeigen sollten, dass 

es schon immer gute Deutsche gegeben habe. Ein zentraler Beleg für die wechselsei-

tige Zuverlässigkeit und die gemeinsamen Ziele war den dort zitierten Zeugenaussa-

gen zufolge das Geschehen in den Konzentrationslagern des Dritten Reiches. Dort 

hätten die Genossen ohne Rücksicht auf ihre Abstammung einander beigestanden und 

gemeinsam den Widerstand gegen den Nationalsozialismus organisiert. 

Im Frühjahr 1950 waren die Zeitungen voll von fröhlichen Bildern vom offiziellen 

Besuch von DDR-Politikern in der Tschechoslowakei, in der diese „eine Deklaration 

unterzeichneten, die die politischen Ziele der beiden Staaten beleuchten“.
12

 Ausführ-

lich kommentiert wurde die Erklärung „einer friedlichen deutsch-tschechoslowakischen 

Zusammenarbeit“, besonders die beiderseitige Feststellung, dass „es zwischen den 

beiden Staaten keine strittigen Fragen gibt und die Abschiebung der Deutschen aus 

der ČSR unveränderbar, gerecht und definitiv ist“.
13

 Im Jahr 1951 wurde der Besuch 

des DDR-Präsidenten Wilhelm Pieck in der Weise kommentiert, dass „zum ersten Mal 

in der Geschichte der gegenseitigen Beziehungen zwischen dem deutschen und dem 

tschechoslowakischen Volk das deutsche Staatsoberhaupt nach Prag nicht als Eroberer 

und Unterdrücker, sondern als ehrlicher und uneigennütziger Freund gekommen ist“.
14

  

Seit 1950 wurde bei fast jedem Jubiläum oder Besuch eines bedeutenden deutschen 

Kommunisten in den für alle Gesellschaftsgruppen (inklusive der Kinder) bestimmten 

Medien auch der Slogan „Nicht alle Deutschen sind gleich“
15

 des tschechoslowaki-

                                                 
12

  Fotoreportage: „Predseda čs. vlády A. Zápotocký a vedúci vládnej delegácie NDR, zástup-

ca predsedu vlády Walter Ulbricht podpísali deklaráciu ...“ [Der Vorsitzende der tschecho-

slowakischen Regierung A. Zápotocký und der Leiter der DDR-Delegation, der Vertreter 

des Ministerpräsidenten Walter Ulbricht, haben eine Deklaration unterzeichnet ...], in: Ma-

tičné čítanie 1950, 8, S. 2 des Umschlags. 
13

  JÁN ŠTEFKO: Dva svety, jeden cieľ: mier [Zwei Welten, ein Ziel: Frieden], ebenda, S. 346-347. 
14

  PETER ONDREJČEK: Dojmy z cesty po NDR [Eindrücke von einer Reise in die DDR], eben-

da 1952, 1, S. 13-14. Die Nummer wurde noch im Jahr 1951 fertiggestellt und für die Her-

ausgabe genehmigt. Ähnlich äußerte sich zu dem Besuch das kurze Filmdokument: Přátel-

ství ve jménu míru [Freundschaft im Namen des Friedens], 1951, Regie: Jiří Mrázek: „Es ist 

deswegen in unserem eigenen Interesse, den großen Kampf der Deutschen Demokratischen 

Republik um ein vereinigtes, friedliches, demokratisches Deutschland mit Verständnis zu be-

obachten. Falls früher bei uns galt, dass nicht alle Deutschen gleich sind, so gilt dies heute 

umso mehr.“ 
15

  Die meisten Materialien gehen auf eine Rede von Gottwald auf der Sitzung des Zentralko-

mitees der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei vom 24. Februar 1950 zurück, 

in der sich diese Äußerung auf die Notwendigkeit eines Verständnisses für die Friedensbe-

mühungen der Bevölkerung sowohl der sowjetischen Besatzungszone als auch der west-

lichen Zonen des geteilten Deutschland und seine Wiedervereinigung beziehen: „Gerade 

die Bildung der Deutschen Demokratischen Republik gibt uns allen neuen Ansporn dazu, 

in Westdeutschland den Kampf um die Seele des deutschen Menschen zu führen. Weil 

schließlich und endlich, und dessen müssen wir uns bewusst sein, die Entscheidung über 

den Krieg davon abhängt, wohin sich jene Dutzende von Millionen Deutscher in West-
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schen Präsidenten Klement Gottwald notorisch wiederholt. Bald erschienen in Repor-

tagen und Erzählungen auch positive Helden mit deutsch klingenden Namen. Der Be-

völkerung wurde somit nicht nur ein öffentliches Bekenntnis zu existierenden (gege-

benenfalls auch alten, fortdauernden) Freundschaften mit Deutschen ermöglicht, son-

dern es entstand auch ein positives Ambiente für die Entstehung neuer Partnerschaf-

ten. Im April 1951 schrieb ein kindlicher Korrespondent aus Nordböhmen in Mateří-

douška [Thymian], dass seine Schule von Genossen aus einem Patenbetrieb, einer örtli-

chen Glasfabrik, besucht worden sei.
16

 Der erste Stoßarbeiter war ein Genosse Caska, 

der Nachname des zweiten war offensichtlich deutsch – Haslinger. Positive Helden 

mit deutschen Namen wurden auch in Science-Fiction-Geschichten für Kinder ver-

wendet, wo sie in ferner Zukunft als friedliche Weltraumfahrer aktiv waren.  

Bis 1954 war der Slogan von den unterschiedlichen Deutschen dermaßen veran-

kert, dass ihn die Kinderzeitschrift Freundschaft als Titel einer auf der Dichotomie 

des „guten“ und des „bösen“ Deutschen – des loyalen einheimischen und des „Schäd-

lings“ jenseits der Grenze – basierenden Erzählung verwendete. In ihr kommt ein Jun-

ge namens Peter in das Grenzgebiet, um die Ferien bei seiner Großmutter zu verbrin-

gen. Neben anderen Verboten und Anweisungen wird er auch gewarnt, er möge sich 

                                                                                                                          
deutschland stellen werden. Es wäre ein Unsinn zu glauben, dass diese Dutzende von Mil-

lionen Anhänger des Revanchegedankens sind [...]. Nein, dort vollzieht sich heute der Pro-

zess der Differenzierung [...]. Deshalb denke ich, Genossinnen und Genossen, dass wir in 

unserer täglichen Arbeit diesem Umstand Rechnung tragen und die manchmal auch noch in 

unseren Reihen auftretende Anschauung liquidieren müssen: Alle Deutschen sind gleich. 

Das ist nicht war. Nicht alle Deutschen sind gleich! Der Krieg ist nicht ohne Folgen auf das 

Denken des deutschen Volkes geblieben.“ KLEMENT GOTTWALD: 1949-1950. Sborník statí 

a projevů, 1949-1951 [Sammlung von Aufsätzen und Reden], Praha 1951, S. 256-257. Ein 

ausführliches Beispiel für diese Rhetorik einer gegenseitigen Loyalität in der „hohen Poli-

tik“ kann man zum Beispiel in der Parlamentsrede des Abgeordneten Klinger vom 22. 

März 1951 finden: „Hunderte Millionen Menschen stehen hinter dem Beschluss des Welt-

friedensrats. Und unter diesen ergebenen und tief überzeugten Menschen stehen gemein-

sam mit uns das Volk aus der Deutschen Demokratischen Republik und fortschrittliche 

Menschen aus Westdeutschland, die wir in ihrem Kampf unterstützen und stärken müssen, 

da nicht alle Deutschen gleich sind [Hervorhebung M.Z.] und ein für den Frieden käm-

pfender Deutscher uns lieber ist als geflohene Verräter, die den Krieg vorbereiten.“ URL: 

http://www.psp.cz/eknih/1948ns/stenprot/055schuz/s055006.htm (zuletzt aufgerufen am 

1.06.2010). Ein Jahrzehnt später, am 18. September 1961, berief sich auch der Abgeordne-

te Kučera auf das Zitat: „An diesen Maßnahmen [dem Mauerbau 1961; M.Z.] zeigte sich 

ganz eindeutig die innere Kraft der Deutschen Demokratischen Republik, die Entschlossen-

heit ihrer Bürger, ihren Staat zu verteidigen, gegen die dunklen Ziele des Deutschen Impe-

rialismus zu kämpfen. Erneut haben wir uns davon überzeugt, dass wir an unserer Grenze 

einen zuverlässigen Nachbarn haben, der mit seinen entschiedenen Schritten auch unsere 

Sicherheit schützt. Wieder hat sich die Wahrheit von Gottwalds Feststellung ‚Nicht alle 

Deutschen sind gleich!‘ [Hervorhebung M.Z.] bestätigt.“ URL: http://snemovna.cz/eknih/ 

1960ns/stenprot/009schuz/s009009.htm (zuletzt aufgerufen am 1.06.2010). 
16

  Beispiele aus der von Schülern der 2. Klasse der Nationalschule in Podiebrad (Poděbrady) 

herausgegebenen Zeitschrift Pramen [Quelle]; Úderníci ze sklárny v naší škole [Aktivisten 

aus der Glasfabrik in unserer Schule], in: Mateřídouška 1950/51, 15, S. 224-225. 
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seine Freunde unter tschechischen Kindern suchen: „Deutsche sind Deutsche, die än-

dern sich nicht so schnell.“ Die tschechischen Kinder zeigen allerdings kein Interesse 

daran, „mit diesem Stadtsöhnchen“ zu spielen – und es ist im Gegenteil Kurt, ein klei-

ner Deutsche, der ihn freundlich anspricht. Dieser scheint sympathisch zu sein, aber 

nach einer Weile prüft Peter doch dessen Zuverlässigkeit mit der Frage: „Kurt, wenn 

du von hier fortziehen müsstest, wohin würdest du lieber gehen – nach West- oder 

nach Ostdeutschland?“ Er bekommt allerdings keine Antwort, da er gerade in einem 

zerfallenen Haus einen verdächtigen Menschen bemerkt und feststellt, dass Kurt die-

sen beobachtet. Peter ist davon überzeugt, dass Kurt mit diesem Unbekannten „be-

stimmt“ in Verbindung steht, und verabschiedet sich plötzlich. Dann laufen die bei-

den voneinander unabhängig zur Grenzwache, um die Beobachtung zu melden – wo-

bei der einheimische Junge aber die Gegend kennt und dies viel schneller schafft.  

Die Ethnizität des Eindringlings wird nicht explizit erwähnt. Nach der Verhaftung, 

beim Verhör, redet sich dieser Mann allerdings in deutscher Sprache heraus: „Ich ver-

stehe nicht.“ Im Gegensatz zu Kurt, dessen Aussehen folgendermaßen beschrieben wird: 

„blonder, schlanker Junge. Er blickte ihn fröhlich an [...]“, heißt es bei dem „Schäd-

ling“: „Er sah wie ein Wolf aus, der – wenn er könnte – alles, was lebt, totbeißen will.“ 

Als der überraschte Peter feststellt, dass der Eindringling eigentlich dank Kurt festge-

nommen wurde, schämt er sich. Folgerichtig erinnert ihn ein Major der Grenzwache an 

die Worte von Präsident Gottwald, und dem kleinen Tschechen wird klar, dass seine 

„Testfrage“ unsinnig war. Der neuen propagandistischen Linie zufolge besitzt Kurt 

„keinen Grund sich zu verstecken, er ist hier zu Hause“: „Warum sollte ich von hier 

fortziehen, da doch die Tschechoslowakei genau so meine Heimat ist – wie deine!“ Auf 

diese Weise wird also in dem Artikel einerseits die Loyalität der Minderheit gegen-

über dem tschechoslowakischen Staat als ihrer Heimat postuliert und betont, anderer-

seits kommt zum Ausdruck, dass es doch noch einige „böse“ Deutsche gibt und nicht 

alle „gut“ sind. Dessen war sich dem Beispieltext zufolge auch der kleine deutsch-

sprachige tschechoslowakische Patriot bewusst, als er durch diese markante Tat seine 

Loyalität zur Republik über die ethnische Solidarität stellte.
17

  

Im Folgenden sollen nun die Methoden dargestellt werden, mit denen die tsche-

choslowakische kommunistische Propaganda bei ihren kindlichen Rezipienten das 

oben geschilderte Idealverhalten, also die Orientierung an der Staatsloyalität gegen-

über der ethnischen Solidarität, zu bezeugen und zu stärken versuchte. 

 

 

Rehabilitierung der Sprache 
 

Ein wichtiger Schritt für die Akzeptanz des ehemaligen Feindes war die allmähliche 

Rehabilitierung seiner Sprache. Dies war auch zentral dafür, es den „einheimischen“ 

                                                 
17

  Z.K. SLABÝ: Nicht alle Deutschen sind gleich, in: Freundschaft 1954/55, 4, S. 3-5, und 

1954/55, 5, S. 7-10. Im zweiten Teil ist als Verfasser Jan Slabý genannt. Der Artikel sei aus 

Práce pionýrů [Die Arbeit der Pioniere] (ohne weiterer Detailangaben) übernommen und 

von Charlotte Kreibich übersetzt worden. 
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Deutschen – also denjenigen, die nicht vertrieben worden waren und weiter in der 

Tschechoslowakei lebten – zu ermöglichen, eine Loyalität gegenüber dem Staat zu 

entwickeln. Einige Jahre lang gehörte zu den immer wiederkehrenden Propagandabei-

spielen für Kinder eine Geschichte aus dem Leben von Klement Gottwald. Sie han-

delt von dessen Schuljahren in Wien, wo er wegen seiner mangelhaften Deutsch-

kenntnisse nicht nur von den Mitschülern, sondern auch vom Lehrer ausgelacht wor-

den sei.
18

 Dieser Geschichte zufolge sperrte sich Gottwald nun und sprach bis zum 

Ende des Jahres kein einziges Wort Deutsch. Er habe dadurch zwar seine Noten ver-

schlechtert – doch auf die Spötter machte er dadurch, dass er, „egal wie schwer es 

auch war, sein Versprechen gehalten“ hatte, großen Eindruck und gewann deren Re-

spekt.  

Im Jahr 1953 lassen sich an diesem Beispiel schon einige zusätzliche Deutungs-

ebenen aufzeigen. In einer Zusammenstellung erzieherischer Theaterauftritte für die 

Pionierakademie fragt der Leiter, nachdem er diese Lebensskizze einem jungen „His-

torikerkreis“ im Rahmen eines Pionierabends vorgelesen hat: „Und was denkt ihr, ist 

der Genosse Gottwald den Deutschen heute böse, da sie ihn in der Jugend so quäl-

ten?“ Während eines der Kinder antwortete, dass dies mit Sicherheit der Fall sei, da 

man solche Dinge nur schwer vergesse, war ein anderes der Meinung: „Er ist nicht 

böse ... Mein Vater sagte einmal, dass derjenige, der die Unterdrückung am eigenen 

Leibe erfahren hat, die Freiheit anderer zu schätzen weiß.“
19

 Auch der Leiter bestätigte, 

dass ein Kommunist-Bolschewik niemandem gegenüber nationalen Hass verspüre und 

dass seine wahren Feinde Kapitalisten und Imperialisten seien. Auf der Grundlage 

derselben Geschichte wurden bereits Kinder dazu angehalten, sich nicht an das von 

Deutschen verursachte Übel zu erinnern, sondern dieses zu verzeihen und dessen Ur-

sache im Imperialismus zu sehen. Auch Berichte aus gemeinsamen Pionierlagern be-

zeichneten es als natürlich, dass tschechoslowakische mit deutschen Kindern spielten. 

Man erwartete nicht, dass Erstere die deutsche Sprache beherrschten. Die beiden 

Gruppen sprachen miteinander in gebrochenem Russisch oder mit Händen und Fü-

ßen.
20

 Gegebenenfalls beschränkten sie sich auf gemeinsames Singen: „An dem Aus-

druck ihrer Augen ist ersichtlich, dass sie sich trotz des großen Unterschieds ihrer 

Sprachen sehr gut verstehen.“
21

  

                                                 
18

  Z detstva Klementa Gottwalda. Úryvok z knihy Klement Gottwald mládeţi [Aus der Kind-

heit Klement Gottwalds. Auszug aus dem Buch Klement Gottwald an die Jugend], in: Ma-

tičné čítanie 1951, 8, S. 376; ŠTEFAN ČERVEŇ: Víťazná cesta [Weg des Sieges], in: Zornič-

ka 1949/50, 3, S. 2.  
19

  ĽUDO DETVAN (ZELIENKA): Krúţok historikov [Der Historikerkreis], in: Ohnivko slávnos-

tí. Sbierka veselých i váţnych výstupov a scénok na pionierske a školské oslavy a besiedky 

[Das Kettenringlein der Feste. Sammlung lustiger und ernster Auftritte und Szenen für Fes-

te und Feiern von Pionieren und Schülern], Bratislava 1953, S. 55-56.  
20

  Šťastné deti nového Nemecka [Die glücklichen Kinder des neuen Deutschland], in: Pio-

nierske noviny 1950/51, 8, S. 2. 
21

  BEDŘICH BENEŠ: Stretnutie s našimi priateľmi [Treffen mit unseren Freunden], in: Človek a 

príroda 1952/53, 5, S. 86. 
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Als bedeutender Hinweis auf die volle Rehabilitierung der deutschen Sprache kann 

die Herausgabe der bereits erwähnten Zeitschrift für Kinder der deutschen Minderheit 

in der Tschechoslowakei gelten, die seit Dezember 1952 unter dem Namen Freund-

schaft erschien.
22

 Erst später wurde aus dieser Zeitschrift ein Periodikum für alle Kin-

der, die in der Schule Deutsch als Fremdsprache lernten. Noch 1954 gratulierten in ihr 

„Karli Werner, Schüler der 6. Klasse der achtklassigen Mittelschule Luby u Chebu“ 

und seine ein Jahr jüngere Mitschülerin Gerlinde Wilfer symbolisch (als Vertreter der 

ganzen Lesergemeinde) „ihrem“ Genossen Präsident Antonín Zápotocký in deutscher 

Sprache zum Geburtstag.
23

 Es handelte sich somit um zwei heranwachsende tsche-

choslowakische Bürger, deren Loyalität gegenüber dem höchsten Repräsentanten des 

Staates (und somit auch gegenüber dem Staat selbst) anderen Kindern als beispielhaft 

vermittelt werden sollte – und dies ungeachtet ihrer jeweiligen ethnischen Abstam-

mung. 

 

 

Kinder überwinden Barrieren und überschreiten Grenzen 
 

Die Fähigkeit der Propagandisten, in der tschechoslowakischen Gesellschaft Sympa-

thien (besonders aber Loyalität) gegenüber den Deutschen zu generieren, war stark 

generationenabhängig. Szenen, in denen man deutsche Kinder als nett, eifrig und fried-

lich darstellte, wurden meist in die Schilderung von Besuchen diverser Delegationen 

in einer ostdeutschen Schule integriert, in der der Unterricht nach neuen Lehrplänen 

ablief. Diese beruhten auf der Liebe zu den sozialistischen Brüdern und auf dem Mit-

leid mit den übrigen Deutschen in der Westzone. Solche Motive tauchten in fast allen 

Zeitschriften für Lehrer und andere Personen auf, die auf dem Gebiet der Volksbil-

dung und Kultur tätig waren.  

In einigen Geschichten halfen ostdeutsche Kinder direkt ihren weniger glücklichen 

Brüdern aus dem Westen: zum Beispiel, wenn sie einen unglücklichen armen Jungen, 

der aus Verzweiflung die Grenze überschritten hatte, in das Pionierhaus brachten.
24

 

Ein anderes Mal widerstanden sie amerikanischen Provokationen auf heimatlichem 

Boden: wie Christa Malchow, die angeblich unter Einsatz ihres Lebens die rote Fahne 

vor Provokateuren verteidigte, die aus dem Westen entsandt waren.
25

 Manchmal wur-

de ein deutsches Kind als Waise eines Nazi-Opfers präsentiert
26

, wobei das Motiv ei-

                                                 
22

  Freundschaft. Monatsschrift für die deutsche Jugend in der ČSR. Die erste Nummer er-

schien im Dezember 1952. Die Herausgeber schreiben dort: „Wir wollen euch helfen, eure 

Muttersprache besser kennen zu lernen, zu pflegen und zu veredeln.“ 
23

  Lieber Genosse Präsident!, in: Freundschaft 1954/55, 4, S. 6. 
24

  L. KOROLKOVOVA: Chlapec s modrou šatkou [Der Junge mit dem blauen Halstuch], in: 

Pionier 1953/54, 3, S. 5. Übersetzt von Alexej Vlasák. 
25

  Zachránila červenú zástavu [Sie hat die rote Fahne gerettet], in: Pionierske noviny 1952/53, 

50, S. 2. 
26

  K. KIRŠINA: Bratia [Brüder], in: Pionier 1954/55, 6, S. 9-10. 
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nes im KZ umgekommenen Vaters als mögliche gemeinsame Basis für Kinder aus 

beiden Staaten verwendet wurde.  

Kinder waren auch diejenigen, die in den Erzählungen die beidseitigen Grenzen 

am einfachsten überschreiten konnten: sei es durch die Teilnahme an den bereits er-

wähnten gemeinsamen Kinderlagern, durch einen gemeinsamen Briefwechsel
27

 oder 

sogar durch informelle Begegnungen im Rahmen eines Pionierausflugs zur Staats-

grenze und Diskussionen über den Schlagbaum hinweg. In einem Aufsatz erklärte der 

Leiter eines „Geologenkreises“ den Kindern: „Wir sind an der Grenze“ und hinter den 

Pfeilern und dem Schlagbaum liege die „Heimat der Bürger der Deutschen Demokra-

tischen Republik“: „Und wir haben gesehen, wie zu uns aus den benachbarten Häu-

sern einige Kinder kommen. Und seht – darunter sind auch einige deutsche Pioniere!“ 

Es folgt die Szene eines gegenseitigen Austauschs von roten und blauen Pionierhals-

tüchern. Aufmerksamkeit verdient hier die Bemerkung, dass diesem „unerwarteten 

Volksfest“ ein Mitglied der Freien Deutschen Jugend (FDJ) zusah, das dort „die Auf-

gabe der Grenzwache“ erfüllte. Die Diktion dieser Aussage ist wichtig, da der Deut-

sche/die Grenzwache nicht als „deutscher Soldat“ präsentiert wird – eine Vorstellung, 

die auf tschechoslowakische Bürger wohl immer noch sehr unangenehm wirken 

musste –, sondern ausdrücklich als Zivilist in der Rolle (!) der Grenzwache.
28

  

In tschechoslowakischen Kinderzeitschriften erschienen manchmal auch Geschich-

ten über westdeutsche Kinder, die die DDR-Grenze überschritten – zum Beispiel, um 

sich eine Weile „als Menschen zu fühlen“. Meist handelte es sich hier um Überset-

zungen aus dem Russischen. Der bereits erwähnte unglückliche, arme, kleine Wer-

bungsträger fand in seiner Freizeit eine kommunistische Zeitung, die ihm die Vorbei-

gehenden wegnahmen, da solche „voll mit Lügen sind“. Dabei wurde seine Kleidung 

zerrissen. Danach überschritt er die Grenze nach Ost-Berlin, wo er seinem Cousin be-

gegnete. Der lud ihn gleich in den Pionierpalast ein. Hier konnte er nach Herzenslust 

spielen, wurde wie ihresgleichen behandelt und bekam ein blaues Halstuch.
29

  

Ein Jahr später erschien im Pionier die Geschichte eines jungen Mädchens, einer 

Arbeitertochter, die auf dem Weg zur Erholung in die DDR an der deutsch-deutschen 

Grenze gemeinsam mit ihrer ganzen Gruppe festgesetzt worden sei (den Leiter habe 

man verhaftet). Die hiesigen Bauern hätten sich um die Kinder gekümmert und sich 

untereinander darüber unterhalten, dass die „Herren aus Bonn“ die Gruppe aus Angst 

nicht in die DDR lassen wollten. Deren Mitglieder würden sonst sehen, wie man dort 

lebe, und sie könnten dann jedem erzählen, „wie es dort aussieht, wo alle Macht in 

den Händen des Volkes liegt“.
30

 

Zuweilen macht es den Eindruck, als wären die sowjetischen Autoren von der Idee 

des Grenzübertritts geradezu fasziniert gewesen. In einer weiteren übersetzten russi-

schen Erzählung kommt ein neuer Schüler in eine tschechische Klasse. Es handelt 

                                                 
27

  Pionierom, ktorí chcú dopisovať [Pioniere, die schreiben wollen], in: Pionierske noviny 

1950/51, 20, S. 3. 
28

  BENEŠ (wie Anm. 21). 
29

  KOROLKOVOVA (wie Anm. 24)  
30

  ALEXANDER MAJKOV: Erika, in: Pionier 1954/55, 3, S. 4-5. 



 145 

sich um einen Waisenjungen, der mit einer Gruppe junger Genossen illegal in die 

Tschechoslowakei eingereist ist. Seinen älteren Bruder hatte man verhaftet, weil er il-

legal Plakate geklebt und eine Petition gegen die Atombombe verbreitet hatte.
31

 Ein 

weiteres sowjetisches Motiv der „Grenze“ ist in der Geschichte über einen alten deut-

schen Arbeiter enthalten, der eine aus der besetzten Sowjetunion zur Einschmelzung 

importierte Lenin-Statue über den Krieg rettete. Als er sie nach der „Befreiung“ in sei-

nem Städtchen aufrichten wollte, wird ihm dies von dem amerikanischen Komman-

danten verboten: „Und die Arbeiter begriffen, dass an die Stelle des deutschen Faschis-

mus der amerikanische getreten war.“
32

 Die Statue muss noch zwei Monate lang in ei-

nem Versteck bleiben, bis sich die deutschen Arbeiter ihren Traum von der Übergabe 

der Stadt an die sowjetische Verwaltung erfüllen konnten.  

Schwerer lässt sich in der zeitgenössischen Presse für die Jugend vergleichbares 

Material zum Propaganda-Stereotyp einer erwachsenen „positiven“ Heldin finden. In 

einem Text von Helena Kriţanová-Brindzová wird eine solche als deutsche Genossin 

gezeichnet, von der die Autorin bei einem Spaziergang unter der Statue des sowjeti-

schen Befreiers „fast krampfhaft am Arm“ gehalten wurde; sie zeigt auf den Roten 

Stern, der „eine Hoffnung der ganzen Menschheit und auch unsere ist“. Die Verfasse-

rin der Geschichte machte sogar auf Folgendes aufmerksam: „Anderswo würde es 

wie eine Phrase klingen, aber hier hat es eine andere Bedeutung.“ Die laut Beschrei-

bung vorzeitig ergraute Frau mit Falten um den Augen war durch ihr erlittenes Mar-

tyrium glaubwürdig, weil sie im Krieg ihren Sohn verloren hatte (ein sehr wirkungs-

volles Bild aus der marianischen Symbolik): „Der Krieg traf ihr mütterliches Herz an 

der empfindlichsten Stelle, deswegen glaube ich ihr, dass sie ihre Worte tatsächlich 

ehrlich meint.“
33

  

Eine Reportage aus einer Pionierversammlung präsentierte als Archetyp der Mut-

ter eine alte Frau aus Dresden, die ebenfalls an eine christliche Pietà-Statue erinnert. 

Ihr Mann fiel im Krieg, ihre Kinder starben bei der Bombardierung der Stadt. Daher 

hält sie nun die Pioniere aller Nationen für ihre Kinder: „Daran konnten wir sehen, 

dass in Deutschland neue Menschen entstehen, Kämpfer für den Frieden zwischen 

den Völkern.“
34

 Im Jahr 1952 traf dann eine Gruppe von Pionieren die Witwe von 

Ernst Thälmann – ebenfalls eine Person mit der Funktion einer universellen geistigen 

Mutterschaft – und sprach mit ihr.
35
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Die Niederlage als Fegefeuer 
 

Ein weiteres grundlegendes Element beim Aufbau neuer Beziehungen der tschecho-

slowakischen Öffentlichkeit zum „neuen“ deutschen Volk (in beiden Besatzungszo-

nen) war dessen direkte Verknüpfung mit dem deutschen Neuanfang (oder der „Wie-

dergeburt“) nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Dieser erfüllte die Funktion ei-

nes Fegefeuers, in dem das deutsche Volk von allen alten Sünden der Vergangenheit 

gereinigt wurde und nach dem das Leben neu beginnen konnte. Dieser Vorstellung 

entsprach die Sicht der in die Besatzungszonen entsandten tschechoslowakischen Jour-

nalisten, Mitglieder offizieller Kulturdelegationen, Jugendfunktionäre u.Ä. auf die Rui-

nen deutscher Städte, die als Moment der Erleuchtung dargestellt wurden.  

Diese ausgewählten Personen sollten ihre persönlichen Erfahrungen nach ihrer 

Heimkehr vermitteln. Somit öffnete sich den tschechoslowakischen Bürgern die Mög-

lichkeit, sich ohne Gewissensbisse gegenüber den eigenen Kriegsopfern mit den Ver-

lusten der Anderen – auf der Grundlage einer gemeinsamen Erfahrung – zu solidari-

sieren. Darüber hinaus bemühte sich die Propaganda auch, konkrete Musterrituale des 

Beziehungsaufbaus zu gestalten. Hierbei sollte es sich nicht mehr um ein einseitiges 

Verhältnis des wohlwollend Vergebenden zum sündigen Büßer handeln, sondern um 

die Freundschaft moralisch ebenbürtiger erwachsener Menschen als ein Tor zur ge-

genseitigen Loyalität gleichwertiger Partner (Bürger sowie Staaten). 

Im Jahre 1950 erklärte ein Reporter mit Überzeugung: „Das deutsche Volk in West-

deutschland sowie in der Deutschen Demokratischen Republik möchte Frieden. Aus 

den letzten zwei Weltkriegen kam es verelendet heraus. Und einen dritten Weltkrieg 

möchte es nicht mehr.“
36

 Ein anderer Text aus demselben Jahr beschreibt bei der Dar-

stellung der letzten Kriegsjahre, wie deutsche Soldaten für ein Stück Brot jedem ver-

sicherten, dass „alles kaput“ sei.
37

 Ein Journalist, der 1952 in die sowjetische Besat-

zungszone fuhr, war laut seinem Reisebericht voll widersprüchlicher Erwartungen ge-

wesen, welche Aufnahme ihn da wohl erwarte: „Gespielte Höflichkeit? Erhabenheit? 

Oder Herzlichkeit und freundschaftliche Ehrlichkeit?“ Er verheimlichte nicht einmal 

seine a priori negativen, auf persönlichen Erinnerungen basierenden Gefühle: „Ich 

selbst fühlte etwas, was mich bedrückte, was mir sagte, dass ich es nicht schaffen wer-

de, freundlich und offen genug zu sein. Im Geiste sagte ich mir oft ‚Nicht alle Deut-

schen sind gleich‘ und dachte darüber nach, wie sich das neue Deutschland von dem 

alten wohl unterscheiden werde. Solche Überlegungen rufen in mir Bilder aus dem 

Zweiten Weltkrieg hervor. Massengräber, ausgebrannte Dörfer, zerstörte Brücken, Ei-

senbahnen … Diese Bilder des Schreckens, die uns deutsche Faschisten hinterlassen 

haben, spielten sich in meinem Gedächtnis wie auf einem Filmband ab.“ Sorgenvoll 

richtet er den Blick auf das zerstörte Dresden, „ein Meer von Schutt“. Beim Anblick der 

Überreste des deutschen Fegefeuers gibt er sich auf die Frage, ob sich „das deutsche Ar-
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beitervolk einen neuen Krieg wünschen kann“, schon selbst entschieden die Antwort: 

„Nein!“
38

  

Ähnliche Eindrücke vom deutschen Volk, das nach Kriegsende „vor den Ruinen sei-

ner Heimat stand“, gewann auch ein Korrespondent von Mládež světa [Weltjugend]. Er 

sah dieses allerdings auch „vor der Ruine einer baufälligen und fehlerhaften Konstruk-

tion stehen, die deutsche Imperialisten Jahrzehnte lang aufgebaut haben“. Und er ergänz-

te, dass auf die Frage dieses Volkes, ob und welcher Weg aus diesen Ruinen hinaus 

führe, die Antwort allein die deutschen Kommunisten brächten: Diese hätten die Bevöl-

kerung bereits vor dem Krieg gewarnt.
39

 Die Chefredakteurin des Pioniers berichtete 

den Lesern von einer ehrlich gemeinten Botschaft deutscher Genossinnen, denen sie 

während ihres Besuchs in der DDR begegnet war. Diese baten sie, zu Hause zu sagen, 

dass Deutschland kein Hitler-Staat mehr sei, dass nicht alle Deutschen für Hitler ge-

wesen seien – und dass die, die ihm Glauben geschenkt hatten, ihren Fehler bitter ein-

sähen. Es fehlte nicht einmal eine ausdrückliche Reue: „Wir wissen, dass wir vor der 

gesamten Menschheit große Schuld tragen. Sagen Sie den Menschen in der Tschecho-

slowakei, dass wir deutschen Frauen einen neuen Kriegsausbruch nicht erlauben wer-

den.“
40

  

Angesichts der Häufigkeit dieses Motivs persönlicher Zeugenaussagen kann man 

davon ausgehen, dass sich das Vertrauen tschechoslowakischer Bürger in die Deutschen 

nicht auf das vom Regime gewünschte Niveau erhöhte. Noch im Schuljahr 1956/57 

reiste ein Redakteur mit „gemischten Gefühlen“ in die DDR. Er gestand „ein unterbe-

wusstes Gefühl von Wachsamkeit gegenüber den Deutschen“ ein, das nicht einmal nach 

dem Aufbau des Sozialismus in der DDR „verschwinden wollte“ – obwohl er die Be-

mühungen um diesen Versuch „mit Sympathie“ verfolge. Den Respekt des Autors ge-

wannen die Deutschen schließlich dank der Beharrlichkeit, mit der sie ihr zerstörtes 

Land wiederaufbauten. Der Einstellungswandel des Verfassers wurde im Museum von 

Buchenwald besiegelt. Dessen Ausstellung dokumentiere einerseits „Beweise für die 

Verlotterung der SS-Halsabschneider“ und „Beweise dafür, wie tief ein Teil des deut-

schen Volkes gesunken war“; anderseits belege sie aber auch, dass „anständige Deut-

sche Hitler missbilligten und gegen ihn kämpften“.  

Dass dieser Wandel dem angestrebten Idealzustand entsprach, darf man allerdings 

bezweifeln. Die verwendete (und damit von der Zensur erlaubte) Position „Vielen von 

uns wurde klar, dass die Ehre der deutschen Nation zwar wirklich befleckt war, man 

aber zu Recht auch davon ausgehen kann, dass das deutsche Volk anderen Nationen 

beweisen wird, dass ‚nicht alle Deutschen gleich sind‘, wie Genosse Gottwald sagte“ 

ist nicht nur ein Beweis für die andauernde Akzeptanz einer „kollektiven deutschen 

Befleckung“ in dem vom tschechoslowakischen Regime tolerierten Diskurs. Sie deu-

tet zudem darauf hin, dass nach Meinung des Verfassers auch mehr als zehn Jahre 

nach Kriegsende die Deutschen erst (in der Zukunft) „beweisen“ mussten, dass sie 
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nicht alle gleich seien. Am Ende des Textes bewertete er allerdings die Aufbauarbeit 

der östlichen Deutschen bereits als „heldenhafte Bemühung einer tapferen Nation, die 

viel gelitten hat“. Er wiederholte sogar das Propagandaklischee von der Hoffnung auf 

eine zukünftige Vereinigung der „getrennten Nation“, die so „gemeinsam für den 

Frieden kämpfen wird“.
41

  

Ein interessantes Beispiel für ein futurologisches Motiv taucht in einem erzieheri-

schen Schauspiel für die Pioniertheater auf. Dieses spielt in der Zeit des Slowakischen 

Nationalaufstands, wodurch die Inkohärenz der Ausführungen des Verfassers (und so-

mit des Regimes) deutlich zum Ausdruck kommt. Eine der Figuren ist der im Perso-

nenverzeichnis unter „deutsche SS-Männer“ vorgestellte Soldat Peter Dürich. Er wur-

de „gezwungen, gegen die Sowjetunion zu kämpfen“, hatte aber seinen eigenen Wor-

ten zufolge bis jetzt „mehr Gutes als Schlechtes getan“. Im Laufe der Geschichte zeigt 

sich nämlich, dass er ein guter Mensch ist: Als Kinder mit Lebensmitteln für Partisa-

nen in eine Falle laufen, rettet er diese und schließt sich der anderen Seite an. In dem 

Partisanenlager gibt es bereits „etwa 15 Deutsche, Österreicher, viele Magyaren und 

einige Franzosen, die aus KZ-Lagern entkommen waren“. 

Dürich ist Bergmann, stammt also aus der Arbeiterklasse. Er versteht die Sprache 

der Partisanen, da er in Nordböhmen geboren wurde und auch in slowakischen Berg-

werken gearbeitet hatte. Während des gemeinsamen Träumens von der Zukunft lobt 

er die slowakischen Kinder. Diese wiederum geben ihm das Lob zurück mit den Wor-

ten: „Wenn es bei Ihnen in Deutschland mehr Menschen wie Sie gäbe, würde Hitler 

die Welt nicht mehr lange in Schrecken versetzen.“ Dies bedeutet, dass nicht einmal 

ein Arbeiter, Retter und Held – aber immer noch ein Deutscher – nach dem Krieg in 

sein eigenes Haus (in Nordböhmen) zurückkehren wird. Seine Pflicht ist es, für sich 

sein eigenes Deutschland aufzubauen.
42

 

 

 

Eine parallele Geschichte: Der Zweite Weltkrieg ohne Deutsche 
 

Szenen aus dem dramatischen Höhepunkt der letzten Kriegstage dienten auch als Hin-

tergrund für eine gezielte Umlenkung der öffentlichen Aggression von „den Deut-

schen“ auf „die Amerikaner“. In den ersten Jahren nach der kommunistischen Macht-

übernahme war sichtbar, dass Deutsche als Ethnikum aus der offiziellen, für Kinder 

und Jugendliche bestimmten tschechoslowakischen Kriegsgeschichte einfach entfernt 

wurden. Der Aufbau einer loyalen Beziehung zu Deutschen als solchen und als mög-

lichen Verbündeten in der sozialistischen Revolution, sollte tschechoslowakischen 

Kindern durch das öffentliche Ausradieren der größten Konfliktquelle erleichtert wer-

den – und durch das Aneignen der Version eines Krieges, an dem „Deutsche als sol-

che“ quasi gar nicht teilgenommen haben. Dieser Wandel im medialen Repertoire 
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wird an den alljährlichen, an den Sieg und den Ausbruch des Slowakischen National-

aufstands erinnernden rituellen Texten am markantesten sichtbar.  

Während unmittelbar nach Kriegsende der Feind ein Germane, Deutscher/Fremder 

oder „der deutsche Faschismus“ als System war, wurde später der Gebrauch ethnischer 

Etiketten deutlich reduziert. In den Kriegsgeschichten von Zornička [Morgenstern] aus 

den Jahren 1947, 1948 und 1949 haben Deutsche noch „den Krieg begonnen“ und an 

seinem Ende Pressburg (Bratislava) verlassen. Im Jahre 1951 erinnerte Mateřídouška 
lediglich an die Befreiung von „Faschisten“. Auch 1952 hieß es nur, dass „den Rückzug 

der Faschisten Brennen und Morden begleitete“. Die Geschichte von Liditz (Lidice) 

in Matičné čítanie [Lektüre der matica slovenská] von 1952 kam bereits ganz ohne den 

Begriff „Deutscher“ aus. Die Gemeinde wurde von „Gestapoleuten“ umstellt, die „SS-

Männer“ brannten sie nieder und schossen auf ihre Bewohner. Von Letzteren wurde 

ein Teil „nach Deutschland“ verschleppt, das lediglich als geografischer Ort erwähnt 

wird. Die traditionsgemäß dem Sieg gewidmete Mai-Ausgabe von Mateřídouška 

brachte 1950 anstelle des Jubels über die Niederlage der Deutschen einen zwei Monate 

verspäteten Bericht über das „traurige Jubiläum“ des amerikanischen Luftangriffs auf 

Kralup an der Moldau (Kralupy nad Vltavou). 

Die jungen Leser konnten manchmal unsicher werden, wer im Zweiten Weltkrieg 

eigentlich gegen wen gekämpft hatte: Laut einer 1953 veröffentlichten Geschichte 

vom Februarsieg 1948 hat ein kleines Mädchen Geburtstag und erinnert sich daran, 

wie es diesen in der Vergangenheit gefeiert hatte – und wie es vor seinem Vater er-

schrocken war, als dieser aus einem KZ in einer grauen Uniform zurückkam. Denn 

eine solche hatten schließlich auch diejenigen getragen, die zu ihnen gekommen wa-

ren, „um die Wohnung auseinanderzunehmen“ – wonach die Mutter geweint habe. Im 

Gegensatz zu ihnen trug der Vater allerdings alte zerrissene Schuhe und keine glän-

zenden Stiefel, mit denen die Männer das Mädchen einmal getreten hatten. Es erin-

nerte sich auch daran, welche Angst es während des Luftangriffs im Versteck hatte: 

„Als wir herauskamen, erkannte ich unsere Straße nicht wieder. Es gab sie nicht 

mehr. Die Häuser waren verschwunden. Mutti hielt mich mit den Armen umklam-

mert, als ob sie nicht glauben konnte, dass wir leben. Menschen krochen aus den 

Trümmern und sagten, dass die Bomben Amerikaner geworfen hatten.“ In das Jahr 

1948 kehrt das Mädchen aus seinen Erinnerungen zurück, als es bemerkt, dass „etwas 

los ist“: Der Vater ist aus der Fabrik vorbeigekommen und möchte wieder zurückge-

hen. Dabei sagt er: „Sie wollen, dass wir wieder Not leiden, dass wir in den Fabriken 

schuften, sie wollen uns wieder versklaven. Sie wollen uns die Freiheit nehmen.“ Das 

Mädchen empfand erneut das Angstgefühl, das sie vor drei Jahren empfunden hatte. 

„Er darf nicht weggehen. Sagte nicht Mutti, dass Frieden kommt, wenn Vati zu uns 

zurückkehrt? Ich schreie: ‚Du darfst nicht gehen! Du darfst nicht!‘ ‚Ich gehe doch die 

Fabrik bewachen, damit sie sie uns nicht zerstören.‘ ‚Wie? Es kommen wieder die 

Amerikaner? Ich möchte nicht in den Keller gehen!‘“
43

  

In dieser ganzseitigen, auf kindlichen, mit dem Zweiten Weltkrieg verbundenen 

Emotionen basierenden Geschichte taucht das Wort „deutsch“ kein einziges Mal auf. 
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Im Pionier-Jahrgang 1956/1957 gelang es Teodor Fiš sogar, eine zweiseitige Erzählung 

über die Kämpfe an der Ostfront zu schreiben, ohne ein einziges Mal das Wort „deutsch“ 

zu verwenden. Im Kampf „unsichtbarer Feinde“ (Scharfschützen) stehen ein Soldat der 

tschechoslowakischen Brigade und ein „hitlerovec“ [Anhänger Hitlers] einander gegen-

über. Später erscheinen ein „Panzer der Hitler-Anhänger“ und ein „SS-Scharfschütze“ 

auf der Szene.
44

  

Ein Teilnehmer eines Ausflugs nach Potsdam im Jahr 1952 beschrieb, wie „ameri-

kanische Piraten“ im Jahre 1945 diese Stadt „unmittelbar vor dem Ende“ des Zweiten 

Weltkriegs bombardierten. Zu einer Zeit, „als die sowjetischen Armeen auf den die Stadt 

umgebenden Hügeln standen, verübten die amerikanischen Vandalen eine so abscheu-

liche Tat“. Die „amerikanischen Flieger hatten keine Gewissensbisse“ gehabt, „kulturel-

le Güter von einem enormen Wert, Wohnhäuser, Krankenhäuser, Kirchen [zu] zerstö-

ren, dass im Bombenhagel Menschen sterben, hilflose kranke Frauen, Kinder, Grei-

se“.
45

  

Nur sehr selten traten direkte Erinnerungen an Deutsche zutage. Zum Beispiel mar-

schierte im Pionier von 1954 in der Mai-Parade eine Pionierin mit, deren Vater von 

den „Deutschen“ erschossen wurde. Derjenige, der ihn fortführte, rief, sogar in der richti-

gen Transkription, „Halt!“ und „Zurück! Zurück! Zurück!“, als sie ihren Vater zum letz-

ten Mal umarmen wollte.
46

 Mária Jančová veröffentlichte eine Erinnerung an die Zeit, 

als auf dem Bahnhof verplombte Züge aus Ungarn standen. In diesen befanden sich 

auch Kinder, die um Wasser baten. Dieses durfte man ihnen aber nicht geben: „Vor 

jeden Viehwagen stellte sich ein deutscher Soldat mit einem geladenen Gewehr.“
47

 

Auch der Topos der Grenze und ihres Beschützers in Gestalt eines Soldaten (meist 

in Begleitung eines sympathischen Hundes) wurde zumindest in den Texten für Kin-

der als ein Damm und Hüter vor den Amerikanern als möglichen Aggressoren darge-

stellt: „[Der starke Soldat] bewacht die Sterne über uns/ es kommt aus Amerika kein 

Flieger mit Bomben bis hierher.“
48

 In manchen Fällen wird der Feind gar nicht kon-

kretisiert: „[Friedenstaube,] es haben mich die Jungs aus dem Grenzgebiet geschickt,/ 

dass sie bereit sind, die Heimat zu schützen“
49

, „Dein Vater hat ein geladenes Ge-

wehr, nachts läuft er mit ihm durch den Wald/ Dort bringt jemand mit bösen Augen un-
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seren Leuten den Tod.“
50

 Hinter der Grenze befand sich weniger das konkrete West-

deutschland als vielmehr der imperialistische Westen oder das Land des Bösen allge-

mein. Ein tschechoslowakisches Spezifikum war, dass die ČSR die Beschützerin des 

sozialistischen Lagers im Westen war, da sie direkt an das „Böse“ grenzte. Kompli-

ziertere Texte für ältere Kinder beschreiben amerikanische Spionageaktivitäten, zum 

Beispiel eine mit Hilfe von Flüchtlingen – Besitzer von „hiesigen“ [aus dem polni-

schen Original, also polnischen] Fabriken – organisierte „Schule für Spione und Di-

versanten in München“.
51

 

 

 

Die vielversprechenden Genossen aus der BRD 
 

Zu der Zeit, als in der öffentlichen Meinung die Vorstellung einer möglichen Vereini-

gung Deutschlands (unter Stalins Einfluss) entwickelt wurde – also dessen kompletter 

Eintritt in die wechselseitige Loyalität der „Volksdemokratien“ –, schrieb man ledig-

lich den „Herrschern“ der Westzone negative Züge zu. Als bedauernswert wurde da-

gegen das „beherrschte Volk“ dargestellt, da es unter der Vorherrschaft von Amerika-

nern, Briten, Franzosen und seiner gegen das Volk gerichteten Politiker leide. In dem 

Bemühen, ein Verschmelzen des Bildes beider Typen von „Deutschen“ zu vermeiden, 

wurde in den Medien die politische und wirtschaftliche Situation Westdeutschlands 

nicht im Vergleich mit der Tschechoslowakei, sondern mit der DDR systematisch kri-

tisiert.  

Im Jahre 1950 schilderte Ján Štefko seine Eindrücke aus Westberlin folgenderma-

ßen: „Straßenverkäufer bieten die verschiedensten Waren schlechtester Qualität an, 

während die Schaufenster mit schönen und qualitativ hochwertigen Waren gefüllt 

sind. Berliner aus diesem Stadtteil mit leeren Geldbörsen drücken ihre Nasen an die 

Schaufenster und können alle diese Reichtümer lediglich – bewundern. Die Arbeitslo-

sen sitzen auf den Ruinen ihrer Häuser und warten, dass sich Arbeit für sie findet.“ 

Dies ergänzt er mit einem Bild aus dem östlichen Teil der Stadt, wo alles anders sei: 

„Plakate machen auf Ausstellungen, Konzerte und Vorträge aufmerksam. In Theatern 

und Kinos spielt man für niedrige Preise niveauvolle Stücke und Filme. Schleich-

händler sieht man nicht. Läden, in denen die Ostberliner einkaufen können, sind voll 

mit Waren. Es gibt keine Arbeitslosen. Fabriken arbeiten mit voller Kraft. Die Trüm-

mer verwandeln sich in schöne Bauten.“
52

  

Der Verfasser macht darauf aufmerksam, dass es solche Unterschiede in Deutsch-

land allgemein gebe. Er bietet so eine Antwort an auf die Frage, warum die DDR 

eigentlich entstanden sei: auf das Verlangen der Bürger, die sich solche Verhältnisse 

wie in den Westzonen nicht hätten aufzwingen lassen wollen. Am Ende fügt er aller-

dings hinzu, dass trotz so vieler und so wesentlicher Unterschiede alle deutschen Ge-
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biete etwas gemeinsam hätten: Ihre Bewohner wollten den Frieden. Dieser umfangrei-

che Text enthält eine große Zahl der von der Propaganda empfohlenen Elemente einer 

verbindlichen Interpretation der Unterschiede zwischen der DDR und BRD: 

 

DDR BRD 

Die politischen Führungskräfte kämpfen 

für den Frieden und pflegen ein gutes 

Verhältnis zum sozialistischen Lager 

Die politischen Führungskräfte bemühen 

sich um eine Wiederherstellung des Fa-

schismus und eine Erneuerung der Ar-

mee; sie errichten Stützpunkte für einen 

Offensivkrieg 

Wirtschaft: Verstaatlichung, Bodenreform Wirtschaft: alles beim Alten 

Auflösung (Export) der Rüstungsindustrie Wiederaufbau der Rüstungsindustrie 

Kaderwechsel, neue Persönlichkeiten Alte, mit dem NS-Regime verbundene 

Kader 

Die Situation der Umsiedler [Vertriebe-

nen; die Übersetzerin] stabilisiert sich; sie 

erhalten feste Arbeitsplätze und Besitz-

tümer  

Arbeitslose Umsiedler, die zur Forderung 

nach Rückgabe ihres Besitzes und ihrer 

Posten aufgehetzt werden 

Streitkräfte: Polizei (Sicherheit, Ordnung)  Streitkräfte: Armee (Angriff) 

Keine (spürbare) Anwesenheit fremder 

Armeen: sowjetische Truppen in Kaser-

nen; man sieht sie nicht (es scheint also, 

als ob es sie nicht gäbe) 

US-Soldaten sind täglich zu sehen, sind 

also im Lande sichtbar „anwesend“   

 

Aus einem an alle deutschen Jugendlichen adressierten FDJ-Manifest von 1952 

kann man das damals aktuelle propagandistische Inventar der Feinde ableiten: „Die 

Rüstungsmillionäre aus Washington, London, Paris und ihre Bonner Vasallen“, „die-

jenigen, die am Krieg verdienen“ und „wieder nach der Kriegsfackel greifen“, „ame-

rikanische Börsenspekulanten, britische Lords, französische Bankiers und ihre Bonner 

Helfer“ – und alle, die „die deutsche Jugend in Söldnertruppen des Pestgenerals Ridg-

way hineintreiben wollen“.
53

 

Ähnlich wie die Kinder zählte mit der Zeit auch die heranwachsende Jugend 

(schon ohne eigene HJ-Vergangenheit) zu den sozialen Gruppen, die als Vermittler 

eines positiven Bildes vom „westdeutschen Volk“ dienen konnten. In Berichten über 

Aktivitäten sowjetischer Frontorganisationen in Westdeutschland wurde gerade die Prä-

senz von Jugendlichen in der Rolle ergebener Friedenskämpfer betont. Natürlich musste 

nicht jede dieser Aktivitäten vorgetäuscht werden: Zum Beispiel war die Idee der Ein-

führung der allgemeinen Wehrpflicht ein Mobilisierungsfaktor für viele Demonstra-

tionen, deren Teilnehmer sonst mit den von Kommunisten kontrollierten Bewegungen 

nicht verbunden sein mussten. Das Informationsbulletin der Auslandsabteilung des 

Zentralkomitees des Tschechoslowakischen Jugendverbands von 1950 erwähnt west-
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deutsche Jugendliche in Verbindung mit dem Pfingsttreffen der FDJ in Berlin. Dort-

hin würden tausende von ihnen kommen und weitere tausende wollten dies gerne, 

dürften aber nicht. Im selben Jahr war eine ganze Nummer des Periodikums Mládež 

světa [Weltjugend] dem Pfingsttreffen der Jugend aus beiden deutschen Staaten ge-

widmet.
54

  

Jeder tschechoslowakische Jugendliche sollte erfahren, dass die FDJ im Oktober 

den Weltfriedenstag feierte, die III. Weltfestspiele der Jugend und Studenten für den 

Frieden angekündigt wurden und der „Kampf der westdeutschen Jugend gegen Re-

militarisierung, für den Frieden und für die Vereinigung Deutschlands“ geführt wer-

de.
55

 Der Presse zufolge demonstrierte die westdeutsche Jugend andauernd und ver-

fasste Petitionen. Sogar die Kinder würden aus eigener Initiative gegen Modelle ame-

rikanischer Bomber in den Schaufenstern der Spielwarengeschäfte protestieren.
56

  

 

 

Das Curriculum eines „guten“ Deutschen 
 

Bei der Lektüre der zeitgenössischen tschechoslowakischen Presse der ersten Hälfte 

der 1950er Jahre könnte der Eindruck entstehen, dass der erwachsene Nachkriegsdeut-

sche im Allgemeinen nicht aggressiv war, aus der Vergangenheit gelernt habe und 

keine Gefahr mehr darstellte. In den geschilderten persönlichen Beziehungen war al-

lerdings die historisch bedingte und noch nicht überwundene Distanz präsent, die ei-

ner möglichen gegenseitigen Loyalität im Wege stand. Diese Feststellung trifft nicht 

nur für die tschechoslowakischen Bürger zu, die Kränkungen erlitten hatten. Einen 

Unwillen gegenüber beidseitigen Beziehungen konnte man auch bei einigen Personen 

aus den Reihen der deutschen Öffentlichkeit beobachten.  

Hier sollte der mustergültige tschechoslowakische Bürger nicht nur dazu bereit 

sein, das Angebot einer persönlichen Freundschaft von belehrten und gebesserten Deut-

schen anzunehmen, sondern seine Freundschaft und Werte auch den verunsicherten 

und nicht überzeugten Deutschen aktiv anzubieten. In tschechoslowakischen Erzäh-

lungen, die eine positive PR für den Staat und das Regime mit Hilfe der Kultur ver-

mittelten, kam die Rolle solcher „Missionare“ meist Chören, Tanzgruppen und Thea-

terensembles zu. Diese konnten sich die Sympathien gewöhnlicher älterer Deutscher 

– ehemaliger Feinde der Tschechoslowakei – verschaffen. Ein gängiges Element die-

ser „Missionarsgeschichten“ war die Einbeziehung biografischer Details irgendwel-

cher Personen aus dem Publikum, die ihre bitteren Erfahrungen unter dem Einfluss 

der tschechoslowakischen Kulturmission bewältigt hätten und sich auf die fröhliche 

                                                 
54

  Tisíce mladých Němců se sejdou o Letnicích do Berlína. Z rozhovoru nám. min. předsedy 

Německé demokratické republiky W. Ulbrichta [Tausende junge Deutsche werden zu Pfings-

ten nach Berlin kommen. Aus dem Gespräch des Sekretärs des Ministerpräsidenten der 

DDR W. Ulbricht], ebenda 1950, 4-5, S. 2. 
55

  Svolání Třetího světového festivalu mladých bojovníků za mír [Die Einberufung der Drit-

ten Weltspiele junger Friedenskämpfer], ebenda 1950, 10, S. 7. 
56

  PETER WIPP: V mene triedy [Im Namen der Klasse], in: Pionier 1955/56, 11, S. 16, 18. 



 154 

gemeinsame Zukunft hin orientieren würden. Ihr Einstellungswandel spiegelt sich an-

schließend nicht nur direkt in ihrem Gesicht, sondert auch in ihren Gesten und ihrer 

Körperhaltung wider. 

In einem in den Pionierske noviny [Pionierzeitung] von 1952 publizierten Bericht 

von Juraj Králik über eine Tournee des Ensembles „Lúčnica“ in der Deutschen De-

mokratischen Republik sind die wesentlichen Idealtypen von Ostdeutschen versam-

melt, die in der ersten Hälfte der 1950er Jahre in der tschechoslowakischen Presse be-

vorzugt wurden. Vor dem Hintergrund des musikalischen Programms wird der Leser 

Zeuge wundersamer Veränderungen der Einstellungen ausgewählter Personen aus dem 

Publikum durch die erneuernde (regenerierende) Kraft der Kunst. Der Erzähler, ein in 

der DDR gastierender Solist, sieht in die Seelen seines Publikums. Er weiß, wer wer 

ist, was er erlebt hat und was er denkt: „Das Programm begann mit einer Kantate auf 

Stalin. Ich lege in meinen Gesang alle meine Gefühle für die sowjetischen Soldaten, 

die meinen Vater aus dem Gestapo-Gefängnis befreiten [...]. Doch der Applaus war 

nur formal. Es klatschten nur Beamte, Jugendliche, sowjetische Soldaten und ein paar 

Zivilisten.“ Die erste beschriebene Person im Publikum ist „ein alter Mann“, der nach 

den ersten Liedern „sein Haupt immer neugieriger erhob“. Den angegebenen biografi-

schen Daten zufolge handelt es sich um einen Sudetendeutschen, der vor der Front 

aus seiner Heimat geflüchtet war, dort ein Haus mit Garten zurückgelassen hatte und 

gegenüber der Tschechoslowakei verbittert war. Zu dem Auftritt war er gekommen, 

weil in der Fabrik, in der er arbeitete, Eintrittskarten umsonst verteilt worden waren. Er 

klatschte in einer Weise, die nicht davon zeugte, dass er von der Aufführung einge-

nommen war.
57

  

Eine weitere typisierte Gestalt, eine „alte Frau“, saß während des Liedes „am Ran-

de des Stuhls“ und gedachte ihres Sohnes, „des blondhaarigen Hans“. Ihn hatte „Hit-

ler in die blutigen Kämpfe bei Stalingrad“ geführt, in denen er gefallen war. Zum 

Konzert war sie deswegen gekommen, weil sie ihre Enkelin, eine Pionierin, eingela-

den hatte. Im Gegensatz zu dem alten Mann applaudierte sie aber nicht, weil sie alle 

hasste, die gegen ihren Hans gekämpft hatten. Dem dritten Typus, einem jungen FDJ-

Mitglied, hat „alles von Anfang an gefallen“, als künstlerische „Lieder aus dem Land, 

wo es keine Unterdrückung gibt und wo jeder Arbeit hat“, gesungen wurden.
58

  

Das erste kleine Wunder einer Veränderung geschah, als das Ensemble am Ende 

schnelle Volkslieder zu spielen begann. Diese überwältigten den alten Mann derma-

ßen, dass er „im Rhythmus zu wippen begann“. Danach ertönte ein Lied deutscher 

Pioniere über Freundschaft, Einheit und Frieden. Die jüngste der symbolischen Ge-

stalten, die Enkelin der alten betrübten Frau, kam als Beispiel für eine Jugend ohne 

historische Schuld und Vorurteile auf die Bühne, um den Sängern einen Blumen-

strauß zu übergeben. Zum Moment des großen Wunders kam es, als diese das Mäd-

chen in ihre Arme nahmen und gemeinsam mit ihm das Lied wiederholten. Die alte 
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Frau applaudierte im Stehen mit Augen voller Liebe, die nicht nur auf die Enkelin ge-

richtet waren, sondern auch auf die gastierenden Sänger.
59

  

Die letzte Gestalt aus dem zitierten Exemplum war ein deutscher Widerstandskämp-

fer in der Rolle des Konzertorganisators. Auch zu ihm gehört ein ergänzendes biogra-

fisches Detail: Im KZ hatte er eine Hand verloren. Zum Schluss bedankte sich gerade 

er, ein Opfer seiner Landsleute, bei den Mitgliedern des Ensembles – und zwar dafür, 

dass sie geholfen hätten, die dortigen Menschen in solche „zu verwandeln“, „deren 

größtes Ziel der Kampf um die Erhaltung des Friedens sein wird“.
60

 

 

 

Ergebnisse 
 

Der mustergültige loyale tschechoslowakische Bürger, ein ethnischer Tscheche oder 

Slowake, musste zwischen 1948 und 1956 einige Male große Veränderungen seines 

politischen Bekenntnisses vornehmen – von denen mehrere und sehr bedeutende gera-

de seine Einstellung zu den mit Deutschland und „den Deutschen“ verbundenen The-

men betrafen. Gleichzeitig begegnen wir in dieser Zeit auch dem Bild eines neuen 

einheimischen Deutschen, der gegenüber seiner Heimat ČSR loyal war. Es gibt außer-

dem noch einen ganz neuen Staat der Deutschen, einen freundlichen und loyalen 

Nachbarn: die DDR. In Materialien für jüngere Schüler sind diese Veränderungen der 

Linie umso markanter, als die Propagandaproduzenten es nicht für nötig hielten, ihre 

früheren Positionen zu reflektieren. Die jedes Jahr in das Schulalter (und Lesealter) 

heranwachsenden Kinder waren nämlich von diesen unbelastet.  

Im Jahr 1948 ängstigten die tschechoslowakischen Regimepropagandisten noch die 

ganze Bevölkerung mit dem deutschen Revanchismus und sicherten sich somit deren 

Loyalität gegenüber einem Staat, der die Rolle eines Beschützers vor den Deutschen 

ausfüllte, die „wir hier hatten und von denen wir wissen, was das für welche sind“. 

Diese Propaganda überschnitt sich auch mit der gegenüber der Sowjetunion (als Be-

freierin von „den Deutschen“) geforderten Loyalität, und in der Folgezeit bezog sich 

diese Linie auch auf die späteren Regierungen und Regime beider Länder. 

Schon ein paar Jahre später wurde aber von der tschechoslowakischen Bevölke-

rung gefordert, a priori eine positive Beziehung zu den ostdeutschen Genossen auszu-

bilden. So sollte eine Atmosphäre nicht nur der Solidarität im Falle eines möglichen 

Unglücks, sondern auch einer direkten gegenseitigen Loyalität im gemeinsamen Kampf 

der Streitkräfte gesichert werden. Nebenher sollten die tschechoslowakischen Bürger 

das Solidaritätsgefühl mit den Arbeitern im Westen stärken und dem westdeutschen 

„Volk“ die Tür zum eigenen „Lager“ (zum Sozialismus) öffnen, mit dem Ziel einer 

möglichen Vereinigung Deutschlands unter sowjetischer Vorherrschaft. 

Die genannten propagandistischen Linien wirkten dabei auf den konkreten Einzel-

nen/Bürger nicht in einer strengen chronologischen Reihenfolge ein, sondern zum 

großen Teil parallel und manchmal auch gegensätzlich. In Anlehnung an den situati-

                                                 
59

  Ebenda. 
60

  Ebenda. 



 156 

ven Kontext musste dieser dann selber entscheiden, welche von den parallel geforder-

ten Loyalitäten (ethnische, bürgerliche, slavische, volksdemokratische oder sozialis-

tisch-internationale) von ihm gerade als Äußerung erwartet wurde. Differenziert war 

auch die Stellung, die er dabei einnehmen sollte: von der Position eines loyalen, weil 

dankbaren Individuums (zum Beispiel gegenüber der UdSSR für die Befreiung oder 

gegenüber der ČSR für den Schutz vor den Revanchisten), der Position eines „unter-

geordneten“ und aus Respekt loyalen Individuums (zum Beispiel gegenüber alten ver-

dienten Kommunisten, den deutschen inbegriffen) bis zum wohlwollenden Versöh-

nungsangebot oder sogar einer persönlichen Teilnahme an einer kulturpolitischen Mis-

sion für solche Deutsche, die an einem gemeinsamen Projekt kein Interesse zeigten. 

Die tschechoslowakische Propaganda wandte sich allerdings nicht nur an ethni-

sche Tschechen und Slowaken. Bereits ab 1950 wurde deutlich, dass im Rahmen der 

allmählichen innenpolitischen Stabilisierung Angehörige der deutschen und ungari-

schen Minderheiten in das öffentliche Leben zurückkehren (was auch der Propagan-

dadiskurs reflektiert). Die Gesellschaft sollte es diesen ermöglichen, ebenfalls loyale 

Bürger zu sein. Die kommunistische Partei akzeptierte diesen Wandel in dem Mo-

ment, in dem die Rekrutierung neuer Parteimitglieder auf Minderheitenangehörige 

ausgeweitet und Vorträge sowie die Verbreitung von Schulmaterialien in den Minder-

heitensprachen genehmigt wurden. Im Einklang mit der neuen Linie wurden Biblio-

thekare lokaler Büchereien folgendermaßen belehrt: „In unserem volksdemokrati-

schen Staat leben auch Menschen anderer Nationalitäten, die wir bei der massenpoliti-

schen Arbeit nicht vergessen dürfen. Diese Frage ist besonders aktuell in den Grenz-

regionen.“
61

 In diesen Gebieten wurde auch die Existenz deutscher Familien einge-

standen, die gegenüber dem neuen Regime (und somit auch gegenüber der ČSR) loyal 

seien und gerne neue Literatur lesen würden, allerdings „kein Tschechisch beherr-

schen“.
62

 Die öffentliche Akzeptanz dieser Situation wurde zum Beispiel in Texten 

über „ihre“ Künstler und Kultur in den Kulturrubriken der Zeitschriften deutlich, in 

Kinderzeitschriften wiederum durch die Benennung positiver Helden mit „ihren“ 

Nachnamen, im Schulwesen durch die Einrichtung von Minderheitsklassen mit einer 

„anderen“ Unterrichtssprache. 

Auf der Basis der Analyse primär für Kinder, Jugendliche und ihre Erzieher be-

stimmter Printmedien war es möglich, einige Bilder zu typisieren, die nach 1948 in 

der Öffentlichkeit kampagnenartig um etwas bis dahin Unvorstellbares ergänzt wur-

den: „einen guten Deutschen“, dem gegenüber ein patriotischer Tschechoslowake lo-

yal sein sollte und der wiederum gegenüber der Tschechoslowakei loyal sein konnte 

(sei es als ihr Bürger oder als ihr Verbündeter im sozialistischen Lager). Hier ging es 
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vor allem um die Motive einer gegenseitigen langfristigen Freundschaft und Vertraut-

heit der Parteiführer der betreffenden Nationen und ihres gemeinsamen Kampfes ge-

gen den Nazismus. Sie sollten eine gute Zusammenarbeit der Staaten, in denen sie ak-

tuell regierten, garantieren.  

Außer den höchsten Repräsentanten wurden als Wegbereiter der guten Beziehun-

gen Kinder dargestellt, die als „unschuldig“, also von der Vergangenheit unbelastet, 

die mentale Barriere gegenüber dem „Feind“ leichter überwinden konnten. Von der 

Vergangenheit wurden die Deutschen der Propaganda zufolge auch durch ihr im 

Krieg erlebtes Leid entlastet, wobei besonders dessen Ende als eine Art Fegefeuer 

dargestellt wurde, aus dem man in ein neues Leben eintreten konnte. Beinahe absurd 

wirkt der Versuch in der Mitte der 1950er Jahre, in der Vorstellung der Kinder Deut-

sche aus der Kriegsgeschichte auszuradieren und durch einen aktuelleren Feind – die 

Amerikaner – zu ersetzen.  

Zu den interessantesten Feststellungen gehörte die Tatsache, dass das propagan-

distische „Erschrecken“ tschechoslowakischer Bürger mit Deutschen (= Revisionis-

ten) trotz der auf der Kenntnis der Kinder- und Jugendliteratur der 1970er und 1980er 

Jahre basierenden Erwartung in der Untersuchungszeit gar nicht so intensiv war. Eine 

mögliche Erklärung dafür ist, dass diese Angst in der Gesellschaft noch seit dem 

Krieg in einer adäquaten Weise präsent war, die auch ohne überflüssige propagandis-

tische Anstrengung die Loyalität eines großen Teiles der Öffentlichkeit zum Regime 

sicherte. Eine Stärkung dieser Angst könnte hingegen zu einer für das Regime kontra-

produktiven Massenpanik, zum Hamstern, zur Passivität (im Sinne einer Hintertür für 

den Fall, dass die Gegner wirklich kommen) und zum Misstrauen gegenüber dem 

Staatssystem überhaupt führen.
63

 Eine weitere Erklärung ist die bereits erwähnte pro-

pagandistische Umorientierung der öffentlichen Angst und Aggressivität auf den ak-

tuell gefährlicheren Feind – die Vereinigten Staaten von Amerika. Gegenüber diesen 

herrschte in einem Teil der Öffentlichkeit immer noch ein starkes Loyalitätsgefühl – 

ob aufgrund der „amerikanischen“ Tradition, die sich von dem Anteil der USA an der 

Entstehung der ČSR im Jahre 1918 ableitete, oder wegen der Teilnahme an der Be-

freiung und dem dauerhaften Image eines Verbündeten.   

Die Vermittlung von mustergültigen Einstellungen gegenüber den Deutschen war 

auch für die Propagandisten mit zahlreichen Hindernissen verbunden. Im Jahre 1950 

mussten viele von ihnen aufgrund der neuen internationalistischen Linie sicherlich eige-

ne Überzeugungen von der deutschen Schuld und Unzuverlässigkeit unterdrücken. 

Als der sowjetische Optimismus bezüglich der Vereinigung und Kontrolle ganz Deutsch-

lands mit der Zeit schwand, veränderte sich die Direktive: Bereits in der zweiten Hälf-

te der 1950er Jahre bekamen tschechoslowakische Propagandisten Anweisungen in 

dem Sinne, dass sie in ihren Texten das Bewusstsein der deutschen Arbeiterklasse 

nicht „überschätzen sollen“ (und es also mit der positiven Darstellung und ostentati-
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ven Bemitleidung nicht übertreiben sollten): Die ostdeutsche Arbeiterklasse hatte ihr 

Image teilweise durch den Widerstand von 1953 beschädigt, und bei den Westdeut-

schen konnte man wiederum nicht glaubwürdig erklären, warum diese in freien Wah-

len nicht die kommunistische Partei, sondern den Erzfeind „Adenauer und seine Cli-

que“ wählten.
64

 Das Propagieren von Loyalität gegenüber „einem solchen“ deutschen 

Volk konnte von tschechoslowakischen Bürgern auch als Verrat des Regimes – und 

auch der Heimat – verstanden werden.  

Nach dem Bau der Berliner Mauer 1961 sank die Intensität der vom tschechoslo-

wakischen Regime organisierten Freundschaft mit den Westdeutschen deutlich. Für 

Kinder dortiger kommunistischer Funktionäre waren bereits interessantere Urlaubs-

ziele als das sozialistische Ferienlager in der ČSR zugänglich, und für das tschecho-

slowakische Regime war die Genehmigung von Kontakten tschechoslowakischer 

Kinder und Jugendlicher mit ihren Altersgenossen aus der BRD politisch kontrapro-

duktiv. Während solcher Kontakte mit westdeutschen, wenn auch ausschließlich aus 

kommunistischen Familien stammenden Jugendlichen konnten die tschechoslowaki-

schen Kinder schließlich mit aktuellen Modetrends, Popmusik und mit der zwar apo-

litischen, aber ideologisch ungeeigneten Jugendpresse in Kontakt kommen. Im Ge-

genteil: Gerade damals wurden in der Propaganda die alten Motive einer Ängstigung 

vor der BRD als revisionistisches Bollwerk stärker und eine – in der Regimerhetorik 

Mitte der 1950er Jahre übliche – positive Erwähnung einer möglichen zukünftigen 

„Wiedervereinigung Deutschlands“ schon automatisch als Ausdruck der Illoyalität 

gegenüber dem eigenen „Lager“ und damit als Sympathie für Bemühungen um eine 

Befreiung der DDR von sowjetischem Einfluss gedeutet. 

Eine weitere Angstwelle vor Deutschen und eine Verstärkung alter antideutscher 

Stereotype in der Tschechoslowakei war allerdings gerade mit den Ostdeutschen ver-

bunden. Die „traditionellen“ Loyalitäten sind jedoch in diesem Fall vollkommen ver-

tauscht worden: Der Deutsche figurierte nun als loyaler Verbündeter der Sowjetunion, 

die sich wiederum aus der Position des Befreiers und Garanten der Unantastbarkeit 

der tschechoslowakischen Grenzen – sowie eines Objekts der tschechoslowakischen, 

auf Dankbarkeit und Angst vor den Deutschen begründeten Loyalität – in einen treu-

losen Organisator der Invasion des Warschauer Paktes im Jahre 1968 verwandelt hat-

te. Als sich während dieses Unternehmens die (Ost-)Deutschen in ihren grauen wehr-

machtsähnlichen Uniformen an denselben Grenzübergängen „wie beim letzten Mal“ 

zeigten und ihre Sender in gebrochenem Tschechisch auf die politischen Gegner 

schimpften, die man bekämpfen, zerdrücken, vernichten etc. müsse, wurden nach drei 

Jahrzehnten in der Tschechoslowakei – zumindest in Prag und in den Grenzgebieten
65
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– die schlimmsten Erinnerungen an den „alten“ Deutschen, den Feind aus dem Zwei-

ten Weltkrieg, wiederbelebt und teilweise auch auf die nächste Generation über-

tragen.* 

                                                                                                                          
der Tschechoslowakei und vermittelten nach der Rückkehr ins Zivilleben ihre Erfahrungen 

in ihr heimisches Milieu. 

*  Der Beitrag entstand im Rahmen des VEGA-Projektes Nr. 2/0181/10 „Slovensko v Európe, 

Európa na Slovensku, vybrané témy z dejín 20. storočia“ [Die Slowakei in Europa, Europa 

in der Slowakei: ausgewählte Themen aus dem 20. Jahrhundert] des Historischen Instituts 

der Slowakischen Akademie der Wissenschaften, Bratislava. 
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Loyalität, Sozial- und Konsumpolitik.  

Zur Herrschafts- und Gesellschaftsgeschichte der DDR und 

Polens in den 1970er und 1980er Jahren 

von 

Peter  H ü b n e r  

 

 

Das Problem, um das es hier geht, gehört seit Jahrtausenden zum Strategiehaushalt 

von Herrschaft und beschreibt im weitesten Sinne die Sicherung von Dominanz durch 

die Vergabe – oder umgekehrt auch die Einforderung – materieller oder immaterieller 

Ressourcen.
1
 So lässt sich eine Kongruenz – nicht unbedingt eine Kontinuität – vor-

staatlicher Gefolgschaften
2
, loyalitätsorientierter Rituale im Mittelalter

3
 bis in die 

Epoche moderner Sozialstaatlichkeit verfolgen.
4
 Deren interventionsstaatliche Institu-

tionen waren und sind in hohem Maße auf Loyalitätsstiftung und -sicherung durch 

Sozial- und Konsumpolitik angelegt. Zu einem überaus einflussreichen Modell wurde 

das Deutsche Kaiserreich.
5
 Auch die Diktaturen im 20. Jahrhundert folgten dieser 

Entwicklungslinie.
6
 

Sozialpolitik ist als historische Tatsache wie als Begriff an die moderne Industrie-

gesellschaft gebunden.
7
 Franz-Xaver Kaufmann schreibt dazu:  

„Sozialpolitik setzt die Existenz eines politischen Gemeinwesens als Solidaritäts- und Re-

ziprozitätshorizont für die Bevölkerung und für handlungsfähige politische Eliten voraus, 

die ein Interesse an der friedlichen Fortexistenz des Gemeinwesens haben. […] Sozialpo-

                                                 
1
  HENRYK THRANE: Warfare and State. An Introduction, in: Warfare and Socity. Archaeo-

logical and Social Anthropological Perspectives, hrsg. von TON OTTO u.a., Århus 2006, 

S. 211-216. 
2
  HEIKO STEUER: Archäologie der Gefolgschaft, in: 2000 Jahre Varusschlacht: Konflikt, 

hrsg. von der Varusschlacht im Osnabrücker Land GmbH – Museum und Park Kalkriese, 

Stuttgart 2009, S. 309-318, hier S. 317. 
3
  GERD ALTHOFF: Die Macht der Rituale. Symbolik und Herrschaft im Mittelalter, Darmstadt 

2003, S. 198. 
4
  JOSEF SCHMID: Wohlfahrtsstaaten im Vergleich. Soziale Sicherung in Europa: Organisa-

tion, Finanzierung, Leistungen und Probleme, 2. völlig überarb. und erw. Aufl., Opladen 

2002, S. 76. 
5
  HANS-ULRICH WEHLER: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3: Von der „Deutschen Dop-

pelrevolution“ bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 1849-1914, München 1995, S. 1087. 
6
  Vgl. HANS MEIER: Deutungen totalitärer Herrschaft 1919-1989, in: Vierteljahrshefte für 

Zeitgeschichte 50 (2002), 2, S. 349-366. 
7
  FRANZ-XAVER KAUFMANN: Der Begriff Sozialpolitik und seine wissenschaftliche Deutung, 

in: Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 1: Grundlagen der Sozial-

politik, hrsg. vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und Bundesarchiv, 

Baden-Baden 2001, S. 7-101. 
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litik wird für politische Eliten attraktiv, wenn sie sich davon Loyalitätsgewinne der Bevöl-

kerung versprechen.“
8
 

Es liegt auf der Hand, wenn solch eine loyalitätsstiftende Funktion auch für die 

Protagonisten der nach 1945 in Ostdeutschland und Polen etablierten Parteiregime der 

SED und der Polska Zjednoczona Partia Robotnicza [Polnische Vereinigte Arbeiter-

partei; PZPR] interessant wurde. Dabei standen beide, anders als die Sowjetunion
9
, in 

der Tradition des Sozialversicherungsprinzips Bismarck’scher Provenienz. Allerdings 

war dessen bipolarer Mechanismus der Loyalitätsstiftung in Arbeiterkreisen nicht ohne 

weiteres auf die Bedingungen der DDR und der Polska Rzeczpospolita Ludowa [Volks-

republik Polen; PRL] zu übertragen. Auf den Grund hat Dieter Segert aufmerksam 

gemacht: Im Staatssozialismus sei das Machtverhältnis „nicht zwei- sondern zumin-

dest dreigliedrig“. Zwischen Herrschende und Beherrschte schob sich vermittelnd ei-

ne Dienstklasse.
10

 Geht man von dieser „zumindest“ dreigliedrigen Struktur aus, so 

liegt es nahe, Loyalitätsbeziehungen – von Illoyalität soll hier der Einfachheit halber 

erst einmal nicht die Rede sein – zwischen Machtelite und Bevölkerung, zwischen 

Funktionselite und Bevölkerung sowie zwischen Machtelite und Funktionselite anzu-

nehmen. Dafür gab es in den beiden hier verglichenen Fällen Polens und der DDR 

während der 1970er und 1980er Jahre viele Beispiele, darunter auch imposante Sze-

narien des Zusammenspiels, aber auch des Auseinanderfallens von Sozial- bzw. Kon-

sumpolitik einerseits und Loyalität andererseits. 

Aus der zeitgeschichtlichen Literatur zum hier angeschnittenen Loyalitäts-Thema 

seien ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit nur einige neuere Arbeiten genannt: 

Vor allem richtet sich das Interesse auf soziale Befriedung und Privilegierung einer-

seits wie auf politische und soziale Konfliktszenarien andererseits.
11

 Im Hinblick auf 

die DDR und die PRL stand die Frage nach den Loyalitätsbindungen schon vor 1989 

im Fokus der Forschung.
12

 Prosopografische, biografische und autobiografische Zu-

gänge eröffnen differenzierte Perspektiven auf das Loyalitätsverhalten der Funk-

tions-
13

 und Machteliten.
14

 Als historische Quelle für die polnische Entwicklung sind 

                                                 
8
  DERS.: Der deutsche Sozialstaat im internationalen Vergleich, ebenda, S. 799-989, hier 

S. 814. 
9
  GERHARD A. RITTER: Der Sozialstaat. Entstehung und Entwicklung im internationalen Ver-

gleich, 2. Aufl., München 1991, S. 140. 
10

  DIETER SEGERT: Die Grenzen Osteuropas. 1918, 1945, 1989 – Drei Versuche im Westen 

anzukommen, Frankfurt am Main 2002, S. 118. 
11

  CHRISTOPH BOYER: Verflechtung und Abgrenzung: sozial- und konsumpolitische Bezie-

hungen im RGW, in: Sozialstaatlichkeit in der DDR. Sozialpolitische Entwicklungen im 

Spannungsfeld von Diktatur und Gesellschaft 1945/49-1989, hrsg. von DIERK HOFFMANN 

und MICHAEL SCHWARTZ, München 2005, S. 151-173; PETER HÜBNER, CHRISTA HÜBNER: 

Sozialismus als soziale Frage. Sozialpolitik in Polen und der DDR 1968 bis 1976. Mit 

einem Beitrag von Christoph Boyer zur Tschechoslowakei, Köln u.a. 2008. 
12

  Der unvollkommene Block. Die Sowjetunion und Ost-Mitteleuropa zwischen Loyalität und 

Widerspruch, hrsg. von HANNELORE HORN u.a., Frankfurt am Main u.a. 1988. 
13

  Exemplarisch hierfür LUTZ NIETHAMMER, ALEXANDER VON PLATO, DOROTHEE WIERLING: 

Die volkseigene Erfahrung. Eine Archäologie des Lebens in der Industrieprovinz der DDR. 
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die politischen Tagebücher von Mieczysław F. Rakowski von herausragender Bedeu-

tung.
15

 Eine Reihe von Arbeiten beleuchten kulturgeschichtliche Hintergründe.
16

 An-

dere nehmen die machtpolitischen Dimensionen des Problems in den Blick.
17

 Weitere 

Untersuchungen erhellen den Zusammenhang von Loyalität, Sozial- und Konsumpo-

litik aus dem Blickwinkel der Arbeitergeschichte.
18

 

Um das Themenfeld etwas genauer auszuleuchten, erfolgt zunächst ein knapper 

Rückgriff auf die späten 1960er Jahre, also auf die „Erfindung“ jener Politik, die seit-

her am Begriff der „Hauptaufgabe“ festgemacht wurde, und auf den Konflikt um die 

Strukturpolitik Gomułkas und Ulbrichts. Damit sind zwei Elemente benannt, die für 

die beiden folgenden Jahrzehnte wesentliche Bedeutung erlangten. Sodann ist auf die 

seit 1971 unter Edward Gierek und Erich Honecker erfolgten wirtschafts- und sozial-

politischen Kurskorrekturen einzugehen, die zu einer Sozialpolitik über die Verhält-

nisse führten. Ein weiterer Schwerpunkt wird der unter dem Rubrum Einheit von 

Wirtschafts- und Sozialpolitik erfolgten Korrektur der Korrektur gewidmet sein. Da-

                                                                                                                          
30 biographische Eröffnungen, Berlin 1991; aus der neueren Literatur bes. DOLORES L. 

AUGUSTINE: Red Prometheus. Engineering and Dictatorship in East Germany 1945-1990, 

Cambridge/MA, London 2007; GEORG WAGNER-KYORA: Vom „nationalen“ zum „sozialis-

tischen“ Selbst. Zur Erfahrungsgeschichte deutscher Chemiker und Ingenieure im 20. Jahr-

hundert, Stuttgart 2009. 
14

  REINHOLD ANDERT, WOLFGANG HERZBERG: Der Sturz. Erich Honecker im Kreuzverhör, 

Berlin, Weimar 1990; EDWARD GIEREK: Smak życia. Pamiętniki [Der Geschmack des Le-

bens. Erinnerungen], Warszawa 1993; JANUSZ ROLICKI: Edward Gierek – Życie i narodzi-

ny legendy [Edward Gierek – Leben und Geburt einer Legende], Warszawa 2002. 
15

  MIECZYSŁAW F. RAKOWSKI: Dzienniki polityczne [Politische Tagebücher] 1967-1968, War-

szawa 1999; 1969-1971, Warszawa 2001; 1972-1975, Warszawa 2002; 1976-1978, War-

szawa 2002. 
16

  WOLFGANG ENGLER: Die Ostdeutschen. Kunde von einem verlorenen Land, 2. Aufl., Ber-

lin 2000; RAINER GRIES: Dramaturgie der Utopie. Kulturgeschichte der Rituale der Arbei-

ter-und-Bauern-Macht, in: Arbeiter im Staatssozialismus. Ideologischer Anspruch und so-

ziale Wirklichkeit, hrsg. von PETER HÜBNER u.a., Köln u.a. 2005, S. 191-214; STEFAN 

GARSZTECKI: Die polnische politische Kultur – Kontinuität und Wandel, in: Kulturelle 

Identität und sozialer Wandel in Osteuropa: das Beispiel Polen, hrsg. von ZDZISŁAW KRAS-

NODĘBSKI u.a., Hamburg 1999, S. 131-168. 
17

  JOLANTA POLAKOWSKA-KUJAWA: Soziale Konflikte in Polen und die Legitimierung der 

Macht: Wandlungen im gesellschaftlichen Bewußtsein in den Jahren 1945-1994, in: Jahr-

buch für historische Kommunismusforschung 1996, hrsg. von HERMANN WEBER, Berlin 

1996; JĘDRZEJ CHUMIŃSKI, KRZYSZTOF RUCHNIEWICZ: Arbeiter und Opposition in Polen 

1945-1989, in: Arbeiter im Staatssozialismus (wie Anm. 16), S. 425-451; Władza a społe-

czeństwo w PRL. Studia historyczne [Macht und Gesellschaft in der PRL. Historische Stu-

dien], hrsg. von ANDRZEJ FRISZKE, Warszawa 2003. 
18

  MAŁGORZATA MAZUREK: Socjalistyczny zakład pracy. Porównanie fabrycznej codziennoś-

ci w PRL i NRD u progu lat sześćdziesiątych [Der sozialistische Betrieb. Ein Vergleich des 

Fabrikalltags in der PRL und der DDR an der Schwelle der sechziger Jahre], Warszawa 

2005; CHRISTOPH KLEßMANN: Arbeiter im „Arbeiterstaat“ DDR. Deutsche Traditionen, 

sowjetisches Modell, westdeutsches Magnetfeld (1945 bis 1971), Bonn 2007. 
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nach richtet sich der Blick auf Versuche einer historischen und patriotischen Loyali-

tätsstiftung. Und schließlich geht es, ergänzt durch einen kurzen Blick auf die Kon-

fliktkulturen, um Grenzen der Loyalität in der Niedergangsperiode der 1980er Jahre. 

 
 

Konflikt um die Strukturpolitik Gomułkas und Ulbrichts 
 

Als es 1970/1971 in der DDR und Polen zu spektakulären Kurswechseln hin zur Poli-

tik der „Hauptaufgabe“ kam, war das kein originärer Vorgang. Vielmehr lag das Ur-

heberrecht bei der sowjetischen Führung unter Leonid I. Breschnew. Schon kurz nach 

Breschnews Amtsantritt im Oktober 1964 gab es vorsichtige Akzentverschiebungen 

zugunsten des Konsums.
19

 Dazu war eine „gleichzeitige Vergrößerung sowohl der 

Akkumulation als auch der Konsumtion“ beabsichtigt.
20

 Man kann darin eine politi-

sche Generalformel für die beiden folgenden Jahrzehnte sehen. Diesen Strategie-

wechsel brachte Breschnew 1970 mit der These, „daß die Erhöhung des Lebensni-

veaus der Werktätigen zu einem immer dringenderen Erfordernis der wirtschaftlichen 

Entwicklung selbst, zu einer wichtigen ökonomischen Voraussetzung für die Steige-

rung der Produktion wird“, auf den Punkt.
21

 Für die „industriellen integrierten Haus-

wirtschaften“ Ost- und Mitteleuropas mit ihren „sozialstaatlich garantierte[n] und ni-

vellierte[n] Einkommen“ und einer „staatlich subventionierte[n] Sicherung der Grund-

bedürfnisse“ war das eine neue Überlegung.
22

 

Die 1964 an die Macht gelangte neue KPdSU-Spitze sah sich nach dem Scheitern 

von Chruschtschows Siebenjahrplan 1959-1965 und angesichts eines zunehmenden 

sozialen Forderungsdrucks veranlasst, möglichst schnell größere Ressourcen in den 

Konsum zu pumpen.
23

 Außerdem sah man sich mit einer Systemkonkurrenz konfron-

tiert, bei der die Sowjetunion gegenüber Westeuropa und den USA weiter in Rück-

stand geriet. Und schließlich wurde eine Antwort auf die sich deutlicher abzeichnende 

Herausforderung der dritten industriellen Revolution dringlich. Bei dem Kurswechsel 

konnte sich die sowjetische Führung sogar auf Lenin berufen, der bereits 1920 emp-

fohlen hatte: „Die Massen sollen nicht nur wissen, sondern auch spüren, dass die Ver-

                                                 
19

  LEONID I. BRESHNEW: Auf dem Wege Lenins. Reden, Aufsätze, Erinnerungen, Bd. 1, Ber-

lin 1971, S. 390. 
20

  Direktiven des XXIII. Parteitages der KPdSU für den Fünfjahrplan zur Entwicklung der 

Volkswirtschaft der UdSSR in den Jahren 1966-1970. Bericht des Genossen A.N. Kossy-

gin, in: Presse der Sowjetunion 4 (1966), 45, S. 186-208, hier S. 189. 
21

  LEONID I. BRESHNEW: Auf dem Wege Lenins, Reden, Aufsätze, Erinnerungen, Bd. 3, Ber-

lin 1974, S. 258 f. 
22

  M. RAINER LEPSIUS: Handlungsspielräume und Rationalitätskriterien der Wirtschaftsfunk-

tionäre in der Ära Honecker, in: THEO PIRKER, M. RAINER LEPSIUS, RAINER WEINERT, 

HANS-HERMANN HERTLE: Der Plan als Befehl und Fiktion. Wirtschaftsführung in der DDR. 

Gespräche und Analysen, Opladen 1995, S. 359 f. 
23

  MANFRED HILDERMEIER: Geschichte der Sowjetunion 1917-1991. Entstehung und Nieder-

gang des ersten sozialistischen Staates, München 1998, S. 835 f. 
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kürzung der Periode des Hungers, der Kälte und des Elends voll und ganz davon ab-

hängt, wie rasch sie unsere Wirtschaftspläne erfüllen.“
24

 

Um 1970 passten auch die anderen Mitgliedsländer des RGW mit Ausnahme Ru-

mäniens ihre Fünfjahrpläne für 1971-1975 an das sowjetische Modell der „Hauptauf-

gabe“ an. Die Entwicklung dürfte durch den Zwang zur „Normalisierungs“-Politik in 

der ČSSR beschleunigt worden sein.
25

 Hinzu kamen die in der DDR und Polen aufge-

tretenen wirtschaftlichen Probleme als Push-Faktoren. In beiden Ländern beharrten 

die Parteichefs Walter Ulbricht und Władysław Gomułka auf einer ökonomischen Kon-

solidierungs- und Modernisierungsstrategie, die durch forcierte Investition in Schlüs-

selindustrien bei befristeter Konsumzurückhaltung gekennzeichnet war. Das barg na-

turgemäß einigen sozialen Zündstoff und stand quer zu Breschnews „Hauptaufgabe“. 

Gomułka versuchte 1969/1970 mit der nach dem Wirtschaftssekretär des ZK der 

PZPR benannten „Jaszczuk-Reform“ und der „Preisoperation“ vom Dezember 1970 

die Voraussetzungen für die Modernisierung der polnischen Wirtschaft zu schaffen.
26

 

Ulbricht setzte auf ein waghalsiges „Überholen ohne einzuholen“ mit Hilfe der Struk-

turpolitik.
27

 Beide Strategien hatten viel gemeinsam. Im Mittelpunkt der polnischen 

Variante stand die „selektive Entwicklung der einzelnen Branchen und Erzeugnisgrup-

pen“, bei der die Investitionsmittel nunmehr auf die Zweige konzentriert werden soll-

ten, die wie Elektromaschinen- und Chemieindustrie als Träger des technischen Fort-

schritts galten und vom Gesichtspunkt der Exportentwicklung sowie im Hinblick auf 

eine bessere Versorgung des Binnenmarktes als wichtig angesehen wurden.
28

 Mit der 

„selektiven Entwicklung“ sollte zugleich der Übergang zum intensiven Wirtschafts-

wachstum vollzogen werden. Das Rezept hieß: „Konzentration und Spezialisierung 

der Produktion sowie die optimale Nutzung der produktiven Fähigkeiten, der Arbeits-

zeit von Maschinen und Menschen“.
29

 

Ulbricht erklärte im Sommer 1970 im Gespräch mit dem stellvertretenden Vorsit-

zenden des Ministerrats der UdSSR, Nikolai A. Tichonow, offenherzig:  

„1963 begannen wir mit der Prognose und mit der Umgestaltung nach Schwerpunkten. Für 

die Bevölkerung verlangt das große Anstrengungen. Wir haben viele Mittel für die Struk-

turpolitik entziehen müssen. Deshalb ist die Entwicklung bei uns auch sehr ungleich. Das 

ist unvermeidbar. […] Wir machen Schulden bei den Kapitalisten bis an die Grenze des 

Möglichen, damit wir einigermaßen durchkommen. Ein Teil der Produkte aus den neuen 

                                                 
24

  W.I. LENIN: Bericht über die Tätigkeit des Rats der Volkskommissare, 22. Dezember 

[1920], in: DERS.: Werke, Bd. 31, Berlin 1959, S. 483-515, hier S. 508. 
25

  Vgl. „Sorge um den Menschen“. Tschechoslowakische Sozial- und Konsumpolitik im Über-

gang von der Reform zur „Normalisierung“, in: P. HÜBNER/C. HÜBNER (wie Anm. 11), S. 

471-514. 
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  Ausführlicher hierzu ebenda, S. 58-66, 133-141. 
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  Vgl. ANDRÉ STEINER: Die DDR-Wirtschaftsreform der sechziger Jahre. Konflikt zwischen 

Effizienz- und Machtkalkül, Berlin 1999. 
28

  JANUSZ KALIŃSKI: Przemiany strukturalne w gospodarce polskiej w latach 1944-1970 [Die 

strukturellen Umgestaltungen in der polnischen Wirtschaft in den Jahren 1944-1970], War-

szawa 1993, S. 134-142. 
29

  Ebenda, S. 137. 



 168 

Werken muß deshalb dorthin exportiert werden, wo wir die Maschinen gekauft und die 

Schulden gemacht haben. […] Wir machen einen Sprung nach vorn, allerdings mit genauen 

Rechnungen. Wir wissen, daß der Plan dadurch gestört wird. […] Im Interesse der Struk-

turpolitik war es aber notwendig, so zu handeln.“
30

 

Man erkennt unschwer, wo die innen- und sozialpolitischen Risiken dieser Politik 

lagen, auch dürften die ablehnenden Reaktionen darauf kaum überraschen. In Polen 

mündeten sie in die Unruhen vom Dezember 1970, in der DDR waren Meckern und 

Arbeitszurückhaltung wichtige Symptome.
31

 Ohne dass dies hier näher auszuführen 

wäre, stellt sich die Frage, welche Rolle Loyalitäten oder auch Illoyalität in den bei-

den Konfliktszenarien spielten. 

Weder Gomułkas noch Ulbrichts Vorgehen lässt sich aus einer Unterschätzung 

des Risikos erklären. Beide waren sich der Gefahren durchaus bewusst.
32

 Sie glaubten 

allerdings überzeugende Argumente für die Strukturpolitik zu haben und auf die Lo-

yalität vor allem der Arbeiterschaft setzen zu können. Beide handelten erklärtermaßen 

in der Annahme, die sozialen Zugeständnisse der frühen 1960er Jahre ließen sich wie 

ein Konto behandeln, das man nun mit der Forderung nach zeitweiligem Verzicht auf 

weitere Wohltaten belasten könnte. Wenn man so will, ging es um ein „angespartes“ 

Loyalitätsguthaben.
33

 Gomułkas Konto war in der Hinsicht besser bestückt, aber die 

Preiserhöhungen im Dezember 1970 und ihre Folgen entwerteten es nahezu vollstän-

dig. Ulbricht hingegen hatte da bei schlechtem Kontostand weniger zu verlieren. Lo-

yalitätsverlust spielte aber auch bei ihm eine Rolle – ausgerechnet im Parteiapparat 

der SED. Obwohl die beiden Protagonisten des deutschen und polnischen Nachkriegs-

Kommunismus mit gar nicht so abwegigen Argumenten bemerkenswerte Rückzugs-

gefechte lieferten, konnten sie die Entwicklung nicht aufhalten. Am 19. Dezember 

1970 trat Gomułka zurück, am 3. Mai 1971 folgte ihm Ulbricht.
34

 Die Konsequenzen 

ihres Scheiterns waren erheblich, vor allem auch, weil sie die neuen Parteiführungen 

unter Edward Gierek und Erich Honecker auf die gefährliche Scheinalternative einer 
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  BArch [Bundesarchiv], DE 1/V A/56128, Bl. 2-11, Staatliche Plankommission: Nieder-
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Juni 1970. 
31
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Politisch-psychologischer Versuch, Frankfurt a.M. 2006, S. 99. 
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  P. HÜBNER/C. HÜBNER (wie Anm. 11), S. 115-132, 151-159. 
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extensiven Sozial- und Konsumpolitik festlegten. Zunächst fuhren sie jedoch eine Lo-

yalitätsdividende ein. 

 

 

Sozialpolitik über die Verhältnisse 
 

Die Krise der Jahre 1970 und 1971 ist nicht allein aus einem Loyalitätsentzug als Re-

aktion auf die in Aussicht gestellte Austeritätspolitik zu erklären. Hinzu kam, dass die 

sich in weiten Teilen der Bevölkerung ausbreitende Unzufriedenheit von den Fron-

deuren in den Parteiapparaten der PZPR und der SED genutzt und wohl auch ange-

heizt wurde, um den Machtwechsel zu Gierek und Honecker überzeugender zu be-

werkstelligen. Ohne hier näher auf das Gewusel hinter den Kulissen der Macht einge-

hen zu können, stellt sich die Frage, weshalb die beiden Parteiführungen unter Gierek 

und Honecker zunächst eine an der wirtschaftlichen Substanz zehrende „Lösung“ in 

Kauf nahmen. Es ging dabei vor allem um Preiskorrekturen, Lohn und Rentenanheb-

ungen, insbesondere im Bereich der unteren Einkommen, um die Verbesserung des 

Warenangebots, die Ausweitung des Wohnungsbaus und um die Förderung junger 

Ehen sowie von Familien mit Kindern.
35

 Man reagierte damit auf offene oder latente 

soziale Konflikte, war bemüht, soziale Spannungspotentiale innerhalb der Gesell-

schaft abzubauen, und versuchte bevölkerungs- sowie beschäftigungspolitische Wei-

chen zu stellen. Unter dem Gesichtspunkt der Loyalitätsstiftung war das Ergebnis zu-

mindest kurzfristig zufriedenstellend.
36

 Gierek gelang es in wenigen Monaten, die in-

nere Situation Polens so weit zu konsolidieren, dass 1973 Teile der PZPR von einem 

Erfolgsrausch erfasst wurden. Der spätere Ministerpräsident Rakowski beobachtete 
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  Gemeinsamer Beschluß des Zentralkomitees der SED, des Bundesvorstandes des FDGB 
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wicz], in: Nowe Drogi 25 (1971), 7, S. 6-26; Zołożenia i proporcje planu podporządkowa-

ne potrzebom i dążeniom ludzi pracy. Fragmenty przemówienia członka Biura Politycz-

nego KC PZPR, prezesa Rady Ministrów, Piotra Jaroszewicza [Grundsätze und Proportio-
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Anm. 14). 



 170 

„mit Sorge […] vor allem im Parteiapparat […] eine Stimmung der Selbstzufrieden-

heit“.
37

 Auch Honecker verbuchte nach dem VIII. Parteitag unter den Adressaten sei-

ner Sozialpolitik durchaus echten Zuspruch, der zumindest Teile des Parteiapparats in 

ebensolche Selbstzufriedenheit versetzte und Lobhudelei förderte.
38

 Die gesellschafts-

politische Konstellation war allerdings auch günstig, denn die Hoffnung auf eine so-

zialistische Konsumgesellschaft begünstigte einen in größeren Teilen der Bevölke-

rung aufkommenden Attentismus. 

Damit stellt sich die Frage, ob der Loyalitätspegel zu dieser Zeit richtig gemessen 

wurde und ob Attentismus mit Loyalität gleichzusetzen war. Die Antwort fällt negativ 

aus. Sowohl in der DDR als auch in der PRL wurden die sozial- und konsumpoliti-

schen Anfangserfolge zwar weitgehend begrüßt, doch unterschied sich die Perzeption 

wesentlich: Während die politischen Protagonisten zur selbstreferenziellen Erfolgsbi-

lanz tendierten, zogen viele der Adressaten Vergleiche und zwar nicht etwa mit der 

Mongolei oder Angola, sondern mit westlichen Industriestaaten wie der Bundesrepu-

blik und den USA. Hinzu kam ein schnell eintretender Gewöhnungseffekt, der neue 

soziale Regelungen oder Waren- und Dienstleistungsangebote bald in der Alltagsrou-

tine verschwinden ließ. Zudem entsprang aus den unbestreitbaren Verbesserungen 

eine Erwartungshaltung, die sich vielleicht mit dem nicht ganz unproblematischen 

Begriff der Anspruchsinflation umschreiben lässt.
39

 Sie setzte die SED und die PZPR 

derart unter Druck, dass eine Absenkung der sozialen Standards nach den Erfahrun-

gen von 1968 und 1970 praktisch nicht mehr in Betracht kam. 

Der Versuch der Loyalitätsstiftung hatte einen hohen Preis. Während Gomułka 

und Ulbricht meinten, ihn nicht zahlen zu müssen, weil sie das Maß an vorhandener 

Loyalität und die soziale Leidensbereitschaft der Bevölkerung überschätzten, ver-

suchten es die Nachfolger mit Vorleistungen. Wenn man so will, ging es um Loyali-

tätskauf auf Kredit. Um diesen in Zukunft zu bedienen, setzten die neuen Parteifüh-

rungen etwas kurzschlüssig auf ein direktes Ummünzen des zu erwartenden Loyali-

tätsgewinns in größere Leistungsbereitschaft der Arbeiter und Angestellten. Gleich-

wohl bestand über das Risiko dieser Politik einigermaßen Klarheit. So räumte Ho-

necker noch vor dem VIII. Parteitag der SED ein, „eine ganze Reihe Probleme“ sei 

noch ungeklärt, aber die Materialbasis der DDR sei nun einmal „sehr schmal“, doch 
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„gegen die Arbeiter regieren“ könne man auch nicht.
40

 Konkreter wurde der Chef der 

Staatlichen Plankommission, Gerhard Schürer, im März 1973, als er daran erinnerte, 

„daß wir seit mehreren Jahren mehr Nationaleinkommen verwenden, als wir produ-

zieren“.
41

 Man habe „eine Entwicklung eingeleitet […], die nicht nur auf eigenen 

Leistungen der Volkswirtschaft der DDR, sondern auch auf einer erhöhten Verschul-

dung beruht“.
42

 Auch Gierek war sich der Gefahr bewusst. Als er am 5. Januar 1971 

in Moskau ein mehrstündiges Gespräch mit Breschnew führte, gab er diesem zu ver-

stehen, dass es sich bei der inzwischen in Polen eingekehrten relativen Entspannung 

um eine „Ruhe auf dem Pulverfass“ handle. Wenn die neue PZPR-Führung über ei-

nen Vertrauensbonus verfüge, so sei dieser nur auf Kredit gewährt.
43

 

Rund zwei Jahrzehnte später, 1990, antwortete Edward Gierek auf die Frage, wo-

mit er nach seinem Machtantritt als PZPR-Chef begonnen habe:  

„Mein strategisches Ziel wurde der Kampf um die Verbesserung des Lebensniveaus der 

Polen. Die einzige Art und Weise, dieses Ziel zu erreichen, war die Beschleunigung der 

wirtschaftlichen Entwicklung des Landes. […] Die Gesellschaft hatte die Losungen satt, 

die hehren Programme satt, die gewöhnlichen Menschen wollten besser leben. Und dieser 

Wunsch musste, wenn wir es nicht zu einer Degradierung der Nation bringen wollten, 

erfüllt werden. […] Ich nahm an, dass große Reserven in unserer Wirtschaft stecken, wenn 

eine andere Sozialpolitik durchgeführt und die gesellschaftliche Basis des Systems erwei-

tert wird.“
44

  

Ähnlich sah auch Erich Honecker post festum die Dinge:  

„Wir waren zu Beginn der siebziger Jahre zu der Auffassung gelangt, dass es erforderlich 

sei, den Kurs der DDR zu korrigieren, und zwar in Richtung zunächst einer Konsolidierung 

der DDR, und dann zu einem neuen Aufschwung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens 

zu kommen. Die wichtigste Frage bestand aufgrund einer gründlichen Analyse darin, dass 

wir unsere Politik enger mit dem Fühlen und Denken der Massen verbanden.“
45

  

Im selben Interview, aus dem dieses Zitat stammt, meinte Honecker, seine Sozial-

politik sei „nicht so mies“ gewesen, „sonst brauchten heute [Anfang 1990; P.H.] nicht 

die Bürger der DDR ihre sozialen Errungenschaften zu verteidigen“.
46
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In beiden Zitaten deutet sich etwas vom Verständnis der Problemlage und den po-

litischen Entscheidungskriterien an, denen die Parteiführungen in den 1970er Jahren 

folgten. Es war offensichtlich, dass man an die Politik der „Hauptaufgabe“ nicht mit 

einem gefüllten Loyalitätskonto ging, sondern erst mit dem Eingehen auf soziale For-

derungen und Wünsche eine stärkere Loyalitätsbindung und gesellschaftliche Mobili-

sierung erhoffte.
47

 Das hielt bis 1974, als die sowjetische Ankündigung, im folgenden 

Jahr die Rohstoffpreise im RGW-Handel anheben zu wollen, wie ein Blitz einschlug. 

An sich war ein solcher Schritt nachvollziehbar, denn die UdSSR bezahlte für ihre 

Importe die inzwischen gestiegenen Weltmarktpreise, während sie ihre Exporte in die 

„Bruderländer“, vor allem Rohstofflieferungen, noch immer zu den vereinbarten nied-

rigeren RGW-Preisen abwickelte. Die Erhöhung der Rohstoffpreise, so rechnete man 

in Ostberlin aus, würde die DDR im Jahre 1975 mit 7-8 Mrd. Mark und im Zeitraum 

1976-1980 mit jährlich 8-9 Mrd. Mark belasten. Das war mehr als der jährliche Zu-

wachs an Nationaleinkommen.
48

 Honecker meinte dazu, „die ganze Angelegenheit“ 

müsse „so angepackt werden […], daß es nicht zu irgendwelchen Panikstimmungen 

kommt“
49

. Wenig später war schon ziemlich offen von Abstrichen an der „Hauptauf-

gabe“ die Rede. Im Gespräch mit Nikolai A. Tichonow, dem stellvertretenden Minis-

terpräsidenten der UdSSR, äußerte Honecker unverblümt, „daß wir nicht den materi-

ellen Lebensstandard in dem Tempo weiterführen können wie in den letzten Jah-

ren“
50

. Polen, das zu dieser Zeit einen großen Teil seines Konsums und der Industrie-

investitionen aus Krediten finanzierte, saß bereits in der Schuldenfalle. Hatte es noch 

1970/1971 im Handel mit westlichen Ländern eine positive Bilanz erzielt, so über-

stieg der Import aus diesen Ländern bereits 1972 den Export dorthin. 1974/1975 fiel 

die Negativbilanz noch deutlicher aus. Die Verschuldung gegenüber dem Westen war 

achtmal höher, als die PZPR-Führung und die Regierung im Fünfjahrplan vorgesehen 

hatten. Seit 1974 galt Polen als unsicherer Schuldner, was die Kreditbedingungen ver-

schlechterte. 1975 überschritt die Bedienung der Auslandsschulden mit 32% des Ex-

portwerts deutlich die als noch sicher geltende Grenze von 24%. 1976 stieg dieser 

Anteil bereits auf 41% des Exports.
51

 Zumal die infolge des Ölpreisschocks eingetre-
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tene internationale Wirtschaftsdepression „die Hoffnungen auf wirtschaftlichen Wan-

del und Modernisierung [durchkreuzte]. Die Ökonomie des Landes begann, auf der 

schiefen Ebene herabzurutschen, und wurde sowohl durch die dem System innewoh-

nende Starrheit und Inelastizität als auch durch die wachsende Last der Auslandsver-

schuldung nach unten gezogen.“
52

 Damit bahnte sich das Ende der Ära Gierek an. 

Sowohl in der DDR als auch in der PRL war man 1974, spätestens aber 1975 an 

einem Punkt angelangt, ab dem es nicht mehr so sehr um Loyalitätsstiftung ging, son-

dern – frei nach Sloterdijk
53

 – um eine neue Kreditaufnahme bei der Loyalitätsbank. 

Im Grunde brachen hier die alten Gegensätze aus der Spätzeit Gomułkas und Ul-

brichts wieder auf. Wenn die Tendenz zur „Ökonomisierung“ nicht erneut in inner-

parteiliche Fraktions- und Richtungskämpfe mündete, lag dies zum einen an der schwa-

chen Position der Technokraten und zum anderen daran, dass Gierek und Honecker 

noch immer von ihrem sozialpolitischen Kavalierstart im Jahr 1971 zehren konnten. 

Allerdings zerrann ihr in den Jahren 1970/1971 aufgenommener Loyalitätskredit in 

der Mitte des Jahrzehnts zusehends, als es um strategische, aber unpopuläre Weichen-

stellung ging. 

 

 

Korrektur der Korrektur 
 

Die Vorstellungen, kräftige sozial- und konsumpolitische Vorgaben würden einen 

Leistungsschub auslösen, der wiederum genügend Mittel für die Fortsetzung der of-

fensiven Sozialpolitik und zur Begleichung der Auslandsschulden hervorbringen könn-

te, hatten den Praxistest nicht bestanden. Zudem standen die Mitte der 1970er Jahre 

einsetzenden Bemühungen, den Konsumzuwachs zugunsten von Modernisierungsin-

vestitionen in der Industrie zu begrenzen, quer zur bisherigen Politik. Im Grunde 

stand man da, wo 1970 Gomułka und Ulbricht aufgehört hatten, und sah sich gewis-

sermaßen zur Korrektur der Korrektur von 1971 genötigt. In der DDR galten die Mi-

kroelektronik und die energiepolitische Rückkehr zur Braunkohle als zentrale Aufga-

ben, in Polen versuchte man die durch Auslandskredite ermöglichten industriellen 

Großprojekte in den Gewinnbereich zu führen und durch vermehrte Rohstoffexporte 

zu finanzieren. Aber weder die erhofften Effekte traten ein, noch verbesserte sich die 

Versorgung der Bevölkerung. Der wachsende Kaufkraftüberhang ließ die Sortiments-

lücken nur noch spürbarer werden. Loyalität und Frustration verhielten sich wie Flüs-

sigkeiten in kommunizierenden Röhren. Es mochte gerade an dieser heiklen Konstell-

ation gelegen haben, wenn Honecker meinte, man müsse nicht nach „neuen konzep-
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tionellen Maßstäben“ suchen, sondern solle am Kurs der „Hauptaufgabe“ festhalten.
54

 

Die PZPR hatte inzwischen unter dem Druck neuer Proteste, besonders in Radom, 

Płock und Ursus, das Projekt einer Preisreform aufgegeben. Aber im Juni 1976 for-

derte Gierek die 1. Sekretäre der PZPR-Woiwodschaftskomitees auf, die „verlorene 

Schlacht […] in unseren Sieg umzuschmieden“. Dazu seien „in allen Woiwodschaf-

ten Massenkundgebungen, Kundgebungen für einige zigtausend und sogar hundert- 

oder über hunderttausend Menschen“ durchzuführen. Sie sollten bekunden, dass die 

Vorschläge richtig waren und dass „die Methoden, der gewaltigen Mehrheit der Ar-

beiterklasse, der Nation, den Willen einer kleinen Gruppe von Rowdys aufzuzwin-

gen“, nicht unterstützt würden.
55

 

Diese Symbolpolitik geriet zur peinlichen Inszenierung oder, wenn man will, zum 

Loyalitäts-Theater.
56

 Gierek selbst sprach später von Veranstaltungen, die in „gerade-

zu kabarettistischer Weise organisiert“ worden seien.
57

 Berühmt wurde das Foto einer 

menschenleeren Stadiontribüne. Nur ein Schild war zurückgeblieben: „Genosse Gie-

rek, wir sind mit Dir“. Die Dramaturgie war allerdings nicht ungewöhnlich. Auch in 

der DDR hielt die SED an solchen abverlangten Loyalitätsbekundungen fest: choreo-

grafierte Kundgebungen, ritualisierte Begegnungen derer „oben“ mit jenen „unten“, 

Selbstverpflichtungen in vorgestanzter Rhetorik, alles dies gehörte zum Repertoire.
58

 

Man hat es hier offensichtlich mit der zeitgeschichtlichen Dimension von Gerd Alt-

hoffs These zu tun, „daß mit Ritualen Macht ausgeübt werden kann und wird; daß die 

Rituale aber auch diejenigen in ihren Bann zwingen, die sie durchführen“ – und dass 

es sich um „Phänomene langer Dauer“ handelt.
59

 In den beiden hier betrachteten Fäl-

len war dieser Mechanismus zwar schon etwas ausgeleiert, und sein praktischer Ef-

fekt mag in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre eher im kontraproduktiven Bereich 

gelegen haben, gleichwohl dürfte man die intendierte Absicht nach wie vor im Bei-

trag politischer Rituale zur Systemstabilisierung vermuten. 

Im Dezember 1976 ruderte Gierek endgültig zurück und kündigte eine Verbesse-

rung der Versorgung auch durch vermehrte Importe, höhere Investitionen in der Kon-

sumgüterproduktion sowie eine schrittweise Verringerung des Investitionsanteils am 

Nationaleinkommen an.
60

 Aber auch dieses „spezifische Wirtschaftsmanöver“ erfüllte 
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die Erwartungen nicht. Die Wirtschaft versank in „Disharmonie“, ihre Effektivität 

nahm ab.
61

 1978 ging das Nationaleinkommen um 2,3% zurück, 1979 noch einmal 

um 6%.
62

 Unter solchen Bedingungen verlor die PZPR die verbliebene Autorität. 

Selbst die Loyalitätsbindungen der Parteimitgliedschaft lösten sich auf. Der Rücktritt 

Giereks und die folgenden Jahre des Kriegsrechts verhinderten das Desaster des 

Staatssozialismus in Polen nicht, sie gehörten dazu. 

In der DDR vollzog sich die Entwicklung zwar weniger spektakulär, aber doch mit 

ähnlich brisanten Konsequenzen. Bemerkenswert daran war allerdings, wie die SED-

Führung die Auswirkungen der Ölpreiskrise in Westeuropa als Kontrastfolie zu nut-

zen suchte, um die Vorzüge des eigenen Systems herauszustellen. Anfang 1976 er-

schien unter dem Titel „Auf sicherem Kurs“ ein programmatischer Artikel Erich Ho-

neckers, in dem er „Inflation und Arbeitslosigkeit, wachsende soziale Unsicherheit 

der Werktätigen“ im Westen der „sozialen Sicherheit und Geborgenheit“ in der DDR 

gegenüberstellte.
63

 Diese Argumentationsfigur erscheint unter dem Aspekt der Loyali-

tätsstiftung besonders interessant, denn hier wurde der zentrale Bezug von der Orien-

tierung am sozialistischen Lebensstandard umgepolt auf das Kontrastprogramm der 

kapitalistischen Krise. 

Dieser Artikel war vor allem aber als politische Grundsatzerklärung angelegt. Sei-

ne Orientierungsfunktion bei der Vorbereitung des noch im gleichen Jahr stattfinden-

den IX. Parteitags der SED lag auf der Hand. Das galt auch im Hinblick auf eine bei 

oberflächlicher Betrachtung kaum wahrnehmbare Kursänderung. Sie zeichnete sich 

seit der 13. ZK-Tagung im Dezember 1974 über die 15. Tagung im Oktober 1975 und 

der Rede Honeckers vor den 1. Sekretären der SED-Kreisleitungen am 27. Oktober 

1975 immer deutlicher ab. Im Wesentlichen ging es darum, dem erhöhten Moderni-

sierungs- und Rationalisierungsbedarf vor allem in der Industrie der DDR unter Bei-

behaltung der sozialpolitischen Kernziele Rechnung zu tragen. Die hierzu angestellten 

Überlegungen gerannen zur Formel von der „Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt-

schafts- und Sozialpolitik“. Sie fand, deutlich herausgestellt, im Bericht des ZK an 

den IX. Parteitag
64

 und im neuen Parteiprogramm Eingang.
65

 

Es galt die inzwischen verlorene Balance zwischen Erzeugung und Verbrauch 

wiederherzustellen. Nichts anderes sollte der Begriff der „Einheit von Wirtschafts- 

und Sozialpolitik“ besagen. Manfred G. Schmidt hat auf dessen Vieldeutigkeit, oder 
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besser: die dehnbare Interpretierbarkeit aufmerksam gemacht.
66

 Dass der 1971 auf 

dem VIII. SED-Parteitag ausgestellte „Freifahrschein zur expansiven Sozialpolitik“ 

auch unter dem neuen Vorzeichen seine Gültigkeit behielt, setzte sich als dominieren-

de Interpretation durch, „und zwar mit voller Rückendeckung Honeckers“.
67

 Im Mai 

1976 bestätigte der IX. Parteitag der SED diesen Kurs, nicht ohne auch hier zu beto-

nen, der RGW-Raum habe sich zur „dynamischsten Wirtschaftsregion der Erde“ ent-

wickelt, während sich im Westen seit Beginn der 1970er Jahre „eine ganz besondere 

Art der Verflechtung von allgemeiner und zyklischer Krise“ zeige.
68

 

Unter dem Druck der wirtschaftlichen Entwicklung wurden nach der Füllhorn-

Phase der „Hauptaufgabe“ unter dem nunmehrigen Zusatz „in ihrer Einheit von Wirt-

schafts- und Sozialpolitik“ wieder die Themen „Leistungsprinzip“ und „Intensivie-

rung“ großgeschrieben. Ein wichtiges Indiz für diese Änderung der Perspektive ent-

hielt das neue Parteiprogramm. Sozialpolitik wurde darin deutlicher auf Arbeit, Be-

triebe und Beschäftigte bezogen. Um den sozialistischen Charakter der Arbeit „allsei-

tig“ zu entwickeln, seien „die Arbeitsbedingungen planmäßig so zu gestalten, daß sie 

Arbeitsfreude, Einsatzbereitschaft und Schöpfertum sowie das Streben der Werktäti-

gen nach Ordnung, Sicherheit und Disziplin fördern“.
69

 

Nicht nur im Hinblick auf die Sozial- und Konsumpolitik, sondern mehr noch an-

gesichts der prekären Energiebilanz der DDR und der „digitalen Revolution“ wurde 

ein massiver volkswirtschaftlicher Leistungsschub unabdingbar. Doch genau zu die-

ser Zeit reagierte die Politik kurzatmig. Ein außen stehender Beobachter bescheinigte 

dem neuen SED-Programm, es fehle „der große Schwung, das Beflügeltsein durch die 

Utopie“
70

. Grundsätzlich hätte sich der Einstieg in die Entwicklung, Produktion und 

Nutzung der Mikroelektronik für Mobilisierungskampagnen mit loyalitätsstiftender 

Wirkung geeignet. Der vom SED-Politbüro am 7. Juni 1977 gefasste Beschluss zur 

beschleunigten Entwicklung der Mikroelektronik bot mit seinen Modernisierungsop-

tionen durchaus Ansätze in diese Richtung.
71

 Aber nicht zuletzt angesichts ihrer fest-

gefahrenen Sozial- und Konsumpolitik und drohender sozialer Konflikte verfügten 

die DDR und noch weniger die PRL über die nötigen wirtschaftlichen Spielräume, 

abgesehen davon, dass eine Kooperation innerhalb des RGW über das 1969 verein-

barte ESER (Einheitliches System elektronischer Rechentechnik)-Projekt, an dem 
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auch die DDR und Polen beteiligt waren, kaum hinauskam.
72

 1977 räumte ein interner 

Bericht ein, die DDR sei inzwischen gegenüber den international führenden Produ-

zenten bei analogen Schaltkreisen um vier bis acht Jahre, bei digitalen Halbleiterspei-

chern und Mikroprozessoren um sechs bis sieben Jahre sowie bei den Ausrüstungen 

für entsprechende Fertigungslinien bis zu neun Jahre zurückgefallen.
73

 Damit ging der 

Anschluss an eine der wichtigsten strategischen Technologien verloren. Insofern war 

es eine Frage der Zeit, wie lange das Konzept der Einheit von Wirtschafts- und Sozi-

alpolitik noch tragfähig genug blieb, um Loyalitätseffekte zu generieren. 

 

 

Versuche historischer und patriotischer Loyalitätsstiftung 
 

Wenn die materiellen Ressourcen knapp werden, liegt der Rückgriff auf immaterielle 

Werte nahe. Seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert spielten gerade in Europa nationa-

le Mobilisierungskampagnen eine besondere und ambivalente Rolle. Das Problem soll 

hier nur knapp angedeutet sein, zumal es im Hinblick auf die DDR und die PRL noch 

einigen Forschungsbedarf zu geben scheint. An einigen Stationen der polnischen Ent-

wicklung tritt das Argument der nationalen Einheit und Verantwortung sehr weit in 

den Vordergrund. Noch in seinem Memorandum vom März 1971 appellierte Gomuł-

ka direkt an das nationale Verantwortungsbewusstsein.
74

 Nicht anders erklärte er sei-

ne Politik, die zum Dezember 1970 geführt hatte. Auch als Jaruzelski am 13. Dezem-

ber 1981 das Kriegsrecht proklamierte, begründete er das u.a. damit, dass das Vater-

land am Rande des Abgrunds stehe und das Erbe vieler Generationen in Gefahr sei.
75

 

Und, um ein letztes Beispiel anzuführen, auch das berühmte Treffen von Innenminis-

ter Kiszczak mit dem Solidarność-Vorsitzenden Wałęsa am 31. August 1988 stand 

unter diesem Vorzeichen. Die Gespräche über gemeinsames Handeln für eine Wirt-

schafts-, Gesellschafts- und politische Reform, so hieß es in einer Erklärung Wałęsas, 

seien zum Wohle des Landes erfolgt. Deshalb werde auch der Streik abgebrochen.
76

 

Bei allen Unterschieden blieben Polen als Land und die polnische Nation in dieser 

Argumentationsfigur zentrale und aus dem politischen Konflikt herausgehobene Kate-

gorien, sakrosankt gewissermaßen. Man wird das nicht ohne weiteres auf die Bezie-
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hung zwischen Loyalität, Sozial- und Konsumpolitik übertragen dürfen, Spuren da-

von finden sich aber allemal. 

Das im Zeitraum der 1970er Jahre wohl prominenteste Beispiel eines Versuches 

nationaler Identitätsstiftung war die Devise vom „zweiten Polen“. Das 1972 auf dem 

5. Plenum des ZK der PZPR verabschiedete langfristige Wohnungsprogramm
77

 wurde 

zur „gesamtnationalen Aufgabe“ erklärt, mit der „die Kraft und die Initiative von Mil-

lionen Bürgern aktiviert“ werden sollten, denn es ginge „um eine große Sache, darum, 

im Zeitraum einer Generation ein zweites Polen zu erbauen – ein wohlhabenderes Po-

len, das den Wünschen der Bürger eines modernen Industrielandes entspricht.
78

 Damit 

war der Begriff vom „Bau eines zweiten Polen“ formuliert, der in den folgenden Jah-

ren zu einer der zentralen Losungen der PZPR werden sollte. Auf dem am 27./28. No-

vember 1972 stattfindenden 7. Plenum des Zentralkomitees, das der Jugendpolitik ge-

widmet war, sprach Edward Gierek vom „Polen unserer Wünsche und Bestrebun-

gen“
79

. Die Devise „Wir erbauen ein zweites Polen“ bezeichnete er als „populären 

Ausdruck“ des sozialökonomischen Programms der Partei. Dies sei das „Programm 

der ganzen Nation“ und bestimme „gleichzeitig die historische Chance und die histo-

rische Aufgabe der jungen Generation“.
80

 Schon fast etwas mystisch hieß es in den 

Plenumsthesen:  

„Der Bau eines ‚zweiten Polen‘ – das ist eine Aufgabe, deren Elan die Grenzen der plane-

risch-statistischen Begriffe übersteigt. Er soll eine ideologische und emotionale Kategorie 

werden, das Erlebnis einer Generation, die praktische Verkörperung des Übergangs von der 

Quantität in eine neue Qualität. Das ‚zweite Polen‘ – das ist nicht nur die Vervielfachung 

und Modernisierung der Grundmittel und die Vervielfachung der Produktion, das ist auch 

die grundlegende Modernisierung des ganzen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Le-

bens“,  

dies alles stehe für  
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„das Aufblühen der allgemeinen Kultur der Nation auf dem der Periode des vollen Sieges 

der sozialistischen Verhältnisse angemessenen Niveau“
81. 

Zumindest eine Zeitlang überdeckte dieser Anspruch die akuten Schwierigkeiten 

der PRL. Angesichts der offenen deutschen Frage hatte es die SED in der DDR 

schwerer. Mit dem nationalen Thema konnte sie kaum punkten, auch wenn Honecker 

seine Amtszeit mit einer radikalen Abgrenzungspolitik gegenüber der Bundesrepublik 

begann. Der Versuch, das Entstehen einer eigenen sozialistischen deutschen Nation 

zu postulieren, ging über hilflose Symbolik kaum hinaus.
82

 Vor allem ließen sich da-

mit die seit 1974 rasch zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten nicht kompen-

sieren. Interessanter, aber ähnlich ergebnislos, war der spätere Versuch, das protestan-

tisch-lutherische und das preußische Erbe für die DDR zu reklamieren.
83

 Hier ging es, 

wie die in den 1980er Jahren geführte Erbe- und Traditionsdebatte zeigte, um den 

Rückgriff auf ein entsprechendes Arbeits- und Sparsamkeitsethos. 

Das blieb nicht ohne Wirkung. Mit dem Begriff eines DDR-Nationalgefühls wäre 

der Effekt sicher nicht adäquat beschrieben, aber unterhalb dieser Schwelle entwi-

ckelte sich vielleicht doch eine entsprechende Affinität. Sie machte sich u.a. bemerk-

bar in einer gewissen Überlegenheitsattitüde gegenüber den osteuropäischen Verbün-

deten der DDR, gestützt vor allem auf die eigene wirtschaftliche Leistung und den da-

mit erreichten Lebensstandard: „Wir sind die Westler des Ostens.“
84

 Es hat den An-

schein, als wollte Honecker Ende 1988 mit seiner trotzigen Bemerkung daran anknüp-

fen, man gestalte die entwickelte sozialistische Gesellschaft „hier in diesem Lande, 

nicht im luftleeren Raum und auch nicht unter Verhältnissen, wie sie anderswo, aber 

nicht bei uns bestehen. Wir gestalten sie in den Farben der DDR.“
85
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Fragt man, was die Aktivierung nationaler Gefühle und Traditionen gebracht hat, 

so fällt die Antwort nicht leicht. Eine direkte Mobilisierung von Leistungspotentialen 

ist nicht zu erkennen. Auch dürften sich Loyalitätsgewinne in engen Grenzen gehalten 

haben. Gleichwohl scheint der nationale „Soundtrack“ eine moderierende Wirkung auf 

politische und soziale Konfliktlagen ausgeübt zu haben. Damit mag eine teilweise 

Entkopplung des sozialen Forderungsdrucks von Loyalität einhergegangen sein. 

 

 

Grenzen der Loyalität in der Niedergangsperiode der 1980er Jahre 
 

In den 1980er Jahren wurde der Handlungsraum für die Parteiregime der PZPR und 

der SED sehr eng. Die Zahlung eines, wie Claus Offe es genannt hat, „loyalitätsbin-

denden Schweigegeldes“
86

 fiel immer schwerer. In dem Maße, in dem die Dienstklas-

sen dieser Lage gewahr wurden, sank auch ihre Bereitschaft, Konflikte durch massi-

ven Gewalteinsatz zu beenden. Darauf hat Dieter Segert aufmerksam gemacht.
87

 An-

dererseits war die Alternative einer offensiveren Sozial- und Konsumpolitik im Grun-

de schon seit Mitte der 1970er Jahre verbaut. 

Mit der am 1. Juli 1980 verfügten Erhöhung der Fleischpreise setzte die PZPR-

Führung so ziemlich alles auf eine Karte – und provozierte damit wie schon 1976 ei-

nen heftigen Konflikt. Aus der Streikfront heraus trug am 17. August 1980 ein über-

betriebliches Streikkomitee 21 Forderungen vor, zu denen die Anhebung der Grund-

löhne, Preisgarantie, stabile Versorgung, Senkung des Rentenalters auf 50 für Frauen 

bzw. 55 Jahre für Männer, Verbesserung des Gesundheitswesens, mehr Krippenplätze 

und Wohnungen sowie freie Samstage gehörten.
88

 Damit war ein Fächer der wichtig-

sten sozialen Erwartungen und Forderungen entfaltet. Ob ein Nachgeben der Regie-

rung eine Loyalitätswelle ausgelöst hätte, bleibt zu bezweifeln. Zu stark war inzwi-

schen das Verlangen nach Demokratisierung und nach dem Ende des Machtmonopols 

der PZPR. Das im Dezember 1981 ausgerufene Kriegsrecht machte das Thema zu-

nächst obsolet und fror den Konflikt mit seinem enormen Protestpotential für eine 

Weile ein. 

Die Loyalitätsbrücke zwischen Machtelite und Gesellschaft lag seither in Trüm-

mern. Daher erübrigt sich auf den ersten Blick die Frage nach der Beziehung von Lo-

yalität, Sozialpolitik und Konsum für den Zeitraum der 1980er Jahre. Dennoch ver-

dient die Phase relativer Stabilität nach der Aufhebung des Kriegsrechts ab 1983 eine 

genauere Betrachtung. Ohne dass hier näher darauf einzugehen wäre, sollte zumindest 

die Frage nach der gesellschaftlichen Binde- und Integrationsfähigkeit der PZPR in 

der Jaruzelski-Ära gestellt sein. Zwar boten weder die Repressionsdrohung noch die 

wirtschafts- und konsumpolitische Situation ein loyalitätsförderndes Potential. Gleich-

wohl blieben die 1980er Jahre relativ ruhig und selbst im Jahr 1989 fand man im Zei-
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chen des Runden Tisches zu Kompromissen. Eine Erklärung hierfür liegt zweifellos 

außerhalb der Sozial- und Konsumpolitik im Bereich ideeller oder auch ideologischer 

Loyalitätsstiftung. Im polnischen Fall hatte man es – wie erwähnt – vor allem aber 

wohl mit dem nationalen Argument zu tun. 

Mit dem Referendum vom 29. November 1987 suchte die Regierung mit der Frage 

„Bist Du für die ganzheitliche Verwirklichung des vom Sejm vorgeschlagenen Pro-

gramms einer radikalen Gesundung der Gesellschaft, das auf eine merkliche Verbes-

serung der Lebensbedingungen der Gesellschaft zielt, in Klarheit darüber, dass ein 

schwieriger zwei-, dreijähriger Zeitraum schneller Veränderungen zu durchschreiten 

ist?“ nach einer Legitimation. Diese blieb bei einer Beteiligung von 67,32% und da-

runter 55,72% Ja-Stimmen aus.
89

 Es wurde gar nicht erst versucht, die relative Mehr-

heit als Erfolg zu verbuchen. Dann ging es nach zwei Streikwellen im Mai und Au-

gust 1988 zügig dem Ende der PRL entgegen. Dem bereits erwähnten Treffen Kisz-

czak–Wałęsa am 31. August 1988 folgten die Periode des Runden Tisches und dann 

der den Machtwechsel einleitende Kompromiss von 1989. Loyalitäten konzentrierten 

sich zu dieser Zeit auf die Solidarność-Bewegung und auf die katholische Kirche, die 

in Polen besonders seit Beginn des Pontifikats Johannes Paul II. im Jahr 1978 einen 

enormen Autoritätszuwachs verzeichnete. Überhaupt wäre es genauerer Betrachtung 

wert, ob und inwieweit die Sozialenzyklika „Laborem Exercens“ (1981)
90

 des polni-

schen Pontifex zur Lockerung oder gar Auflösung der noch immer am Sozialmodell 

der PZPR anknüpfenden Loyalitäten beitrug. 

Während die DDR-Wirtschaft seit Mitte der 1970er Jahre hinter den hochgesteck-

ten Zielen der Effektivitätssteigerung zurückblieb und bei der Konsumgüterproduk-

tion vermehrt Zuflucht zu teuren Improvisationen suchen musste
91

, blieben die sozial-

politischen Maßnahmen auf einem vergleichsweise stabilen Niveau. Die These, dass 

die Expansion der Sozialpolitik in den 1980er Jahren zum Stillstand gekommen sei, 

trifft zwar partiell auf den Ausbau der sozialen Sicherungssysteme zu.
92

 Dagegen war 

auch in diesem Jahrzehnt eine kontinuierliche Zunahme der Aufwendungen oder auch 

ein weiterer Ausbau wie in den Bereichen der Frauen- und Familienförderung, Zu-

satzversorgungssysteme, Renten, Ausbildungsförderung und der betrieblichen Sozial-

politik zu beobachten.
93

 Auch dort, wo die Probleme deutlicher wurden, etwa im Ge-

sundheitswesen oder im Wohnungsbau, stiegen die Ausgaben weiter an. Zur Siche-

rung stabiler Preise für Waren des Grundbedarfs und Tarife mussten aus dem Staats-
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haushalt allerdings 1980 16,9 Mrd. Mark und 1988 49,8 Mrd. Mark abgezweigt wer-

den.
94

 In der Relation zu den Investitionen, die in dieser Zeit von 67,3 Mrd. auf 77,0 

Mrd. Mark stiegen
95

 oder zum Nationaleinkommen, das real von 193,6 Mrd. auf 268,1 

Mrd. Mark zulegte
96

 wurde allerdings ein Dilemma sichtbar. Manfred G. Schmidt 

schreibt dazu: „Die DDR war in den 80er Jahren immer tiefer in einen schweren Ziel-

konflikt zwischen hohem und zunehmendem Konsum und abnehmender Investition 

sowie zwischen aufwendigem Sozialschutz und abnehmender wirtschaftlicher Leis-

tungskraft im Besonderen geraten.“
97

 Ein Grund für das Festhalten der SED-Führung 

an diesem politischen Kurs lag in der Furcht vor einem unkontrollierbaren Loyalitäts-

verlust. Mit einem Loyalitätsgewinn konnte sie unter den gegebenen Umständen oh-

nehin nicht rechnen. Als gefährlicher erwies sich aber die triviale Macht der Gewohn-

heit. Besorgt registrierte der Wirtschaftshistoriker Jürgen Kuczynski 1980:  

„Ruhig und friedlich, sich evolutionär bereichernd verläuft unser Alltag in so vieler Bezie-

hung. So ruhig und friedlich, daß viele Menschen, der ständigen Unruhe und Zufälligkeiten 

des Lebens im Kapitalismus entronnen, das nicht mehr zu schätzen wissen und es hinneh-

men mit einer Selbstverständlichkeit wie die Luft, die sie atmen. Die tägliche Erfahrung 

der Reproduktion dieses Zustandes macht die Einsichtigen dankbar und die anderen gleich-

gültig dieser Errungenschaft gegenüber.“
98

  

Das war freilich nur die eine Seite der Medaille, denn dieser Gewöhnungseffekt 

bot, wie erwähnt, zugleich auch die Basis für wachsende Ansprüche. Anders gesagt 

und frei nach David Hansemann: Bei ausbleibendem Lebensstandardzuwachs hörte 

die Gemütlichkeit auf.
99

 

Im Vergleich zwischen der Entwicklung in der DDR und der PRL verlor der mit 

Konsum- und Sozialpolitik verknüpfte Loyalitätsgesichtspunkt für die PZPR seine ur-

sprüngliche Bedeutung. Aus der Sicht der polnischen Parteiführung ging es nur noch 

darum, weitere Unruhen zu verhindern und die Wirtschaft vor dem Kollaps zu bewah-

ren. Sozial- und Konsumpolitik übten angesichts einer hohen Inflation kaum noch ei-

ne Steuerungsfunktion aus. Immerhin konnte eine akute Hungersnot verhindert wer-

den. Zu erneuter Loyalitätsstiftung langte das freilich nicht. Dagegen zeugten das Be-

harren der SED auf ihrer Sozialpolitik und die nach ökonomischen Kriterien mitunter 

hanebüchenen Versuche zur Ankurbelung der Konsumgütererzeugung von der Hoff-
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nung, man könne die „Loyalitätsproduktion“ aufrechterhalten. Dafür sprach auch die 

bis dahin undenkbare, 1989 aber tatsächlich getroffene Entscheidung der SED-Führ-

ung, Teile der Rüstungsindustrie für zivile Produktion freizugeben.
100

 Auch wenn die-

ser Effekt in den turbulenten Sommer- und Herbstmonaten verpuffte, konnten bis zum 

Ende der DDR gravierende Versorgungseinbrüche verhindert werden. Viel half das 

nicht. Mehr als die Schwierigkeiten im Bereich der Konsum- und Sozialpolitik trug 

zum fortschreitenden Loyalitätsverlust der SED bei, dass die Parteispitze bereits Mitte 

der 1980er Jahre zu Gorbatschows Perestroika auf kritische Distanz ging.
101

 In der 

Öffentlichkeit kam das als Reformverweigerung und Ausweglosigkeit an. 

Trotz der evidenten Unterschiede in der Geschichte Polens und der DDR während 

der 1970er und 1980er Jahre springt eine Übereinstimmung ins Auge: Im Gegensatz 

zum insgesamt kritischen Urteil über die Lebenssituation in der DDR und der PRL er-

hielt die Sozial- und Konsumpolitik der frühen Gierek-Jahre und der Ära Honecker 

im Rückblick relativ gute Noten.
102

 Der Wert solcher Indikatoren dürfte unterschied-

lich beurteilt werden, cum grano salis sprechen sie jedoch für eine zumindest partielle 

Akzeptanz des in der DDR und der PRL praktizierten Sozialismusmodells. Darin 

spiegelt sich wohl auch ein gewisses Maß an Loyalitätsbindung. Die wirtschaftlichen 

Kosten und politischen Begleitumstände traten hier offensichtlich gegenüber den Vor-

teilen der sozialpolitischen – nicht so sehr der konsumpolitischen – Praktiken in den 

Hintergrund. Eine gewisse Rolle dürften in dem Zusammenhang auch die verklärende 

Wirkung des größer werdenden zeitlichen Abstands und die ambivalente Erfahrung 

der Transformationsgesellschaften gespielt haben. 

Loyalitätsentzug und Loyalitätserhalt lagen in der DDR und der PRL gerade in de-

ren letzter Dekade eng beieinander. Das wirft die Frage nach den Grenzen von Loya-

lität auf, und man wird sie sowohl im Hinblick auf die Akteure als auch auf den Zeit-

punkt differenziert zu beantworten haben. Die offensive Sozial- und Konsumpolitik 

der frühen 1970er Jahre führte zu einem Loyalitätsgewinn vor allem bei der Arbeiter-

schaft und bei den Funktionseliten. Insbesondere die Wohnungsbauprogramme entfal-

teten in dieser Hinsicht eine nicht zu unterschätzende Wirkung. Davon zehrten beide 

Parteiregime auch noch während der 1974-1976 einsetzenden Stagnationsphase. Die 

Überdehnung der konsumtiven Ressourcen in den 1980er Jahren und die damit ein-

hergehende Verschlechterung der Versorgungssituation ließen dann aber das Loyali-

tätspotential rasch zusammenschmelzen. 
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In diesen Raum stießen oppositionelle Bewegungen auf unterschiedliche Weise 

hinein. Die bislang sozial privilegierten Teile der Industriearbeiterschaft und auch in 

erheblichem Maße die Funktionseliten der Partei- und Staatsapparate waren nicht 

mehr bereit, die Parteiführungen zu stützen. Ihr wichtigster Beitrag zur Erosion der 

Loyalitätsstützen ergab sich, vereinfachend gesagt, vor allem aus einem Attentismus, 

in dem sich Reformerwartungen à la Gorbatschow und Praktiken des Durchwurstelns 

mischten.
103

 Parallel dazu formierte sich eine politische Opposition, die in Polen unter 

dem Signum des Komitet Obrony Robotników [Komitee zur Verteidigung der Arbei-

ter; KOR] und später von Solidarność zur faktischen Gegenmacht der PZPR wurde 

und deren „Loyalitätskonto“ ins Minus trieb. In der DDR blieben die oppositionellen 

Gruppen bis in den Herbst 1989 hinein eine relativ schmale Parallelbewegung, die 

vom wachsenden Loyalitätsdefizit der SED und vom Rückenwind des KSZE-Prozes-

ses profitierte, ohne indes die Wucht der polnischen Entwicklung erreichen zu kön-

nen.
104

 

Im Verlauf dieser Entwicklung wurde in beiden Fällen das – durchaus schon lö-

cherige – Informations- und Organisationsmonopol der Staatsparteien gebrochen.
105

 

Es wäre einer genaueren Betrachtung wert, wie sich das auf die Loyalitätsbeziehun-

gen auswirkte. In dem Maße jedenfalls, wie sich der Konflikt auf die Machtfrage zu-

spitzte, scheinen sie sich auf einen „Dienst nach Vorschrift“ reduziert zu haben. Aller-

dings machten auch weder die PZPR noch die SED 1989 den Versuch, wenigstens 

den harten Kern ihres politischen Lagers zu mobilisieren. Da mochte die Unsicherheit 

im Spiel gewesen sein, ob das überhaupt noch gelingen könnte, vor allem aber wollte 

man wohl eine unkalkulierbare Eskalation vermeiden. Hier lag, wie sich zeigen sollte, 

ein belastbarer Punkt des gesellschaftlichen Konsenses, der faktisch auf die Aufgabe 

des politischen Macht- und Führungsanspruchs der Staatsparteien hinauslief. Herr-

schaftsstabilisierung durch loyalitätsstiftende Konsum- und Sozialpolitik hatte damit 

fürs Erste ausgedient. 

Auf der Suche nach Grenzen der Loyalität dürfte man an den Stellen, wo sich ein-

deutige Symptome einer Systemkrise zeigten, fündig werden. Die Frage ist nur, wie 

relevant diese Grenze für die gesellschaftlichen Beziehungen wurde. Im Hinblick auf 

die PRL machte sich die traditionelle „Wir-Sie“-Konstellation geltend, auf die noch 

einzugehen ist. Unter ihrem Einfluss gab es seit Mitte der 1970er Jahre eine massive 

und fortschreitende Loyalitätsverweigerung gegenüber der Machtelite. Komplizierter 

lagen die Dinge in der DDR. Das sozialpolitische Instrumentarium hatte sein loyali-
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tätsstiftendes Potential auch gegen Ende der 1980er Jahre noch nicht völlig eingebüßt. 

Die Konsumpolitik erwies sich hingegen zunehmend als Schwachstelle.
106

 Hinzu ka-

men äußere Faktoren, von denen die Perestroika in der Sowjetunion und die westdeut-

sche Systemkonkurrenz das „Loyalitätskonto“ der SED wohl am meisten belasteten. 

Aber auch wenn man es mit einem längeren, schubweise verlaufenden Erosionspro-

zess zu tun hatte, ist auch in der DDR im knappen Zeitraum von 1974 bis 1976 eine 

Phase zu erkennen, in der der seit 1971 erzielte Loyalitätsgewinn in den Verlustbe-

reich kippte, ohne sich gänzlich zu verflüchtigen. Es war eine Trendwende, deren 

Dreh- und Angelpunkt in letzter Konsequenz von der Fähigkeit abhing, die dritte in-

dustrielle, die „informationstechnologische“ Revolution zu bewältigen.
107

 

 

 

Konfliktstile 
 

Wo die Grenzen der Loyalität verliefen, hing auch von den Konfliktstilen ab. Aber 

die Auflösung von Loyalitäten mündet nicht zwangsläufig im sozialen bzw. politi-

schen Konflikt. Verschiedene Faktoren kamen hier zusammen, teils moderierend, teils 

verschärfend. Ein Vergleich der in beiden Ländern ausgetragenen sozialen Konflikte, 

vor allem der Arbeitskonflikte, zeigt neben vielen Ähnlichkeiten und Übereinstim-

mungen im polnischen Fall einen meist härteren Konfliktstil.
108

 Nicht ohne Grund 

wird die Geschichte der sozialen und politischen Konflikte in der Volksrepublik Po-

len durch die sehr emotionalen und teils gewaltsamen Auseinandersetzungen der Jah-

re 1956, 1970, 1976 und 1980/81 dominiert.
109

 Darin bestand zwar eine gewisse Para-

llele zum Jahr 1953 in der DDR, doch setzte sich dort gerade wegen des 17. Juni ein 

oft konsensverhüllter Konfliktstil durch. 
Folgt man Eric Hobsbawm, so bestand in der PRL ein Bedingungsgefüge, das Po-

len von allen anderen Staaten des sowjetischen Blocks unterschied:  

„[...] erstens war die öffentliche Meinung in überwältigendem Maße durch die gemeinsame 

Abneigung gegen das Regime und einen antirussischen (und antisemitischen) und sehr be-

wußt römisch-katholischen polnischen Nationalismus geeint; zweitens hatte die Kirche ei-

ne unabhängige, landesweite Organisationsstruktur wahren können; und drittens hatte die 

Arbeiterklasse ihre politische Macht seit Mitte der fünfziger Jahre in Intervallen immer 

wieder durch massive Streiks unter Beweis stellen können“.
110
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Aus einer anderen Perspektive stach jene konfrontative „Wir-Sie“-Konstellation 

hervor, mit der sich regimekritische oder auch -feindliche Gruppierungen von der 

Staatsmacht abzuheben suchten.
111

 In den 1970er und 1980er Jahren verstanden sie 

sich auch als „zweite Gesellschaft“, also als Gegengesellschaft.
112

 Hierin machte sich 

ein Staatsverständnis geltend, das in der Geschichte der polnischen Teilungen wurzel-

te. Der Staat erschien vor deren Hintergrund als Instrument der Fremden, der Okku-

panten und ihrer Kollaborateure. Gegen den Staat zu sein war Vorbedingung des Pa-

triotismus. Daraus erwuchs ein beträchtliches Identifikationspotential, das im polni-

schen Widerstand gegen die deutsche Besatzung 1939-1945 ebenso zum Tragen kam 

wie in den Konflikten zur Zeit der Volksrepublik. Das alles machte Loyalitätsstiftung 

durch Sozialpolitik zu einem schwierigen Unternehmen. In der DDR mochte die SED 

in dieser Hinsicht von ihren Lutherischen und preußischen Erbanteilen profitieren, die 

Loyalität der Bevölkerung fiel ihr deswegen aber noch lange nicht als Himmelsgabe 

zu. Überhaupt wird man sich vergegenwärtigen müssen, dass auch der ostdeutsche 

„Realsozialismus“ einen Sonderfall darstellte. Die deutsche Teilung und die starke 

sowjetische Präsenz boten der SED-Herrschaft zwar einen Entwicklungsrahmen, doch 

sah sich diese durch die deutsch-deutsche Sozialstaatskonkurrenz wie keine andere 

Partei im Ostblock vor einer Herausforderung, die während der Ära Honecker eher 

größer als kleiner wurde.
113

 

 

 

Zusammenfassung 
 

Loyalitätsstiftung durch Sozial- und Konsumpolitik oder auch der umgekehrte Vor-

gang – also Loyalitätsverlust infolge des Versagens sozial- und konsumpolitischer 

Steuerung – sind Phänomene moderner Industriegesellschaften. Erst in deren Kontext 

formierten sich diese Politikfelder. Gleichwohl erfüllt der Zusammenhang von Loya-

lität und sozial relevanten Ressourcentransfers in struktureller und funktionaler Hin-

sicht alle Kriterien eines historischen Prozesses von langer Dauer im Sinne Fernand 

Braudels.
114

 Er ist im Prinzip in allen sozial differenzierten bzw. nach Verfügungsge-

walt hierarchisierten Gesellschaften anzutreffen. Insofern fügt sich das in diesem Bei-

trag skizzierte Bild des in der DDR und der PRL zutage tretenden Loyalitätsproblems 

in einen historisch sehr weit gespannten Rahmen. Zu den Besonderheiten gehörte in-

des, dass beide Parteiregime von vornherein unter einem politischen Legitimationsde-
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fizit litten, das sie anfangs durch Mobilisierungskampagnen und Repression, später 

dann vor allem durch eine extensive Sozialpolitik zu reduzieren, nicht aber zu behe-

ben vermochten.
115

 Als sie, wie Polen ab Mitte der 1970er Jahre und die DDR in den 

1980er Jahren, nicht mehr zu einer solchen Sozialpolitik in der Lage waren, gerieten 

unvermeidlich die Machtgrundlagen ins Wanken. Mit großer Dramatik zeigte sich das 

in Polen, während in der DDR eher eine schleichende Erosion um sich griff. 

Wollte man für die DDR und die PRL in den 1970er und 1980er Jahren so etwas 

wie einen Loyalitätspegel bestimmen, könnte das Ergebnis etwa so aussehen: 

1. Nachdem die Spätphase der Ära Gomułka/Ulbricht mit einem gravierenden Loya-

litätsentzug einherging, gelang es unter Gierek und Honecker seit 1971 mit Hilfe 

erheblicher sozialer Zugeständnisse und einer deutlichen Verbesserung der Ver-

sorgung relativ rasch, Zustimmung zu finden und einen Loyalitätskredit zu erlan-

gen. 

2. Bereits seit 1973/1974 mehrten sich die Anzeichen, dass die extensive Sozial- und 

Konsumpolitik nicht mehr lange durchzuhalten sein würde. Den entscheidenden 

Anstoß gaben dann die Ölpreiskrise und die folgenden Preiskorrekturen im RGW-

Handel. Trotz der absehbaren Belastungen, die sich auch im sozialpolitischen An-

gebot bemerkbar machten, hielt sich der Loyalitätspegel noch auf relativ hohem 

Niveau. 

3. In den Jahren 1975 und 1976 steuerte die Politik um, in der DDR unter der Devise 

der „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“, in der PRL mit dem „Wirt-

schaftsmanöver“. In beiden Fällen ging es um eine Schwerpunktverlagerung von 

der Konsumtion zur Investition und damit zur Wachstumsbegrenzung des Lebens-

standards. Honeckers Loyalitätskredit wurde dabei in Anspruch genommen, aber 

noch nicht überstrapaziert. Gierek hingegen saß bereits in der Verschuldungsfalle 

und büßte angesichts einer Protestwelle große Teile seines Kredits ein. Die Ratio-

nierung von Zucker symbolisierte das Scheitern der polnischen Versorgungspoli-

tik. 

4. Die zweite Hälfte der 1970er Jahre war in beiden Ländern von Konsolidierungs- 

und Rationalisierungsbemühungen bei Sicherung der bislang erreichten Sozial- 

und Versorgungsstandards bestimmt. Gleichwohl vergrößerte sich der bereits be-

stehende Kaufkraftüberhang und sorgte für eine verschärfte Wahrnehmung des 

Mangels. Auslandsverschuldung engte den politischen Handlungsraum weiter ein. 

Um die Mitte des Jahrzehnts trat eine Art Loyalitäts-Gezeitenwechsel ein: Der 

Flut folgte die Ebbe. 

5. Die 1980er Jahre wurden für die PRL zu einem verschleppten Konkurs. Man kann 

in dem Zusammenhang von einem Loyalitätstransfer hin zur Solidarność-Bewe-

gung und zur katholischen Kirche sprechen. Die DDR-Führung büßte den verblie-

benen Loyalitätskredit vor allem durch ihre Reformverweigerung ein. 
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6. Summa summarum: Die anfänglichen sozialen Verbesserungen und das stabili-

sierte, z.T. auch erweiterte Warenangebot bescherten den Parteiregimes zwischen 

1971 und 1974 einen Loyalitätsgewinn. Der begann jedoch bereits bei ersten Stag-

nationsanzeichen wieder zu schrumpfen. Die um die Mitte der 1970er Jahre unter-

nommenen wirtschaftlichen Konsolidierungsversuche leiteten einen beschleunig-

ten Loyalitätsverlust ein. Ende 1981 war er in der PRL, im Herbst 1989 in der 

DDR perfekt. In beiden Vergleichsfällen bestätigte sich, dass politische Loyalitä-

ten ihren „Treibstoff“ zu einem guten Teil aus positiven Trends sozialer Standards 

und Konsumniveaus bezogen. Wurden die Ressourcen dafür zu knapp oder brem-

sten wirtschaftliche Ungleichgewichte das Wachstum, leerten sich nicht nur die 

„Loyalitätskonten“, sondern auch das, was darin noch verblieb, erfuhr eine Ent-

wertung. 

Die Art der Loyalität, von der in diesem Beitrag die Rede war, wird man von sol-

chen Loyalitätsbeziehungen zu unterscheiden haben, die vorwiegend kulturell, poli-

tisch, ideologisch oder religiös konnotiert waren. Waren Letztere eher von Solidarität, 

Empathie oder politischen Bindungen bestimmt, kam bei Ersteren etwas ins Spiel, das 

in gewisser Weise an Kundenbeziehungen im Geschäftsleben erinnert. Das war nicht 

ohne Rechenhaftigkeit. Man wog Vor- und Nachteile ab, man kalkulierte. Gleichwohl 

bleibt es schwierig, die darauf beruhende Loyalität zu messen. Es erübrigt sich, einen 

solchen Versuch etwa anhand von Wahlergebnissen oder der Beteiligung an 1.-Mai-

Aufmärschen auch nur in Erwägung zu ziehen. Andere Indikatoren, wie Parteimit-

gliedschaft, die Wahrnehmung ehrenamtlicher Funktionen, überdurchschnittliche Ar-

beitsleistungen auf der „positiven“ Seite, Beschwerden, Klagen, Eingaben, Diszipli-

narverstöße usw. auf der „negativen“ Seite, mögen da schon weiter helfen. Eine stich-

haltige Quantifizierung erlauben aber auch sie nicht. Immerhin wird deutlich, dass 

sich Loyalität auf einer Skala von Verhaltensweisen abbilden lässt. Allerdings erfor-

dert auch das eine jeweils zeit- und situationsbezogene Interpretation. 

Im Grunde ging es um einen informellen Deal, zugespitzt formuliert, um Macht 

gegen Brot. Dieter Segert nennt es eine „stillschweigende gegenseitige Festlegung“, 

bei der das Kündigungsrecht fehlte.
116

 Das ist insofern richtig, als ein Normalbürger 

der DDR oder der PRL dem jeweiligen Parteiregime als dem zentralen Versorgungs-

Planer und faktischen Sozialpolitik-Monopolisten, der zudem mit allen wesentlichen 

Verfügungsrechten versehen war, nicht einfach kündigen und zur Konkurrenz abwan-

dern konnte. Doch „geschäftsschädigender“ Loyalitätsentzug stand als Drohung im-

mer im Raum. Schließlich wurde er wahr gemacht. 
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Einleitung 

 
1. Loyalität

1
 als eine schwach positiv emotional grundierte

2
, in der Regel mit Nutzen-

erwägungen unklar vermischte Bereitschaft zur Identifizierung mit den Werten, Zie-

len und Handlungen eines übergeordneten Akteurs
3
; als Mixtur von Gefühl und Kal-

kül, welche die Aufwendungen für die Einrichtung bzw. Erhaltung von Institutionen 

reduziert und soziale sowie politische Stabilität kostengünstiger produziert als nackte 

Gewalt oder als Verträge auf der Grundlage allein rationalen Kalküls – der Begriff 

„Loyalität“, so verstanden, kommt unweigerlich dort ins Spiel, wo Antworten auf die 

Frage gesucht werden, was die staatssozialistischen
4
 Gesellschaften Ostmitteleuropas, 

                                                 
1
 Die Definition in Anlehnung an RUDOLF RICHTER, EIRIK FURUBOTN: Neue Institutionen-

ökonomik, Tübingen 1996, S. 28 ff., 54 ff., 94 ff., 175 ff., 292 f.; zur Theorie der Loyalität 

vgl. auch ALBERT O. HIRSCHMAN: Abwanderung und Widerspruch, Tübingen 1974, v.a. 

S. 65 ff.  
2
  Im Unterschied zu starken Emotionen, etwa „leidenschaftlicher Liebe“ oder „glühendem 

Patriotismus“. 
3
  Loyalität ist also Ingrediens hierarchischer sozialer Beziehungen. Das Analogon in symme-

trischen und horizontalen sozialen Beziehungen wäre Solidarität.  
4
  Staatssozialistische Systeme sowjetischen Typs werden – idealtypisch, in der „klassischen 

Form“ – als Kombination der folgenden drei Elemente gefasst: a) prinzipieller und unbe-

dingter Primat der Politik über Wirtschaft und Gesellschaft: das – ungeachtet aller fakti-

schen Begrenzungen – rechtlich nicht gebändigte Machtmonopol der marxistisch-leninisti-

schen Staatspartei und des von ihr angeleiteten bürokratischen Gesamtapparats auf der 

Grundlage des Monopols ideologischer Gestaltungsmacht; Politik steuert ein Mega-Projekt 

politisch-sozial-ökonomischer Transformation, das die Arbeiterklasse ins Zentrum des ge-

sellschaftlichen Gefüges rückt; b) Dominanz staatlichen und quasistaatlichen (gesellschaft-

lichen, pseudogenossenschaftlichen) Eigentums; tendenzielle Beseitigung autonomer Ak-

teure auf dem Markt; bürokratische (vertikale, hierarchische) Koordinierung der Wirtschaft 

durch umfassende zentrale Planung physischer Größen der industriellen Bruttoproduktion; 

c) forcierte industrielle Wachstumspolitik mit markanter Präferenz für die Grundstoff- und 

Investitionsgüterindustrien; klassisch-staatssozialistisches industrielles Wachstum ist ex-

tensiv: Es überspannt Ressourcen und Entwicklungstempo ohne Rücksicht auf ökonomi-

sche und soziale Kosten und produziert mit hoher Wahrscheinlichkeit Mangelkrisen in Per-

manenz. Dies in Anlehnung an die klassische Darstellung in JÁNOS KORNÁI: Das sozialis-

tische System. Die politische Ökonomie des Kommunismus, Baden-Baden 1995, S. 35-428. 
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was Parteimacht und Gesellschaft zusammenhielt und wie sie, immerhin an die vier-

zig Jahre lang, zusammenhielten.  

2. Es geht, wenn von Loyalität im Staatssozialismus die Rede ist, nicht ausschließ-

lich um die „ingenieurtechnische“ Seite der Systemintegration, nicht also nur darum, 

wie die Räderwerke von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ineinandergreifen, wie 

das System seine „outputs“ erbringt. Es geht vor allem auch um symbolische Integra-

tion: Parteiherrschaft muss für „ihre“ Gesellschaft durch Interpretationen „passge-

recht“ gemacht werden, damit Stabilität entsteht. Damit kommen die Perzeptionen, die 

Erfahrungen der sozialistischen Gesellschaft von „ihrer“ Herrschaft – und vice versa 

– ins Spiel. Wenn von „Parteimacht“ und „Gesellschaft“ die Rede ist, muss die hier 

kommentarlos unterstellte simple Zweipoligkeit eigentlich aufgelöst und aufgefächert 

werden: Gespaltene, partielle und unklare Loyalitäten sind eher die Regel als die Aus-

nahme; Systemnähe ist graduierbar. 

3. Loyalität als Art, Ausmaß und Intensität systemischer wie symbolischer Inte-

gration ist in staatssozialistischen Regimen keine fixe Größe; sie ist also nicht entwe-

der gegeben oder nicht. Vielmehr ist sie zum einen kontextabhängig; zum anderen 

wandelt sie sich, nach Erscheinungsformen und Intensität, im Zeitverlauf. Die Bezie-

hungen zwischen Herrschaft und Gesellschaft sind, à la longue, Ergebnis kumulativen 

kollektiven Lernens: Gesellschaften „üben“ in langwierigen und mühsamen Prozessen 

den Umgang mit Herrschaft – und umgekehrt.
5
 Im Verlauf solcher Erfahrungs- und 

Lerngeschichte werden bestimmte Integrationsmechanismen womöglich obsolet, an-

dere werden verfeinert, wieder andere werden überhaupt „neu erfunden“. Grobkörnig 

und pauschal ließe sich, im Blick auf die Langzeittrends, sagen, dass materielle Ge-

walt (d.h. physische Repression) und die Macht der Vision (d.h. Ideologie) zurücktra-

ten zugunsten materieller Angebote. Der „sozialistische Aufbau“ setzte noch auf eine 

unklare Mischung von Terror und visionärem Enthusiasmus. Später, in den Mühen 

der Ebenen, wurde die Ideologie ausgehöhlt und zur Attrappe. Repression wandelte 

sich vom offenen, blutigen Terror zu geschmeidigerer Kontrolle. Vor allem gilt: Die 

blutige Niederschlagung von Aufständen war kostspielig im weiten Sinn des Begriffs. 

Von den „Neuen Kursen“ der fünfziger Jahre führte deshalb die Hauptstraße zur Lo-

yalitätsproduktion durch Sozialpolitik und Konsum. Diese Entwicklung war maßgeb-

lich der Lernertrag aus den Aufbaukrisen
6
 von 1953 und 1956. Ein ausufernder Kon-

                                                 
5
  Vgl. zu diesem Ansatz allgemein: CHRISTOPH BOYER: Stabilisierung durch Wandel. Institu-

tionenevolution im Staatssozialismus, in: Das Europa der Diktaturen: Steuerung – Wirt-

schaft – Recht, hrsg. von GERD BENDER u.a., Baden-Baden 2002, S. 119-139; DERS.: Nor-

malisierung, in: Bohemia 47 (2006/7), S. 348-360.  
6
  Die Krisen von 1953 bzw. 1956 in der DDR, der Tschechoslowakei, in Ungarn und Polen 

waren die frühen, entscheidenden Ereignisse, die das Verhältnis von staatssozialistischer 

Herrschaft und Gesellschaft langfristig prädisponierten. Sie waren, was Ursachen, Ver-

laufsformen, Ausgang und Folgen im Einzelnen angeht, kontingent, beinhalteten im Grund-

satz jedoch etwas Zwangsläufiges: Sie erwuchsen nämlich aus den Grundspannungen und  

-widersprüchen des Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells, das im „sozialistischen Aufbau“ 

implantiert werden sollte. Die stalinistische Strategie der extensiven Schwerindustrialisie-

rung implizierte die systematische Präferenz von Akkumulation gegenüber Konsum. Mar-



 191 

sumerismus wurde, vor allem im Übergang von den sechziger zu den siebziger und 

dann in den achtziger Jahren, zum stabilisierenden Herzstück vieler ostmitteleuropäi-

scher Staatssozialismen.  

 

 

Loyalität durch materielle Leistungen: die Entstehung eines Paradigmas 
 

Die folgenden Ausführungen verweilen, anhand des Fallbeispiels der Tschechoslowa-

kei, ausführlicher beim Übergang von der Reformzeit der sechziger Jahre zum Spät-

sozialismus der siebziger und achtziger Jahre.
7
 Wie wurde der Staatssozialismus auf 

Loyalitätsproduktion durch Sozialpolitik und Konsum umgestellt?  

1. Der Blick richtet sich zunächst auf die Vorgeschichte seit den fünfziger Jahren: 

Sozialpolitik als Ensemble politischer Maßnahmen zur Bewältigung sozialer Notlagen 

war im Staatssozialismus zum einen charakterisiert durch ihre prononciert produkti-

vistisch-betriebszentrierte Ausrichtung; zum Zweiten durch ihren autoritären Paterna-

lismus
8
, zum Dritten durch die schwach ausgeprägte Pluralität der Trägerschaft

9
, zum 

Vierten durch die erhebliche Bedeutung des „gesellschaftlichen“, d.h. aus öffentlichen 

Mitteln finanzierten Konsums und zum Fünften durch die Einheit von sozialen und 

konsumfördernden Maßnahmen: Sie war, in einem über das „westliche“ Verständnis 

des Begriffs „Sozialpolitik“ weit hinausreichenden Sinn, nicht nur ein Ensemble von 

Lebenslagen- und Risikovorsorgepolitiken, sondern umfasste die Gesamtheit politisch 

veranlasster und gesteuerter Vorkehrungen für die Bereitstellung von Gütern und Dienst-

leistungen. Vermitteln Marktgesellschaften die Teilhabe an Konsum, jedenfalls zu be-

trächtlichen Teilen, über das eigen-sinnige Subsystem „Wirtschaft“ und hier nach Maß-

gabe von Marktposition bzw. Marktchancen des Individuums, so fielen in Nicht-

marktsystemen sowjetischen Typs sämtliche Fragen der Sicherung des Individuums 

und seiner Versorgung mit materiellen Gütern – mithin die Belange des sozialen wie 

auch die des privaten Konsums – in die Zuständigkeit des Parteistaats. Dies begrün-

                                                                                                                          
xistisch formuliert: Krisenursache war die übermäßige Ausbeutung der Werktätigen im 

Prozess der ursprünglichen sozialistischen Akkumulation.  
7
  Vgl. zum Folgenden auch CHRISTOPH BOYER: „Sorge um den Menschen“. Tschechoslowa-

kische Sozial- und Konsumpolitik im Übergang von der Reform zur „Normalisierung“, in: 

PETER HÜBNER, CHRISTA HÜBNER: Sozialismus als soziale Frage. Sozialpolitik in der DDR 

und Polen 1968-1976. Mit einem Beitrag von Christoph Boyer zur Tschechoslowakei, 

Köln u.a. 2008, S. 471-514. 
8
  Dass auch „westliche Sozialpolitik“ von einem solchen autoritären Paternalismus nicht un-

maßgeblich geprägt ist, werden Millionen Hartz IV-Empfänger gerne bestätigen. In sozia-

listischen Systemen sind allerdings die Rechtsgarantien für Leistungen in der Regel schwä-

cher, vermutlich ist hier die Koppelung von politischem Wohlverhalten und „Versorgung“ 

enger. 
9
  Sozialistische Gewerkschaften etwa sind der Idee nach und über weite Strecken auch fak-

tisch Staatsgewerkschaften mit Transmissionsriemenfunktion; ungeachtet dessen agieren 

sie mancherorts auch als sozialpolitische quasi-pressure groups in para-korporatistischen 

Konstellationen. 
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dete die Einheit von sozialen und konsumfördernden Maßnahmen, insbesondere eine 

von der Arbeitsleistung tendenziell abgekoppelte, gegen die Fährnisse kapitalistischer 

Konjunkturschwankungen immunisierte, vom paternalistischen Versorgungs-Partei-

staat im Geist des Egalitarismus garantierte Grundsicherung zu stabilen Preisen. Die-

se Orientierung, die aus den Denktraditionen der Arbeiterbewegungen erwuchs und 

zur Kultur des Mangels in den frühen Nachkriegsjahren „passte“, wurde im Übergang 

von der Nachkriegs-Austerity zu einer bescheidenen Wohlstandsgesellschaft durch 

neue, im Wesentlichen an westlichen Vorbildern, kaum an Vorstellungen einer so-

zialistischen Gegenmoderne orientierte Konsumgüter-Wunschwelten nicht abgelöst, 

jedoch überschichtet.  

Sozialistische Sozial- und Konsumpolitik existierte in den fünfziger Jahren avant 

la lettre: Es gab sie, als Instrument der Loyalitätsproduktion und -sicherung – aller-

dings nicht offiziell; das Vertrauen in die „automatische Perfektionierung“ von Wirt-

schaft und Gesellschaft durch den Planmechanismus war noch zu stark. Erst in den 

sechziger Jahren und mit dem Schwinden des Vertrauens in den Plan wurde Sozialpo-

litik zum eigenständigen Politikfeld aufgewertet; auf diesem Terrain wurden nun 

nicht nur mehr die aus „dem Kapitalismus“ ererbten alten, sondern auch die neuen, 

von der forcierten extensiven industriellen Wachstumspolitik bewirkten Missstände 

bearbeitet. Der wirtschaftsferne Voluntarismus der Aufbaujahre
10

 hatte das Entwick-

lungstempo ohne Rücksicht nicht nur auf die ökonomischen, sondern auch auf die so-

zialen Kosten überspannt. Die hierdurch bewirkten Legitimitäts- und Stabilitätsmän-

gel traten um die Mitte der sechziger Jahre offen zutage. Weil Fragen des Lebensstan-

dards allezeit die Gefahr politischer Ausuferung in sich bargen, reagierte die Führung 

überaus empfindlich auf „Grummeln“ im Volk; dringend geboten war daher eine der 

Erosion der Massenloyalität entgegenwirkende Verbesserung der Arbeits- und Le-

bensverhältnisse der „Werktätigen“.
11

 

                                                 
10

  Zum krisenhaften Aufbau des tschechoslowakischen Sozialismus in strengster Auswahl: 

KAREL KAPLAN: Sociální souvislosti krizí komunistického režimu v letech 1953-1957 a 

1968-1975 [Die sozialen Zusammenhänge der Krise des kommunistischen Regimes in den 

Jahren 1953-1957 und 1968-1975], Prag 1993; JIŘÍ KOSTA: Abriß der sozialökonomischen 

Entwicklung der Tschechoslowakei, 1945-1971, Frankfurt a.M. 1978; DERS.: Die tschechi-

sche/tschechoslowakische Wirtschaft im mehrfachen Wandel, Münster 2005; MARTIN MY-

ANT: The Czechoslovak Economy 1948-1988. The Battle for Economic Reform, Cam-

bridge 1989; ALICE TEICHOVA: Wirtschaftsgeschichte der Tschechoslowakei, 1918-1980, 

Wien 1988. 
11

  Vgl. hierzu NA (Národní archiv v Praze) [Nationalarchiv Prag], 10/2, 1-3/1, část I [Teil I], 

Výzkumný ústav národohospodářského plánováni [Forschungsinstitut für Volkswirtschafts-

planung], Hlavní směry a tendence ve vývoji životní úrovně, září 1963 [Hauptrichtungen 

und Tendenzen in der Entwicklung des Lebensstandards, September 1963]; NA, 10/2, 1-

3/1, Státní plánovací komise (SPK) [Staatliche Plankommission (SPK)], pracovní skupina 

Zbraslav [Arbeitsgruppe Zbraslav], Analyza rozvoje životní úrovně, textová část [Analyse 

der Entwicklung des Lebensstandards, Textteil], 14./15.11.1963. 
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Diese Nachbesserung war mit der Korrektur des ökonomischen Mechanismus, 

folglich mit der Problematik der Wirtschaftsreform
12

 eng gekoppelt. Leitmotiv und 

Generalthema der Reform war die effizienz- und wachstumssteigernde Dezentralisie-

rung, Flexibilisierung und Ökonomisierung der Lenkungs- und Anreizmechanismen. 

Weil die Erhöhung der sozial- und konsumpolitischen Leistungsfähigkeit des Sozia-

lismus mit der Steigerung von Produktion und Produktivität eng zusammenhing, wa-

ren Wirtschafts- und Sozialpolitikreform als eng verflochtene Modernisierungs- und 

Effektivierungsstrategien gedacht und in einer übergreifenden Konzeption zusam-

mengebunden.
13

 Im Kontext der marktsozialistischen Wende des Jahres 1967 und vor 

allem ab dem Frühjahr 1968 änderten sich so die „allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen“ der Sozial- und Konsumpolitik in mehrfacher Hinsicht signifikant: Zum einen 

sollte nun, im Zuge der Korrektur der Verzerrungen und Deformationen der vom 

„klassischen System“ forcierten industriellen Wachstumsstrategie mit markanter Prä-

ferenz für die Grundstoff- und Investitionsgüterbranchen, in erster Linie die markt-

wirksame Konsumnachfrage die gesamtwirtschaftlichen Proportionen umschichten; 

primär die Konsumnachfrage, nicht mehr der Produktionsplan sollte die Ökonomie 

steuern. „Verbesserung der Lebensbedingungen“ implizierte ein steigendes Konsum-

niveau, insbesondere auch den Ausbau des bislang sträflich vernachlässigten Dienst-

                                                 
12

  Zur tschechoslowakischen Reform, insbesondere zur Wirtschaftsreform in strengster Aus-

wahl: KAREL KAPLAN: Kořeny československé reformy [Die Wurzeln der tschechoslowa-

kischen Reform] 1968, Prag 2000; VOJTĚCH MENCL und AUTORENKOLLEKTIV: Osm měsí-

ců pražského jara 1968 [Acht Monate Prager Frühling 1968], Praha 1991; JAN PAUER: Prag 

1968. Der Einmarsch des Warschauer Paktes, Bremen 1995; ZDISLAV ŠULC: Stručné dějiny 

ekonomických reforem v Československu (České republice) [Kurze Geschichte der Wirt-

schaftsreformen in der Tschechoslowakei (Tschechischen Republik)] 1945-1995, Brno 

1998; CHRISTOPH BOYER: Einleitung, in: Sozialistische Wirtschaftsreformen. DDR und 

Tschechoslowakei im Vergleich, hrsg. von DEMS., Frankfurt a.M. 2006, S. IX-XLI, sowie 

die Beiträge von Eduard Kubů und Drahomír Jančík, Jaroslav Kučera, Jiří Pernes, Jiří Ko-

cian und Alena Míšková in diesem Band. 
13

  Vgl. zur Wirtschafts- und vor allem zur Sozialpolitik der Reform: NA, 02/1 (1966-71), 21-

22/5, PÚV KSČ (Předsednictvo Ústředního výboru Komunistické strany Československa) 

[Politbüro der KPČ], Návrh na zaměření přípravy pléna ÚV KSČ o otázkách ekonomické 

rovnováhy a životní úrovně. Se předkládá na základě rozhodnutí řídící skupiny ustavené 

usnesením PÚV KSČ z 22.11.1966 [Entwurf für die Inangriffnahme der Vorbereitung des 

Plenums des ZK der KPČ über Fragen des wirtschaftlichen Gleichgewichts und des 

Lebensstandards, vorgelegt auf der Grundlage des Beschlusses der durch Verfügung des 

Politbüros am 22.11.1966 eingerichteten Leitungsgruppe], 25.01.1967, příloha [Beilage] III 

sowie příloha IV a; LENKA KALINOVÁ: Sociální vývoj Československa [Die soziale Ent-

wicklung der Tschechoslowakei] 1969-1989, Praha 1998; DIES.: Sociální reforma a sociální 

realita v Československu v šedesátých letech [Sozialreform und soziale Realität in der 

Tschechoslowakei in den sechziger Jahren], Praha 1998; DIES.: K sociálním dějinám Čes-

koslovenska v letech [Zur Sozialgeschichte der Tschechoslowakei] 1969-1989, Praha 1999; 

DIES.: Společenské proměny v čase socialistického experimentu. K sociálním dějinám v le-

tech [Gesellschaftlicher Wandel in der Zeit des sozialistischen Experiments. Zur Sozial-

geschichte der Tschechoslowakei] 1945-1969, Praha 2007.  
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leistungssektors in der – vermutlich bald nur mehr aus taktisch-rhetorischen Gründen 

– als „kommunistisch“ etikettierten Massenkonsumgesellschaft.  

An die Stelle der Maximen des klassischen Systems – „Sicherheit“, „Versorgung“, 

„Gleichheit“ – trat nun, zweitens, das Prinzip „Gratifikation nach differenzierter Leis-

tung“; die „persönliche materielle Interessiertheit“ sollte die Produktion stimulieren. 

Und sie sollte durch Konsum belohnt werden. Mit der Abfederung der partiellen Ver-

marktlichung von Wirtschaft und Gesellschaft durch Sicherungs- und Auffangmaß-

nahmen und mit der Erhöhung der Versorgungsleistung auch für die nicht in den Pro-

duktionsprozess eingegliederten Teile der Bevölkerung wuchsen der Sozialpolitik des 

Reformsozialismus noch zwei weitere zentral wichtige Aufgaben zu. Die zu ihrer Er-

füllung erforderlichen Ressourcen erwarteten die Reformer sich zumindest mittelfris-

tig von der Steigerung der wirtschaftlichen Leistungskraft. Analog zur Austarierung 

von Markt und Plan in der Ökonomie sollte auch in der Gesellschaft das Prinzip der 

individuellen Leistungsgerechtigkeit mit der Maxime der Solidarität zum Ausgleich 

gebracht werden. Handelte es sich bei diesem kombinierten Angebot von „Selbstent-

faltung soweit möglich“ und „Fürsorge soweit nötig“ in erster Linie auch um die 

Wirtschaftsreform flankierende und absichernde Taktiken mit loyalitätsgenerierender 

Absicht, so bemühten sich die Protagonisten der Reform doch ernsthaft und ehrlich 

auch um bessere Sozialverträglichkeit des „Sozialismus mit menschlichem Antlitz“.  

Wie die programmatischen Erklärungen Alexander Dubčeks
14

 vom April 1968 und 

das konzeptuelle Kernstück der Reform, das Aktionsprogramm der Kommunistická 

strana Československa [Kommunistische Partei der Tschechoslowakei; KSČ] vom 

gleichen Monat
15

, zeigen, war im „Prager Frühling“ die Sozial- und Konsumpolitik 

aber nicht nur in die Bemühungen zur Überwindung der Wirtschaftskrise, sondern da-

rüber hinaus auch in die Arbeiten zu einer umfassenden neuen Gesellschaftskonzep-

tion eingebettet. War soziale Differenzierung auf Kosten des sozialistischen Egalita-

rismus ursprünglich lediglich als Teilelement eines technokratischen Moderni-

sierungs- und Intensivierungsprogramms und als Bedingung der Möglichkeit der 

Leistungsstimulierung gedacht, so ergab sich aus der Aktivierung der individuellen 

Leistungs- und Kreativitätspotentiale fast zwangsläufig ein emanzipatorischer „Over-

spill“ mit erheblichen Auswirkungen auch auf die Sphäre der Politik. Die Hege und 

Pflege des „individuellen Faktors“, die Erhöhung des Qualifikations- und des kultu-

rellen Niveaus der „Werktätigen“ waren nun vorgestellt als Kernstücke eines tiefgrei-

fenden sozialmoralischen Strukturwandels mit der Zielperspektive einer aus der 

Hegemonie der Partei entlassenen nichtantagonistischen, interessenpluralistischen 

Gesellschaft mündiger, dem reformierten Sozialismus in Loyalität verbundener Indi-

                                                 
14

  Zur Rede Dubčeks vgl. ÚSD (Ústav pro soudobé dějiny v Praze) [Institut für Zeitgeschich-

te, Prag], D IV/25, zasedání ÚV KSČ [Sitzung des ZK der KPČ] 28. března [März] a 1.-5. 

dubna [April] 1968, část I [Teil I].  
15

  ÚSD, D IV/25, zasedání ÚV KSČ [Sitzung des ZK der KPČ] 28. března [März] a 1.-5. 

dubna [April] 1968, část [Teil] II, Akční program Komunistické strany Československa 

přijatý na plénarním zasedání ÚV KSČ dne 5. dubna 1968 [Aktionsprogramm der KPČ, 

angenommen auf dem ZK-Plenum am 5. April 1968].  
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viduen. In Reaktion auf die säkulare Herausforderung durch die wissenschaftlich-

technische Revolution weitete sich damit der Reformhorizont über die Modernisie-

rung der Wirtschaft hinaus zur umfassenden demokratischen Gesellschaftsplanung. 

Eine solche neue Entwicklungsstufe gesamtgesellschaftlicher Rahmenplanung for-

derte insbesondere der unter der Ägide der Tschechoslowakischen Akademie der Wis-

senschaften unter Vorsitz Radovan Richtas von einem interdisziplinären Team ausge-

arbeitete Report „Civilizace na rozcestí“
16

 – ein Unternehmen, das auch durch un-

orthodox-marxistische westliche Autoren wie Roger Garaudy, Herbert Marcuse und 

Erich Fromm inspiriert und durch offene Information und „sozialistische Partizipa-

tion“ angeleitet war.  

Vor diesem Hintergrund wurde in der heißen Phase der Reform, im Frühjahr 1968, 

sozusagen als Abschlagszahlung auf die längerfristigen und weiterreichenden Ver-

sprechungen, ein Bündel sozial- und konsumpolitischer Sofortmaßnahmen angekün-

digt, zum Teil auch realisiert. Manifestationen des Konsumkurses waren steigende 

Staatsausgaben und die Ausweitung der Verbrauchsgüterimporte. Die Reform verbes-

serte tatsächlich zu einem gewissen Ausmaß die Konsummöglichkeiten. Ihr zentrales 

Ziel, Loyalität für den Reformsozialismus zu generieren, erreichte sie allerdings nicht: 

Zum einen fanden die Reformprotagonisten um Ota Šik und Josef Smrkovský bei der 

durch zwanzig Jahre kommunistischer Phrasen und „Demokratie“-Deklamationen zum 

Misstrauen konditionierten Arbeiterschaft generell lediglich bescheidenen Anklang. 

Maßgeblichen Teilen der Arbeiterschaft war zum anderen die in Aussicht gestellte 

Verkopplung von „Leistung“ und „Konsum“ unter den Auspizien der Reform sus-

pekt. Befürchtet wurde, ungeachtet der offenkundigen Funktionsmängel des hierar-

chisch-bürokratischen Sozialismus, eine durch Betriebsschließungen und Arbeitslo-

sigkeit bewirkte Verschlechterung der materiellen Lage in einem neuen, wettbewerbs-

orientierten Umfeld.
17

 Die Arbeitsdisziplin im „vorreformatorischen Sozialismus“ hin-

gegen war nicht drückend, die Lebensmittelversorgung war immerhin ausreichend ge-

wesen, Lohnnivellierung war durchaus im Sinne der Minderqualifizierten und eines 

Plebejertums, das Hierarchisierung und Differenzierung nach Leistung nicht gelten 

lassen wollte. „Sozialismus“ war in diesem Denkhorizont der Inbegriff sozialer Si-

cherheit mittels Staatsfürsorge; die für einen reformierten Sozialismus erforderlichen 

Selbststeuerungskompetenzen hatten sich im Zuge der Verwüstung und Zersetzung 

der politischen Kultur durch Unbildung, Passivität und Untertanenmentalität weitge-

hend verflüchtigt.  

                                                 
16 

 Richta-Report. Politische Ökonomie des 20. Jahrhunderts. Die Auswirkungen der tech-

nisch-wissenschaftlichen Revolution auf die Produktionsverhältnisse, hrsg. von RADOVAN 

RICHTA und KOLLEKTIV, (Prag 1968), Frankfurt a.M. 1971. 
17

  Dies sind erste Hypothesen. Die gründliche und differenzierte quellenbasierte Erforschung 

der Einstellungen der „breiten Masse“ und vor allem auch die Differenzierung dieser Ka-

tegorie sind ein dringendes Desiderat. Erste Einblicke vermitteln: ANDREW OXLEY, ALEX 

PRAVDA, ANDREW RITCHIE: Czechoslovakia. The Party and the People, London 1973; JA-

ROSLAW A. PIEKALKIEWICZ: Public Opinion Polling in Czechoslovakia, 1968-69. Results 

and Analysis of Surveys Conducted During the Dubček Era, New York u.a. 1972.  
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Das Grundproblem dieser Konzeption, die dem reformierten Sozialismus eine er-

neuerte und verbreiterte Loyalitätsbasis erschließen sollte, bestand also in der engeren 

Kopplung von Leistung und Gratifikation; sie stieß in breiten Kreisen der Bevölke-

rung nicht auf die erhoffte Resonanz. Zudem geriet die reformierte Sozial- und Kon-

sumpolitik zwischen den real existierenden, im Kontext der Reform noch einmal kräf-

tig gestiegenen Konsumansprüchen einerseits, der, ungeachtet erster Reformschritte, 

nach wie vor limitierten Produktionskapazität und den hierdurch beengten Vertei-

lungsspielräumen andererseits aus dem Tritt; die Geld- und die Güterseite der teil- 

und anfangsreformierten Wirtschaft, in der die alten, planwirtschaftlichen Lenkungs- 

und Steuerungsinstrumente zwar prinzipiell außer Kraft gesetzt waren, die neuen aber 

noch nicht reibungslos funktionierten, entwickelten sich auseinander. Vor dem Hin-

tergrund der bereits im „vorreformatorischen“ Sozialismus virulenten, nun aber noch 

einmal deutlich wachsenden Inflationsgefahr sahen sich die Reformgegner bald im-

stande, die wachsende wirtschaftliche Unsicherheit und die mentale Verunsicherung 

der breiten Masse der Bezieher fixer Einkommen, der Lohnempfänger und Pensionis-

ten, für ihre Attacken auf die Reform zu instrumentalisieren.  

2. Der „Prager Frühling“ wurde bekanntlich in der Folge der Okkupation liqui-

diert. Die folgende, euphemistisch als „Normalisierung“ etikettierte Stabilisierungs-

strategie prägte die späte ČSSR der siebziger und achtziger Jahre.
18

 Die Physiogno-

mie dieser auf die Reformzeit folgenden finalen Epoche des tschechoslowakischen 

Staatssozialismus ist mit wenigen Strichen skizziert
19

: a) Restauration des bürokrati-

schen Sozialismus und seiner zentraladministrativen Planwirtschaft. Das Reformpro-

jekt war durch die militärische Intervention des Hegemons – mit Unterstützung der 

Satrapien und einheimischer Helfershelfer – abgebrochen worden, weil es, aus der 

Sicht seiner Gegner im Land wie außerhalb, eine dysfunktionale, die Parteiherrschaft 

sprengende Eigendynamik entwickelt hatte. Das Scheitern war also auf den letztlich 

nicht zu brechenden Primat der Parteiherrschaft zurückzuführen; es war zwar nicht 

unausweichlich, aber doch von massiver Folgerichtigkeit. b) Sozial- und Konsumpoli-

tik gewannen, als loyalitätsgenerierende Strategie materieller Pazifizierung, nun zen-

trale strategische Bedeutung für die Ruhigstellung einer tief desillusionierten
20

 Bevöl-

kerung. c) Die Konsumstrategie konterkarierte und kompensierte den Bedeutungsver-

lust der Ideologie und ihre Entleerung von utopischen Inhalten. Angesichts dieses 

Substanz- und Glaubwürdigkeitsverlusts konnte sich das System nur mehr funktional, 

durch seine materiellen Leistungen den Massen empfehlen. d) Mit der „weichen Sta-

bilisierung“ durch Sozial- und Konsumpolitik korrespondierte eine zumindest partiel-

                                                 
18

  Manchmal steht der Begriff auch nur für den relativ kurzen Zeitraum der Auskristallisie-

rung des Normalisierungsparadigmas um die Wende zu den siebziger Jahren. In diesem 

Text wird „Normalisierung“ für die gesamte Epoche bis zum Herbst 1989 gebraucht. 
19

  Vgl. BOYER, Normalisierung (wie Anm. 5). 
20  Teile der Gesellschaft waren allerdings auch erleichtert über die Rückkehr zu den alten, 

sicheren Verhältnissen. Dies traf in erster Linie auf die Schicht der bürokratischen Verwal-

ter zu, mit deren existenziellen Interessen die von der Reform intendierte Entschlackung 

der Apparate und die Umschichtung von Personal aus den administrativen Wasserköpfen in 

die Betriebe kollidiert wäre. Vgl. BOYER, Einleitung (wie Anm. 12), S. XXXI. 
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le Aufweichung auch der „harten Stabilisatoren“ Polizei, politische Justiz und Staats-

sicherheit. Die Kontrollapparate wuchsen in gigantische Dimensionen; sie penetrier-

ten die Gesellschaften in einem qualitativ neuen Ausmaß. Die – gemessen am bruta-

len Terror der Aufbauphase und abgesehen von einer Welle offener Repression in der 

unmittelbaren Folge der Invasion von 1968 – geräuschärmere, aber technisch aufge-

rüstete, tendenziell flächendeckende Repression nahm präventiv-sozialplanerische Züge 

an, bei allerdings nach wie vor prinzipiell unbedingtem Herrschaftsanspruch der Par-

tei.  

Fokussiert man nun auf den zweiten der zentralen Bausteine, die Sozial- und Kon-

sumpolitik, so überrascht auf den ersten Blick, dass die „Normalisierung“ mit einer 

Wende in die Gegenrichtung, d.h. zur Austerity begann. Vor dem Hintergrund der ge-

schilderten Problemkonstellation – zügig wachsende Geldeinkommen bei stagnieren-

der Produktion und perpetuierten Versorgungsschwierigkeiten
21

 – geriet die neue Füh-

rung unter massiven Handlungsdruck. Vorrangiges Anliegen der im Mai 1969 einset-

zenden, propagandistisch gegen den „unmarxistischen Verbrauchersozialismus“ gewen-

deten Stabilisierungsbemühungen wurde deshalb die Korrektur der Disproportionen 

zwischen der monetären und der Güterseite der Volkswirtschaft durch Limitierung 

von Lohn- und Prämienanstiegen und durch weitere inflationsbegrenzende Maßnah-

men. Der Zielkonflikt zwischen ökonomischer Stabilisierung und politischer Pazifi-

zierung zwang das Regime kurzzeitig sogar zu einer Absenkung des Lebensstandards, 

für die allerdings die Verantwortung dem „zügellosen Konsumsozialismus“ von 1968 

propagandistisch aufgebürdet werden konnte. 

Mittel- und längerfristig hingegen war das erreichte bzw. von der Reform in Aus-

sicht gestellte Anspruchsniveau nicht mehr zurückzuschrauben. Drängend war und 

blieb die Furcht des Normalisierungsregimes, die 1968/69 geweckten – und teilweise 

bereits erfüllten – Konsumwünsche nicht befriedigen und die in der Reformzeit her-

angewachsene Kaufkraft nicht binden zu können. Eine – vor allem auch weithin sicht-

bare – Verbesserung der Versorgung wurde nun, auf der Grundlage des restabilisier-

ten Preis- und Lohnniveaus und im Kontext der rezentralisierten Planwirtschaft, zur 

raison d’être der wiederbefestigten Parteimacht. Sozial- und Konsumpolitik standen, 

sozusagen als obrigkeitliche Akte, wieder direkt in deren Dienst. Die „Normalisie-

rung“, so Gustav Husák programmatisch auf dem ZK-Plenum im Juni 1970
22

, dürfe 

nicht auf dem Rücken der arbeitenden Bevölkerung stattfinden. Vielmehr müsse sie, 

in der Tradition kommunistischer Politik, die materielle Lage und die soziale Sicher-

heit der Bevölkerung durch Dienstleistungen und Konsum steigern. Nach der kurzen 

Austerity-Phase räumte deshalb bereits der Plan für 1970 dem Verbrauch wieder Prio-

                                                 
21 

 Vgl. den Abriss der Wirtschaftsentwicklung 1969 in: ÚSD, D IV/33, zasedání ÚV KSČ 

[Sitzung des ZK der KPČ] 28.-30. ledna [Januar] 1970, část [Teil] II, Podkladové a infor-

mační materiály pléna ÚV KSČ. Hlavní otázky hospodářské politiky strany [Grundlegende 

bzw. Informationsmaterialien des ZK-Plenums. Hauptfragen der Wirtschaftspolitik der 

Partei]; FRANZ-LOTHAR ALTMANN: Wirtschaftsentwicklung und Strukturpolitik in der 

Tschechoslowakei nach 1968, München 1987, S. 56 f. 
22

  ÚSD, D IV/36A, zasedání ÚV KSČ 25./26. června [Juni] 1970, Referat Husáks.  
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rität ein.
23

 Der auf dem XIV. Parteitag (1971) für die Periode bis 1975 beschlossene 

Fünfjahrplan
24

 setzte die Politik der Wohlstandsmehrung und der ökonomisch-sozia-

len Sicherung mit der Fixierung überaus ambitionierter Wachstumsziele fort. Deutlich 

war nun die Tendenz zur Umschichtung des Verbrauchs vom Grundbedarf zu den Gü-

tern des gehobenen privaten wie des gesellschaftlichen Konsums; auch in der Sozial-

politik im engeren Sinn
25

 waren weitere Verbesserungen geplant. Sachvoraussetzung 

dieser materiellen Ausreichungen wäre eigentlich die vielfach in Agitation und Propa-

ganda beschworene „Intensivierung“ der Ökonomie durch Indienstnahme der wissen-

schaftlich-technischen Revolution und Steigerung der Arbeitsproduktivität gewesen. 

Faktisch hingegen war „Normalisierung“, in schroffer Kehrtwendung gegen die Re-

formzeit, gerade charakterisiert durch eine von den real existierenden Verteilungs-

spielräumen und von der individuellen Arbeitsleistung weitgehend abgekoppelte Ga-

rantie sozialer Sicherheit und stabiler Versorgung. 

Die robusten Wachstumsraten ermöglichten in der ersten Hälfte der siebziger Jah-

re tatsächlich respektable Zuwächse bei Einkommen, individuellem wie gesellschaft-

lichem Verbrauch, kurz: eine Steigerung des Lebensstandards auf breiter Front.
26

 Woh-

nungsbau und Landwirtschaft wurden forciert. Die Sozialpolitik wartete mit einer Er-

höhung der Renten bzw. der Mittel für das Gesundheits- und Schulwesen auf. Mitte 

der siebziger Jahre war der Lebensstandard gegenüber 1960 beträchtlich gestiegen; 

die ČSSR nahm neben der DDR den Spitzenplatz im Ostblock ein.  

 

 

Loyalität durch materielle Leistungen? Möglichkeiten und Grenzen des Para-

digmas 
 

Warum, so ist zu fragen, funktionierte das Paradigma als „Loyalitätsgenerator“ für ei-

ne gewisse Zeit? Und warum funktioniert es nur für diese gewisse, vergleichsweise 

begrenzte Zeitspanne?  

                                                 
23

  ÚSD, D IV/33 (wie Anm. 21). 
24

  ÚSD, D IV/33, zasedání ÚV KSČ [Sitzung des ZK der KPČ] 28.-30. ledna [Januar] 1970, 

část [Teil] II, Podkladové a informační materiály pléna ÚV KSČ. Hlavní otázky hospo-

dářské politiky strany. Informace o stavu prací na přípravě návrhu směrnice pro sestavení 

pětiletého plánu rozvoje národního hospodářství v letech 1971-1975 [Grundlegende bzw. 

Informationsmaterialien des ZK-Plenums. Hauptfragen der Wirtschaftspolitik der Partei. 

Information über den Stand der Arbeiten an der Vorbereitung des Entwurfs der Direktive 

für die Ausarbeitung des Fünfjahrplans 1971-1975]; NA, 02/1 (1966-71), 129-205/5, usne-

sení 175. schůze PÚV KSČ ze dne 12. června 1970. 
25

  NA, 02/1 (1966-71), 129-205/5, usnesení 175. schůze PÚV KSČ ze dne 12. června 1970).  
26

 NA, 02/1 (1971-76), 188-189/2, k bodu [zum Punkt] 3: Návrh směrnice hospodářského a 

sociálního rozvoje ČSSR v letech 1976-1980, předkládán na zakladě usnesení PÚV KSČ 

ze dne 19. prosince 1975 [Entwurf der Direktive zur wirtschaftlichen und sozialen Ent-

wicklung der ČSSR in den Jahren 1976-1980, vorgelegt auf der Grundlage des Beschlusses 

des Politbüros der KPČ vom 19. Dezember 1975], přílohy [Beilagen]. 
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1. Die „normalisierungstypische“ Anrüchigkeit einer Aufrechnung von Konsum 

und Sicherheit gegen politisches Wohlverhalten ändert nichts am faktischen – zumin-

dest kürzerfristigen – Erfolg dieses Sozialpakts. Die unstreitige totale moralische Dis-

kreditierung des Staatssozialismus setzte sich, ungeachtet der ehrenwerten Anstren-

gungen kleiner Häuflein aufrechter Intellektueller à la Charta 77, nicht in breitflächige 

gesellschaftliche und politische Opposition um. Zum einen hatte der Präzedenzfall 

„1968“ sozialistische Reformen überhaupt diskreditiert. Die Reformer waren zum Groß-

teil emigriert; im kollektiven Gedächtnis schwand aber auch die Erinnerung an die 

Zeit vor dem Kommunismus bzw. von Alternativen zu diesem. Insbesondere aber ent-

sprach allem Anschein nach die „Normalisierung“ den Interessenlagen maßgeblicher 

gesellschaftlicher Gruppen. Schlüssel zum relativen Erfolg dürften insbesondere die 

konsum- und status quo-orientierten Prädispositionen breiter Kreise der Arbeiter-

schaft gewesen sein. Auf deren nüchternen Realismus, der großartige Verheißungen 

seit jeher in Krone und Heller umzurechnen gewohnt war, „passte“ die Sozial- und 

Konsumpolitik. Auf der Basis alter industrieller Traditionen und eines hohen indus-

triegesellschaftlichen Entwicklungsniveaus existierte in der Tschechoslowakei eine 

aus dem Ideenfundus bürgerlicher und sozialistischer Sozialreform gespeiste Traditi-

on der Sozialpolitik. Diese agierte vor dem Hintergrund einer im internationalen Ver-

gleich hohen Neigung zu staatlicher Intervention – einer Kontinuität bürokratischer 

Steuerung von Wirtschaft und Gesellschaft, deren Wurzeln bis zur aufgeklärt-absolu-

tistischen Monarchie der Habsburger zurückreichte und die durch die traumatische 

Erfahrung der Weltwirtschaftskrise intensiviert worden war. Der zumindest partielle 

und temporäre loyalitätsgenerierende Erfolg der Strategie materieller Pazifizierung 

wird vor diesem Erwartungshintergrund und diesen Prädispositionen breiter Kreise 

wohl nicht nur der Arbeiterschaft plausibel.  

2. Warum aber funktionierte Loyalitätsproduktion durch „Normalisierung“ nur für 

eine vergleichsweise begrenzte Zeitspanne? Weil das Konsumniveau der Reformzeit 

aufrechterhalten, ja signifikant überboten werden musste, geriet das Normalisierungs-

regime, je länger desto offensichtlicher, in die Falle zwischen den hochgespannten 

Ansprüchen der Untertanen einerseits, der relativ bescheidenen Leistungsfähigkeit der 

restaurierten Planwirtschaft andererseits. Der Wechsel zur „Normalisierung“ war kei-

ne wohlüberlegte, mit langem Atem von oben gesteuerte Politik; die Parteiführung 

agierte defensiv, unter der Fuchtel der Erwartungen und der – be- und gefürchteten – 

Forderungen der Bevölkerung. Die Kompatibilität dieses improvisierten Politikwech-

sels mit den ökonomischen Grundlagen war niemals seriös durchkalkuliert worden. 

Die Finanzierbarkeit wurde im naiven, durch die Wiederbefestigung der Parteimacht 

gewaltsam wieder zur Geltung gebrachten Glauben an die Allheilkraft der zentralad-

ministrativen Planung schlichtweg vorausgesetzt. Womöglich gründete sie, je länger 

desto mehr, auch nur mehr im „Prinzip Hoffnung“. Ziemlich bald zeigte sich, dass 

diese Hoffnung trog und dass die Konsumoffensive ein lediglich temporäres Phäno-

men darstellte. In Relation zu den gestiegenen Geldeinnahmen der Bevölkerung war 

der Binnenhandel nach wie vor nicht imstande, die zur Absorption der Kaufkraft er-

forderliche Gütermenge anzubieten. Zudem nahmen sich, jenseits der imponierenden 

quantitativen Erfolgsziffern, die technischen bzw. modischen Qualitäten der tschecho-
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slowakischen Konsumgüter nach wie vor unbefriedigend aus; Umfang und räumliche 

Verteilung der Wohnungsneubauten waren nicht hinreichend am Bedarf orientiert.  

Zwischen der Mitte der siebziger Jahre und dem Ende des siebten Fünfjahrplans 

1985 nahmen die Wachstumsgeschwindigkeit und die Innovationskraft der tschecho-

slowakischen Volkswirtschaft signifikant ab.
27

 Zwar war die wachsende Kluft zwi-

schen den Konsumerfordernissen und der Wirtschaftsleistung unter anderem auch auf 

die sich verschlechternden außenwirtschaftlichen Bedingungen – auf die krisenhafte 

Wirtschaftsentwicklung im Westen bzw. auf den Westmärkten nach dem Ende der 

trente glorieuses und die Verteuerung von Rohstoffen und Öl auf dem Weltmarkt – 

zurückzuführen. Auch der Osten sah sich nun durch die elektronische Revolution her-

ausgefordert. Allerdings wurde in den siebziger und achtziger Jahren im Staatssozia-

lismus generell und in der Tschechoslowakei im Besonderen der Übergang zur nach-

fordistischen „elektronischen Gesellschaft“ stärker als im Westen durch die systemin-

härenten Innovationsbarrieren der zentraladministrativen Planwirtschaft gebremst. In 

der Folge und längerfristig vertiefte sich, ungeachtet aller Programme der „ökonomi-

schen Intensivierung“, zusehends die Modernisierungslücke zum Westen. Sie fand in 

der Verschlechterung der Terms of Trade der sozialistischen Länder auf dem Welt-

markt ihren Ausdruck. Die Bewältigung dieser Herausforderungen war nicht prinzipi-

ell unmöglich. Sie scheiterte jedoch wiederum an den systemischen Gebrechen der 

zentraladministrativen Planwirtschaft, im weiteren Sinn am sozialökonomischen Struk-

turkonservatismus im Dienst der Parteimacht. Weil alle Strategien ökonomischer „In-

tensivierung“ sich im gegebenen zentraladministrativen Rahmen bewegten, blieb die 

Realität immer weiter hinter den ambitionierten Rationalisierungs- und Intensivie-

rungs-, Strukturwandel- und Modernisierungszielen zurück.  

 

 

Fazit 
 

Normalisierung war nicht simple Regression: Bewährte, zumindest bekannte Pro-

gramme, nämlich „Zentralismus“ und „hierarchische Steuerung“, verbanden sich mit 

einer Lernleistung der Reformzeit, der Erfindung von Sozial- und Konsumpolitik und 

ihrer zentralen Positionierung im Systemmechanismus, zu einer Konfiguration eige-

ner Art. Raison d’être des Normalisierungsregimes war die Sicherung einer Partei-

macht mit allumfassendem Regulierungsanspruch. Aufgrund ebendieses unhintergeh-

baren Primats der Politik mündete „Normalisierung“ jedoch in die Erstarrung der – 

wenn auch äußerlich kaum angefochtenen – Strukturen, in non-decision, in die zu-

nehmende Auszehrung materieller und symbolischer Ressourcen und die Erschöpfung 

der aus systemischen Gründen ohnehin eng begrenzten Lern- und Entwicklungspo-

                                                 
27

  ALTMANN, Wirtschaftsentwicklung und Strukturpolitik (wie Anm. 21); VYSOKÁ ŠKOLA 

EKONOMICKÁ V PRAZE, FAKULTA NÁRODOHOSPODÁŘSKÁ [Ökonomische Hochschule Prag, 

Volkswirtschaftliche Fakultät]/VOJTĚCH KREBS, OLGA POLAKOVÁ, VÁCLAV SOVA: Pláno-

vání životní úrovně: Vývoj životní úrovně v ČSSR [Die Planung des Lebensstandards in 

der ČSSR], o.O. [Praha] (1988). 
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tentiale. Indiz der Erschöpfung des Problemlösungsrepertoires war die „Bekämpfung“ 

der Dauerkrise der Ökonomie – leistungsfeindliche Lohnstruktur, verzerrte Preise, un-

befriedigende Produktivitäts- und Innovationsentwicklung, schlechte Produktqualität, 

laxe Arbeitsdisziplin, horrende Umweltverschmutzung – mittels bürokratischer „Straf-

fung“ und moralischer Appelle, durch Beschwörung der Staats- und Plandisziplin und 

leerformelhafte Aufforderungen zur Verbesserung von Organisation und Leitungstä-

tigkeit.  

Das Normalisierungsregime und seine Sozial- und Konsumpolitik sedierten die 

große Mehrheit der Bevölkerung der Tschechoslowakei immerhin an die zwanzig 

Jahre lang; wo nicht die Loyalität der Herzen herbeizuzwingen war, wirkte diese Po-

litik – im Verein mit Repression – als Prophylaxe gegen offene Illoyalität. Die Bezie-

hungen zwischen staatssozialistischer Herrschaft und „ihrer“ Gesellschaft sind, dies 

wurde eingangs betont, Ergebnis kumulativen kollektiven Lernens; im Verlauf sol-

cher Lern- und Erfahrungsgeschichten können bestimmte Integrationsmechanismen 

obsolet werden. Das Normalisierungsparadigma ist hierfür ein Schulbeispiel: Seine 

letztliche Überforderung als Loyalitätsgenerator resultierte aus der Überbürdung der 

Planwirtschaft und der legitimatorischen Überfrachtung des wieder allzuständig ge-

wordenen Steuerungszentrums mit den materiellen Erwartungen der Herrschaftsunter-

worfenen. Der Weg des „normalisierten“ Staatsozialismus führte so längerfristig in 

eine Sackgasse der Evolution: in die finale Krise, die in wachsender Delegitimierung 

und im Verlust von Zukunftsfähigkeit, Zukunftsglauben und Massenloyalität ihren 

Ausdruck fand. Der Ausweg aus der Strukturfalle, in der das Normalisierungsregime 

sich objektiv von Anfang an befand, wurde folgerichtig in der sametová revoluce von 

1989/90, also in der Systemtransformation und in der kompletten Umstellung der Lo-

yalitätsbeziehungen, nicht in einem neuerlichen Anlauf zu immanent-sozialistischen 

Reformen gesucht. 
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Loyalitäten im späten Staatssozialismus und ihr Wandel am 

Beispiel der intellektuellen Dienstklasse der DDR 

von 

Dieter  S e g e r t  

 

 

 

 

Die DDR war wie die anderen Staaten im sowjetischen Herrschaftsbereich eine Dik-

tatur. Das muss heute nicht mehr bewiesen werden. Interessanter ist zu untersuchen, 

wie diese spezifische Art von Diktatur funktionierte. Bei einer nüchternen Betrach-

tung der vier bis sieben Jahrzehnte des europäischen Staatssozialismus kommt man 

nicht umhin festzustellen, dass sie sich von innen her wandelte. Dieser Wandel brach-

te es mit sich, dass sich die in ihren Institutionen ziemlich identischen sozialistischen 

Staaten in der Realität ihres Alltagslebens, auch des alltäglichen Umgangs mit Macht 

und Herrschaft, deutlich voneinander unterschieden. Ganz besonders deutlich werden 

diese Unterschiede im späten Staatssozialismus
1
. Der Vergleich zwischen den unter-

schiedlichen Staaten macht gerade wegen dieser Verschiedenheit Sinn. 

 

 

 

 

                                                 
1
  Unter „spätem Staatssozialismus“ wird eine Entwicklungsphase jener Gesellschaft verstan-

den, die sich in der DDR, Polen und der Tschechoslowakei (diese Staaten werden in die-

sem Beitrag vor allem betrachtet) ab Ende der 1950er, Anfang der 1960er Jahre herausbilde-

te. Sie entstand auf Grundlage verschiedener struktureller Veränderungen des sowjetischen 

Systems insgesamt: eines Prozesses der De-Ideologisierung, der Liberalisierung im Bereich 

der Kulturpolitik, wirtschaftlicher Reformen, einer stärkeren Orientierung auf den privaten 

Konsum. Die Triebkräfte dieser Veränderungen waren vielfältig: Machtkämpfe, vor allem 

als Nachfolgekämpfe an der Spitze der Staatspartei, Krisen im Verhältnis Elite-Dienstklas-

se (Subelite)-Bevölkerung, Veränderungen im Anspruchshorizont der Bevölkerung im Ge-

folge von Modernisierung. In verschiedenen Ländern fanden auch Aushandlungsprozesse 

zwischen Elite, Subelite und Bevölkerung statt. Dabei kam es in verschiedenen Zeiten zu 

unterschiedlich weitgehenden Veränderungen, aber im Vergleich zum Funktionieren der 

Gesellschaften zu Beginn der 1950er Jahre sind die spätsozialistischen Gemeinsamkeiten 

deutlich genug, um von einer eigenen Entwicklungsphase des Staatssozialismus zu spre-

chen. (Vgl. DIETER SEGERT: Geschichte des Spätsozialismus als Schlüssel zum Verständnis 

„postkommunistischer“ Parteiensysteme, in: Spätsozialismus und Parteienbildung in Ost-

europa nach 1989, hrsg. von DEMS., Berlin 1996, S. 11-30, hier S. 25 ff.; DERS: Die Gren-

zen Osteuropas. 1918, 1945, 1989 – Drei Versuche im Westen anzukommen, Frankfurt 

a.M., New York 2002, S. 139 ff.). 
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Kommunikation und Aushandlung innerhalb der hierarchischen Machtver-

hältnisse 
 

Der Begriff der „Loyalitäten“ soll das Funktionieren der politischen Herrschaft im 

Staatssozialismus besser verstehen helfen. Moderne Herrschaftsverhältnisse sind durch 

einen (unterschiedlich) hohen Grad an Autonomie im Handeln der Beherrschten ge-

kennzeichnet. Der Begriff der „Loyalitäten“ ermöglicht es, deren aktive Position in den 

politischen Verhältnissen in den Blick zu nehmen. Die Entstehung einer Loyalitäts-

bindung zwischen Beherrschten und Herrschenden setzt bei der zweiten Gruppe ein 

gewisses Ausmaß an Handlungsfreiheit voraus. Die Loyalität basierte auf einem Min-

destmaß an Legitimität der Herrschaftsordnung. In diesem Beitrag geht es um eine 

bestimmte soziale Gruppe der Gesellschaft, die Intelligenz. In ihrem Handeln spielen 

diskursive Komponenten, Erwartungshorizonte und konkurrierende Sinnwelten eine 

zentrale Rolle. Loyalitäten können gerade in dieser Gruppe nicht anders als wider-

sprüchlich ausgeprägt sein. Es gibt also für jedes Individuum auch divergierende Lo-

yalitäten, die in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Die Intelligenz hatte 

eine deutliche interne Gliederung, die nicht allein durch die unterschiedlichen akade-

mischen Qualifikationen bestimmt wird. Sie ist auch in ihrem Verhältnis zur Staats-

macht deutlich differenziert.  

In den Gesellschaften des späten Staatssozialismus findet so etwas wie ein Kom-

munikationsprozess zwischen Elite, Dienstklasse und Bevölkerung statt, in dem Ziele 

der Herrschaftsordnung und die Ansprüche der Bürger und Bürgerinnen in einen Be-

zug zueinander gesetzt werden. Anders als in der revolutionären Anfangsphase des 

Systems setzte die Führung ihre Ziele nicht allein mit umfassendem Zwang, hegemo-

nialem Druck oder gar blanker Gewalt bzw. Terror um, sondern es findet ein Werben, 

Aushandeln und Nachgeben der Elite zugunsten von erhoffter Stärkung der Loyalität 

der Untergebenen gegenüber den Zielen der Herrschaftsordnung statt.  

Diese Prozesse finden nicht nur in und nach Krisen statt, sondern sind im späten 

Staatssozialismus in die normale politische Praxis integriert. Da sie aber trotzdem we-

niger direkt und vor allem nicht öffentlich diskutiert ablaufen sowie wegen der vor-

herrschenden Wahrnehmung des Staatssozialismus als totalitär sind sie bisher unzu-

reichend wissenschaftlich analysiert. In diesem Beitrag wird ein wichtiger Teilprozess 

der Kommunikation zwischen politischer Elite und Dienstklasse in den Blick genom-

men. Es werden besonders die Teile der Intelligenz betrachtet, die durch ihre Mit-

gliedschaft in der kommunistischen Staatspartei in einem besonders intensiven Ver-

hältnis zur politischen Macht standen. Für eine Analyse der Bedingungen eines Wan-

dels der politischen Macht im späten Staatssozialismus ist dabei wiederum eine noch 

engere Gruppe der Intelligenz von besonderer Bedeutung: die der intellektuellen Re-

former. Sie ist der führenden Gruppe der Kommunistischen Partei kritisch-loyal ver-

bunden, sie teilt einige ihrer Überzeugungen, hat aber die Freiheit, diese Bindung zu 

konditionieren und gegebenenfalls auch aufzukündigen, wie es beispielsweise 1968 in 

der Tschechoslowakei und Polen oder im Herbst 1989 in der DDR der Fall ist. 

Gerade um Funktionieren und Wandel dieser spezifischen Form moderner Herr-

schaft gleichermaßen zu begreifen, sind bestimmte theoretische Modelle von Diktatur 
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besser, andere schlechter oder gar nicht geeignet. Aus meiner Sicht ist das begriffliche 

Modell totalitärer Macht, wie es in klassischer Weise von Joachim Friedrich entwi-

ckelt wurde
2
, wenig geeignet, diesem Analyseziel zu entsprechen. Die Begrifflichkeit 

der „Konsensdiktatur“, von Martin Sabrow
3
 auf die sozialistische Herrschaftsform an-

gewandt, passt hingegen besser. Auch der von uns in diesem Band genutzte Begriff der 

„Loyalitäten“ oder des „loyalen Verhaltens“ bzw. „loyalen Handelns“ und besonders 

der „kritischen Loyalität“ hat für das Begreifen des Funktionierens der Herrschaft 

wichtige ungenutzte Potenzen. Loyales Verhalten ist mehr als Gehorsam, es schließt 

das Moment aktiver Unterstützung der engeren Gruppe der Herrschenden ein, die – 

bezogen auf die Intelligenz zumindest – aus partieller Übereinstimmung mit den Zie-

len jener politischen Elite begründet ist. Wenn dieser Begriff zur Analyse der vergan-

genen Realität genutzt wird, kann es weniger um das Moment einer bloßen Anpas-

sung von Intellektuellen an vorgegebene Positionen oder gar um ihre bedingungslose 

Unterstützung der herrschenden Positionen und die damit verbundenen Unterwer-

fungsgesten gehen.
4
  

Im Folgenden soll zunächst eine begriffliche Verortung von Loyalität in einem 

Funktionsmodell dieses Typs von Herrschaft vorgenommen werden. Danach werden 

gemeinsame Überzeugungen als inhaltliche Grundlage von Loyalitäten der Intelligenz 

in der DDR gegenüber der kommunistischen Macht beschrieben. Schließlich wird der 

Beitrag der „loyalen Intelligenz“ zum Wandel der Herrschaft genauer betrachtet. 

                                                 
2
  CARL-JOACHIM FRIEDRICH (unter Mitarbeit von ZBIGNIEW K. BRZEZINSKI): Totalitäre Dik-

tatur, Stuttgart 1957, vgl. besonders seine bekannte sechsgliedrige Definition dieses Macht-

typs, S. 19. Zur Auseinandersetzung damit vgl. u.a. meine Darstellung auch der Konstrukte 

eines Neototalitarismus-Konzepts bei Johann P. Arnason und anderen in: Die Grenzen Ost-

europas (wie Anm. 1), S. 160 ff.   
3
  MARTIN SABROW: Der Konkurs der Konsensdiktatur: Überlegungen zum inneren Zerfall 

der DDR aus kulturgeschichtlicher Perspektive, in: Weg in den Untergang. Der innere Zer-

fall der DDR, hrsg. von KONRAD H. JARAUSCH und MARTIN SABROW, Göttingen 1999,  

S. 83-116; vgl. auch CHRISTIAN PAWLYTTA: Das Potential individueller Bewährung im 

künstlerischen Handeln unter den restriktiven Bedingungen der Konsensdiktatur der DDR 

– eine exemplarische Analyse des Falles Brigitte Reimann, Diplomarbeit am Fachbereich 

Gesellschaftswissenschaften der Universität Frankfurt a.M. 2000, sowie KARL-SIEGBERT 

REHBERG: „Konsensdiktatur“. Zu Wandlungen der DDR-(Kultur-)Politik in der Honecker-

Ära, in: Vernunft – Entwicklung – Leben. Schlüsselbegriffe der Moderne. Festschrift für 

Wolfgang Essbach, hrsg. von ULRICH BRÖCKLING u.a., München 2004, S. 139-164.  
4
  Im Sinne jener Unterwerfung wird Loyalität in einem Dokument des Präsidiums des 

Schriftstellerverbands der DDR vom Mai 1979 verwendet. Dort heißt es: „Gesetzestreue ist 

von jedem Staatsbürger gefordert. Wer Loyalität aufkündigt, kann in dieser Sache unsere 

Solidarität nicht haben.“ Protokoll eines Tribunals: die Ausschlüsse aus dem DDR-Schrift-

stellerverband 1979, hrsg. von JOACHIM WALTHER, Reinbek bei Hamburg 1991. Der ange-

sprochene Konflikt betrifft u.a. die aus meiner Sicht gegenüber dem sozialistischen Pro-

gramm durchaus loyalen Schriftsteller wie z.B. Stefan Heym, nur war seitens der Führung 

unter Honecker eine andere Art Loyalität gefordert: die bedingungslose Unterordnung un-

ter alle Entscheidungen der Diktatur der Parteiführung. Diese war von Heym oder Jacobs, 

Poche und Loest nicht zu haben.  
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Loyalität als Moment eines Funktionsmodells staatssozialistischer Macht5 
 

Ein erster Ausgangspunkt einer differenzierteren Betrachtungsweise der politischen 

Herrschaftsverhältnisse kann eine Bestimmung von Klaus von Beyme sein, der in ei-

nem Gesellschaftsvergleich zwischen Kapitalismus und Sozialismus 1975 schrieb, die 

Mittel einer sozialen Integration in diesen beiden Gesellschaftsformen seien diesel-

ben, nur würden sie in umgekehrter Reihenfolge gewichtet. Gratifikation, Organisa-

tion, Zwang und Ideologie seien die Mittel der Integration im Kapitalismus, im Sozia-

lismus müsste man die Reihe vom Ende her, also mit Ideologie und Zwang, begin-

nen.
6
 Gültig davon ist heute noch die Einsicht, dass es im späten Staatssozialismus 

der DDR (wie in anderen Staaten dieses Typs) eine gewisse Vielfalt von Herrschafts-

mitteln gab und die nach 1990 in der Geschichtswissenschaft und Publizistik zu beob-

achtende Konzentration auf die Analyse der besonders unter Honecker ausufernden 

Staatssicherheit sowie der Existenz umfangreicher Zwangsinstrumente nicht alles We-

sentliche bezüglich der relativen Stabilität der Herrschaft erklären kann.
7
 Noch viel 

weniger lassen sich ihr Funktionieren und ihr Wandel auf Grundlage dieses Verständ-

nisses von Herrschaft begreifen. Neben der Wirkung von Gewalt muss aber auch der 

Einfluss von Organisation und Gratifikation berücksichtigt werden. 

Die Organisation einer modernen Macht in der Form eines gesellschaftsumgrei-

fenden Staatsapparats sicherte ein Übergewicht der Herrschaftsentscheidungen über 

andere Willensbekundungen, schon seine bloße Allgegenwart lässt diese Herrschaft 

unangreifbar erscheinen, sichert die Gültigkeit jener Regelsetzungen ab. Diese Allge-

genwart wird durch die Staatsangestellten und deren Loyalität zur Elite und ihren Ent-

scheidungen erzeugt. Sie liegt der Wirksamkeit der Herrschaft primär zugrunde, die 

tatsächliche Erfahrung von Strafe bei Zuwiderhandlung scheint mir demgegenüber se-

kundär zu sein.  

Bei Beyme wird mit „Ideologie“ jener Aspekt beschrieben, der hier genauer als 

„Loyalität“ gefasst werden soll. Die aktive Unterstützung des Herrschaftsverhältnis-

                                                 
5
  Meinem Beitrag liegt im folgenden Abschnitt eine Ausarbeitung zugrunde, die ich für ei-

nen Band zu einem Ehrenkolloquium für den Politikwissenschaftler und ehemaligen DDR-

Forscher Gert-Joachim Glaeßner geschrieben habe. Vgl. DIETER SEGERT: Intelligenz und 

Macht – Der Beitrag der intellektuellen Dienstklasse zu Stabilität und Wandel in der DDR, 

in: Ordnung und Wandel als Herausforderungen für Staat und Gesellschaft. Festschrift für 

Gert-Joachim Glaeßner, hrsg. von ASTRID LORENZ und WERNER REUTTER, Opladen u.a. 

2009, S. 129-147. 
6
  KLAUS VON BEYME: Ökonomie und Politik im Sozialismus: ein Vergleich der Entwicklung 

in den sozialistischen Ländern, München 1975, S. 18 f. 
7
  Im Übrigen ist dieses Machtmittel, bezogen auf die hier interessierenden Gruppen der In-

telligenz, umfassend untersucht worden, ich will hier nur exemplarisch auf zwei Studien 

hinweisen, eine bezüglich des Wirkens der Staatssicherheit gegenüber den Schriftstellern 

der DDR und eine zu den Beziehungen zwischen Staat und Kirchen in der DDR. GERHARD 

BESIER: Der SED-Staat und die Kirche. Der Weg in die Anpassung, München 1993; JO-

ACHIM WALTHER: Sicherungsbereich Literatur. Schriftsteller und Staatssicherheit in der 

DDR, Berlin 1996.  
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ses durch die Beherrschten hatte auch Max Weber interessiert und ihn zu seinen 

Überlegungen über drei Arten von Legitimität moderner Herrschaft veranlasst. Ein 

solcher Legitimitätsglauben basierte im Staatssozialismus weder auf Wahlen noch auf 

einer charismatischen Beziehung zwischen Herrscher und Beherrschten, obwohl das 

zweite Moment mitunter eine Rolle spielte.
8
 Klientelistische Beziehungen waren 

ebenfalls von Bedeutung, wenn auch stärker in den Gesellschaften Südosteuropas und 

in der südlichen Peripherie der Sowjetunion als in Ostmitteleuropa.  

Im Zentrum des ostmitteleuropäischen Herrschaftsverhältnisses stand dagegen ei-

ne wertevermittelte Übereinstimmung zwischen Herrschaftselite und Teilen der Be-

völkerung, die natürlich nach Ländern und Zeiten unterschiedlich stark ausgeprägt 

war. Die für diese staatssozialistischen Gesellschaften typische Art von Legitimität 

speiste sich daraus, dass Herrschende und Teile der Beherrschten bestimmte Wertori-

entierungen, bestimmte soziale Ziele gemeinsam besaßen. Daraus erwuchs in den Ge-

sellschaften eine Art Loyalität gegenüber den Herrschenden.
9
 Diese Loyalität erzeu-

gende Legitimität wurde vorwiegend ideell vermittelt, über den Glauben an ein be-

stimmtes gesellschaftliches Programm. Sie war natürlich über die Zeiten und in ver-

schiedenen Gruppen der Gesellschaft unterschiedlich stark ausgeprägt.  

Man kommt dieser Abstufung der Loyalitätsbindung näher, wenn man den von Brie 

entwickelten Begriff eines dreigliedrigen Herrschaftsverhältnisses im Staatssozialismus 

nutzt: Zwischen Herrschaftselite und Bevölkerung schiebe sich eine vermittelnde drit-

te Schicht. Sie wird von ihm als „Dienstklasse“ definiert, als eine spezielle Schicht, 

die die Herrschaft von oben nach unten am Laufen hält, die aber auch Reaktionen und 

Impulse aus der Bevölkerung an die Elite weiterleitet.
10

 Allerdings werde ich nicht 

die gesamte Dienstklasse, sondern nur einen wichtigen Teil betrachten. „Dienstklas-

se“ ist ein sehr breiter, wohl auch ein wenig diffuser Begriff, weil er den Grenzpoli-

zisten und den Informellen Mitarbeiter der Staatssicherheit mit dem Hochschullehrer 

und dem Mitglied des Schriftstellerverbands in einer Gruppe zusammenspannt.  

                                                 
8
  Das war etwa der Fall in den Beziehungen zwischen Stalin bzw. Tito und der Bevölkerung 

dieser Staaten, wobei diese Beziehungen häufig aus gesellschaftlichen Extremsituationen 

heraus entstanden: aus Revolutionen und Kriegen.  
9
  Ich differenziere, anders als SIGRID MEUSCHEL: Legitimation und Parteiherrschaft: zum Pa-

radox von Stabilität und Revolution in der DDR 1945-1989, Frankfurt am Main 1992, hier 

S. 23, welche Loyalität an Interessen, Legitimitätsglauben dagegen an wertorientierte Un-

terstützung bindet, nicht zwischen Legitimitätsglauben und Loyalität. Loyalität ist für mich 

keine geringerwertige Form der sozialen Bindung, sie wird hier als ein praktisches Ergeb-

nis des Legitimitätsglaubens verstanden. 
10

  Der Begriff „Dienstklasse“ wird bei Brie wie folgt definiert: „die politische und die Funk-

tionselite bzw. Nomenklatura im weiteren Sinne“, die die „Partei in der Partei“ bildete und 

sich „letztlich freiwillig an die Weisungen der Parteiführung band und deren Umsetzung 

durch das unmittelbare Kommando über die wesentlichen gesellschaftlichen Ressourcen 

garantierte“. MICHAEL BRIE: Staatssozialistische Länder Europas im Vergleich. Alternative 

Herrschaftsstrategien und divergente Typen, in: Einheit als Privileg. Vergleichende Per-

spektiven auf die Transformation Ostdeutschlands, hrsg. von HELMUT WIESENTHAL, Frank-

furt, New York 1996, S. 39-104, hier S. 42. 
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In diesem Beitrag wird demzufolge zwischen der Gruppe, deren Mitglieder unmit-

telbare Macht- und Verwaltungsfunktionen ausüben, und einer Sinn stiftenden Grup-

pe der Dienstklasse unterschieden. Letztere Gruppe hatte für die durch Zustimmung 

zu einem bestimmten Programm erzeugte Loyalität eine zentrale Bedeutung. Zu ihr 

gehörten diejenigen, die Sinn produzieren und reproduzieren, also die Ideologiepro-

duzenten und die Vermittler dieser Werte, v.a. Gesellschaftswissenschaftler, Künstler, 

Journalisten, die Lehrerschaft. Es ist klar, dass die Vermittlung der Herrschaft durch 

jene Gruppe der „Dienstklasse“ eine zentrale Voraussetzung ihres Funktionierens dar-

stellt. Um es noch einmal zu unterstreichen: Ich werde mich im Folgenden allein auf 

diese intellektuelle „Dienstklasse“, die „Intelligenz“, konzentrieren, und zwar auf die-

jenigen Teile jener akademisch ausgebildeten Schicht, die mit der Elite der DDR über 

gemeinsame Wertorientierungen verfügten. 

Nach Brie besaß die Herrschaft jener Elite eine gewisse Legitimität bei den Ange-

hörigen der „Dienstklasse“.
11

 „Das spezifisch staatssozialistische Legitimitätsverhält-

nis war der Legitimitätsglaube der Dienstklasse an die Berechtigung des Anspruchs 

der Parteiführung auf Herrschaft.“
12

 Die Beziehung der Bevölkerung zur Herrschaft 

sei eher mit dem Begriff „Hinnahme“ (partielle Duldung) derselben zu beschreiben, 

einer Anpassung, bei der man eigene Interessen durchzusetzen versuchte.
13

 

Die Frage, die hier interessiert, ist die nach den Gründen, warum jene sinnstiftende 

„Intelligenz“ das Regime der Herrschaft einer kleinen Minderheit (der Parteiführung, 

der „Politbürokratie“) unterstützt hat. Insbesondere interessieren die geistigen Bande 

beider Gruppen: Welche gemeinsamen Überzeugungen oder Wertorientierungen zwi-

schen ihnen lassen sich feststellen? Auf diesem Feld liegen dann allerdings auch die 

zentralen Loyalitätskonflikte, die Wandel und Untergang dieses Herrschaftsverhält-

nisses bestimmt haben.  

Das systemkonforme Verhalten der Intelligenz hat allerdings nicht nur gemeinsa-

me Wertorientierungen zur Grundlage. Es gibt auch Interessenlagen der Intelligenz, 

die durch die herrschende Politik bewusst geschaffen worden sind mit dem Ziel, eine 

solche Konformität zu unterstützen. Diese Seite des Machtverhältnisses wird in die-

sem Beitrag keiner genaueren Analyse unterzogen. Allerdings muss man sich bei ei-

ner Beschäftigung mit dem loyalen Verhalten der DDR-Intelligenz jener Tatsache be-

                                                 
11

  Das macht aus meiner Sicht für jenen Teil der Dienstklasse besonderen Sinn, den ich hier 

als „Sinn stiftende Gruppe“ bezeichne – in der heutigen politischen Sprache wird sie als 

„DDR-nahe-Intelligenz“ gefasst: Die Alltagsarbeit der Angehörigen der Machtapparate be-

durfte meist keiner weiteren Legitimation, sie war bezahlte Berufstätigkeit; ein Zollbeamter 

oder Soldat konnte nach dem 3. Oktober 1990 mit einem gewissen Recht die Vorstellung 

haben, er könne seine Funktion im neuen Staat ebenso gut ausüben. Es seien dafür viel-

leicht ein neues Handwerkszeug, bestimmte technische Regeln neu zu lernen, aber er müs-

se keine größere geistige Umorientierung vollbringen.  
12  

Siehe BRIE (wie Anm. 10), S. 43 (Hervorhebung im Original). Mit dem Verweis auf Man-

cur Olson stellt derselbe Autor fest, dieser Legitimitätsglaube könne von einem Augenblick 

auf den anderen zusammenbrechen und dann den Zusammenbruch des Regimes nach sich 

ziehen. Ebenda, S. 44. 
13

  Ebenda, S. 42. 
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wusst bleiben. Der entsprechende Begriff lautet in der politischen Sprache des Ancien 

Regimes: „Bündnispolitik gegenüber der Intelligenz“. Heute wird dieselbe Erschei-

nung meist als „Privilegien“ bezeichnet. Das ist unspezifisch: Es geht vor allem um 

Karrierechancen, um berufliche Möglichkeiten, die dem Einzelnen in Abhängigkeit 

von seiner Loyalität gegenüber dem Staat eröffnet werden. Für den Einzelnen war 

problematisch, dass in diesem allseits staatlich geregelten System seine Chancen auf 

eine Erfüllung seiner beruflichen Möglichkeiten alternativlos an eine gewisse Unter-

ordnung unter die politischen Ziele des Staates gebunden waren. Er konnte nicht ein-

fach den Arbeitgeber wechseln. Das war eine wirkungsvolle Barriere gegen illoyales 

Verhalten.  

Anders gesagt, die Bindung beruflicher Chancen an loyales Verhalten ist dem Ein-

zelnen nicht vorzuwerfen. In dieser Hinsicht waren alle gleich. „Privilegien“, also 

Vorrechte, begannen erst jenseits davon. Dazu nur einige zeitbezogene Beispiele: In 

der Ausnahmesituation nach dem Krieg wurden prominente Angehörige der Intelli-

genz in besonderem Maße mit Nahrungsmitteln versorgt. Unter den Bedingungen der 

offenen Grenzen gegenüber der Bundesrepublik in den fünfziger Jahren wurden Ein-

zelverträge mit bestimmten Angehörigen der „bürgerlichen Intelligenz“ abgeschlos-

sen, um sie im Land zu halten. Es gab in der DDR eine Reihe hoch dotierter Kunst-

preise, wie den „Nationalpreis“ verschiedener Klassen. Prominente Künstler bekamen 

unter den Bedingungen der Wohnraumknappheit Häuser zur privaten Nutzung zuge-

wiesen. Nachauflagen und somit Einkünfte wurden ihnen in unterschiedlichem Aus-

maß ermöglicht, deutlich an politische Erwägungen gekoppelt. In den siebziger und 

achtziger Jahren wurden auch besondere Möglichkeiten für die Reise in den Westen 

bzw. für längere Aufenthalte dort eingeräumt.
14

 Diese gezielte Interessenpolitik und 

Besserstellung aber werde ich nachfolgend nicht weiter behandeln, sondern mich auf 

die ideellen Bindungen der Intelligenz an die herrschende Gruppe des Staatssozialis-

mus beschränken.  

 

 

Grundlagen der Loyalität: Legitimationsmuster und verbindende Mythen in 

der DDR  
 

Ich sehe drei Arten von ideellen Brücken zwischen der kommunistischen Führungs-

gruppe und der DDR-Intelligenz: Erstens gab es spezifische DDR-Gründungsmythen, 

die allerdings zu unterschiedlichen Zeiten unterschiedliche Bindungswirkungen aus-

übten; zweitens wirkte auf einen Teil der Intelligenz auch das Programm der sozialen 

Umgestaltung, vor allem die verkündete „Brechung des Bildungsprivilegs“; schließ-

                                                 
14

  Gut und detailliert ist das beschrieben bei MANFRED JÄGER: Kultur und Politik in der DDR. 

1945-1990, Köln 1994.  
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lich hat drittens auch die kommunistische Utopie, also das Zukunftsversprechen, eine 

gewisse Wirkung auf Teile der DDR-Intelligenz erzielt.
15

 

Der „Antifaschismus“ und der „Sozialismus als Friedensmacht“ waren zwei wich-

tige Gründungsmythen der DDR. Sie wurden von Teilen der Bevölkerung, aber vor 

allem der sinnschaffenden „Dienstklasse“ tatsächlich übernommen. Beide Mythen 

verbanden sich mit der Losung des „besseren Deutschland“. Der Wunsch danach er-

wuchs aus den existentiellen Erfahrungen des Krieges. Der Krieg war total gewesen, 

hatte keine Unterscheidung zwischen Front und Hinterland gekannt, die ganze Bevöl-

kerung, besonders aber die aus den Ostgebieten geflüchteten und vertriebenen Men-

schen waren in den Grundlagen ihrer Existenz erschüttert worden. Sicher waren die 

Schlussfolgerungen aus diesen Erlebnissen höchst unterschiedlich. Der Wunsch nach 

Frieden aber war allgemein. Darüber hinaus gab es in relevanten Teilen der Bevöl-

kerung auch den Wunsch, die eigene Verantwortung für die erlebte Katastrophe wahr-

zunehmen, aus den Fehlern zu lernen.
16

  

Die von der sowjetischen Siegermacht und den ihr verbundenen Kommunisten 

ausgehende Interpretation der Ursachen der Katastrophe, also der nationalsozialisti-

schen Diktatur und des Krieges aus Sicht des „Marxismus-Leninismus“, traf in die-

sem Sinne auf die Bereitschaft, sich belehren zu lassen. In dieser Überzeugungs- und 

Überredungsarbeit wurden die im westlichen Deutschland gezogenen Lehren aus dem 

Zusammenbruch als nicht konsequent genug dargestellt, da sie nicht die eigentlichen 

Kriegsursachen, das Profitstreben der Großkonzerne, durch Enteignung überwunden 

hätten. Das Programm einer Verstaatlichung der Produktion – verwurzelt im kommu-

nistischen Programm einer Umgestaltung der Gesellschaft auf dem Wege der sozialis-

tischen Revolution – wurde in jenen Jahren als die wichtigste Konsequenz aus dem 

Krieg interpretiert.  

Nachdem Ulbricht durch Honecker abgelöst worden war, gelang eine gewisse Er-

neuerung dieser Begründungszusammenhänge, weil man einerseits die Traditionen 

des „Antifaschismus“ reaktivierte, dabei die realen biografischen Bezüge von vielen 

Mitgliedern der Parteiführung (also des Politbüros) zum Widerstandskampf heraus-

strich, und andererseits sich die DDR-Führung Anfang der achtziger Jahre in einer ge-

wissen Eigenständigkeit, auch gegenüber der sowjetischen Führung unter Breschnew 

und Andropow und deren Aufrüstungspolitik, für Abrüstung und Frieden in Mitteleu-

ropa, besonders in den beiden deutschen Staaten, einsetzte.  

Diese Interpretation der DDR als „besseres Deutschland“ wurde von vielen Künst-

lern und Wissenschaftlern der DDR getragen. Das ist an deren Werken ablesbar. 

Selbst dann, wenn es Kritik an bestimmten vorherrschenden Dogmen gab, wie z.B. in 

Christa Wolfs Roman „Kindheitsmuster“ oder Stefan Hermlins Textsammlung „Abend-

                                                 
15

  Vgl. dazu auch RAINA ZIMMERING: Mythen in der Politik der DDR. Ein Beitrag zur Erfor-

schung politischer Mythen, Opladen 2000, die außerdem noch Bauernkrieg, Reformation 

und Preußenmythos behandelt.  
16  

Als Beispiel für einen Schriftsteller, der die kommunistischen oder reformsozialistischen 

Ziele nicht teilte, wohl aber den Antifaschismus der DDR-Führung, kann Franz Fühmann 

gelten, selbst ein „Vertriebener“ aus dem Sudetenland.  
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licht“, verblieb man in grundlegenden Fragen im Rahmen der Übereinstimmung. Zum 

gemeinsamen Wertekanon von herrschender Elite und sinnstiftender Intelligenz gehö-

ren jener Antifaschismus und die damit verbundene Existenz eines zweiten deutschen 

Staates.  

Die Aktualität dieser Überzeugung war noch im Herbst 1989 spürbar, als sich Wis-

senschaftler und Künstler unterschiedlicher politischer Orientierung in dem bekannten 

Aufruf „Für unser Land“ vom 26. November 1989 für eine eigenständige DDR aus-

sprachen.
17

 Alle 30 Erstunterzeichner gehören der bezeichneten DDR-„Intelligenz“ an, 

darunter solche prominenten Künstler wie Frank Beyer, Volker Braun, Stefan Heym 

und Christa Wolf. Unterschrieben haben auch prominente Vertreter der neuen Grup-

pen wie Sebastian Pflugbeil, Ulrike Poppe und Friedrich Schorlemmer. 

Das Problem dieses Bekenntnisses war allerdings, dass zu diesem Zeitpunkt, Ende 

November 1989, nach der Öffnung der Grenze, dem Fall der „Mauer“, in der breite-

ren Bevölkerung bereits eine Umorientierung auf die deutsche Einheit begonnen hat-

te. Die alten Mythen verloren für diese Gruppe schneller an Einfluss als für jene der 

„Dienstklasse“, aber auch schneller als für die oppositionellen Intellektuellen ihre 

Bindewirkung.  

Eine zweite ideelle Brücke zwischen Elite und loyaler Intelligenz war die Orien-

tierung auf gleiche Lebenschancen für alle Menschen, einerlei, aus welcher sozialen 

Schicht sie kamen und was ihre Eltern gearbeitet hatten. Dieses Programm sozialer 

Gleichstellung äußerte sich auch in einer sozial ausgleichenden Bildungspolitik, die 

die DDR-Führung insbesondere für die DDR-Aufbaugeneration verwirklichte. Die ent-

sprechende Losung lautete: „Brechung des Bildungsprivilegs“ (der besitzenden Schich-

ten). Ein wichtiger Weg dazu, den Anteil der Studierenden aus Arbeiterfamilien zu er-

höhen, bestand in der Einrichtung von Vorstudienanstalten, später Arbeiter- und Bau-

ernfakultäten (von 1949-1963, ABF), auf denen Angehörige jener sozialen Gruppen 

                                                 
17

  Die entscheidenden Passagen dieses Aufrufs lauten:  

 „Entweder 

können wir auf der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versuchen, mit allen unseren 

Kräften und in Zusammenarbeit mit denjenigen Staaten und Interessengruppen, die dazu 

bereit sind, in unserem Land eine solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frieden 

und soziale Gerechtigkeit, Freiheit des einzelnen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung 

der Umwelt gewährleistet sind. 

 Oder 

wir müssen dulden, daß, veranlaßt durch starke ökonomische Zwänge und durch unzumut-

bare Bedingungen, an die einflußreiche Kreise aus Wirtschaft und Politik in der Bundesre-

publik ihre Hilfe für die DDR knüpfen, ein Ausverkauf unserer materiellen und morali-

schen Werte beginnt und über kurz oder lang die Deutsche Demokratische Republik durch 

die Bundesrepublik Deutschland vereinnahmt wird. 

 Laßt uns den ersten Weg gehen. Noch haben wir die Chance, in gleichberechtigter Nach-

barschaft zu allen Staaten Europas eine sozialistische Alternative zur Bundesrepublik zu 

entwickeln. Noch können wir uns besinnen auf die antifaschistischen und humanistischen 

Ideale, von denen wir einst ausgegangen sind.“ 

 Siehe den gesamten Text und seine Erstunterzeichner: http://www.dhm.de/lemo/html/doku 

mente/DieDeutscheEinheit_aufrufFuerUnserLand/index.html (abgerufen am 6.12.2008). 

http://www.dhm.de/lemo/html/%0bdokumente/DieDeutscheEinheit_aufrufFuerUnserLand/index.html
http://www.dhm.de/lemo/html/%0bdokumente/DieDeutscheEinheit_aufrufFuerUnserLand/index.html
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ihr Abitur nachholen und die Voraussetzungen für ein Hochschulstudium erreichen 

konnten. Solche spezielle Förderung hatte es bis dahin in Deutschland nicht gegeben. 

In der Bundesrepublik wurde erst in den Bildungsreformen der siebziger Jahre ein 

spezieller, zweiter Bildungsweg eröffnet. Besonders diejenigen unter den Jugendli-

chen aus der DDR, die auf diesem Weg zum Studium und später in leitende Funktio-

nen kamen, entwickelten aus dieser Aufstiegserfahrung ein Gefühl der Loyalität ge-

genüber der SED insgesamt. In der DDR-Literatur war mit Hermann Kants „Aula“, 

erstmals gleich nach der Schließung der ABF 1965 erschienen, dem Mythos der so-

zialen Chancengleichheit durch Bildung ein Denkmal errichtet worden.  

Schließlich gab es eine sehr wichtige dritte geistige Brücke zwischen Teilen der 

Intelligenz und der SED-Führung, die in der geteilten Utopie von einer gesellschaft-

lichen Ordnung bestand, die in der Lage sein sollte, die Probleme des Kapitalismus zu 

lösen. Wie man sogar noch am Aufruf „Für unser Land“ sehen kann, war die Über-

zeugung davon, dass die Welt einer Besserung bedarf und dass die DDR in diesem 

Sinne eine Aufgabe zu erfüllen hat, ein lange wirksamer Gründungsmythos dieses 

Staates. In der Überzeugung der notwendigen Überwindung der kapitalistischen Zivi-

lisationskrise durch eine grundlegende Revolution und die Schaffung einer ganz an-
deren Gesellschaft lag allerdings sowohl eine stark sprudelnde Quelle von Legitimität 

des SED-Regimes als auch immer wieder ein Anlass für Widerspruch und Widerstand 

gegen die Führung und ihre konkreten politischen Entscheidungen.  

Die Loyalität, von der hier die Rede ist, war deutlich widersprüchlich. Sie exis-

tierte so lange, wie die Führung ihrem eigenen politischen Ziel, einer Gesellschaft, die 

alle Verhältnisse umzuwerfen sich vorgenommen hat, in denen der Mensch ein ver-

ächtliches und geknechtetes Wesen ist, folgte. Wenn sie davon aus Gründen enger ei-

gener Interessen oder gar der Macht einer kleinen Clique erkennbar abwich, dann 

wurde diese Loyalität aufgekündigt. Dafür gibt es viele Belege. Ich werde nur ein Zi-

tat aus einem Spiegel-Interview des DDR-Schriftstellers Christoph Hein von Ende 

Oktober 1989 anführen, der auf die Bemerkung des ihn interviewenden Korrespon-

denten des „Spiegel“ – „Uns scheint, auch in der DDR besteht Konsens, daß der So-

zialismus weg muß“ – antwortete: „Nein, das wäre zu wenig. Ich denke, auch bei den 

oppositionellen Gruppen […] und bei der Intelligenz und beim Volk geht es jetzt 

noch um Sozialismus. Nicht um diesen der stalinistischen Prägung, sondern um einen 

Sozialismus, der wirklich den Namen verdient.“
18

 

 

 

                                                 
18

  CHRISTOPH HEIN: Als Kind habe ich Stalin gesehen. Essays und Reden, Frankfurt am Main 

2004, S. 152 f. Zuerst veröffentlicht in: Der Spiegel“ vom 23.10.1989, im Interview unter 

dem Titel: Die DDR ist nicht China, S. 29-31, in: http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-

13498739.html (abgerufen am 21.09.2010). 
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Wandel der politischen Herrschaft und die Funktion kritischer Loyalität 
 

Im Lebenszyklus des Staatssozialismus spielen die Jahre seit Ende der 1950er eine 

besondere Rolle.
19

 In dem folgenden Abschnitt soll für die drei Länder Polen, Tsche-

choslowakei und DDR skizziert werden, welche Veränderungen der Art und Weise 

des Funktionierens zeitweilig oder dauerhaft aus solchen Loyalitätskrisen erwachsen 

sind. Dabei spielen allerdings beide Akteure des staatssozialistischen Herrschaftsver-

hältnisses, Eliten und Dienstklasse, eine aktive Rolle und reagieren aufeinander.  

In der betrachteten Zeit wurden die bis dahin existierenden stalinistischen Herr-

schaftsformen einem Wandlungsprozess unterzogen, der durch Reformen und Krisen 

gekennzeichnet war. In der Wirtschaft spielte die sichtbar gewordene Ineffizienz die 

Hauptrolle. Politisch ging es häufig um die sichtbar werdende Isolierung der politi-

schen Herrschaft von der Bevölkerung. In Polen etwa wurde im Herbst 1956 durch ei-

nen Teil der Parteiführung ein nationaler Sozialismus angestrebt, der mit dem Namen 

von Władysław Gomułka verbunden ist. In der Tschechoslowakei bemühte man sich 

seit Ende der 1950er Jahre, vor allem aber seit 1963 um umfassende Reformen in Po-

litik und Wirtschaft, die 1968 in den „Prager Frühling“ mündeten. In beiden Ländern 

kam es zu einem Abbau der Isolierung der Kunst und Wissenschaft von der Kultur 

des Westens, zu einem Liberalisierungsprozess, der zu einer deutlichen Belebung der 

betreffenden Öffentlichkeiten in beiden Gesellschaften führte.  

Die SED-Führung bemühte sich, für die DDR eine der wissenschaftlich-techni-

schen Revolution angepasste Form der Leitung der Volkswirtschaft zu erreichen. Ge-

genüber Veränderungen in der politischen Führung war sie hingegen sehr misstrau-

isch. Auch das kulturelle Tauwetter nach dem Mauerbau wurde bereits nach kurzer 

Zeit Ende 1965 wieder gestoppt. Erst nach der Ablösung des Parteiführers Ulbricht 

durch Honecker kam es zu einer liberaleren Kulturpolitik, parallel dazu lief allerdings 

der Ausbau der geheimdienstlichen Kontrolle über die Intelligenz.
20

  

In allen drei Staaten wurde Ende der 1960er Jahre der Übergang zu einer weiteren 

Phase des Sozialismus vollzogen, die für die DDR m.E. zutreffend als „Konsumsozia-

lismus“
21

 bezeichnet worden ist. Die spätsozialistischen Gesellschaften Ostmitteleuro-

pas können zunehmend als autoritäre Wohlfahrtsstaaten begriffen werden. 

In dieser neuen Form des Sozialismus kam es zu einem tiefgreifenden Prozess der 

De-Ideologisierung. Die ideologischen Grundlagen des Systems verloren deutlich an 

Wirkung. Die Herrschaft basierte stärker als früher auf dem Versprechen eines besse-

ren Lebens für die gegenwärtigen Generationen, nicht mehr so sehr auf der starken 

Hoffnung auf eine „lichte Zukunft“ einer künftigen kommunistischen Gesellschaft, 

die alle Probleme lösen würde. Das war mit einer wichtigen Veränderung der interna-

tionalen Orientierung verbunden, denn die herrschenden Eliten des Staatssozialismus 

                                                 
19

  Vgl. dazu SEGERT, Die Grenzen Europas (wie Anm. 1), S. 173 ff.  
20

  Siehe zu den Phasen der Entwicklung der Überwachungstätigkeit die Angaben in: WAL-

THER (wie Anm. 7), S. 140 ff. 
21

  DIETRICH STARITZ: Geschichte der DDR, Frankfurt a.M. 1996, S. 281. 
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begaben sich bewusst in einen direkten Wettbewerb mit den Gesellschaften des west-

europäischen Kapitalismus bezüglich des Lebensniveaus der Bevölkerung.  

Innerhalb der Intelligenz kam es im Zusammenhang mit diesen Reformen und dem 

gesellschaftlichen Wandel einerseits zur zunehmenden Abkehr vom sozialistischen 

Programm, insofern auch zu einer Abschwächung der aktiven Unterstützung der Intelli-

genz für die politische Herrschaft. Andererseits scheint mir gerade innerhalb der sinn-

stiftenden Intelligenz die beschriebene Form von „Loyalität“ am längsten aufrechter-

halten zu bleiben. Neben der Zunahme von geistiger Unabhängigkeit gibt es auch eine 

Zunahme des Bemühens um eine Reform des Systems gerade in der behandelten so-

zialen Gruppe. Anzeichen dafür gibt es in der Tschechoslowakei bis 1969/70, wo die 

Intelligenz, sowohl Künstler als auch Wissenschaftler, die durch Teile der Parteifüh-

rung begonnenen Reformen nicht nur begrüßen, sondern aktiv vorantreiben.
22

 Diese 

Entwicklung wird mit der militärischen Niederschlagung der Reformen im August 

1968 und der nachfolgenden „Normalisierung“ der Herrschaftsverhältnisse beendet. 

Daraus ergibt sich auch eine erhebliche Abschwächung von „Loyalität“ bzw. der Wan-

del ihres Charakters aus einer aktiven Unterstützung und kritischen Begleitung der 

politischen Herrschaft hin zu einer erzwungenen bzw. opportunistischen Anpassung. 

Es ist aber nicht zu übersehen, dass es unter den Oppositionellen der „Charta 77“ 

nicht nur Antikommunisten, sondern auch Reformsozialisten gab. Nur waren sie wäh-

rend der „samtenen Revolution“ nicht in der Lage, eine ideologische Hegemonie aus-

zuüben.  

In Polen stellt das Jahr 1968 ebenfalls eine Zäsur dar. Die im März jenes Jahres 

kulminierenden Studentenunruhen bzw. der Machtkampf in der PZPR, der eine anti-

semitische Färbung erhält, führt zu einer Verabschiedung großer Teile der loyalen In-

telligenz von der KP und zu einer zunehmenden Polarisierung der Gesellschaft. 1980 

erhielt diese Polarisierung mit der Entstehung der Solidarność als unabhängiger Mas-

senbewegung einen Höhepunkt. Der Ausnahmezustand Ende 1981 beendet diese Pha-

se der Entwicklung, auch in Polen verringert sich eindeutig der Umfang der Gruppe 

aus der sinnstiftenden Intelligenz, die ihre Hoffnungen auf das sozialistische Pro-

gramm konzentrieren. Ich vermute aber, dass eine völlige Verabschiedung von der 

Idee eines reformierten Sozialismus vor 1989 nicht stattfindet, zumindest verweist da-

rauf die Spaltung innerhalb der PZPR in Reformer und Orthodoxe, an der ja auch In-

tellektuelle wie Mieczysław Rakowski teilhaben. Außerhalb der PZPR gab es in jener 

Zeit auch noch einige prominente Intellektuelle wie Adam Schaff, die auf einen refor-

mierten Sozialismus setzten. Und im Umfeld von Solidarność fanden sich ebenfalls 

Kräfte, die als ihr wichtigstes Ziel nicht eine Marktwirtschaft ohne Adjektive, sondern 

eine solidarische Gesellschaft anstrebten, die also ihre früheren Wertvorstellungen 

nicht gänzlich über Bord warfen. Auf ihrer Grundlage wurde nach 1989 die kleine Par-

tei „Unia Pracy“ gegründet.  

                                                 
22

  Ich habe das in Gesprächen mit einem Vertreter der tschechoslowakischen Reformintelligenz 

aus den 1960er Jahren, mit Michal Reiman, versucht zu rekonstruieren: DIETER SEGERT: 

Prager Frühling. Gespräche über eine europäische Erfahrung, Wien 2008.  
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Die DDR erscheint vor dem Hintergrund der Entwicklungen in Polen und der 

Tschechoslowakei als ein Sonderfall. Ich hatte schon darauf verwiesen, dass noch bis 

zum Herbst 1989 die Idee eines reformierten Sozialismus eine Grundlage für eine ide-

elle Übereinstimmung zwischen politischer Elite und Teilen der sinnstiftenden Intelli-

genz darstellte. Das mag einerseits darin begründet liegen, dass eine solche Entschei-

dung bei der Aufbaugeneration der DDR als Konsequenz der Erfahrungen im Natio-

nalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg erscheint, andererseits vielleicht das Er-

gebnis eines stärker auf das ursprüngliche marxistische Programm einer nachkapita-

listischen Gesellschaftsordnung orientierten Diskurses der wissenschaftlichen Intelli-

genz ist. Möglicherweise liegt ein dritter Grund darin, dass sich die Krisenerscheinun-

gen des DDR-Staatssozialismus ab den 1960er Jahren wesentlich weniger dramatisch 

darstellten als in den beiden Nachbarstaaten. Nach dem Herbst 1989 entstand auch in 

der DDR, hier mit der deutschen Einheit unter der Hegemonie der politisch konser-

vativen Kräfte, eine Situation, in der die Gruppe der reformsozialistischen Intelligenz 

marginalisiert wurde.  

*** 

Am Ende sprengte auch in der DDR die Kritik den Rahmen der Loyalität, die bisher 

Elite und intellektuelle Dienstklasse zusammengehalten hatte. Die Krise des Staates, 

vor deren Hintergrund sich diese Entwicklung durchsetzte, ist jedoch nicht Gegen-

stand dieses Beitrags. Sie ist durch eine Vielzahl von strukturellen und handlungsbe-

stimmten Komponenten hervorgerufen worden. Es gibt mindestens drei weitere Ak-

teursgruppen in der Gesellschaft, die diese Krise herbeiführten und vertieften: Ausrei-

ser, Demonstranten und oppositionelle Gruppen. Die diskursive Erneuerung der Lo-

yalität gelang in diesem Moment deshalb nicht, weil die politische Elite sich von ih-

rem eigenen Programm verabschiedet hatte. Die sinnstiftende Dienstklasse war in die-

sem Moment zu keiner geschlossenen Aktion im Interesse ihrer Überzeugungen in 

der Lage. Nachdem sich die deutsche Einheit als neuer Sinnhorizont als stärker erwie-

sen hatte, wurde sie vollends marginalisiert. Ihre Zukunftsperspektive brach in sich 

zusammen.
23

   

Für die Analyse der abgeschlossenen geschichtlichen Epoche des Staatssozialis-

mus ist die Untersuchung der geistigen und emotionalen Bindungen von Herrschafts-

unterworfenen, die die Herrschaftsstruktur aktiv stützten, ein wichtiger Weg zum Ver-

ständnis der langjährigen Stabilität des Systems, seines untergründigen Wandels so-

wie des plötzlichen friedlichen Zusammenbruchs. Historische Alternativen entstehen 

nicht aus einem Vakuum heraus und nicht allein beeinflusst durch externe System-

konkurrenz. Die Analyse der Loyalitäten der Intelligenz im Spätsozialismus ist ein 

wichtiges Feld, auf dem die für den Staatssozialismus charakteristische Verflechtung 

von Herrschaft und Gesellschaft studiert werden kann. Die genauere Erforschung je-

ner Loyalitäten der Intelligenz wird es möglich machen, besser zu verstehen, wie je-

ner Typ von Diktatur, wie er im späten Staatssozialismus existierte, tatsächlich funk-

tioniert hat, aber auch, wie sich sein friedlicher Wandel vollzog: Nicht Gewalt allein 

                                                 
23

  Vgl. dazu DIETER SEGERT: Das 41. Jahr. Eine andere Geschichte der DDR, Wien 2008. 
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hat diesen Staat zusammengehalten, sondern es waren viele Fäden, die über längere 

Zeit einen stabilen Teppich bildeten, darunter auch die gemeinsamen Mythen und Ziele 

der Machtelite und der sinnstiftenden Intelligenz. Ungeachtet sehr umfassender histo-

rischer Analysen der DDR, die nach 1990 mit immenser staatlicher Unterstützung in 

Deutschland vorangetrieben wurden, ist dieses Phänomen bisher wenig erforscht und 

demzufolge im aktuellen Geschichtsbewusstsein weniger präsent.
24

 Auch für die an-

deren ostmitteleuropäischen Gesellschaften stellt die Analyse der Loyalitäten der Dienst-

klasse noch ein Desiderat der Forschung dar. 

                                                 
24

  Das lässt sich an vielen Publikationen der letzten Jahre überprüfen, hier nur zwei prominente 

Beispiele: In einem Katalog für eine Ausstellung im „Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig“ 

mit dem Titel „Einsichten. Diktatur und Widerstand in der DDR“, hrsg. von ANNE MAR-

TIN, Leipzig 2001, wird unter der Kapitelüberschrift „Friedliche Revolution“ (S. 190-202) 

durch KORNELIA LOBMEIER die Demonstration am 4. November in Berlin als eine Aktion 

gegen „die SED“ gedeutet (die zentrale Losung sei „TschüSSED“ gewesen, S. 195), der 

Runde Tisch wird zur Aktion von „Neuem Forum“, „Sozialdemokratischer Partei“ und 

Blockparteien umgebogen (S. 197), der Sonderparteitag der SED kommt erst im Kapitel 

zur „Volkskammerwahl“ am 18. März 1990 vor (S. 199). Kürzlich veröffentlichte Ehrhard 

Neubert eine umfassende Monografie im Piper-Verlag München zum letzten Jahr der DDR 

und den dabei agierenden Kräften, in der die Rolle der Wissenschaftler und Künstler, die 

der SED verbunden waren, sowie der SED-Mitgliedschaft allgemein, wenn überhaupt, je-

denfalls nicht als vorantreibende Kraft des politischen Wandels vorkommt. Siehe EHRHARD 

NEUBERT: Unsere Revolution. Die Geschichte der Jahre 1989/90, München 2008. Siehe 

dort exemplarisch die Abschnitte „Die Partei in Verwirrung“ (S. 201-206), „Die SED im 

freien Fall“ (S. 261-263) oder „Die Verlierer der Geschichte“ (S. 296-299), wo die gesamte 

Mitgliedschaft pauschal als Personal der Diktatur bezeichnet wird. 
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Loyalität(en) von Schriftstellern in der Tschechoslowakei in 

den 1950er und 1960er Jahren 

von 

Jiří  P e š e k  und  Monika  P r á c h e n s k á  

 

 

 
 
Einleitung 
 

Das Thema dieses Beitrags stellt einen zentralen Problembereich der Kultur- bzw. 

Geistesgeschichte der Nachkriegsjahrzehnte dar. Dabei geht es konkret um die Ent-

wicklung der Beziehungen des gesellschaftlich wichtigsten Segments der tschechi-

schen schöpferischen und künstlerischen Intelligenz zum Volk, zur Nation, zur Kom-

munistischen Partei und zum tschechoslowakischen Staat. Gleichzeitig geht es um die 

Veränderungen in der Wahrnehmung der eigenen Identität einer damals für den Groß-

teil der tschechischen Gesellschaft identitätsstiftenden Berufsgruppe. Dabei ist insbe-

sondere von Interesse, inwiefern sich das Bezugsobjekt der Loyalität der künstleri-

schen Intelligenz in den 1950er und 1960er Jahren veränderte und zu welchen Konse-

quenzen dies führte. 

Zunächst soll thematisiert werden, was im Rahmen dieses Beitrags unter dem Be-

griff der Loyalität verstanden wird.
1
 Historisch gesehen handelt es sich um eine Über-

tragung des Konstrukts der „Treue“, also der Verbundenheit, Anhänglichkeit und Un-

terordnung eines Subjekts, das dafür andererseits Schutz, Unterstützung und Bevorzu-

gung als Gegenleistung von Seiten der Herrschenden erwartet.
2
 Schon im einleitenden 

Beitrag von Volker Zimmermann und Peter Haslinger zu diesem Band wurde den 

Spezifika von Loyalitäten in Diktaturen mit totalitärem Anspruch Aufmerksamkeit ge-

                                                 
1
  Allgemein stützen wir uns auf die Ausführungen von MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyali-

tät“ als geschichtlicher Grundbegriff und Forschungskonzept: zur Einleitung, in: Loyalitä-

ten in der Tschechoslowakischen Republik 1918-1938, hrsg. von DEMS., München 2004, S. 

1-22. 
2
  Die Wurzeln der „modernen“, für lange Zeit weiterwirkenden tschechischen Begrifflich-

keit: JOSEF JUNGMANN: Slownjk česko-německý, Djl V: W-Ţ [Tschechisch-Deutsches Wör-

terbuch, Bd. 5: W-Ţ], Praha 1839, S. 73. Hier wird „die Treue“ wie folgt definiert, wobei 

die erste Interpretation einen stilistischen, die zweite dann einen historisch-juristischen Cha-

rakter besitzt: „Wěrnost zachovává se wystawenjm pogatých w mysli obrazů a předstaw 

beze wšj proměny, ozdoby, ugmy nebo přjdawku.“ „Man pánu swému hold a powinnost 

učiniti má přjsahú swú, ţe gemu tak přjzniw a wěren býti chce, gakţ z práwa powinen 

gest.“ [„Die Treue wird gehalten durch das Zeigen der im Gedächtnis verinnerlichten Bil-

der und Vorstellungen ohne jede Veränderung, Zierde, Schaden oder Zugabe.“ „Ein Mann 

soll seinem Herrn durch seinen Eid huldigen und sich ihm verpflichten, dass er ihm so er-

geben und treu sein will, wie er von Rechts wegen verpflichtet ist.“]. 
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widmet. Dort ist die Rede davon, dass in der heute weit verbreiteten Vorstellung von 

staatssozialistischen Gesellschaften „das gesellschaftliche Leben in solchen Systemen 

in erster Linie auf Zwang und Anpassung“ beruhe und „wenn in diesem Zusammen-

hang von Loyalität gesprochen wird, dann meist im Sinne einer erzwungenen Loyali-

tät“.
3
 

Dies gilt zwar umfassend für die Opfer und Verlierer in Diktaturen, kaum aber für 

ihre Gesellschaften als komplexes Ganzes und schon gar nicht für die zahlreichen 

Träger und Profiteure der Diktaturen. Dabei handelt es sich sicher um eine Kategorie 

von Personen, in die sich nachträglich niemand einreihen lassen möchte. Allerdings 

ist es inzwischen erwiesen, dass es hierbei um Personen geht, die in allen diktatori-

schen Systemen – von faschistischen über nationalsozialistische bis hin zu kommunis-

tischen – ausgesprochen stark (wenn nicht sogar für eine bestimmte Zeit mehrheit-

lich) in der Gesellschaft vertreten waren. Für die tschechischen Literaten der Nach-

kriegsepoche gilt dies in jedem Fall.
4
 

 

 

Bedeutung und Loyalitätsbindungen der Schriftsteller im tschechoslowakischen 

Staat 
 

Damit kommen wir zum zweiten Schlüsselbegriff des Beitrags, zu dem des „Schrift-

stellers“
5
. Zuerst muss die Gruppe abgegrenzt werden, die in den ersten zwei Jahr-

zehnten nach der kommunistischen Machtübernahme unter diese Kategorie fiel: Ist es 

die Gesamtheit der Personen, die künstlerisch orientierte Literatur (Poesie, Prosa, Dra-

ma) verfassten und publizierten, die Kritiker, Theoretiker und Herausgeber oder nur 

jene Persönlichkeiten, welche als „Schriftsteller“ staatlich anerkannt waren? 

Dies ist aus folgendem Grund wichtig: Die Anerkennung resultierte schon ab 1945 

nicht nur in der Aufnahme in den (einer Gewerkschaft ähnlichen) Schriftstellerver-

band und als Konsequenz in einer vergleichsweise sehr guten finanziellen Unterstüt-

zung und anderen staatlichen Leistungen wie Wohnungszuteilung, „schöpferische“ Ar-

                                                 
3
  Vgl. den Beitrag von VOLKER ZIMMERMANN und PETER HASLINGER: Loyalitäten im Staats-

sozialismus. Tschechoslowakei, DDR und Polen, in diesem Band. 
4
  Eine hochwertige, sicher fachspezifische Gesamtdarstellung der (selbstverständlich vor al-

lem literarisch orientierten) Kulturgeschichte der Nachkriegszeit legte jüngst eine Gruppe 

von Autoren (Věra Broţová, Dušan Tomášek, Petr Šámal, Kateřina Bláhová) unter der Lei-

tung von Petr Čornej in insgesamt vier einführenden Kapiteln über „das Literarische Le-

ben“ zu einer vierbändigen Gesamtdarstellung der Geschichte der tschechischen Literatur 

1945-1989 vor. Siehe: Literární ţivot. Politické a kulturní souvislosti [Literarisches Leben. 

Politische und kulturelle Zusammenhänge], in: Dějiny české literatury 1945-1989, Bd. 1, 

hrsg. von PAVEL JANOUŠEK, Praha 2007, S. 21-60, Bd. 2, Praha 2007, S. 13-56, Bd. 3, Pra-

ha 2008, S. 13-49. 
5
  JUNGMANN (wie Anm. 2), Bd. 4: S-U, S. 237. Jungmann definiert den Schriftsteller als den, 

„der verfasst“, wobei er darunter sowohl einen literarisch Schaffenden als auch einen Ver-

fasser eines Berichts subsumiert.  
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beitsurlaube oder Auslandsreisen.
6
 Besonders lässt sich dies auch daran ablesen, dass 

man als amtlich anerkannter Schriftsteller seit 1948 mehr oder weniger ungehindert 

gegen Honorar publizieren konnte und seine Texte relativ frei im Zuge öffentlicher 

Lesungen oder Diskussionsabende präsentieren durfte.
7
 

Der Unterschied zur NS-Zeit bestand darin
8
, dass auch die „unregistrierten“ Text-

produzenten weiterhin schreiben und publizieren durften. Ihre Werke mussten aller-

dings auf die Zulassung zum Druck länger warten und wurden durch die Zensur- und 

Parteibehörden strenger beobachtet. Ihre Tätigkeit wurde aber kaum unterstützt bzw. 

begünstigt. Es handelte sich dabei überwiegend um Autoren, die keine regimefeindli-

chen oder kritischen Positionen vertraten, sondern nur aus bestimmten Gründen nicht 

in die protegierte Auslese aufgenommen worden waren. Ihre Zulassung zur literari-

schen Arbeit war notwendig, weil sie – besonders am Anfang der Epoche – die Mehr-

heit unter den Schriftstellern ausmachten. Auch von ihnen wurde die Unterordnung 

unter das Regime, die Ergebenheit für die Sache des Sozialismus und die Treue zur 

(sozialistischen) Heimat erwartet bzw. verlangt. Nur Emigranten und verhaftete und 

verurteilte Autoren wurden vollständig verschmäht und aus allen Medien und Biblio-

theken getilgt. Sie existierten nicht nur „nicht mehr“, sondern „nie“ (im Orwell’schen 

Sinne). 

Die Schriftsteller organisierten sich bis 1948 in einer Reihe von Vereinen und 

Verbänden, die allerdings im Februar 1948 entweder aufgelöst wurden oder sich mit 

                                                 
6
  „Der Verband mit seiner gewerkschaftlichen Satzung kümmerte sich um die finanzielle Si-

cherung und Versicherung seiner Mitglieder, er vermittelte ihnen Reise- und Arbeitsstipen-

dien und wurde dabei durch die zuständigen Ministerien unterstützt. Die Schriftsteller ge-

wannen im Rahmen der Zuteilung von Lebensmitteln, Arbeitsräumen oder Erholungshäus-

chen (oft im verlassenen Grenzgebiet) Vorteile“, in: ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 1, S. 41. 
7
  Schon der I. Tschechische Schriftstellertag (16.-20. Juni 1946) charakterisierte in seiner 

Resolution den Schriftsteller bzw. jeden Künstler als einen „Erläuterer“ gesellschaftlicher 

Umbrüche, Vermittler der neuen Perspektiven und Erbauer der neuen zwischenmenschli-

chen Beziehungen. Vgl. FRANTIŠEK HALAS: Spisovatel a politik [Schriftsteller und Politi-

ker], in: Účtování a výhledy. Sborník prvního sjezdu českých spisovatelů, hrsg. von JAN 

KOPECKÝ, Praha 1948, S. 285-286. Die Rolle des Schriftstellers stand auch im Zentrum der 

Einführungsrede des Präsidenten der Republik, Edvard Beneš, auf dem Schriftstellertag. 

Siehe: Z dějin českého myšlení o literatuře I. (1945-1948). Antologie k dějinám české lite-

ratury 1945-1990 [Aus der Geschichte des tschechischen Denkens über Literatur, Bd. 1 

(1945-1948). Eine Anthologie zur Geschichte der tschechischen Literatur 1945-1990], hrsg. 

von MICHAL PŘIBÁŇ, Praha 2001, S. 97-106. 
8
  JOACHIM PETSCH: Kunst im Dritten Reich, Köln 1994, S. 13. Er definiert die Rolle der natio-

nalsozialistischen Berufsverbände mit folgenden Worten: „Mit der Einrichtung der ‚Reichs-

kulturkammer‘ fand der Traum vor allem konservativer Künstler und Kulturschaffender von 

einem Ständestaat, der jeder Berufsgruppe ihren festen Platz einräumt und ein gesichertes 

Auskommen garantiert, seine Erfüllung. Die neue Standesorganisation unterstand dem ‚Reichs-

ministerium für Volksaufklärung und Propaganda‘ und ermöglichte die totale Kontrolle des 

künstlerischen Lebens, da die Mitgliedschaft in der ‚Reichskulturkammer‘ Voraussetzung 

für die Ausübung jeglicher künstlerischen Tätigkeit war.“ 
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dem „Syndikat der tschechischen Schriftsteller“ vereinigen ließen.
9
 Aber auch diese 

neue Zentralorganisation der tschechischen Schriftsteller wurde bereits im März 1948 

mit dem „Verein der slowakischen Schriftsteller“ zu einer einheitlichen gesamtstaatli-

chen Organisation mit der Bezeichnung „Tschechoslowakischer Schriftstellerverband“ 

verschmolzen. Ursprünglich wurden alle Mitglieder von den vereinigten Schriftstel-

lervereinen in die neue, nach sowjetischem Muster (und von der Satzung des Sowjeti-

schen Schriftstellerverbands) geprägte Organisation übernommen. Der neue Verband, 

der 1949 den „sozialistischen Realismus“ als verbindliche Methode der literarischen 

Arbeit angenommen hatte, unterzog aber seine von den Vorgängerorganisationen über-

nommene Mitgliederbasis von 1 675 Schriftsteller einer umfassenden Säuberung: Bis 

1950 verblieben nur noch 220 ordentliche Mitglieder und 49 Kandidaten im Verband. 

Insgesamt 84% der bisher organisierten Schriftsteller wurde dieser Status aberkannt. 

Sie wurden zu „Literaten zweiter Klasse“. 

Alle Schriftsteller erhielten schon im Frühjahr 1949 eine klare Direktive von Par-

tei- und Staatschef Gottwald: Sie und ihre Werke sollten weiterhin nach dem Ausmaß 

ihrer persönlichen Unterstützung für die Linie der Kommunistischen Partei bewertet 

werden.
10

 Mit den Worten des Vorsitzenden des Schriftstellerverbands, Jan Drda, sollte 

der „Terror des Modernismus“ demokratisch beendet werden. Die Parallelen zu den 

Prinzipien, die durch die NS-Reichskulturkammer Mitte der 1930er Jahre etabliert wor-

den waren, liegen auf der Hand
11

, und auch die Motive für diese Maßnahmen im Be-

reich des Kulturlebens waren ähnlich: Den neuen Machthabern war klar, dass nur eine 

vollständige Beherrschung des Kulturdiskurses eine wirkliche Unterwerfung der tsche-

chischen Gesellschaft ermöglichte. Alle „Autonomien“ mussten also beseitigt oder zu-

mindest in den Untergrund verdrängt werden. 

Warum waren diese Maßnahmen so wichtig für die Partei bzw. für den neuen 

kommunistischen Staat? Die Rolle des Schriftstellers war in der tschechischen Gesell-

schaft, im Milieu eines kleinen und für lange Zeit „nicht selbstverständlichen“ Vol-

                                                 
9
  Zu dieser tief greifenden institutionellen und organisatorischen, vor allem aber personellen 

Umgestaltung der Schriftstellerorganisationen vgl. vor allem: ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 2, 

S. 15 f. und besonders S. 28-34, weiter auch JIŘÍ KNAPÍK: V zajetí moci. Kulturní politika, 

její systém a aktéři 1948-1956 [In der Gefangenschaft der Macht. Die Kulturpolitik, ihr 

System und ihre Akteure 1948-1956], Praha 2006, S. 43; MICHAEL BAUER: Ideologie a 

paměť. Literatura a instituce na přelomu 40. a 50. let 20. století [Ideologie und Gedächtnis. 

Literatur und Institutionen an der Wende der 1940er und 1950er Jahre des 20. Jahrhun-

derts], Jinočany 2003, S. 70, 84.  
10

  Die Zitate stammen aus der Grußadresse Klement Gottwalds auf dem I. Tschechoslowaki-

schen Schriftstellertag (4.-6. März 1949) und aus der Rede des Vorsitzenden des Schrift-

stellerverbands, Jan Drda, publiziert im Sammelband: Od slov k činům [Von Worten zu 

Taten], Praha 1949, hier übernommen aus: ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 2, S. 30 f. 
11

  Am 26. November 1936 wurde in Deutschland jede Kunstkritik verboten bzw. durch den 

Kunstbericht ersetzt, wodurch sich die Analyse von Kunstwerken auf das Aufzeigen der 

Aspekte der nationalsozialistischen Weltanschauung innerhalb des Werkes reduzierte. PETSCH 

(wie Anm. 8), S. 14. 
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kes, traditionell sehr wichtig und prestigeträchtig.
12

 Die Schriftsteller galten seit dem 

19. Jahrhundert als die führenden „Kommunikatoren“ der tschechischen Gesellschaft, 

als die Schöpfer eines bestimmenden und dann mehr oder weniger auch verbindlichen 

Narrativs. Traditionell gehörten wesentlich mehr Professionen unter den Dachbegriff 

„Schriftsteller“ als nur die Autoren künstlerischer Texte. Man rechnete eigentlich alle 

„Literaten“, also gebildeten Personen, die an der öffentlichen schriftlichen Kommuni-

kation teilhatten, zu dieser Kategorie. So wurden auch Geisteswissenschaftler (vor 

allem Historiker) und eher politisierende Publizisten zu den Schriftstellern gezählt – 

wie z.B. schon das nationalpolitische „Manifest tschechischer Schriftsteller“ vom 17. 

Mai 1917 mit seinen 222 Unterzeichnern belegte.
13

  

Diese herausgehobene Stellung der Schriftsteller wurde in der Epoche der Ersten 

Tschechoslowakischen Republik bestätigt. Die Dichter, die „Menschen der Feder“, hat-

ten in diesem Rahmen mehrere parallele Loyalitäten bzw. Identitäten entwickelt: die 

Loyalität zum tschechoslowakischen Staat, zum Land (was später in der Zeit der 

Münchener Krise 1938 besonders ausgeprägt thematisiert wurde), zum Volk und zur 

Nation (was dann in den Besatzungsjahren in den Vordergrund trat) und natürlich 

auch zur Gruppe selbst, zur Schriftstellerzunft und zum Schriftstellerethos. Die popu-

lären Schriftsteller – und besonders die „nationalen“ Dichter vom Rang eines Halas, 

Hrubín, Biebl, Nezval oder Seifert – standen damals politisch mehr oder weniger 

links. Sie waren oft ehemalige Mitglieder der Kommunistischen Partei, da die meisten 

nur bis 1929, bis zu Klement Gottwalds Machtübernahme, in der Partei verblieben. 

Die deutsche Besatzung, die Ängste während der „Heydrichiade“, die Judenverfol-

gung, der fast niedergeschlagene Maiaufstand 1945, aber auch die Freude der Befrei-

ung hatten jedoch die ehemaligen Differenzen vergessen lassen.
14

 

                                                 
12

  Edvard Beneš hat in seiner (übrigens von Václav Černý verfassten) Rede als Ehrenpräsi-

dent des Schriftstellerkongresses 1946 die gesellschaftliche Aufgabe der Schriftsteller als 

„Wächter und Vorbilder“ charakterisiert. Vgl. CHRISTIANE BRENNER: Zwischen Ost und 

West. Tschechische politische Diskurse 1945-1948, München 2009, S. 387. 
13

  JAROSLAV KVAPIL: Projev českých spisovatelů roku 1917 [Das Manifest tschechischer 

Schriftsteller aus dem Jahre 1917], Praha 1924. 
14

  Vgl. zur Position der Literatur, der Schriftsteller und der Kultur allgemein in der Zeit der 

NS-Besatzung die auf der Basis einer Samizdatausgabe von 1976 neu edierte Studie von 

FRANTIŠEK ČERVINKA: Česká kultura a okupace [Die tschechische Kultur und die Besat-

zung], Praha 2002, S. 42, 54. Ebenfalls aus den Samizdatstudien der 1970er und 1980er 

Jahre entstand folgende Publikation von JIŘÍ DOLEŢAL: Česká kultura za protektorátu. 

Školství, písemnictví, kinematografie [Tschechische Kultur im Protektorat. Schulwesen, 

Schrifttum, Kinematografie], Praha 1996. K.H. Frank formulierte im Jahre 1942 die These, 

dass 90% der Feinde des Reiches im Protektorat aus den Reihen der Intelligenz stammten. 

Die Antwort waren wiederholte Repressionen, wie z.B. die Geiselnahme von 8 000 Reprä-

sentanten der tschechischen Elite in den ersten Tagen nach der Besatzung im Jahre 1939 

und die geplante „Sonderbehandlung“ dieser Gruppe nach dem erwarteten Endsieg. Gleich-

zeitig brachten die ersten Besatzungsjahre ein unerwartetes Interesse der Leser für tsche-

chische Literatur. Siehe: Ebenda, S. 14, 24. Diese Umstände haben dazu beigetragen, dass 

das Prestige der kulturellen Elite, besonders der Schriftsteller, nach dem Kriege enorm stieg. 
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Die kurze Zeit der Dritten Republik 1945-1948 war von einem nationalen und aus-

geprägt antideutschen Pathos, von der Begeisterung für den Wiederaufbau und genau-

so wie in Frankreich, in Großbritannien oder auch in allen Zonen des besetzten 

Deutschlands in fast natürlicher Weise von der Überzeugung geprägt, dass der Sozia-

lismus die Ordnung der Zukunft darstelle.
15

 Alle, also auch spätere Feinde oder gar 

Opfer des kommunistischen Regimes, waren in diesen Jahren vom Sozialismus be-

geistert.
16

 Ferdinand Peroutka oder Václav Černý können hier als eindeutige Beispiele  

angeführt werden.
17

 Allein die mehrheitliche Vorstellung von einem tschechisch ge-

prägten Sozialismus markierte einen Unterschied zur kommunistischen und vor allem 

zur damaligen dogmatischen sowjetischen Vision.
18

 Diese Tatsache wurde aber durch 

eine Welle des Panslavismus, der Begeisterung für Russland, Skepsis gegenüber dem 

                                                 
15

  Zur mentalen Umwandlung der Nachkriegsvorstellungen und zu Konzepten von Planung, 

Leitung und Wiederbelebung nicht nur der Architektur und Urbanistik, sondern der ganzen 

Gesellschaft vgl. die hoch kompetente und inspirierende Studie von ROSTISLAV ŠVÁCHA: 

Architektura čtyřicátých let [Die Architektur der 1940er Jahre], in: Dějiny českého výtvar-

ného umění, V. 1939-1958, hrsg. von DEMS. und MARIE PLATOVKSÁ, Praha 2005, S. 31-73, 

hier besonders S. 31 f., 39-42. Vgl. auch JIŘÍ PEŠEK: České umění 1939-1958: Avantgarda 

mezi návratem akademismu a totalitní modernizací [Tschechische Kunst 1939-1958: Die 

Avantgarde zwischen der Rückkehr des Akademismus und der totalen Modernisierung], in: 

Český časopis historický 105 (2007), S. 406-432. 
16

  Vgl. CHRISTIANE BRENNER: Cesta k únoru 1948. Teze k výzkumu soudobých dějin [Der 

Weg zum Februar 1948. Thesen zur Erforschung der Zeitgeschichte], in: Dějiny – Teorie – 

Kritika 3 (2006), S. 215-230, besonders S. 219, wo die Entwicklungslinien vom Herbst 

1938 zum Februar 1948 aufgezeigt werden. Die innere Spaltung der damaligen Intellektu-

ellen lässt sich gut an einem der größten und gleichzeitig auch linksorientierten bildenden 

Künstler der tschechoslowakischen Avantgarde, Karel Teige, demonstrieren: Er verfasste 

im Mai 1945 einen Brief an das ZK der KPČ, in dem er sich von der eigenen Kritik der 

kommunistischen Presse der Vorkriegszeit selbstkritisch distanzierte. Allerdings schrieb er 

schon vor der kommunistischen Machtergreifung im Februar 1948 an seine Freundin: „Die 

Lage in Prag ist, zumindest bisher, vielleicht nicht so ganz verzweifelt und man kann hier 

noch arbeiten. Ich habe aber Angst wegen dem Gedanken und dem Gefühl, dass ich hier 

jetzt ganz, aber ganz alleine bin. Es sind alle aus meiner Generation mehr oder weniger 

verblödet oder haben sich verkauft [...]. Ich fühle mich hier wie ein Ausländer.“ Zitiert 

nach VRATISLAV EFFENBERGER: Vývojová cesta [Der Weg der Entwicklung], in: Výbor z 

díla III. Osvobozování ţivota a poezie. Studie ze čtyřicátých let, hrsg. von KAREL TEIGE, 

Praha 1994, S. 600-664, hier S. 616, 644. 
17

  FERDINAND PEROUTKA: O věcech obecných II. (Výbor z politické publicistiky) [Über die 

öffentlichen Sachen, Bd. 2 (Eine Auswahl politischer Publizistik)], Praha 1991, S. 479 ff. 

Zu den Thesen, die Václav Černý in der Aufsatzserie „K problematice socialistické kultury 

u nás“ [Zur Problematik sozialistischer Kultur bei uns] in seiner Zeitschrift Kritický mě-

síčník [Kritische Monatsschrift] in den Jahren 1945-1946 publizierte, und zu seiner Rede 

auf dem I. Schriftstellertag vgl. ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 1, S. 43. 
18

  ANTONÍN KOSTLÁN: Druhý sjezd československých historiků (5.-11. října 1947) a jeho 

místo ve vývoji českého dějepisectví v letech 1935-1948 [Der II. tschechoslowakische His-

torikertag (5. bis 11. Oktober 1947) und sein Platz in der Entwicklung der tschechischen 

Geschichtsschreibung in den Jahren 1935-1948], Praha 1993. 
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Westen und vor allem durch die Angst vor den Deutschen und dem sich neu konsti-

tuierenden Deutschland überdeckt.
19

 

Hinzu kam eine neue Generation von jungen, begeisterten kommunistischen Akti-

visten, Schriftstellern und Theoretikern, welche die Vision einer von ihnen geprägten, 

neuen Welt aktiv und rasch verwirklichen wollten.
20

 Für sie war eine innere Identifi-

kation, also die vollständige Treue und Loyalität zu ihrer Partei, selbstverständlich.
21

 

Die Motive für die bereitwillige Anpassung der älteren Generation von „auserwähl-

ten“ Schriftstellern sind jedoch bisher nicht ausführlich erforscht worden.
22

 Eine na-

tionale und sozialistische Begeisterung, das Gefühl, dass man endlich vollständig an-

erkannt wurde, die menschliche Eitelkeit der alternden Männer und Frauen und natür-

lich auch die Angst, entweder an der Spitze zu stehen oder in die Mittelmäßigkeit ab-

zurutschen, das alles könnte man als Motive für ihre ehrliche, anfangs fast grenzenlo-

se Loyalität oder zumindest Schweigsamkeit anführen. Letztendlich blieben sie je-

doch ihrem Staat, ihrem Land, ihrem Volk und ihrer Nation treu. Die Loyalität zur 

Kommunistischen Partei wurde „nur“ zu einem Oberbegriff. 

Sehr früh begann aber auch im Kreis der staatlich anerkannten Schriftsteller ein 

Überlebenskampf: Die Zensur (die des Innenministeriums ebenso wie die der Partei-

organe) hatte hemmungslos auch die Werke lebender Koryphäen überprüft und ange-

griffen. Die etablierten Schriftsteller (aber auch einige „Junge Wilde“) hatten schon 

kurz nach 1950 entdeckt, dass sie zu Figuren auf dem Schachbrett der Parteifürsten 

geworden waren, die ihre Machtkämpfe mit ihnen als Kanonenfutter bestritten. Der 

Kampf des Vaclav Kopecký-Klans gegen die (Slánský)-Bareš-Reimann-Gruppe zwi-

schen 1949 und 1952 kann hier als eine exemplarische Erscheinung angeführt wer-

den.
23

 Diese Umstände bremsten jede schöpferische Arbeit – nicht nur in der Litera-

tur. Anhand des Beispiels der bildenden Kunst zwischen 1950 und 1952 wurde bereits 

dargestellt, dass „das Kunstleben fast stillgelegt war. Es wurde auf theoretische Schu-

                                                 
19

  Sehr deutlich in: Sjezd národní kultury 1948. Sbírka dokumentů [Tagung der nationalen 

Kultur. Eine Dokumentensammlung], Praha 1948. Diese Tatsachen – inklusive der Ängste 

gegenüber Deutschland und dem parallelen Antiamerikanismus – werden noch deutlicher, 

wenn man das Protokoll der Kulturtagung über die Reden der französischen Gäste des Ta-

ges (Tristan Tzara und Louis Aragon) liest, ebenda, S. 110-114. Zur Determinierung der 

tschechoslowakischen Nachkriegspolitik durch Angst vor Deutschland vgl. auch JAROSLAV 

KUČERA: „Der Hai wird nie wieder so stark sein“ – Tschechoslowakische Deutschlandpoli-

tik 1945-1948, Dresden 2001, und RÜDIGER ALTE: Die Außenpolitik der Tschechoslowakei 

und die Entwicklung der internationalen Beziehungen 1946-1947, München 2003, hier be-

sonders S. 429-436. Zu dieser Problematik jüngst BRENNER, Zwischen Ost und West (wie 

Anm. 12), besonders S. 313-322. 
20

  PAVEL HALÍK: Padesátá léta [Die fünfziger Jahre], in: Dějiny českého výtvarného umění 

(wie Anm. 15), S. 283 f. 
21

  Vgl. umfassend BRENNER, Zwischen Ost und West (wie Anm. 12), S. 367-421.  
22

  Andeutungen finden sich auch bei ALEXEJ KUSÁK: Kultura a politika v Československu 

1945-1956 [Kultur und Politik in der Tschechoslowakei 1945-1956], Praha 1998, S. 180 f. 
23

  Vgl. KNAPÍK (wie Anm. 9), S. 66-70; ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 2, S. 36-39, 44-46. 
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lungen, zahlreiche Seminare und große offizielle Ausstellungen begrenzt“
24

. Hierzu 

muss auch die propagandistische Tagesarbeit gezählt werden, die mit Kunst kaum et-

was gemein hatte. Trotzdem verlangte die Partei von den Künstlern aller Gattungen 

und insbesondere von den Literaten diese propagandistische Tätigkeit. 

Auch die Tode Stalins und kurz darauf Gottwalds führten zu keinen Veränderun-

gen dieses Zustands.
25

 „Neuer Geist sollte das überkommene Gehäuse, das bei allen 

Veränderungen in der Grundstruktur erhalten blieb, mit Leben erfüllen. Die sozialisti-

sche Ordnung galt selbst in ihrer stalinistischen Gestalt nicht nur als heilbar, sondern 

im Grundsatz als historisch notwendig und alternativlos.“
26

 Antonín Novotný über-

nahm hier problemlos das Erbe Gottwalds und bestätigte die bisherige politische Li-

nie mit Unterstützung von Nikita Chruščev auf dem X. Parteitag der KPČ im Jahre 

1954. Dies war auch für den Bereich der Literatur ausschlaggebend.
27

 Die zahmen 

Versuche der jungen wie alten Schriftsteller, das Erbe der Avantgarde oder auch nur 

der demokratischen Literatur der Zwischenkriegszeit (Karel Čapek) zumindest teilweise 

von der Verteufelung und Unterdrückung zu befreien, blieben bis 1956 erfolglos. Dies 

bedeutet in unserem Kontext, dass die Loyalität zur Partei, egal wie verquer sich ihre 

Ansichten und Wege entwickelten, gegenüber allen anderen Loyalitäten und Identitä-

ten nach wie vor den höchsten Stellenwert besaß.
28

 Niemand wagte es daher, die „ka-

nonischen Texte“ z.B. der literarischen Exegese von Ladislav Štoll zu problematisie-

ren.
29

 

 

 

                                                 
24

  TEREZA PETIŠKOVÁ: Oficiální umění padesátých let [Die offizielle Kunst der 50er Jahre], 

in: Dějiny českého výtvarného umění (wie Anm. 15), S. 341-369, hier S. 362. 
25

  STEPHAN MERL: Entstalinisierung und „Grosse Reformen“ 1953-1964, in: Handbuch der 

Russischen Geschichte, hrsg. von STEFAN PLAGGENBORG, Stuttgart 2001, S. 175-318; DERS.: 

Berija und Chruščev: Entstalinisierung oder Systemerhalt? Zum Grunddilemma sowjeti-

scher Politik nach Stalins Tod, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 52 (2001), S. 

484-506.  
26

  MANFRED HILDERMEIER: Geschichte der Sowjetunion 1917-1991. Entstehung und Nieder-

gang des ersten sozialistischen Staates, München 1998, S. 804. 
27

  ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 1, S. 53. 
28

  MICHAL KOPEČEK: Hledání ztraceného smyslu revoluce. Zrod a počátky marxistického re-

vizionismu ve střední Evropě 1953-1960 [Die Suche nach dem verlorenen Sinn der Revo-

lution. Geburt und Anfänge des marxistischen Revisionismus im Mitteleuropa 1952-1960], 

Praha 2009, S. 169. Kopeček stellt die These auf, dass im Kontext mit der Stimmung unter 

den polnischen Intellektuellen nach 1953 sich ihre Kritik am Stalinismus und der Suche 

nach seinen marxistischen Alternativen in der „Lebensnotwendigkeit der marxistischen In-

tellektuellen, sich mit der eigenen Existenz auseinanderzusetzen und wieder ihren Sinn in 

der poststalinistischen Zeit zu finden“, widerspiegelte. 
29

  Die lange Rede Ladislav Štolls auf dem „Sjezd národní kultury“ am 10.04.1948 spielte eine 

programmatische Schlüsselrolle in der Anfangsphase der Gleichschaltung der tschechi-

schen Literatur. Siehe: Sjezd národní kultury (wie Anm. 19), S. 66-90.  
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Der Bruch 1956: vorsichtiger Loyalitätsentzug 
 

Das in politischer Hinsicht widersprüchliche Jahr 1956 brachte eine deutliche – reale 

wie mentale – Wende der Umstände.
30

 Dies kam bereits auf einer rein symbolischen 

Ebene zum Tragen: Ein Jahr nach der feierlichen Enthüllung des endlich fertig ge-

stellten Prager Stalin-Denkmals wurde eine „neomodernistische“ Konzeption des an-

schließend international überaus erfolgreichen tschechoslowakischen Pavillons für die 

Weltausstellung Expo 1958 durch die Führung der KPČ bestätigt.
31

 Der XX. Parteitag 

der KPdSU vom Februar 1956 mit der berühmten geheimen und gleichermaßen hoch 

mystisierten Rede Chruščevs, die eine Kritik an Stalin und seinen Herrschaftsmetho-

den enthielt, destabilisierte die Umstände im ganzen sowjetischen Imperium und spe-

ziell auch in der Tschechoslowakei. Sie wurde auf den Frühjahrssitzungen des Zen-

tralkomitees der KPČ wiederholt diskutiert und bereits fünf Tage nach der Auflösung 

der Kominform beeinflusste sie auch die Stimmung des II. Tschechoslowakischen 

Schriftstellertages wesentlich.
32

 Der Graben reichte tiefer, als sich die kommunisti-

                                                 
30

  Die sowjetische Wende unterschied sich von der tschechoslowakischen in vielerlei Hin-

sicht: „Der II. Kongress des sowjetischen Schriftstellerverbandes im Dezember 1954 ließ 

die Chance einer Neuorientierung ungenutzt“ und schon im Herbst 1956 zeichnete sich das 

abermalige Ende der weitgehenden Toleranz ab. Vgl. HILDERMEIER (wie Anm. 26), S. 819 f. 

Vgl. zur sowjetischen Literaturpolitik jener Jahre allgemein: Die sowjetische Literaturpoli-

tik zwischen 1953 und 1970. Zwischen Entdogmatisierung und Kontinuität, hrsg. von WOLF-

RAM EGGELING, Bochum 1994 (Dokumente und Analysen zur russischen und sowjetischen 

Kultur, 3).  
31

  Zum Stalin-Denkmal vgl. JÍŘÍ POKORNÝ: Für ewige Zeiten (1955-1962). Das Stalin-Denk-

mal in Prag, in: Spuren des ‚Realsozialismus‘ in Böhmen und der Slowakei, hrsg. von BERT-

HOLD UNFRIED, Wien 1996, S. 41-51. Weiter vgl. MILENA LAMAROVÁ: Design padesátých 

let [Design der 1950er Jahre], in: Dějiny českého výtvarného umění (wie Anm. 15), S. 443-

458, hier S. 457. Sie spricht über den international so erfolgreichen „Brüsseler Stil“ der 

späten 50er Jahre wie über „die Ikone der kommenden sozialistischen Konsumgesellschaft 

und einer neuen Struktur der Kommoditäten, deren Produktion die sozialistische Tschecho-

slowakei nicht sichern konnte“. Vgl. auch PEŠEK, České umění (wie Anm. 15), S. 406-432, 

hier S. 432, und ROSTISLAV ŠVÁCHA: Architektura dvacátých let v Čechách [Architektur 

der 1920er Jahre in Böhmen], in: Dějiny českého výtvarného umění (wie Anm. 15), S. 35. 
32

  Aus der neueren russischen Literatur zu diesem Thema vgl. VLADIMIR KOZLOV: Neizvest-

nyj SSSR. Protivostojanie naroda i vlasti 1953-1985 goda [Die unbekannte UdSSR. Die 

Konfrontation zwischen Volk und Regierung in den Jahren 1953-1985], Moskva 2006, be-

sonders aber: ALEKSANDR PYŢIKOV: Chruščevskaja „ottepel“ [Chruščevs „Tauwetter“], 

Moskva 2002; JURIJ V. AKSJUTIN: Chruščevskaja „ottepel“ i obščestvennyje nastrojenija v 

SSSR v 1953-1964 godach [Chruščevs „Tauwetter“ und die gesellschaftliche Stimmung in 

der UdSSR in den Jahren 1953-1964], Moskva 2004. Für die Konsequenzen des Macht-

kampfes im Kreml 1953 bzw. 1956 für die volksdemokratischen Kolonien des Imperiums 

vgl. JAN FOITZIK: Entstalinisierungskrise in Ostmitteleuropa. Verlauf, Ursachen und Fol-

gen, in: Kommunismus in der Krise. Die Entstalinisierung 1956 und ihre Folgen, hrsg. von 

ROGER ENGELMANN u.a., Göttingen 2008, S. 35-60. Für die Auswirkungen auf die Tsche-

choslowakei deskriptiv: KAREL KAPLAN: Československo v letech 1953-1966. Společenská 

krize a kořeny reformy [Die Tschechoslowakei in den Jahren 1953-1966. Gesellschaftskri-
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sche Führung dies vorstellen konnte, und entfaltete eine Wirkung, als ob sich die bis-

her unterdrückten Loyalitäten der lebenden tschechischen literarischen „Klassiker“ mit 

einer neuen Kraft zu Wort gemeldet hätten. Wie kam es jedoch zu diesem plötzlichen 

Ausbruch?
33

 

Hier wirkten gerade Mechanismen, die mit dem Konstrukt der Treue bzw. Loyali-

tät verbunden sind. Die Loyalität als eine soziale Beziehung, die beide Seiten des „ge-

sellschaftlichen Vertrags“ verbindet, steht in Opposition zu jeder Form von Willkür. 

Ausgerechnet in einer Zeit wachsender wirtschaftlicher und sozialer Probleme in der 

tschechoslowakischen Gesellschaft wurde von den Parteispitzen zugegeben, dass die 

bisher vergötterten Parteiführer der Gründungsphase der neuen Epoche auch Macht-

missbrauch und Verbrechen gegenüber Partei und Volk verübt hatten. Es wurde ange-

deutet, dass die KPdSU der Stalinzeit nicht gerecht gehandelt habe und dass die Prin-

zipien der Loyalität von oben verletzt oder gar außer Kraft gesetzt worden seien. 

Darauf konnten viele der bisherigen Enthusiasten eigentlich nur mit Loyalitätsent-

zug reagieren – oder zumindest mit einer Drohung in diese Richtung. Solche Dro-

hungen konnten unter den Umständen einer Diktatur kaum in Richtung ius resistendi 

gehen: Die Position von Künstlern, Literaten und Intellektuellen war allgemein doch 

nicht vergleichbar mit der der adligen Landesstände, die auf die Verletzung der Lan-

desrechte oder der Landesverfassung durch den Fürsten mit einer Fronde oder einem 

Aufstand reagieren konnten. Zumindest diejenigen Persönlichkeiten, die durch den Sta-

tus eines national anerkannten Künstlers etwas Schutz genossen, konnten sich jedoch 

mit Worten wehren und bisher tabuisierte Themen öffentlich ansprechen. Der nach 

einer Entscheidung des Zentralkomitees der Partei schon länger vorbereitete Schrift-

stellertag war dafür die bestmögliche Bühne.
34

 

Den Durchbruch vollzog ein offizieller Staatsdichter und langjähriger Verbündeter 

des mächtigen stellvertretenden Premierministers und Mitglied im Vorstand des Zen-

tralkomitees der KPČ, Vaclav Kopecký, der allerdings auch ein außergewöhnlicher 

Dichter und ein wichtiges Mitglied der alten künstlerischen Avantgarde gewesen war. 

Vítězslav Nezval kritisierte am 24. April 1956 in seinem Referat „Über einige Proble-

me der zeitgenössischen Poesie“ offen die plumpen Dichtungen der „sorealistischen“ 

(sozialistischer Realismus wurde abwertend „Sorela“ genannt) Autoren und die Leh-

ren des mächtigen Papstes der kommunistischen Literaturtheorie und -kritik Ladislav 

Štoll. Er sprach sich zugunsten der bisher verteufelten Avantgarde und einer Reihe 

                                                                                                                          
se und die Anfänge der Reform], Praha 1992, und jüngst JIŘÍ PERNES: Nastolení komunis-

tického reţimu v Československu a jeho první krize (1948-1958) [Die Installation des kom-

munistischen Regimes in der Tschechoslowakei und seine erste Krise (1948-1958)], in: 

Dějiny českých zemí, hrsg. von JAROSLAV PÁNEK und OLDŘICH TŮMA, Praha 2008, S. 387-

406, hier S. 402-405. 
33

  Nur am Rande soll erwähnt werden, dass Intellektuelle (Schriftsteller gleichzeitig als Täter 

und als Opfer von Gruppenzugehörigkeit) in den literarischen Aufbau-Werken der späten 

1940er und der frühen 1950er Jahre als Vertreter typisch negativer Werte oder gar als Täter 

vorkommen. Vgl. PAVEL JANOUŠEK: Drama, in: Dějiny české literatury (wie Anm. 4), 

Bd. 2, S. 329-394, hier S. 362 f. 
34

  ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 2, S. 53-57. 
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von verfemten und verhafteten Dichtern aus.
35

 Etwas zurückhaltend, aber unter den 

herrschenden Umständen doch in mutiger Weise schloss sich auch der Dichter Franti-

šek Hrubín dieser Kritik an.
36

 Drei Tage später bekräftigte der allseits geachtete und 

beliebte Dichter Jaroslav Seifert in einer emotionalen Rede die harte Kritik an den 

bisherigen literarischen Umständen.
37

 

In diesen Reden wurde von dreien der wichtigsten lebenden – und dem Sozialis-

mus ergebenen – tschechischen Dichter die Loyalitätsproblematik zur Diskussion ge-

stellt oder, besser gesagt, erneut postuliert: Seifert sprach über die Rolle des Schrift-

stellers als „Gewissen des Volkes“ und Nezval machte einen Unterschied zwischen 

der „Treue zur Partei“ und der „Treue zur Sache des Kommunismus“. Dies waren The-

men, die über alle Veränderungen der Politik bis zur Niederschlagung des Prager 

Frühlings durch die oppositionellen Schriftsteller immer wieder variiert wurden. Be-

merkenswert war darüber hinaus, dass die kommunistische Führung des Schriftsteller-

verbands offensichtlich schon vor dem Kongress aus der Partei heraus gewarnt wor-

den war, dass eine solche Konfrontation möglicherweise bevorstehe. Dennoch war sie 

nicht imstande, diese zu verhindern oder auf eine begeisterte Rezeption der kritischen 

Reden durch das Publikum mit harten Gegenmaßnahmen zu reagieren. Hrubín und 

Seifert wurden sogar in den neuen Vorstand des Verbands gewählt.
38

 Alle drei Reden 

wurden auch sofort und ohne jede Zensureingriffe in der Literarní noviny [Literatur-

zeitung] publiziert. Der Wandel in den Köpfen der meisten Literaten war demnach 

vollzogen, die Hierarchie der Loyalitäten im Rahmen der „legitimen Ordnung“ hatte 

sich grundlegend geändert. Die Selbstschutzmechanismen der Diktatur schienen vor-

übergehend wie gelähmt. 

Die Zeit zwischen 1956-1958 war die erste Tauwetterperiode in der kommunisti-

schen Epoche der Tschechoslowakei.
39

 Dies bedeutet sicher nicht, dass die Kommu-

nistische Partei auf ihr Machtmonopol – auch nicht im Kulturbereich – verzichtet hät-

te. Sie konnte aber nicht übersehen, dass einige Schichten und Gruppen, ein Teil der 

„alten Kader“ und vor allem die neue junge Generation den „Sozialismus“ an sich 

zwar nicht in Frage stellte oder gar angriff, dass aber angesichts der wachsenden wirt-

schaftlichen und sozialen Probleme und der geheimen, aber öffentlich breit rezipier-

                                                 
35

  VITĔZSLAV NEZVAL: O některých problémech současné poezie [Über einige Probleme der 

gegenwärtigen Poesie], in: Literární noviny 5 (1956), 17, S. 9-11, hier zitiert nach: Z dějin 

českého myšlení o literatuře II. (1948-1958) [Aus der Geschichte des tschechischen Den-

kens über Literatur, Bd. 2 (1948-1958)], hrsg. von MICHAL PŘIBÁŃ, Praha 2002, S. 417-

431, hier S. 420-423 (Kritik an den Texten von Štoll), zum Persönlichkeitskult siehe beson-

ders S. 426. 
36

  Diskussionsbeitrag in: Literární noviny 5 (1956), 18. 
37

  Diskussionsbeitrag ebenda, 19, S. 9 f.  
38

  ČORNEJ (wie Anm. 4), Bd. 2, S. 56. 
39

  JIŘÍ PEŠEK: Kontinuität und Diskontinuität in der tschechischen Kultur 1945-1965, in: An 

der Bruchlinie. Österreich und die Tschechoslowakei nach 1945, hrsg. von GERNOT HEISS 

u.a., Innsbruck, Wien 1998, S. 77-102, hier S. 88 f., und VOJTĔCH LAHODA: Krotký moder-

nismus [Der sanfte Modernismus], in: Ohniska znovuzrození. České umění 1956-1963, Praha 

1994, S. 15-63. 
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ten Rede über die Fehler und Verbrechen des Stalinismus die Treue, der Glaube und 

die Ängste der ganzen Gesellschaft, vor allem aber der Trägerschichten des Regimes 

nachgelassen hatten. Es begann sich zu zeigen, dass sich die „Kindergeneration“ der 

Trägerschichten der Diktatur mit vielen ihrer Ausprägungen nicht mehr voll identifi-

zierte und immer weniger Probleme hatte, dies offen zu zeigen. Das Jahr 1956 und 

das Auftreten einer neuen jungen Generation auf der Kulturbühne öffnete die Tür zur 

Schaffung erster legaler „autonomer Räume“ im Rahmen der bisher streng geschlos-

senen „Kulturfront“ des Sozialismus. Die Partei versuchte zwar, nach einer kurzen 

Atempause wieder streng gegen jeden „Liberalismus“ vorzugehen, sie war aber nicht 

mehr imstande, mit der alten Konsequenz zu agieren. 

Der XI. Parteitag der KPČ hatte zwar die Partei vor die Aufgabe gestellt, „die Kul-

turrevolution zu vollenden“, man hatte aber keine Vorstellung, wie diese Aufgabe 

wirklich zu erfüllen sei.
40

 Die Säuberungen in den Kunstverbänden, Verlagen und Re-

daktionen, die Einschüchterungen gegen ausgewählte Autoren, verschärfte Zensurein-

griffe und die Versuche, die Parteiarbeit unter den Schriftstellern und Künstlern zu in-

tensivieren, konnten die Lage nur kurzfristig „stabilisieren“. Im Bereich der Literatur 

sollte eine von der KPČ angeordnete Konferenz des Schriftstellerverbands im März 

1959 als Mittel zur Konsolidierung dienen.
41

 Diesmal durften nur eingeladene Auto-

ren teilnehmen. Die Konferenz bekräftigte die bisherigen Aufgaben der Schriftsteller 

als parteitreue „Ingenieure der menschlichen Seelen“ im Zuge des Aufbaus des Sozia-

lismus. Alle Versuche der jüngsten Zeit, auch parteifremde Loyalitäten der Schrift-

steller wieder zu etablieren, wurden scharf verurteilt. 

Die Strafmaßnahmen gegen die Abweichler waren aber – im Vergleich mit der 

Zeit um 1950 – relativ mild. Hauptsächlich fehlte es der Partei an Ideen, wie die alten 

Loyalitätsansprüche in positiver Weise umzusetzen seien. Diese Situation wurde auch 

auf dem „Tag der sozialistischen Kultur“ im Juni 1959 bestätigt
42

: Man deklarierte ei-

ne „Wende im Kulturleben“ und verlangte, „das geistige Leben der Menschen, ihr Be-

wusstsein und ihr Denken umzugestalten“. Weder die Kommunistische Partei noch 

die Leitung des Schriftstellerverbands war jedoch fähig, die Schriftsteller als profes-

sionelle Gruppe und vor allem die in der Öffentlichkeit breit rezipierten Autoren er-

neut für sich zu gewinnen und die Formierung einer ständigen Opposition unter den 

Schriftstellern (bzw. unter den Kulturschaffenden im Allgemeinen) zu verhindern. 

                                                 
40

  KATEŘINA BLÁHOVÁ: Politické a kulturní souvislosti [Politische und kulturelle Zusammen-

hänge], in: Dějiny české literatury (wie Anm. 4), Bd. 3, S. 15-49, hier S. 16 f. 
41

  Konferenz des Tschechoslowakischen Schriftstellerverbands am 1. und 2. März 1959, das 

Hauptreferat von Ladislav Štoll erschien in Buchform unter dem Titel „Literatura a kultur-

ní revoluce“ [Literatur und Kulturrevolution], Praha 1959. 
42

  Das Protokoll des Kulturtags (8.-11.06.1959) erschien unter dem Titel „Sjezd socialistické 

kultury“ [Tagung der sozialistischen Kultur], Praha 1959, und bestand erneut vor allem aus 

dem Hauptreferat von Ladislav Štoll. 
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Die 1960er Jahre: offener Loyalitätsentzug 
 

Den XII. Parteitag am Ende des Jahres 1962, auf dem die stalinistischen Verbrechen 

in einem begrenzten Rahmen auch in der Tschechoslowakei eingestanden und die ers-

ten Rehabilitierungen, zumindest einiger prominenter Kommunisten, angeordnet wur-

den, kann als Moment des Übergangs von der Diktatur zu einem autoritären Regime 

verstanden werden. Eine neue Generation zog in die Parteibehörden ein und es be-

gann ein Generationenkampf um die politische Macht in der Partei, im Staat und in 

den Behörden und Organisationen. In der Partei wurde es zu einer anerkannten Not-

wendigkeit, ein Bündel von wirtschaftlichen, sozialen und in der Konsequenz auch 

kulturellen Reformen zumindest vorzubereiten, und in diesem Kontext erachtete man 

es auch als notwendig, die Tschechoslowakei zumindest teilweise dem Ausland zu 

öffnen und die bisherige kulturelle Isolation gegenüber dem Westen zu lockern. Das 

bedeutete aber auch, dass der autonome Status der Literatur, die sich zunehmend die 

Rolle einer Vorkämpferin der gesellschaftlichen Reform „zugunsten eines authenti-

schen Sozialismus“ angeeignet hatte, nicht mehr abgewehrt werden konnte.  

Die Schriftsteller hatten sich unter diesen Umständen zur Loyalität gegenüber den 

Reformkräften in der Partei und zur Beseitigung der stalinistischen Fehler bekannt, 

also zu einer Art „Gegenloyalität“ zur „alten Partei der Fehler“, die jetzt im Namen 

des Sozialismus (aber unter Beibehaltung der alten Verbrecher an der Spitze der Par-

tei) reformiert werden sollte. Der III. Schriftstellertag von 1963, dem Jahr der be-

rühmten bzw. weltweit mythisierten Kafka-Tagung in Liblice
43

, verstärkte diese Ten-

denzen. Die Schriftsteller nahmen erneut die Rolle des „Gewissen[s] der Gesellschaft“ 

an und behielten sie in den kommenden Jahren trotz aller, mitunter harter Angriffe der 

Parteiführung und der Behörden in identitätsstiftender Weise bei.
44

 Der Schwerpunkt 

der Loyalität der Literaten hatte sich von der Partei zurück zum weiterhin als „sozia-

listisch“ verstandenen „Volk“ und zunehmend zur „Nation“ verlagert, die argumenta-

tiv wiederum in keinem Gegensatz zur großen Idee des Sozialismus stand. 

Diese Wendung erwies sich für einen Großteil der bisher etablierten Schriftsteller 

als nicht gerade einfach. Sie mussten nicht nur ihre Identität anpassen, sondern sich 

auch der Kritik der Jüngeren stellen. Die einzelnen Generationen von Literaten folg-

ten nämlich seit den späten 1950ern in kurzen Abständen aufeinander – und jede „Mi-

krogeneration“ neigte dazu, alle ihre literarischen Vorläufer als Mittäter oder mindes-

tens Mitläufer des „alten Regimes“ öffentlich zu kritisieren. Die „Etablierten“, die 

nicht vollständig im Dienste der Partei und des Regimes standen und bereit waren, 

                                                 
43

  Die Ergebnisse der Konferenz wurden durch die Tschechoslowakische Akademie der Wis-

senschaften publiziert: Franz Kafka. Liblická konference 1963 [Franz Kafka. Die Liblicer 

Konferenz 1963], hrsg. von EDUARD GOLDSTÜCKER u.a., Praha 1963. Vgl. dazu MICHAL 

REIMAN: Kafkovská konferencia roku 1963 [Die Kafka-Konferenz des Jahres 1963], in: 

Kultura jako nositel a oponent politických záměrů. Německo české a německo slovenské 

kulturní styky od poloviny 19. století do současnosti, hrsg. von DUŠAN KOVÁČ u.a., Ústí 

nad Labem 2009, S. 315-320. 
44

  BLÁHOVÁ (wie Anm. 40), S. 25 f. 
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sich der Diskussion zu stellen, machten eine sprunghafte innere ideologische Ent-

wicklung durch, um mit den Jüngeren und mit der ganzen Gesellschaft Schritt zu hal-

ten. Das galt für ehemalige Stalinisten vom Zuschnitt Pavel Kohouts
45

 ebenso wie für 

etwas idealistischer orientierte, kommunistische Autoren wie Milan Kundera, Miro-

slav Holub oder für Kritiker vom Typ eines Milan Jungmann u.a. Die Anstrengung, 

sich zu bessern, radikalisierte diese Gruppen manchmal mehr als der Eifer der Jungen. 

Es verbreitete sich das Gefühl einer tiefen, komplexen Krise der tschechischen Ge-

sellschaft und die Schriftsteller fühlten sich berufen, sie zwar nicht zu lösen, jedoch 

offen über sie zu diskutieren, egal was die Kommunistische Partei dazu sagte. Kateři-

na Bláhová drückte dies wie folgt aus: „Die Schriftsteller konnten sich unter den ge-

gebenen Umständen als Gewissen der Gesellschaft, als Gegengewicht der Macht pro-

filieren. Sie entwickelten sich in Richtung von Aktivitäten, die immer deutlicher auf 

die politische Ebene der Realität zielten.“
46

  

Das alles passierte in einer machtpolitischen Übergangssituation im sowjetischen 

Imperium, als nach der Beseitigung von Stalins Nachfolger Nikita Chruščev im Jahre 

1964 die Repräsentanten des sowjetischen militärisch-industriellen Machtblocks den 

bisherigen Schützling des mächtigen Generalsekretärs der KPdSU, Leonid Breţnev, 

an seine Stelle setzten.
47

 Der damalige „erste Mann“ der Tschechoslowakei, der Ge-

neralsekretär der KPČ und Staatspräsident Antonín Novotný, gehörte allerdings seit 

1953 zum engeren Chruščev-Klan. Bei den neuen Machthabern in Moskau meldeten 

sich jetzt aus Prag (Praha) wie auch aus Pressburg (Bratislava) neue, vielleicht besser 

vernetzte Anwärter auf die Macht. Daneben wollte auch eine jüngere, im Vergleich zu 

den „alten Kadern“ gebildete, studierte und kultiviertere Generation innerhalb der 

Partei (die teilweise auch außerhalb des Staats- und Parteiapparats tätig war) diesen 

Moment des Umbruchs für den eigenen Aufstieg nutzen. Die Macht- und Generatio-

nenkämpfe, die schon die erste Dekade nach dem Februarputsch begleitet und belastet 

hatten und die sich auch damals auf dem dafür geeigneten Feld der Kultur abgespielt 

hatten, begannen nun mit neuer Dynamik – und zwar nicht nur in den obersten Etagen 

der Partei- und Machtpyramide.
48

 

Dies waren die Rahmenbedingungen, unter denen der IV. Schriftstellertag im Juni 

1967 vorbereitet wurde.
49

 Schon der Entwurf der Resolution, der durch den Vorstand 

                                                 
45

  Zu diesem flexibelsten Vertreter der tschechischen Nachkriegsliteratur vgl. VERONIKA AM-

BROS: Pavel Kohout und die Metamorphosen des sozialistischen Realismus, New York 1993. 
46

  BLÁHOVÁ (wie Anm. 40), S. 33. 
47

  Vgl. HILDERMEIER (wie Anm. 26), S. 827-840. 
48

  Zu den Spannungen in der Tschechoslowakei jener Zeit vgl. OLDŘICH TŮMA: Das kommu-

nistische Regime in der Tschechoslowakei und seine Gegner. Phasen, Zäsuren und Gene-

rationen der Opposition 1948-1989, in: Aufstände im Ostblock. Zur Krisengeschichte des 

realen Sozialismus, hrsg. von HENRIK BISPINCK u.a., Berlin 2004, S. 309-333, und DERS: 

Die Tschechoslowakei 1968, in: Die Volksaufstände in Berlin (1953), Budapest (1956) und 

Prag (1968) und die Rolle der Religionsgemeinschaften, hrsg. von GERHARD BESIER, Göt-

tingen 2004 (Kirchliche Zeitgeschichte, 17/1), S. 133-153. 
49

  Der dramatische IV. Tschechoslowakische Schriftstellertag faszinierte schon die Zeitge-

nossen. Noch vor dem definitiven Sieg der husakschen Normalisierung konnte das reform-
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des Schriftstellerverbands an alle Delegierten geschickt worden war, bedeutete eine 

aggressive Herausforderung der Partei: Die ganze kommunistische Epoche wurde als 

eine Zeit der „Unterbrechung in der Kontinuität der böhmischen Literatur“ bezeich-

net, die „Reduktion auf ihre propagandistische Funktionen“ scharf kritisiert und es wur-

den die tragischen Konsequenzen dieser Vorgänge besprochen. Die im Prinzip „Le-

nin’sche“ Identifizierung von Ideologie mit Kultur wurde zu einer vulgären Unterbin-

dung der geistigen und künstlerischen Schöpfung erklärt. Dabei wurden die negativen 

Konsequenzen der „Nihilisierung einiger Epochen der Nationalgeschichte“ für die Er-

ziehung der jungen Generationen thematisiert und die Gefahr gesehen, dass die tsche-

chische Kultur von ihren europäischen Wurzeln der Antike, der Renaissance und des 

Christentums (!) abgeschnitten werde.
50

 

Die Partei hatte sich, wie auch die Geheimpolizei, im Vorfeld des Schriftsteller-

tags auf die „Havel-Gruppe“, die angeblich von Pavel Tigrid aus Paris dirigiert wur-

de, konzentriert. Die Rede des (damals 31 Jahre alten) Václav Havel war zwar offen 

kritisch und ironisch
51

, die schlimmsten Schläge wurden dem Regime allerdings von 

seinen früheren treuen Anhängern erteilt: Pavel Kohout prangerte die durch die Par-

teiführung betriebene Zensur an und kritisierte die tschechoslowakische antiisraeli-

sche Politik
52

, Alexander Kliment verlangte die Freiheit des Wortes und konkretisier-

te dies mit dem Anspruch, den in der Tschechoslowakei geheimen Brief von Alek-

sandr Solţenicyn an die sowjetischen Schriftsteller zu veröffentlichen. Pavel Kohout 

verlas den Brief dann auch gleich vom Podium aus.
53

 

Am deutlichsten kritisierte allerdings der 32 Jahre alte Schriftsteller Ludvík Vacu-

lík, aus der erklärten Position eines treuen, aber beunruhigten Parteimitglieds heraus, 

die Verschmelzung von Partei und Staat als eine Situation, in der die Partei einen Ge-

samtanspruch auf Kontrolle des öffentlichen Diskurses gestellt und dadurch das Schwei-

gen der Gesellschaft erreicht habe. Er erklärte dies zu einer Verletzung des grundsätz-

                                                                                                                          
kommunistisch orientierte Buch von DUŠAN HAMŠÍK: Spisovatelé a moc [Schriftsteller und 

Macht], Praha 1969, erscheinen. Auf Basis der Materialien der Partei- und Geheimpolizei-

archive (allerdings ohne jedes Interesse für die eigentlichen politischen Ansichten, Reden 

und Diskussionen der Schriftsteller) schildert Kaplan die politische Vorgeschichte, die Er-

eignisse und das Nachspiel des Schriftstellertags: KAREL KAPLAN: „Všechno jste prohráli“. 

Co prozrazují archivy o IV. sjezdu Svazu československých spisovatelů [„Ihr habt alles 

verspielt“. Was die Archive über den IV. Tag des tschechoslowakischen Schriftstellerver-

bands verraten], Praha 1997. Umso wichtiger ist das Protokoll des Schriftstellertags: IV. 

sjezd Svazu československých spisovatelů (Praha 27.-29. června 1967) [IV. Tag des tsche-

choslowakischen Schriftstellerverbands (Prag, 27.-29. Juni 1967)], Praha 1968.  
50

  IV. sjezd Svazu československých spisovatelů (wie Anm. 49), S. 9-13, hier S. 9, 13. 
51

  Ebenda, S. 130-139, hier S. 135. Havel spricht u.a. über den bestehenden Schriftstellerver-

band bzw. allgemeiner über das aktuelle Regime und seine „unaufhaltsame Neigung dazu, 
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  Ebenda, S. 39-44. 
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lichen Bürgerrechts auf freie und gleichberechtigte Kommunikation aller Mitglieder 

der Gesellschaft und sprach darüber, dass er in dieser Gesellschaft Angst habe.
54

 

Die Schriftsteller kündigten also ihre Loyalität gegenüber dem Regime auf und 

stellten sich auf die Seite des – unterdrückten – Volkes und seiner leidenden Kultur. 

Der Bruch mit der „alten“ Partei war vollkommen. Trotzdem war die Partei, die sich 

in diesem Moment in einem Zustand des inneren Machtkampfs befand, nicht imstan-

de, diese reformkommunistischen intellektuellen Kritiker sofort zu liquidieren. Von 

der Tribüne des Schriftstellertags führte dann der direkte Weg zum Manifest „2000 

Worte“
55

, das auf Grundlage von Unterlagen, die eine Gruppe von Mitarbeitern der 

Tschechoslowakischen Akademie der Wissenschaften vorbereitet hatte, von Vaculík 

in einer scharfen Formulierung zusammengefasst worden war. Das Manifest erschien 

am 27. Juli 1968 in der Hochphase des durch die Kommunistische Partei nicht mehr 

vollständig gelenkten tschechoslowakischen Reformprozesses
56

 und kritisierte nicht 

nur die ganze kommunistische Epoche, sondern auch die mangelnde Folgerichtigkeit 

der aktuellen Reformen. In der fast überspannten Atmosphäre von Attacken der kom-

munistischen Bruderparteien und Nachbarstaaten gegen die Tschechoslowakei, ihre 

Regierung und Parteiführung unterzeichneten 120 000 Bürger dieses Manifest, Schrift-

steller ebenso wie einfache Arbeiter.
57

 Dann kamen die russischen Panzer, um die ge-

wünschte Form der Loyalität zu erneuern.
58

 

 

 

Fazit 
 

Die tschechischen Schriftsteller spielten in der tschechischen Gesellschaft, besonders 

in einer Zeit, in der vor dem vollständigen Durchbruch des Fernsehens die Rolle des 

geschriebenen oder des vorgelesenen Wortes noch dominant war, eine sehr wichtige 

Orientierungsrolle (moralische „Leuchttürme und Wächter“). Nach dem schweren Schock 

des Zweiten Weltkriegs und in einer Situation der sozialistischen und panslavistischen 

Begeisterung übertrugen die Wichtigsten von ihnen (die Mehrheit der „Anderen“ wurde 
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gesäubert und zu Literaten zweiter Klasse gemacht) ihre Verbundenheit mit Land, 

Volk und Nation auf die Kommunistische Partei in der Hoffnung, diese könnte den 

Schutz der Nation gewährleisten. In diesem Sinne waren die Schriftsteller dann auch 

zur Partei und zum Staat, in dem diese alle Macht an sich gezogen hatte, fast unbe-

grenzt loyal. Ihre Tätigkeit wirkte in den ersten Jahren nach dem Februar-Putsch ein-

deutig systemstabilisierend. Die 1956 in Moskau enthüllten stalinistischen Verbre-

chen und die Tatsache, dass die inneren, die Eliten stark verunsichernden Macht-

kämpfe in der KPČ die blinde Treue schon früher erschüttert hatten, mündeten in öf-

fentliche Kritik durch die (populären und bewunderten) Schriftsteller, die von den 

tschechischen Bürgern weiterhin als „Gewissen der Gesellschaft“ wahrgenommen wur-

den. Diese Kritik richtete sich jedoch nicht gegen die großen Ideen des Sozialismus, 

sondern gegen die herrschende politische Praxis. 

Dadurch begann ein Prozess, der durch einen Generationenwechsel Anfang der 

1960er Jahre noch beschleunigt wurde und die Schriftsteller, besonders dann ihre jün-

gere Generation, Ende der 1960er zu allgemein anerkannten Kritikern an Partei und 

Staat machte. Ihre Kehrtwende von der in ihren Augen verkrusteten, vom Volke abge-

hobenen und sich von ihren Verbrechen nur wenig distanzierenden Partei hin zu Volk 

und Nation bzw. allgemeiner zum Humanismus und zur Idee eines „Sozialismus mit 

menschlichem Antlitz“ führte zu einer Auflösung der bisherigen Loyalitäten und ihrer 

Übertragung auf die Gesellschaft als „Gegenspieler“ der Machthaber. 

Die Schriftsteller bzw. ihre „kritischen Gruppen“ waren in diesem Prozess zwar 

nur eine von mehreren engagierten Akteuren unter den Intellektuellen und Künstlern 

(das Spektrum reichte von Schauspielern und populären Sängern bis zu Wissenschaft-

lern). Sie waren aber auf die Öffentlichkeitsarbeit, die mediale Kommunikation und 

den Dialog mit der Macht besser vorbereitet. Sie waren reflexionsfähig und konnten 

die traditionellen Berufsbilder und Standesaufgaben der Literaten aktiv nutzen und ih-

re Kritik am Regime und die Ziele der Reformen besser als andere formulieren und 

öffentlich zur Geltung bringen. Deshalb wurden sie auf der einen Seite auch zu Sym-

bolen der Reformen für die Gesellschaft und auf der anderen Seite zu Symbolen der 

„Konterrevolution“ für die Moskauer Machthaber.
 

                                                 

  Dieser Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens (Výzkumný záměr) Nr. 

MSM0021620841 der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Karls-Universität Prag. 
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Das Lenin-Denkmal in Prag. Überlegungen zu einer 

Loyalitätsbekundung in der „normalisierten“ 

Tschechoslowakei 

von 

Anita  P e l á n o v á  

 

 

Die Loyalität bildender Künstler im tschechoslowakischen Staatssozialismus gehört 

zu einem in der Fachliteratur bislang nicht umfassend behandelten Thema. Das totali-

täre Regime brauchte (und missbrauchte) die bildende Kunst, um seine Ideologie zu 

verbreiten – denn es setzte seinen Geschmack in Bezug auf bestimmte Formen des 

symbolischen Ausdrucks und der Darstellung von verherrlichten Personen durch. Selbst-

verständlich brachte das kommunistische Regime außerdem eine Zerstörung der tradi-

tionellen bürgerlichen Struktur, der Nachfrage nach Kunst und dem damit verbunde-

nem freien Markt für Kunst mit sich. Die freie künstlerische Produktion und ihre 

Durchsetzung auf dem Markt bei privaten Interessenten waren daher fast ausgeschlos-

sen bzw. verlagerten sich in die Illegalität. Hauptquelle für Aufträge und gleichzeitig 

Kontrolleure des gesamten Künstlerstands waren nun, mit Blick auf die ideologische 

Ausrichtung der organisierten Künstler (nichtorganisierte waren de facto in ihrer Exis-

tenz bedroht), nur noch der Staat bzw. seine Organisationen, staatliche Unternehmen 

und Teile der Partei.  

Unter diesen Bedingungen ist die entscheidende Frage jene nach der Loyalität der 

Künstler und ihrem Balancieren auf der Grenze zwischen einem „erträglichen Maß“ 

regimekonformen Schaffens, das ihnen den Lebensunterhalt sicherte, und dem Bemü-

hen, auch andere Formen der Kunst (also nicht durch das Regime protegierte) zu rea-

lisieren. Die vorliegende Studie möchte dies am Fallbeispiel des Prager Lenin-Denk-

mals zeigen. Denn besonders die Bildhauer und Architekten waren von jeher abhän-

gig von den Bestellungen reicher Auftraggeber, und eine bestimmte Form aufrichtiger 

bzw. vorgetäuschter Loyalität sicherte ihnen Aufträge. Während Maler und Grafiker 

sich in der Intimität ihrer Ateliers ihren Privatissima widmen konnten, ist die Reali-

sierung bildhauerischer Werke finanziell sehr kostspielig. Daher werden sie öffentlich 

ausgeschrieben. Für den Auftraggeber sind damit aber noch weitere organisatorische 

Schritte verbunden: angefangen bei der Entscheidung, wem überhaupt ein Denkmal 

errichtet werden soll, über die Wahl eines geeigneten Platzes und einer öffentlichen 

Ausschreibung bis hin zur Auswahl des siegreichen Entwurfs. 

Seine größte Blüte erlangte das Errichten von Denkmälern im politisch turbulen-

ten 19. Jahrhundert, als sich auch ihre grundlegenden Konzeptionen ausprägten – als 

anspruchsvoll komponierte optische Dominanten der Innenstädte oder der unbebauten 

Landschaft. „Prag hat vielleicht ein einziges anständiges Denkmal: Myslbeks Heili-
gen Wenzel“, wertete F.X. Šalda die Überschwemmung durch Denkmäler aus dem 
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späten 19. und frühen 20. Jahrhundert in seinem berühmten Essay „Die Denkmal-

pest“: 

„[…] kein bildhauerisches Wunder, aber eine gute Sache, kernig, kompakt, nicht wie über-

gekochte Milch. Die anderen Statuen erinnern eher gefährlich an Konditoreierzeugnisse [...]. 

Anstatt eines bildhauerischen Werkes siehst du auf den Plätzen [...] schwungvolle journa-

listische Phrasen, irgendetwas wie ein plastischer Leitartikel aus der Národní politika oder 

der Národní listy. Als wäre dem heutigen Menschen nicht die Anbetung seiner Helden ge-

lungen […]. Letztendlich aber wollen die Bildhauer lebendig sein, die Steinmetze eben-

falls, und dann sind hier noch diese vorsintflutlichen Menschen, die glauben, dass solche 

Denkmäler der Verzierung der Stadt dienen und fordern für sie [finanzielle] Posten [...].“
1
 

Šalda erfasst prägnant nicht nur den Komplex bildhauerischer Probleme, sondern 

berührt auch die Frage politischer Loyalität, die elementarer Bestandteil des Errich-

tens von Denkmälern (und letztendlich auch ihrer Demontage) ist. 

In den 1920er und 1930er Jahren festigte sich die bislang vorherrschende allegori-

sche Auffassung des Denkmals in Gestalt einer formal anspruchsvollen figuralen Kom-

position, indem es, seiner illustrierenden und assistierenden Figuren beraubt, in einen 

breiten architektonischen und städtischen Kontext eingegliedert wurde. Ein fast obli-

gatorisches Beispiel für eine solche Lösung war das Denkmal für Bedřich Smetana in 

Leitomischl (Litomyšl), erbaut in den Jahren 1923-1924 von Jan Štursa.
2
 Nach 1948 

trat aber als einziger Arbeitgeber, Auftraggeber und Sponsor nun der Staat auf. Eine 

Reihe von Bildhauern akzeptierte deshalb ein gewisses Maß an Demonstration politi-

scher Loyalität als unvermeidliche Voraussetzung ihrer beruflichen (und künstlerischen) 

Existenz.  

Es hing nun von der persönlichen Haltung des Einzelnen ab, ob er an bestimmten 

öffentlichen Ausschreibungen teilnahm. 

„Der Selbsterhaltungstrieb nötigte in verschiedenstem Maße [...] zu Kompromissen, ohne 

dass dies bedeutete, dass man der offiziellen Politik zugestimmt hätte; dies führte zur Schi-

zophrenie, bei der auf der einen Seite das Privatleben stand [...] und auf der anderen Seite 

die öffentliche Sphäre, in der das Verhalten der Mehrheit (der Künstler) den Wünschen des 

Regimes entsprach. Der private Charakter der Arbeit im Atelier förderte diese Zwiespältig-

keit. Viele argumentierten darüber hinaus, dass Bildhauer traditionell die Teilnahme an der 

Politik vermeiden würden und nicht in einem vergleichbaren Maße Verantwortung für den 

Zustand der Gesellschaft trügen wie die Schriftstellergemeinde.“
3
 

Das 1972 enthüllte und 1992 entfernte Denkmal V.I. Lenins in Prag (Praha) ist in 

vielerlei Hinsicht charakteristisch für das komplizierte Phänomen der Loyalität der 

                                                 
1
  F.X. ŠALDA: Mor pomníkový. Z období Zápisníků I. [Die Denkmalpest. Aus der Periode 

der Notizbücher I.], Praha 1987, S. 545.  
2
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lichkeiten – z.B. das Denkmal Josef Mánes von Bohumil Kafka, das Denkmal Jan Nerudas 

von Karl Dvořák oder das Denkmal Božena Němcovás von Karl Pokorný. 
3
  JIŘÍ ŠETLÍK: Léta sedmdesátá a osmdesátá [Die Sommer der Siebziger und Achtziger], in: 

Dějiny českého výtvarného umění [Geschichte der tschechischen bildenden Kunst] VI/1. 

1958-2000, hrsg. von ROSTISLAV ŠVÁCHA und MARIE PLATOVSKÁ, Praha 2007, S. 369-

388, hier S. 371. 
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Bildhauer unter den Bedingungen der Diktatur: Die Entscheidung, dieses Denkmal zu 

errichten, traf die Vollversammlung des Zentralkomitees der Komunistická strana 

Československa [Kommunistische Partei der Tschechoslowakei; KSČ] 1969 (im Jahr 

nach der Invasion der Armeen des Warschauer Paktes, aber noch vor dem offiziellen 

Beginn des Normalisierungsprozesses). Diese generelle Demonstration ideologischer 

Ergebenheit gegenüber der Sowjetunion und ihrer Politik wurde dann von einer Reihe 

von Institutionen verwirklicht, die sich aufgrund ihres Engagements der verschiedens-

ten gesellschaftlichen und materiellen Vorteile erfreuen konnten. 

Im Zusammenhang mit diesem Denkmal darf aber nicht sein berühmt-berüchtigter 

Vorgänger vergessen werden – das Stalin-Denkmal. Hierbei muss hinzugefügt wer-

den, dass es aus dem Blickwinkel der Loyalitäten um zwei historisch unterschiedliche 

Typen der politischen Dienstbarkeit ging: Während den Bau des monströsen Stalin-

Monuments zu Beginn der 1950er Jahre auf der einen Seite eine Begeisterung für die 

kommunistische Ideologie und auf der anderen Seite politische Prozesse begleiteten, 

die die Gesellschaft mit Furcht vor kommunistischem Terror lähmten, wurde Lenins 

weniger theatralisch konzipiertes Denkmal in einer Zeit errichtet, in der die kommu-

nistische Macht (der Mehrheit) nur noch den Willen brach. Im Folgenden soll die 

Entwicklung der tschechoslowakischen Bildhauerei von 1948 bis in die 1970er Jahre 

skizziert werden, wobei das Stalin-Denkmal und das Lenin-Denkmal als Ausgangs-

punkte der Überlegungen dienen sollen. 

 

 

Die Periode der 1948-1960er Jahre – das Stalin-Denkmal und sein Ende  
 

Der kommunistische Machtantritt im Februar 1948 bedeutete einen tiefen Eingriff in 

alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. Die Ideen eines humanistischen Sozialis-

mus teilte zwar ein großer Teil der Gesellschaft bereits in der Ersten Tschechoslowa-

kischen Republik (1918-1938), allerdings wurde in dem Moment, als die kommunisti-

sche Partei die Macht im Staat übernahm und der Sozialismus „bis ins kleinste fertig 

aus der Sowjetunion importiert und in einem Land implementiert wurde, das histo-

risch und sozial weitreichend unterschiedlich gewesen war“
4
, das gesamte Streben 

nach einer autonomen Nachkriegsentwicklung unterbrochen. Zudem war dieser So-

zialismus bekanntermaßen von Stalin geprägt. 

Ein Loyalitätssymbol für diese Periode wurde die 15,5 Meter hohe und 20 Meter 

lange Figurengruppe des Stalin-Denkmals (die Prager gaben ihr den Spitznamen „War-

teschlange für Fleisch“), die 1955 auf dem Letná-Plateau oberhalb der Altstadt ent-

hüllt und 1962 von Pyrotechnikern spektakulär gesprengt wurde. Dieses monströse 

Denkmal wurde nach dem Entwurf des Bildhauers Otakar Švec (1892-1955) erbaut, 

der ein bedeutender Vertreter des avantgardistischen sozialen Zivilismus der 1920er 
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  JINDŘICH CHALUPECKÝ: Nové umění v Čechách [Neue Kunst in Böhmen], Praha 1994, 

S. 23. 
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und 1930er Jahre gewesen war.
5
 Noch vor der feierlichen Enthüllung seines Werkes 

verübte Švec Selbstmord. Über die Gründe, die ihn zur Teilnahme an dem öffentli-

chen Wettbewerb veranlassten, kursieren verschiedene Gerüchte. Eines lautete, er ha-

be im Rahmen des anonymen Wettbewerbs seinen Entwurf für einen nicht realisier-

baren Scherz gehalten. Als er dann unerwartet den ersten Preis gewann, habe er sich 

nicht damit abfinden können, einem Massenmörder ein Denkmal gesetzt zu haben (den 

Stadtteil Dejvice, der sich hinter dem Stalin-Denkmal erstreckt, nannte man lange Zeit 

„hinter den Mördern“). 

Die architektonische Umsetzung des Denkmals wurde von Jiří und Vlasta Štursa 

durchgeführt. Auch Jiří Štursa (1910-1995), ein Neffe des bedeutendsten modernen 

tschechischen Bildhauers Jan Štursa, gehörte – genauso wie Otakar Švec – zur links 

orientierten Zwischenkriegsavantgarde und war Mitglied der Architekturgruppe Pra-

covní architektonická skupina [Architektonische Arbeitsgruppe; PAS].
6
 In den 1930er 

Jahren hatte er versucht, die Prinzipien des sowjetischen Urbanismus durchzusetzen. 

Während in Westeuropa die 1929 ausgebrochene Wirtschaftskrise in der Architektur 

zu einer Lähmung führte, wurden in der UdSSR neue Städte gegründet. An diesen ur-

banistischen Konzepten und architektonischen Umsetzungen arbeiteten auch eine Rei-

he bekannter europäischer Architekten mit, für die dies eine einzigartige Betätigungs-

möglichkeit bedeutete. Diese Tatsache vertiefte auf der einen Seite die Kritik am ka-

pitalistischen Modell und trug auf der anderen zur Attraktivität des Sozialismus als 

„gesünderer“ Gesellschaftsordnung bei.  

1935 wurde in Prag der Kongress der sozialistischen Architekten abgehalten, der 

sich (genauso wie in der UdSSR) vom „unbestimmten Begriff der progressiven Ar-

chitektur, unter dem sich in der Zeit der konstruktivistischen Avantgarde die Forma-

listen sammelten“
7
, distanzierte. Das Programm des Kongresses, publiziert in der Zeit-

schrift Stavba [Bau], beinhaltete eine Kritik des Funktionalismus, der „ohne theore-

tisches Bewusstwerden seiner Ziele mit einem neuen Formalismus endete“ und zu 

„einer Untersuchung des Einheitssystems des wissenschaftlichen Sozialismus, zur Su-

che nach den Wurzeln der fachlichen Probleme in den gesellschaftlichen Fragen“
8
 

aufrief. Der Architekturverband erschuf den Blok architektonických pokrokových spolků 

[Block der progressiven Architekturverbände; BAPS], dessen Ambition es war, „nicht 

allein eine neue, höhere Stufe in der Entwicklung der architektonischen Moderne in 

der ČSR zu erreichen und ein weiteres Ereignis in der Entwicklung der internatio-

nalen Architekturavantgarde, sondern auch zu aufgeklärten und entschlossenen Mit-

streitern im großen gegenwärtigen Kampf an der Weltfront für Fortschritt und gegen 

                                                 
5
  Ebenda, S. 25. Švec erweiterte das thematische Spektrum der Bildhauerei um nichttraditio-

nelle Themen aus den Bereichen Automobilismus oder Sport. Sein berühmtestes Werk die-

ses Typs ist „Sluneční paprsek“ [Sonnenstrahl] aus dem Jahr 1924 – eine Bronzeplastik 

eines suggestiv geneigten Motorradfahrers bei schneller Fahrt. 
6
  Weitere Mitglieder waren u.a. Karel Janů oder Jiří Voženílek. 

7
  JOSEF PECHAR, PETR ULRICH: Programy české architektury [Programme der tschechischen 

Architektur], Praha 1981, S. 226. 
8
  Ebenda. 
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die Reaktion zu werden“
9
. Zwei Jahre vor diesem Aufruf wurde in Deutschland das 

Bauhaus aufgelöst, ein bedeutendes Zentrum des Funktionalismus, mit dem die tsche-

chische Avantgarde Kontakt gehalten hatte, und in der Sowjetunion kam es zu den 

ersten politischen Schauprozessen. Die tschechische Avantgarde hatte damit zwei be-

deutende Orientierungszentren verloren. Auf sich allein gestellt, wurden im Rahmen 

der tschechischen architektonischen Avantgarde die Prinzipien eines sogenannten wis-

senschaftlichen Funktionalismus formuliert, der sich formal zwar noch auf die sowje-

tische Architektur berief, allerdings zu bemerkenswerten eigenen Resultaten gelangte. 

Der sozialistische Realismus sowjetischer Prägung hatte deshalb nach 1945 in der 

Kunstszene gute Voraussetzungen, und eine Reihe von Künstlern und Architekten 

(inklusive Jiří Štursa) nahmen ihn anfangs als Rückkehr zur Zwischenkriegsavantgar-

de wahr. Der avantgardistische Meinungspluralismus endete jedoch 1948, und an sei-

ne Stelle trat ein konservativer Akademismus des 19. Jahrhunderts – eine durch den 

Staat unterstützte stalinistische Version des sozialistischen Realismus. Die bestehen-

den Künstlervereine, die Ausstellungen organisierten und Zeitschriften und Bücher he-

rausgegeben hatten, wurden aufgelöst. Die zentrale Verwaltung des gesamten künst-

lerischen Lebens und zugleich seine ideologische Aufsicht übernahm der Svaz česko-
slovenských výtvarných umělců [Verband der Tschechoslowakischen bildenden Künst-

ler; SČSVU] – ursprünglich eine Gewerkschaftsorganisation zum Schutz der materi-

ellen Interessen bildender Künstler. Anfang der 1950er Jahre schien es, dass die 

tschechische bildhauerische Szene – ideologisch von den eigenen Traditionen losge-

löst und von der Welt durch den Eisernen Vorhang isoliert – sich mit dem offiziellen 

sozialistischen Realismus akademischen Zuschnitts versöhnte, der auf alljährlichen 

Ausstellungen präsentiert wurde. In diese Situation des Jahres 1957 fiel die bedeuten-

de Ausstellung „Gründer der modernen tschechischen Kunst“
10

 in Brünn (Brno), die 

die heikle Frage nach dem avantgardistischen Erbe stellte und eine Diskussion über 

die Bedeutung der tschechischen Zwischenkriegsavantgarde und vornehmlich über 

die Freiheit des künstlerischen Wirkens auslöste.  

Die Atmosphäre entspannte sich insoweit, als sich auf dem Boden des offiziellen 

Verbands die ersten generations- und meinungsverwandten Künstlergruppen (Máj 57, 

UB 12) herauskristallisierten. Diesen folgten weitere (Šmidrové, Křižovatka, Trasa, 

Jaro 62 oder die alles grotesk ins Lächerliche ziehende Paleta vlasti), und 1960 wur-

den die ersten zwei inoffiziellen, d.h. amtlich nicht genehmigten Ausstellungen eröff-

net.
11

 Als 1964 an die Spitze des SČSVU der Kommunist und Verteidiger der Avant-

garde in der Zwischenkriegszeit, Adolf Hoffmeister, gewählt wurde, brach eine kurze, 

fünf Jahre andauernde neue Ära an: Es schien, als ob der Meinungspluralismus der 

Zwischenkriegsavantgarde erneuert werde und es wieder möglich sei, relativ frei aus-

zustellen und zu publizieren. Die „goldenen Sechziger“ beendete allerdings die Inva-

sion der Armeen des Warschauer Paktes im August 1968. In den folgenden Monaten 

                                                 
9
  Ebenda, S. 228. 

10
  Sie wurde damals von den jungen Kunsthistorikern Miroslav Lamač und Jiří Padrta veran-

staltet. 
11

  Sie fanden in den Privatateliers der damals noch studierenden Maler statt. 
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griffen die Kommunisten wieder nach der Macht, die sie während des sogenannten 

Reformprozesses verloren hatten. 

 

 

Die Periode der Normalisierung – Das Lenin-Denkmal 
 

Der Restaurationsprozess gipfelte am 10. Dezember 1970 in der „Lehre aus der Kri-

senentwicklung in Partei und Gesellschaft nach dem 13. Parteitag der KSČ“. Sie wur-

de in der folgenden Periode, der sogenannten Normalisierung, zu einem ideologischen 

Werkzeug für eine grundlegende Säuberung der KSČ. Diese verlief gemäß den Grund-

sätzen ihres Zentralkomitees und unter der Aufsicht von 70 000 Kontrollkommissio-

nen. Wie Jan Měchýř pointiert formulierte: 

„Der Mechanismus der Selbstnormalisierung der Kommunistischen Partei war einfach. Der 

Chef des sogenannten Unternehmens KSČ und die ihm unterstellten Leiter der unteren Ab-

teilungen führten einen personellen Wechsel durch […]. In die Führung der einzelnen Ab-

teilungen (Parteiformationen)‚ vom Zentralkomitee bis in Bezirks- und Stadtorganisationen 

wurden ‚Angestellte‘ eingesetzt, die gewillt waren, die Anweisungen der Führung zu erfül-

len. Nach der ideologischen Festigung folgte eine organisatorische: die große Säuberung, 

bei der etwa 70 000 Mitglieder ausgeschlossen […] wurden. Für die Ausgeschlossenen hat-

te dies existentielle Probleme zur Folge.“
12

 

Die Generalsäuberung der KSČ schlug sich in allen Unternehmen und Arbeitsstät-

ten nieder und führte zu einer Spaltung der Gesellschaft in zwei ungleich große La-

ger: in eine Minderheit der Überprüften, als „loyal“ befundenen politisch Zuverlässi-

gen (und gemäß ihrer Eingruppierung auch unterschiedlich Mächtigen und materiell 

Privilegierten) und in die Mehrheit der Beherrschten. In diese Gruppe gerieten aller-

dings auch eine Reihe ehemaliger Parteiangehöriger, die sich nur schwer mit dem 

Verlust des gesellschaftlichen Prestiges abfinden konnten und sich mithilfe von Loya-

litätsbekundungen um eine Rückkehr in die KSČ bemühten. Der Austausch der alten 

Parteilegitimation gegen eine neue, der als Grund für dieses massenhaft organisierte 

Verhör aller Parteimitglieder angegeben wurde, war eine interne Angelegenheit der 

KSČ. Über deren Verlauf und Ergebnis wurden zwar keine öffentlich zugänglichen 

Dokumente herausgegeben, jedoch machten sich die Ergebnisse in umfassenden per-

sonellen Änderungen an allen Arbeitsstellen bemerkbar. Unter den Parteimitgliedern 

breitete sich unverhohlene Angst aus, die von den Nichtmitgliedern mit einer gewis-

sen Schadenfreude und Genugtuung verfolgt wurde. 

In der Gemeinde der bildenden Künstler, die ihre Tätigkeit scheinbar ohne Auf-

sicht des Staates – freiberuflich – ausübten
13

, verlief ein ähnlicher Normalisierungs-

                                                 
12

  JAN MĚCHÝŘ: O lidech v čase normalizace [Über die Menschen in der Zeit der Normalisie-

rung], in: Česká a slovenská společnost v období normalizace, Bratislava 2003, S. 93-108, 

hier S. 95. 
13

  In Wirklichkeit unterstand die künstlerische Tätigkeit bereits seit dem Jahr 1948 einer zen-

tralen Leitung – in diesem Jahr wurden alle bestehenden Künstlerverbände vereinigt, was 
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prozess mit vergleichbarem Ergebnis. In einer Atmosphäre der Unsicherheit und Furcht 

vor einer Rückkehr der Methoden der 1950er Jahre erschien in der Neujahrsausgabe 

der Výtvarná práce [Bildende Arbeit] eine Stellungnahme der Künstler und Kultur-

schaffenden: In ihr wurde die Entscheidung bekannt gegeben, sich von der Tätigkeit 

der ehemaligen Führung des Künstlerverbands zu distanzieren, die unter dem „Ein-

fluss revisionistischer und antisozialistischer Gruppen“ gestanden habe.
14

 Dies war ei-

ne Erklärung unverhüllter Loyalität zum neuen Programm der KSČ: 

„[…] nicht alle versagten, […] es existierten auch seltene Beispiele gesellschaftlichen En-

gagements. […] Dieses positive Engagement der bildenden Kunst muss vielseitig mit wirk-

samen Mitteln der Pflege und Lenkung der bildenden Kultur gefördert werden. Das Kultur-

ministerium und andere Institutionen haben vornehmlich ideologische, organisatorische und 

ökonomische Mittel im Sinn.“
15

 

Dies kann aber vor allem als ein untrügliches Zeichen dafür gewertet werden, dass 

sich eine Zeit der Begleichung persönlicher Rechnungen näherte. 

Der Säuberungsprozess sollte sich auf die neu gegründete Berufsorganisation Svaz 

českých výtvarných umělců [Bund der tschechischen bildenden Künstler; SČVU] aus-

weiten, dessen vorbereitenden Ausschuss u.a. die Maler Josef Brož (Nationalkünstler), 

Bohumír Dvorský und Jaroslav Grus, Arnošt Paderlík, Vladimír Šolta, Adolf Zábran-

ský sowie die Bildhauer Karel Lidický und Karel Kolumek bildeten. Ein Teil der Ge-

meinde der bildenden Künstler reagierte also sehr anpassungsfähig: Bereits elf Tage 

nach der Veröffentlichung der „Lehren aus der Krisenentwicklung“, am 21. Dezem-

ber 1970, legte der 36-köpfige vorbereitende Ausschuss dem Vorsitzenden des Zen-

tralkomitees der KSČ das Statut des SČVU vor – der neuen Berufsorganisation, die 

noch am selben Tag im Innenministerium registriert wurde. Nach der Beratung im 

Kulturministerium und dem zuständigen Referat des Zentralkomitees der KSČ führte 

der Ausschuss mit Karel Lidický an der Spitze eine Analyse der Krisenjahre durch 

und stimmte der Berufung des Malers Jaroslav Grus zum Vorsitzenden des neuen 

Verbands zu.
16

  

Dessen Programm wurde zwar sehr allgemein formuliert, aber sein Sinn war voll-

kommen eindeutig: Die politische Kultur der 1950er Jahre war zu erneuern, ein-

schließlich der Forderung nach einer Verständlichkeit der Kunstwerke, ihrer Enga-

giertheit, ihrer positiven Einstellung usw. Am 20. Dezember 1972, also genau ein Jahr 

nach den ersten organisatorischen Vorbereitungen, fand die konstituierende Versamm-

lung des SČVU statt. Sie gelangte zu dem Schluss, dass die Krise überwunden sei und 

nun die Diskussion über die Methoden des sozialistischen Realismus und die Funk-

tion der Kunst erneuert werden müsse. Die reformerischen Tendenzen der 1960er Jahre 

wurden einer scharfen konservativen Kritik unterworfen. Im Geiste der sogenannten 

                                                                                                                          
durch das Gesetz über die freiwilligen Volksorganisationen aus dem Jahr 1951 bestätigt 

wurde. 
14

  Výtvarná práce [Künstlerische Arbeit] 13 (1971), 1, 5.01.1971, S. 1.  
15

  Ebenda. 
16

  1891-1976, im Oktober 1970 wurde ihm der höchste Titel „Nationalkünstler“ verliehen, 

zum regulären Vorsitzenden des SČVU wurde er im Jahr 1972 ernannt. 
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Normalisierung begann man, offensive Phrasen mit nebulösem Inhalt zu erfinden (z.B. 

die Forderung nach der „Einheit der politischen Gesinnung der Mitglieder, unter Be-

wahrung der Vielfalt der Zugänge“ der Künstler).
17

 

Der neue SČVU war keine Massenorganisation mehr wie sein Vorgänger SČSVU, 

der im Jahr 1951 ursprünglich aus einer Gewerkschaftsorganisation hervorgegangen 

war
18

, sondern eine Organisation von nach strengen Kriterien Ausgewählten – von 

den ehemals 3 680 Mitgliedern des SČSVU waren in der neuen Organisation noch 

300 übrig geblieben, und von diesen besaßen 240 ein Parteibuch der KSČ.
19

 Seine Po-

litik setzte der Verband mit Methoden durch, die man als „Zuckerbrot und Peitsche“ 

bezeichnet hat: 

„Der Zucker war für die ambitionierten Künstler bestimmt, die in den vorangegangenen 

Jahren in den offenen Wettbewerben nicht erfolgreich gewesen waren und die ihre vorherr-

schenden Positionen in den Berufsverbänden verloren hatten. Das Regime belohnte sie da-

für mit fetten Gewinnen, Titeln und Professuren. [...] Mit der Peitsche behandelte es all die-

jenigen, die deutlich darlegten, dass sie sich nicht unterwerfen wollten.“
20

 

Die erwähnte Zuckerbrot-und-Peitsche-Methode begünstigte weitere, die Konsti-

tuierung des SČVU begleitende organisatorische Änderungen: Der früher selbststän-

dige Český fond výtvarných umění [Tschechischer Fond der bildenden Künstler; 

ČFVU]
21

, der seit 1954 den Verkauf der bildhauerischen Werke betreute, entwickelte 

sich zu einer Geschäftsorganisation des SČVU und somit zu seinem wirksamen öko-

nomischen Werkzeug: Für die Künstler, die nicht Mitglieder dieses privilegierten Ver-

bands waren, wurde eine verpflichtende Registrierung bei der ČFVU eingeführt. Die-

se war in der Situation einer allgemein angeordneten Arbeitspflicht für Künstler, die 

bei ihrer Profession bleiben wollten, die einzige Möglichkeit, den unerlässlichen 

Stempel des Arbeitgebers im Personalausweis zu erhalten.  

Im Rahmen des ČFVU wurden die berüchtigten Einkaufskommissionen eingerich-

tet
22

 – im Wesentlichen eine Analogie zu den Überprüfungskommissionen in staatli-

chen Unternehmen –, die unter dem Vorwand der Sorge um die künstlerische Qualität 

über den Einkauf, den Verkauf, das Auswahlverfahren und damit de facto über die 

berufliche Existenz aller registrierten Künstler entschieden. An die Spitze der SČVU 

                                                 
17

  TEREZA PETIŠKOVÁ: Oficiální umění sedmdesátých a osmdesátých let [Die offizielle Kunst 

der siebziger und achtziger Jahre], in: Dějiny českého výtvarného umění VI/1, 1958-2000, 

hrsg. von ROSTISLAV ŠVÁCHA und MARIE PLATOVSKÁ, Praha 2007, S. 447-460, hier 

S. 449. 
18

  Aufgrund des Gesetzes über die freiwilligen Volksorganisationen von 1951 wurden alle be-

stehenden Verbände aufgelöst und gingen in den SČSVU ein. 
19

  PETIŠKOVÁ (wie Anm. 17), S. 451. 
20

  ŠETLÍK (wie Anm. 3). 
21

  Der rechtliche Nachfolger der bildhauerischen Genossenschaft Tvar [Form]. 
22

  Vyhláška ministerstva školství a kultury [Verordnung des Ministeriums für Erziehung und 

Kultur] Nr. 149/61. Sbírka zákonů Československé socialistické republiky 1961, částka 70, 

vydáno 27.12.1961 [Gesetzessammlung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Repub-

lik, Teil 70, herausgegeben am 27.12.2961], S. 603-610. URL: http://aplikace.mvcr.cz/ 

archiv2008/sbirka/1961/zakon_1q.html (zuletzt aufgerufen am 28.06.2010). 
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und auch der ČFVU gelangten Künstler, die aktiv eine ideologisch geprägte Kultur 

unterstützten. Ihre militant engagierten politischen Werke zeichneten sich durch eine 

„reichlich schematische und qualitativ problematische“ Ausführung aus. Viele von ih-

nen wirkten als Mitglieder und Mitarbeitende des Armádní výtvarné studio [Atelier 

für Bildende Kunst der Armee] oder bekleideten Funktionen im gesäuberten SČVU.
23

  

In der Atmosphäre der „Lehren aus der Krisenentwicklung“ und den Vorbereitun-

gen zur Gründung einer neuen Berufsgenossenschaft fand vom 8. bis zum 31. Januar 

1971 im Kreuzgang des Altstädter Rathauses, dem Ausstellungsraum der Galerie hlav-

ního města Prahy [Galerie der Hauptstadt Prag], eine Ausstellung der Wettbewerbs-

entwürfe für das Denkmal V.I. Lenins statt, das auf dem Platz der Oktoberrevolution 

in Dejvice entstehen sollte. Ausgestellt wurden dort Arbeiten, die während des im 

Frühling 1970 von der Architekturabteilung der Hauptstadt Prag, dem Verband der 

tschechoslowakisch-sowjetischen Freundschaft und dem tschechoslowakischen Frie-

denskomitee ausgeschrieben öffentlichen Wettbewerbs (mit Frist bis Ende November 

1970) eingereicht worden waren. 

Der schließlich realisierte Entwurf des Ehepaars Ludvík und Božena Kodym kam 

den Anforderungen des erneuerten sozialistischen Realismus weit entgegen: Es han-

delte sich um eine 3,6 Meter hohe und auf einem Sockel stehende Figur des Revolu-

tionsführers – eine in Bronze gegossene Momentaufnahme, die mit dem konservativ 

zugeschnittenem diktatorischen Neoklassizismus der 1950er Jahre korrespondierte. Le-

nins leicht stilisierte Gebärde entsprach der in der kommunistischen Kulturpolitik ver-

breiteten Ansicht, in der Kunst dürfe man vereinfachen, aber auf keinen Fall deformie-

ren.
24

  

Die Organisatoren und auch die Künstler, die an dem Wettbewerb teilgenommen 

hatten, mussten sich nicht nur der bildhauerischen und städtebaulichen Probleme be-

wusst sein, sondern insbesondere auch der beträchtlichen ideologischen Risiken: Die 

Demontage des Stalin-Denkmals und auch das Schicksal seines Schöpfers waren noch 

in frischer Erinnerung. Trotzdem setzte man sich diesem Risiko aus und errichtete das 

Lenin-Monument als ein Denkmal unverkennbarer politischer Loyalität, diesmal je-

doch eines neuen – „normalisierten“ – Charakters. Und so wurde dies von der Öffent-

lichkeit auch wahrgenommen. Während sich die Errichtung des Stalin-Denkmals vor 

dem Hintergrund dramatischer Ereignisse abspielte und seine folgende Sprengung in 

einer gegen den Personenkult gerichteten Atmosphäre verlief, erregten die Errichtung, 

die Enthüllung (und schließlich auch die Demontage) des Lenin-Denkmals eine gerin-

gere Aufmerksamkeit. Die Statue wurde nicht im Zentrum des Platzes (auf dem man 

gemäß des ursprünglichen Plans von Anton Engel mit einer gewissen bildhauerischen 

oder architektonischen Dominante rechnete), sondern an einer weniger exponierten 

Stelle errichtet. Sie erreichte nicht annähernd solch monströse Dimensionen wie das 

Stalin-Denkmal. Obwohl die moderne Bildhauerei eine Reihe erfolgreicher Beispiele 

moderner monumentaler Werke bietet, entsprach die bildhauerische Anlage des Le-

                                                 
23

  ŠETLÍK (wie Anm. 3), S. 369-388. Zu ihnen gehörten Adolf Zábranský, Rudolf Svobo-

da, Richard Wiesner, Alena Čermáková, Vladimír Šolta, Radomír Kolář und andere. 
24

  Vgl. CHALUPECKÝ (wie Anm. 4), S. 25.  
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nin-Denkmals – im Einklang mit der politischen Lage zu Beginn der 1970er Jahre – 

dem Geist des erneuerten sozialistischen Realismus, also eines konservativen Akade-

mismus. 

Diesen Geist einer politisierenden Ästhetik spiegelten auch die anderen ausgestell-

ten Wettbewerbsentwürfe im Altstädter Rathaus wider. Jiří Štursa, der die architekto-

nische Lösung des gesprengten Stalin-Denkmals entworfen hatte, referierte in der Fach-

presse: 

„Der Akademische Bildhauer Štěpán Kotrba
25

 und Prof. Ingenieur Arch. A. Černý arran-

gieren das Denkmal in Form einer sitzenden Figur und stellen mit den Ausmaßen und auch 

der vorgeschlagenen Form eines konischen Sockels einen zweckmäßigen Zusammenhang 

mit dem geplanten Gebäude der Tschechischen Technischen Hochschule [České vysoké 

učení technické v Praze] her. Der Entwurf der Akademischen Bildhauer Ludvík und Bože-

na Kodym und des Ingenieurs Arch. J. Poláks präsentiert eine Figur [...] unkonventionellen 

und unpathetischen Ausdrucks. Die anspruchsvolle Komposition des stufenförmigen So-

ckels entspricht jedoch dem Charakter der Plastik. Der Entwurf des Bildhauers Vladimír 

Relich
26

 und des Architekten M. Schulze, der ebenfalls eine stehende Figur zeigt, ist in den 

Proportionen und kompositorisch geglückt, allerdings mit seiner Geste der erhobenen Hand 

von recht traditionellem Charakter. Es zeigt sich, dass eine Konzeption dieser Art, außer 

dass sie an und für sich von geringerer künstlerischer Qualität ist, nicht klar und einfach 

das Wesen von Lenins Persönlichkeit auszudrücken vermag.“
27

  

Jiří Štursa konzentrierte sich (ohne irgendeinen Bezug zum Stalin-Denkmal zu er-

wähnen) hauptsächlich auf urbane Probleme: Als das Wichtigste schien für ihn das 

Problem, das Denkmal in das bestehende urbane Konzept von Anton Engels aus den 

1930er Jahren einzugliedern. Das war nicht einfach, denn der Platz war ein wichtiger 

Verkehrsknotenpunkt, dazu übersät mit einer Menge Laternenmasten, Straßenbahn-

oberleitungen usw. Mit dem künstlerischen Ergebnis des Wettbewerbs zeigte sich Jiří 

Štursa allerdings unzufrieden: „Die langjährige Unterbrechung in den bildhauerischen 

Anstrengungen um eine monumentale Plastik ideologisch-politischer Ausrichtung 

und Bedeutung hatte zur Folge, dass der Wettbewerb lediglich teilweise ein Erfolg 

war.“
28

 In seiner Kritik klang nicht nur seine persönliche Nostalgie für den mutigen 

Ansatz im Falle des Stalin-Denkmals mit, sondern auch die Desillusionierung des 

ehemaligen linksgerichteten Avantgardisten darüber, wohin sich die „linke“ Kunst der 

1970er Jahre bewegte. Mit den konventionellen Vorschlägen, die in vielen Fällen an 

den Wettbewerb für ein Lenin-Denkmal im Rahmen des Lenin-Museums aus dem 

Jahr 1954 erinnerten, war nicht einmal die Fachjury zufrieden und vertagte daher die 

Auswahl des definitiven Gewinners aus den drei nominierten Entwürfen. 

                                                 
25

  Štěpán Kotrba, 1932-1999, Studium bei Jan Kavan und Jan Simota an der Vysoká škola 

uměleckoprůmyslová [Kunstgewerbehochschule; VŠUP] in Prag, seit den 1960er Jahren an 

der České vysoké učení technické [Tschechische Technische Hochschule; ČVUT]. 
26

  Vladimír Relich, geb. 1924, Studium bei Jan Lauda und O. Španiel an der VŠUP, seit den 

1960er Jahren an der ČVUT. 
27

  JIŘÍ ŠTURSA: Pomník V.I. Lenina v Praze [Das Denkmal V.I. Lenins in Prag], in: Českoslo-

venský architekt 17 (1971), 2, S. 4. 
28

  Ebenda. 
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Schließlich entschied sie sich dafür, das Ehepaar Božena und Ludvík Kodym mit 

der Realisierung zu beauftragen.
29

 Über die Gründe für dessen Teilnahme an dem öf-

fentlichen Wettbewerb kann man nur spekulieren: Beide Künstler hatten eine sehr so-

lide Ausbildung bei erstklassigen Repräsentanten der Zwischenkriegsavantgarde ge-

nossen, aber keinem von ihnen war bis dahin großer Erfolg vergönnt gewesen. Der 

damals 48-jährige Bildhauer, Keramiker und Restaurator Ludvík Kodym und die 44-

jährige Božena Kodym befanden sich abseits der progressiven Entwicklung der tsche-

chischen Bildhauerei, die mit Namen wie Věra Janoušková, Vladimír Janoušek, Eva 

Kmentová, Vladimír Preclík, Olbram Zoubek usw. verbunden war. Der Sieg im Wett-

bewerb für das Lenin-Denkmal hätte also ein Sprungbrett in die Reihen jener Künstler 

bedeuten können, über die geschrieben und gesprochen wurde, und ebenso eine Mög-

lichkeit finanzieller Besserstellung. Es war eine rationelle Entscheidung, mit deren Kon-

sequenzen (Veröffentlichung ihrer Namen im Falle des Erfolgs) sie im Voraus rech-

nen mussten: Das Risiko einer solchen Loyalitätsbezeugung war Anfang der 1970er 

Jahre nicht unerheblich, da sie durch ihre Teilnahme am öffentlichen Wettbewerb 

freiwillig ihre eigene Position nicht nur unter den anderen bildenden Künstlern, son-

dern auch in der damaligen Gesellschaft festschrieben.  

Wie ein Brief des Direktors der Galerie der Hauptstadt Prag, Dobroslav Kotek, 

zeigt
30

, blieb mit Blick auf den sich nähernden 55. Jahrestag der „Großen Sozialisti-

schen Oktoberevolution“ für die Gestaltung des Modells im Maßstab 1:1 und den 

Bronzeguss sehr wenig Zeit. Außerdem musste der Entwurf vom ideologischen Rat 

für die Betreuung der Gedenkstätten, Denkmäler und Gedenksteine, der beim Kultur-

ministerium angesiedelt war, genehmigt werden. Der Korrespondenz Koteks mit dem 

Ministerium fehlt es nicht an kuriosen Momenten: Er beantragte, dass mit Rücksicht 

auf die außergewöhnlichen Umstände der ideologische Rat den Entwurf des Denk-

mals in situ genehmigen solle – also im Atelier des Ehepaars Kodym in der Straße der 

Kosmonauten. Am 27. April 1972 besichtigte daher der Ideologische Rat – Prof. Ka-

rel Lidický, Prof. Jan Simota, Ladislav Poláček und der Sekretär des Rates Vladislav 

Pražák – dort die Vorbereitungen des Tonmodells (3,6 Meter hoch) und gab seine Zu-

stimmung. Der Vorsitzende, Karel Lidický, beschränkte sich in seinem Bericht für 

das Museum nur auf die technischen Probleme, vornehmlich auf den Mangel an Zeit 

für den Bronzeguss.
31

 Trotz dieses Zeitdrucks gelang es, die Statue rechtzeitig in den 

Kunstgewerbewerkstätten zu gießen. Im November 1972 konnte sie im Rahmen der 

Feier zum 55. Jahrestag der Oktoberrevolution enthüllt werden. 

                                                 
29

  Ludvík Kodym, geb. 1922, Bildhauer, Keramiker und Restaurator – Studium bei Jan Lauda 

und Karel Pokorný an der Akademie der bildenden Künste, 1952 Verleihung des Klement-

Gottwald-Preises, pädagogische Tätigkeit an der Prager Technischen Hochschule, 1982 Er-

nennung zum „Verdienten Künstler“. Božena Kodymová geb. Jelínková, geb. 1926, Stu-

dien bei Josef Wagner an der VŠUP. 
30

  Vgl. die Materialien hierzu im Národní archiv Praha [Nationalarchiv Prag, weiter NA], MK 

3V IR, Karton 187, Aktennummer 6776/72. 
31

  Materialien im NA, MK 3V IR, Karton 187, Aktennummer 8423/71.  
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Fazit 
 

Das Lenin-Denkmal auf dem Platz der Oktoberrevolution (heute wieder Siegesplatz) 

im Stadtteil Dejvice war ein eindrucksvoller und für die Phase der Normalisierung 

charakteristischer Beweis politischer Loyalität: Auf allen Ebenen des Parteiapparats 

fanden zu Beginn der 1970er Jahre „Überprüfungen“ statt, deren Folgen sich auf das 

Alltagsleben aller Einwohner, nicht nur das der Parteimitglieder, auswirkten. Der 

Austausch von Direktoren und leitenden Mitarbeitern brachte neue Beziehungen an 

den Arbeitsplätzen mit sich und ermöglichte so auch das Begleichen persönlicher 

Rechnungen unterschiedlichster Art. 

Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielte des Lenin-Denkmal als politische Lo-

yalitätserklärung auch bei den Angestellten der organisierenden Institutionen (Rat-

haus der Hauptstadt Prag, Kulturministerium): Bei den „Überprüfungen“ konnte 

ihnen ihr Engagement in dieser Sache positiv angerechnet werden. Das galt nicht nur 

für Funktionäre in führenden Positionen (Bürgermeister und Ratsherren, Minister und 

Referenten), sondern auch für Beamte. Die Künstler, die nun an den öffentlichen 

Wettbewerben teilnahmen, mussten damit rechnen, dass im Falle des Erfolgs ihre Na-

men veröffentlicht wurden. Dies stellte einerseits eine Gelegenheit dar, auf sich auf-

merksam zu machen und seine finanziellen Bedingungen zu verbessern, andererseits 

musste auch mit negativen Folgen gerechnet werden: Die Menschen nahmen damals 

sehr genau wahr, zu welchem Teil der gespaltenen tschechoslowakischen Gesellschaft 

wer gehörte. Von den 16 Exponaten waren auf der Ausstellung nur drei namentlich 

gekennzeichnet (die Gewinner, ohne Anzeige der Reihenfolge), die restlichen 13 Ent-

würfe waren mit Nummern versehen.  

Eine Liste der Künstler zu erstellen, die einen Entwurf für das Lenin-Denkmal ein-

gereicht hatten, ist heute nicht mehr möglich, da der Wettbewerb anonym ausge-

schrieben worden war. Diese Regeln musste auch die Ausstellung im Altstädter Rat-

haus respektieren. Deshalb wurde auch kein Katalog herausgegeben. Als Kurator wurde 

der Jurist des SČVU, Josef Lhota, angeführt, der die Einhaltung der Regeln garantier-

te. Nach der Mitteilung eines ehemaligen Angestellten der Installationsabteilung der 

Galerie der Hauptstadt Prag, der die Ausstellung errichtete und nach ihrer Beendigung 

auch wieder abbaute, holten sich einige der Teilnehmer ihre Exponate erst gar nicht 

mehr ab. Die Entwürfe wurden im Depot im Schloss Troja untergebracht und gemäß 

dem Vertrag nach Ablauf einer halbjährigen Frist vernichtet. 

Das Lenin-Denkmal des Ehepaars Kodym wurde in relativer Lautlosigkeit im Jahr 

1992 entfernt und nach Lipník gebracht, wo es eine Zeit lang auf dem Rasen zu Füßen 

des Denkmals von Jaroslav Hašek „lag“. In dem Eintrag über Ludvík Kodym im 

Wörterbuch der tschechoslowakischen bildenden Künstler wird das Denkmal aller-

dings verschwiegen
32

: Dieses Wörterbuch sollte nach 1989 das bestehende Informa-

tionsdefizit beseitigen und sowohl die Emigration als auch die Künstler, über die man 

                                                 
32

  Nový slovník československých výtvarných umělců 1-2 [Neues Wörterbuch tschechoslo-

wakischer bildender Künstler I-II], hrsg. von PROKOP TOMAN und PROKOP H. TOMAN, 3., 

ergänzte Aufl., Praha 2000. 1993, Bd. 2, S. 96. 
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öffentlich nicht schreiben durfte, wieder in die moderne tschechische Kunst reinte-

grieren. Es entstand auf der Grundlage von Daten, die die Künstler selber lieferten. 

Der Umstand, dass Ludvík Kodym seine Lenin-Denkmäler (das in Prag und ein wei-

teres in Kolín) überhaupt nicht anführte, ist nur ein weiterer Beweis für eine zweck-

orientierte politische Loyalität in den Jahren der Husák’schen Normalisierung. Gleich-

zeitig verdeutlicht dieses Beispiel aber auch die extrem schwierige Lage, in der sich 

die von öffentlichen Aufträgen abhängigen Bildhauer als bildende Künstler befanden.

 

                                                 

  Dieser Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens (Výzkumný záměr) Nr. 

MSM0021620841 der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Karls-Universität Prag. 
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Loyalität und Kinematografie in der Volksrepublik Polen – 

der Fall des „Mannes aus Marmor“ von Andrzej Wajda 

von 

Patryk  W a s i a k  

 

 

Loyalität und Sozialismus 

 

Das wohl bekannteste Buch über die Rolle der Künstler in kommunistischen Staaten 

ist „Velvet Prison“, das von dem ungarischen Dissidenten Miklós Haraszti geschrie-

ben wurde.
1
 In langen Essays beschreibt der Autor insbesondere das Leben der Künst-

ler und wie sie pausenlos von den kommunistischen Behörden und Zensurmechanis-

men kontrolliert wurden. Nach Meinung Harasztis aber sei es am schwerwiegendsten 

gewesen, dass neben dieser externen Kontrolle die Künstler selbst sich halb bewusst 

oder unbewusst den Standpunkt der Behörden zueigen gemacht und in ihrem Schaf-

fen Selbstzensur geübt hätten.  

In der Vision Harasztis ist die Abhängigkeit vom kommunistischen System – man 

könnte auch sagen „die unterbewusste Loyalität“ – das Grundprinzip, welches das 

kulturelle Leben organisiert. Als Soziologe gefällt mir die von Haraszti präsentierte 

Betrachtung der Loyalität ebenso wenig wie die Ansicht vieler Politologen, dass die 

künstlerischen Eliten wegen ihres Glaubens an die Ideologie oder wegen ihres Zynis-

mus gegenüber dem allgegenwärtigen kommunistischen System loyal gewesen seien. 

Im Falle Polens könnte man mindestens ein gutes Dutzend Positionen nennen, in de-

nen von loyalen Künstlern gesprochen wird, die zunächst „aktiv“ loyal gewesen sei-

en, indem sie Gedichte zu Ehren Stalins geschrieben hätten, und später – nach dem 

Tauwetter des Jahres 1956 – „passiv“ loyal, indem sie auf Systemkritik verzichtet und 

nur neutrale Themen angesprochen hätten.
2
  

Am Beispiel der in ganz Mitteleuropa bekannten Filme von Andrzej Wajda „Der 

Mann aus Marmor“ (Człowiek z marmuru, 1977) und „Der Mann aus Eisen“ (Czło-

wiek z żelaza, 1981) möchte ich zeigen, wie man die Kategorie Loyalität bei der Ana-

lyse des Entstehungsprozesses dieser Filme anwenden kann. Sie kann im Falle des 

künstlerischen Schaffens sowohl auf der Ebene der Umsetzung bestimmter, auf der 

Ideologie basierender Richtlinien der Machthaber in kulturellen Texten analysiert 

werden wie auch auf der Ebene der persönlichen Beziehungen zwischen den Künst-

                                                 
1
  MIKLÓS HARASZTI: The Velvet Prison. Artists under State Socialism, New York 1987. 

2
  ANNA BIKONT, JOANNA SZCZĘSNA: Lawina i kamienie. Pisarze wobec komunizmu [Lawine 

und Steine. Die Schriftsteller und der Kommunismus], Warszawa 2006; ROBERT KUPIECKI: 

Natchnienie milionów. Kult Józefa Stalina w Polsce 1944-1956 [Die Inspiration der Millio-

nen. Der Stalin-Kult in Polen 1944-1956], Warszawa 1993. 
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lern und den Vertretern des Machtapparats. Was in kulturellen Texten unter „Loyali-

tät“ verstanden wurde, konnte ausgehandelt werden. Ebenso beruhte das kulturelle 

Leben nicht einfach auf der Umsetzung aller Parteirichtlinien, sondern eher auf der 

Realisierung der Ziele unterschiedlicher Interessengruppen, die einander bekämpften 

oder miteinander kooperierten.
3
 

In der soziologischen Forschung wurde der Begriff „Loyalität“ in der umfangrei-

chen Monografie von James Connor „The Sociology of Loyalty“ als eine bestimmte 

Emotion in den zwischenmenschlichen Beziehungen definiert. Er bezieht sich auf die  

Identifikation im Rahmen einer Gruppe.
4
 Der Autor zeigt, dass diese Emotion vor al-

lem Handlungen gegenüber einer Kleingruppe (z.B. der Familie) und einer bestimm-

ten vorgestellten Gemeinschaft betrifft (z.B. der Nation).
5
 Die Kategorien von Loya-

lität und Vertrauen kommen ebenso bei der Beschreibung von Netzwerkbeziehungen 

des Typs Patron-Klient zur Anwendung, was auch für die vorliegende Studie von we-

sentlicher Bedeutung sein wird.
6
  

Bei der Untersuchung des Kommunismus bedeutet der Begriff Loyalität vor allem 

die bewusste oder unbewusste Unterordnung unter die Partei, welche die legitime 

Ausübung von Macht im Staat für sich beansprucht.
7
 Hierzu lässt sich beispielhaft ein 

Text von der Titelseite der Trybuna Ludu [Volkstribüne], dem Presseorgan der Polska 

                                                 
3
  Das Filmschaffen von Wajda wird in folgenden englischsprachigen Publikationen detail-

liert besprochen: The Cinema of Andrzej Wajda. The Art of Irony and Defiance, hrsg. von 

JOHN ORR und ELŻBIETA OSTROWSKA, London, New York 2003; JANINA FALKOWSKA: An-

drzej Wajda, History, Politics, and Nostalgia in Polish Cinema, New York, Oxford 2008; 

DIES.: Dialogism in Man of Marble, Man of Iron and Danton, Providence, Oxford 1996. 
4
  JAMES CONNOR: The Sociology of Loyalty, New York 2007. Ähnliche Phänomene be-

schreibt Charles Tilly, der den Begriff  „trust networks“ gebraucht: CHARLES TILLY: Trust 

and Rule, in: Theory and Society 33 (2004), 1, S. 1-30. 
5
  Ein Klassiker zur Ausbildung sozialer Bindungen auf der Ebene der Nation ist: BENEDICT 

ANDERSON: Imagined Communities, London, New York 2006. Interessante Beispiele für 

den Gebrauch des Begriffs Loyalität in diesem Kontext sind: YOSSI SHAIN: The Frontier of 

Loyalty. Political Exiles in the Age of the Nation-State, Ann Arbor 2005; MORTON GRO-

DZINS: The Loyal and the Disloyal: Social Boundaries of Patriotism and Treason, Chicago 

1956. 
6
  SHMUEL N. EISENSTADT, LOUIS RONIGER: Patron-Client Relations as a Model of Structur-

ing Social Exchange, in: Comparative Studies in Society and History 22 (1980), 1, S. 42-

77. Diese Konzepte wurden auf die Länder Mitteleuropas angewandt im Band: Patronage, 

Personal Networks and the Party-State: Everyday Life in the Cultural Sphere in Commu-

nist Russia and Central Europe, hrsg. von GYÖRGI PÉTERI, Trondheim 2004 (Trondheim 

Studies on Eastern European Cultures and Societes, 13). Eine interessante Studie über die 

genannten Strukturen auf verschiedenen Ebenen des polnischen Parteiapparats ist: KRZYSZ-

TOF DĄBEK: PZPR – Retrospektywny portret własny [Die PVAP – ein retrospektives 

Selbstporträt], Warszawa 2006. 
7
  Der Kategorie Loyalität gewidmet ist die mit einer Einleitung von ZYGMUNT BAUMAN ver-

sehene Publikation von LEONIDAS DONKIS: Loyalty, Dissent, and Betrayal. Modern Lithua-

nia and East-Central European Moral Imagination, Amsterdam, New York 2005. Der Be-

griff wird hier jedoch in einer völlig anderen Bedeutung gebraucht. 
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Zjednoczona Partia Robotnicza [Polnische Vereinigte Arbeiterpartei; PZPR] aus dem 

Jahre 1976 zitieren: 

„Der Rhythmus der täglichen Arbeit in unserem Lande ist kräftig und gleichmäßig. Die Ar-

beiter aller Wirtschaftszweige bemühen sich, gerade jetzt – wo das Volk seinen Willen be-

kräftigt, das Programm des Aufbaus des Sozialismus umzusetzen, das auf dem VI. und VII. 

Kongress der PZPR formuliert wurde – mit guter Arbeit, die als grundlegende Pflicht eines 

jeden Bürgers und Patrioten verstanden wird, ihre entschiedene Unterstützung für Partei 

und Regierung zu unterstreichen.“
8
 

Wenn man aber über die Möglichkeit des Gebrauchs dieses Begriffs in Bezug auf 

das kulturelle Leben nachdenkt, muss man zwei völlig unterschiedliche Bedeutungen 

unterscheiden. Die erste versteht Loyalität als Teil eines Diskurses, der von den 

Machtinstitutionen geschaffen wird. In diesem Falle fällt es schwer, einen Bezug zu 

anderen Ländern des kommunistischen Blocks herzustellen; in Polen stellte sich infol-

ge des politischen Wandels nach dem Tauwetter und in gewissem Maße auch nach 

dem Eintritt in die „Ära Gierek“ im Jahre 1970 zunehmend die Frage nach den Auf-

gaben der Künstler im sozialistischen System. Einerseits versuchten die staatlichen 

Institutionen, neue Formen der Kulturförderung zu etablieren und eine Politik der kul-

turellen Erziehung der Bürger zu betreiben. Andererseits kam die Frage auf, von wel-

chen Kategorien sich ein Künstler leiten lassen solle, dem der Staat angemessene Be-

dingungen für seine schöpferische Tätigkeit schafft. Diese Diskussion kreiste vor al-

lem um das Kino als einer Sparte der Kunst mit enormer sozialer Reichweite, was die 

Personen in der Hierarchie des staatlichen Kulturapparats sehr gut verstanden. Im 

Laufe dieser Debatte sagte der bekannte polnische Regisseur Jerzy Passendorfer:  

„Wir brauchen Vertrauen, und zwar beiderseitiges Vertrauen. Wir wollen den Behörden 

Vertrauen entgegenbringen und wollen, dass sie uns Vertrauen entgegenbringen. Wenn wir 

versagen, werden wir dafür die Verantwortung tragen. Jegliches Misstrauen ist auszuräu-

men.“ 

Er betonte auch die Rolle einer Reform der Kinematografie, die auf der Einfüh-

rung eines Systems sogenannter Autorengruppen beruhte, welche den Regisseuren ein 

etwas höheres Maß an Selbstständigkeit geben sollten. 

„Wir sind zu dem Schluss gekommen – und die Behörden sind damit einverstanden –, dass 

der Regisseur die volle Verantwortung für sein Werk übernimmt, für seine Personal- und 

Programmentscheidungen. Wir haben eine neue Formel für Autorengruppen erhalten, Grup-

pen von Regisseuren, an deren Spitze Leute mit Autorität innerhalb ihres Milieus stehen wer-

den, eine Formel, die am 1. Januar 1972 in Kraft treten wird.“
9
 

Ähnliche Ansichten vertrat in der Debatte der Filmkritiker Aleksander Jackiewicz: 

                                                 
8
  Poparcie dla polityki partii, praca dla wspólnego dobra [Unterstützung für die Politik der 

Partei, Arbeit für das gemeinsame Wohl], in: Trybuna Ludu vom 2.07.1976, S. 1. Das insti-

tutionelle System der polnischen Kinematografie wird detailliert besprochen in EDWARD 

ZAJIČEK: Poza ekranem: Polska kinematografia w latach 1896-2005 [Jenseits der Lein-

wand: Die polnische Kinematografie in den Jahren 1896-2005], Warszawa 2009. 
9
  Äußerung von Jerzy Passendorfer, in: Wolność twórcy a służba narodowi [Die Freiheit des 

Künstlers und der Dienst an der Nation], in: Kierunki vom 28.11.1971, S. 19. 
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„Wir müssen zusammenwirken, zusammenarbeiten mit den Kulturpolitikern. Nur müssen 

wir uns abstimmen. Und wenn wir schon nicht übereinstimmen, denn schließlich sollten 

wir nie völlig übereinstimmen [...] (der Künstler muss protestieren, denn der Künstler sucht 

ewig nach Fehlern), dann sollten wir einander wenigstens verstehen.“
10

 

Als ein solches Vertrauen – mithin als Loyalität – können wir ein Verhältnis zwi-

schen künstlerischem Schaffen und Realität beschreiben, das nicht mit den Leitlinien 

der kommunistischen Behörden kollidierte und nicht im Widerspruch mit dem im of-

fiziellen Diskurs präsentierten Weltbild stand. Józef Tejchma – Kulturminister der 

VR Polen in den Jahren 1974-1978 – einer der „Helden“ des vorliegenden Textes – 

erinnerte sich in seinem Tagebuch wie folgt an die offiziellen Grundsätze für das 

Filmschaffen in der VR Polen: 

„Ich habe drei Negativkriterien formuliert: Ein Film darf nicht antisowjetisch sein, er darf 

nicht die sozio-ideellen Werte unseres Systems in Frage stellen, und er darf nicht antihu-

manitär sein.“
11

 

Im Schaffen der filmerischen Gruppen ging die Loyalität gegenüber dem politi-

schen System eine Verbindung mit dem Wertesystem der künstlerischen Welt ein, in 

welcher der Schöpfer seine Visionen realisieren konnte, sie aber gleichzeitig mit dem 

Wunsch konfrontieren musste, dem Zuschauer zu gefallen. Czesław Petelski – Regis-

seur und Leiter der filmerischen Gruppe „Iluzjon“ – legte dies unzweideutig dar: 

„Meiner Meinung nach lassen sich drei grundlegende Bereiche von Pflichten eines Partei-

künstlers unterscheiden. Die erste steht in Verbindung mit der Forderung nach einem ho-

hen künstlerischen Niveau, die zweite mit dem Verlangen nach einer klaren ideologisch-

politischen Aussage, und die dritte [...] mit dem Bewusstsein, dass Filme [...] für das Publi-

kum gemacht werden. Ein Film ist für den Zuschauer bestimmt.“
12

 

Eine zweite mögliche Definition von Loyalität ist ihre Bestimmung als eine beson-

dere Beziehung zwischen den Angehörigen eines bestimmten informellen Netzwerks 

von Kontakten, die zwischen den Beamten verschiedener hochrangiger Staatsinstitu-

tionen und Künstlern bestanden. Im Polen der 1970er Jahre handelte es sich hierbei 

um eine Gruppe von Personen, die in einem Verhältnis wechselseitiger Abhängigkeit 

voneinander standen. Es waren bekannte Künstler, die ein besonderes „Exportgut“ der 

VR Polen darstellten, sowie eine Gruppe von Personen aus dem Kulturapparat; beide 

standen keineswegs im Gegensatz zueinander. Die Aktivitäten der Letzteren im Hin-

blick auf die Künstler lassen sich nicht als Nullsummenspiel nach dem Muster be-

schreiben „entweder wir – die Behörden – gewinnen oder die Künstler“. Über diese 

Personen – hier handelt es sich um den oben erwähnten Józef Tejchma und den Chef 

der Obersten Verwaltung der Kinematografie (Naczelny Zarząd Kinematografii), Mie-

czysław Wojtczak – kann man die gewagte Behauptung aufstellen, dass sie gegenüber 

den Staatsbehörden illoyal waren: Sie hielten den Ersten Sekretär des ZK der PZPR 

                                                 
10

  Äußerung von Aleksander Jackiewicz in: Wolność twórcy a służba narodowi [Die Freiheit 

des Künstlers und der Dienst an der Nation], ebenda, S. 22. 
11

  JÓZEF TEJCHMA: Odszedł Gomułka, przyszedł Gierek. Notatki z lat 1971-1973 [Gomułka 

ging, Gierek kam. Notizen aus den Jahren 1971-1973], Toruń 2006, S. 89. 
12

  Gespräch mit Czesław Petelski, in: Trybuna Ludu vom 15.12.1977. 
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und den Premier für Leute, die kein Verständnis von Kultur hätten und ihr deshalb 

Schaden zufügten.  

Die Kultur-Apparatschiks, die oft über eine ähnliche Ausbildung und Erfahrung 

verfügten wie die, über welche sie die Aufsicht ausüben sollten, bildeten eine Ge-

meinschaft, innerhalb derer sich informelle Aktivitäten organisieren ließen. Sie stan-

den unter dem Eindruck der Kultur, mit der sie täglichen Kontakt hatten, und die Eta-

blierung dieser Kultur war für sie die Errungenschaft ihres Lebens. Ein anderes Bei-

spiel für einen solchen Beamten-Mediator war Mieczysław Rakowski, der Chefredak-

teur der populären Wochenzeitung Polityka [Politik] und spätere Premierminister. 

Anders verhielt sich die Sache im Falle der engen Führungselite, über deren Charak-

ter sich niemand Illusionen machte. Loyalität bedeutet hier lediglich eine bestimmte 

Form sozialer Interaktion zwischen Menschen, die demselben informellen Netz ange-

hören. Im Kommunismus waren im Machtapparat Patronagebeziehungen üblich, die 

auf der Teilnahme beider Seiten an einem informellen Spiel basierten und deren Stär-

ke darauf beruhte, dass die Teilnehmer aufgrund der Loyalität das Verhalten des an-

deren voraussagen und ihr zukünftiges Handeln planen konnten. In Polen hat – soweit 

mir dies bekannt ist – niemand diese Strukturen untersucht. 

Dort waren die Künstler aufgrund ihrer künstlerischen Tätigkeit weniger Repres-

salien ausgesetzt als höchstenfalls des Rechtes beraubt, ihre Werke zu präsentieren. 

Weil sie in dieser Situation nichts zu verlieren hatten, nahmen sie gerne das Spiel mit 

den Machthabenden auf. Ihre Hauptstrategie beruhte darauf, ihre Werke „bei der Zen-

sur durchzudrücken“, also die Aushandlung dessen, was sie zeigen durften. Dies wur-

de ihnen u.a. durch die Tatsache ermöglicht, dass sie selbst in die Zensurmechanis-

men eingebunden waren.
13

 

„Der Premier bat mich darum, Erkundigungen einzuholen, ob es irgendwo eine so skanda-

löse Situation wie in Polen gebe, dass der Staat nicht das Recht besitze, nach eigenem Er-

messen und ohne das Einverständnis des Regisseurs dessen Filme zu schneiden. Er fragte, 

wie dies wohl in der Tschechoslowakei aussehe. Ich antwortete, dort gebe es seit dem Jahre 

1968 kein Filmschaffen mehr, deshalb wolle ich in der UdSSR fragen. Der Chef der sowje-

tischen Kinematografie sagte, selbstverständlich schnitten auch sie, aber mit den Händen 

des Regisseurs.“
14

 

 

 

Der Mann aus Marmor 
 

Die Existenz solcher Beziehungen wie auch das Problem der Loyalität im Inhalt der 

Werke kann man am Beispiel der Entstehungsgeschichte der Filme „Der Mann aus 

Marmor“ (1976) und „Der Mann aus Eisen“ (1981) von Andrzej Wajda beleuchten. 

Der ältere von beiden war der erste bedeutende Film in der polnischen Nachkriegsge-

                                                 
13

  Eingehender zum Thema der Funktionsmechanismen der polnischen Kinematografie siehe 

ZAJIČEK, Poza ekranem (wie Anm. 8). 
14

  JÓZEF TEJCHMA: Kulisy dymisji, Z dzienników ministra kultury 1974-1977 [Kulissen eines 

Rücktritts. Aus den Tagebüchern eines Kulturministers 1974-1977], Kraków 1991, S. 202. 
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schichte, dem es um eine Abrechnung ging – er zerstörte den Mythos vom Arbeiter-

paradies und zeigte die Aktivitäten der Partei und der Sicherheitsdienste hinter den 

Kulissen. „Der Mann aus Eisen“ wiederum entstand gleichzeitig mit und unter dem 

Einfluss der Streiks an der Ostseeküste im Jahre 1980, die in die Entstehung der „So-

lidarność“ mündeten. Bei meinen Quellen handelt es sich um die Erinnerungen zweier 

Beamter aus dem Kulturapparat, die Erinnerungen Wajdas sowie Materialien über die 

Zensur der Kinematografie. 

„Der Mann aus Marmor“ präsentiert die Geschichte des Maurers Mateusz Birkut aus 

Nowa Huta – dem urbanistischen Musterprojekt vom Ende der 1940er Jahre – und die 

des Stoßarbeiters Birkut aus den 1950er Jahren, der, als er nicht mehr gebraucht wird, 

die Propagandamechanismen aufdeckt, die aus ihm einen Helden gemacht haben. Beim 

Kampf um die Rechte der Arbeiter wird er immer unbequemer für die Behörden und 

wird schließlich inhaftiert. Nach Jahren versucht eine junge Regisseurin, die durch ganz 

Polen reist und Leute trifft, denen Birkut begegnet ist, dessen Schicksal aufzuklären. 

Auf diese Weise lernt der Zuschauer sowohl Birkuts tragische Geschichte wie auch das 

Schicksal der mit Nowa Huta verbundenen Personen kennen, was als Anlass für eine 

Abrechnung mit der neuesten Geschichte Polens dient.
15

 

Es ist wichtig anzumerken, dass Wajda seinen Helden nach dem Vorbild eines 

echten Stoßarbeiters namens Piotr Ożański entwarf. Stellen wir eine Aussage des Re-

gisseurs den Worten eines der Aktivisten der „Solidarność“ in Nowa Huta gegenüber: 

„Birkut ist ein Mann, der sich schließlich dessen bewusst wird, dass er ausgenutzt worden 

ist. Ożański hat dieses Bewusstsein hingegen nie besessen. Ihre Lebensdramen unterschei-

den sich diametral. Die Tragödie von Piotr Ożański beruht darauf, dass er glaubte, als Stoß-

arbeiter immer gebraucht zu werden. Und dass er gerade hierauf seine Zukunft aufbaut. Er 

wird zum Opfer eines Systems, welches ihn bis zum Ende ausgenutzt hat.“
16

 

„Als Andrzej Wajda den ‚Mann aus Marmor‘ zu drehen begann, arbeitete ich als Assistent 

des zweiten Regisseurs an der Dokumentation des Films mit. Es war ein wichtiger Film, 

aber unser Ożański aus Nowa Huta war nicht ganz Mateusz Birkut. Bei unserem Ożański 

handelte es sich um eine Figur, die zum Zweck der sozialistischen Propaganda erschaffen 

worden war.“
17

 

Statt über die Fabel des Filmes, die in den zitierten Arbeiten en détail analysiert 

wird, möchte ich hier über die informellen Strukturen reden, denen die Mitglieder des 

Machtapparats und die Künstler angehörten. An dem Spiel, das mit der Entstehung 

und der Zulassung zur Distribution von Filmen verbunden war, nahmen drei Seiten 

                                                 
15

  Dieser Film wird als Beispiel für die Kollision von Pathos und Ironie analysiert in der 

Publikation von J. HOBERMAN: The Red Atlantis. Communist Culture in the Absence of 

Communism, Philadelphia 1998, S. 34-35. Als Beispiel für einen Film, in dem ähnliche 

Strategien in Bezug auf die ungarische Geschichte zur Anwendung kommen, nennt der Au-

tor „Diary for My Children“ (Napló gyermekeimnek) von Márta Mészáros. 
16

  Wyeksploatowany, wyciśnięty. Rozmowa z Andrzejem Wajdą [Ausgebeutet, ausgequetscht. 

Ein Gespräch mit Andrzej Wajda], in: Gazeta Wyborcza, Ausgabe Kraków, vom 26.10.2005, 

S. 2. 
17  

Äußerung von Mieczysław Gil, einem Aktivisten der Solidarność in Nowa Huta, ebenda. 
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teil. Bei der ersten handelte es sich um die politische Elite: den Ersten Sekretär des 

ZK der PZPR sowie die Mitglieder des Politbüros und der Kulturabteilung des Komi-

tet Centralny [Zentralkomitee; KC] der PZPR, welches die informelle Oberaufsicht 

über das Ministerium für Kultur und Kunst ausübte. Diese Menschen lebten in der 

Welt der Politik, bildeten die Machtelite und bemühten sich, genau zu kontrollieren, 

was in der kulturellen Sphäre vor sich ging, und zwar weniger in ideologischer 

Hinsicht – schließlich waren es die 1970er Jahre und nicht der Stalinismus –, sondern 

um die Stabilität des Systems und die Bewahrung des Status quo zu garantieren. Aber 

es gab auch andere Gründe für Eingriffe in die Aktivitäten der Kinematographie: 

„Gierek sagte im Politbüro, dass er Wajda sofort zu ‚Ziemia obiecana‘ gratulieren 

würde, wenn dieser zwei pornografische Szenen herausschnitte. Kraśko [der Leiter 

der Kulturabteilung des KC PZPR; P.W.] erhielt daraufhin den Auftrag, Gespräche 

mit Wajda zu führen.“
18

  

Die Filmschaffenden verfügten in den 1970er Jahren über eine relative Freiheit 

beim Drehen von Filmen. Problematisch war es hingegen, die Erlaubnis zur Distribu-

tion an die Kinos zu erhalten. Mit Wajdas Film verhielt es sich ähnlich: Schwierig-

keiten begannen unmittelbar nachdem die obersten Entscheidungsträger die endgül-

tige Version des Films zur Kenntnis genommen hatten. Der Hauptvorwurf des Ersten 

Sekretärs, des Premiers und des Vorsitzenden der Kulturabteilung bestand darin, dass 

der Film ein unverblümt negatives Bild des Machtapparats zeige. Erstmals wurde in 

einem Film in der VR Polen das ungeschriebene Verbot gebrochen, offen negativ 

über die Behörden zu reden. Der Gebrauch von Metaphern durch die Künstler wurde 

bekämpft; man konnte zwar einen schlechten Beamten zeigen, aber niemand hatte 

bislang das kommunistische System angeklagt, das sich einerseits auf eine verlogene 

Propaganda und andererseits auf einen Gewaltapparat stützte. 

Nachdem der Film schon fertig gestellt war, aber noch vor seiner endgültigen Frei-

gabe für die Kinos, entschied sich sein Schicksal bei Beratungen einiger der wichtigs-

ten Personen im Staate; darüber hinaus wurde Wajda in Gesprächen suggeriert, wel-

che Szenen er entfernen solle. 

„Wajda hatte sich einen Schluss ausgedacht, auf den er im Bewusstsein verzichtete, dass er 

keine Chance habe, akzeptiert zu werden. Birkut sollte nämlich im Dezember 1970 für die 

Sache der Arbeiter sterben. Wajda schwebte folgendes Bild vor: ‚An der Spitze protestie-

render Arbeiter tragen sechs Menschen eine Tür, auf der ein getöteter Mann liegt.‘ Statt-

dessen wählte Wajda einen Schluss, der eine Anspielung auf die Dezemberereignisse war. 

Agnieszka geht, weil sie Birkut nicht am Leben fand, zum Friedhof. Sie findet aber kein 

Grab von Birkut, und deshalb steckt die junge Frau die Blumen in das Friedhofstor. Sogar 

Józef Tejchma, der den Film verteidigte, verlangte kategorisch die Entfernung dieser Szene 

[...] wie auch einiger anderer Szenen, die im Film verblieben waren. Von dem, was mit Bir-

kut geschehen war, erfuhr man schließlich nur durch die Worte seines Sohnes: ‚Mein Vater 

ist tot.‘“
19

 

                                                 
18

  TEJCHMA, Kulisy (wie Anm. 14), S. 52. 
19

  ALICJA HELMAN: Żywot człowieka uczciwego albo o wieloznaczności dyskursu Wajdy 

(„Człowiek z marmuru“ Wajdy) [Das Leben eines aufrichtigen Menschen oder die Viel-

deutigkeit des Wajda’schen Diskurses (Der „Mann aus Marmor“ von Wajda)], in: Widzia-
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Die Entfernung der ursprünglichen Schlussszene, die für den Film eine Schlüssel-

bedeutung hatte, bedeutet jedoch nicht, dass der Film unverständlich wurde. Das Wis-

sen darüber, dass die Behörden im Jahre 1970 in Danzig den Befehl gegeben hatten, 

auf die Arbeiter zu schießen, war in der polnischen Gesellschaft weit verbreitet. Waj-

da richtete sich hier an die Zuschauer, die – im Wissen um das Vorleben des Helden – 

keine Zweifel daran haben konnten, unter welchen Umständen er ums Leben gekom-

men war. 

Ebenfalls herausgeschnitten wurde eine Szene mit der Aussage „was für eine 

scheußliche Architektur“, die den Bauten in Nowa Huta galt und von der man fürch-

tete, dass sie auf das dort stehende Lenin-Denkmal bezogen werden könne.
20

 Dennoch 

werden die Szenen, welche die neueste Geschichte Polens in einem kritischen Licht zei-

gen, von langen Sequenzen relativiert, welche auf die Modernität der siebziger Jahre 

hinweisen. Wajda zeigt nämlich eindringlich sowohl die beiden wichtigsten Projekte 

der Moderne in Warschau (Warszawa), den Zentralbahnhof und die Łazienki-Trasse 

(eine riesige Verkehrsader), aber auch die seinerzeit gebaute Hütte in Kattowitz (Kato-

wice).  

Die Gegenüberstellung zweier Welten erklärt Falkowska, die den Inhalt des Films 

wie folgt interpretiert: 

„It would seem initially that [...] Man of Marble [...] observe Marxist interpretation of 

political in that they present an opposition to the dominating ideology but also propagate an 

ideology of the dominated in an aggressive way.  In fact Wajda’s films do not question the 

political system itself nor the economic relations in Poland, but rather the practices of the 

Communist party apparatus and government members. [...] Man of Marble and Man of 

Iron, political opposition directly addresses the system of domination through the images of 

Wajda who, nevertheless, remains a convicted socialist at heart. In this sense Wajda’s films 

are ‚political‘ because they reveal this internal contradiction: Wajda contradicts the wrong-

doings of those in power while he remains inscribed in the very same political system.“
21

 

Wir können an dieser Stelle nicht weiter auf die Interpretation des Filmes ein-

gehen, möchten jedoch der Autorin beipflichten, dass es sich bei dem von Wajda be-

handelten Thema nicht um den Versuch handelt, die Werte der kommunistischen 

Ideologie zu negieren, sondern um eine offene Konfrontation mit der dunklen Epoche 

des polnischen Stalinismus als einem abgeschlossenen Kapitel der Geschichte. So 

wurde Wajdas Film als Teil des öffentlichen Diskurses in der VR Polen interpretiert 

und nicht als Botschaft, die das sozialistische System negierte: 

                                                                                                                          
ne po latach. Analizy i interpretacje filmu polskiego, hrsg. von MAŁGORZATA HENDRY-

KOWSKA, Poznań 2000, S. 168-179, hier S. 171. Die hier beschriebene Szene, in der ein 

von der Miliz erschossener Arbeiter getragen wird, brachte Wajda im „Mann aus Eisen“ 

unter.  
20

  ANNA MISIAK: Kinematograf kontrolowany: cenzura filmowa w kraju socjalistycznym i 

demokratycznym (PRL i USA) – analiza socjologiczna [Der kontrollierte Kinematograf. 

Die Filmzensur in einem sozialistischen und einem demokratischen Land (VR Polen und 

USA) – eine soziologische Analyse], Kraków 2006, S. 298.  
21

  JANINA FALKOWSKA: Dialogism in Man of Marble, Man of Iron and Danton, Providence, 

Oxford 1996, S. 9 f. 
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„‚Der Mensch aus Marmor‘ ist die bitterste Medizin, die der polnischen Nation und ihrer 

Führung verabreicht wurde [...] Es ist eine bittere, aber notwendige Medizin, die unser na-

tionales Geschichtsbewusstsein von nagenden Traumata reinigt und heilt.“
22

 

Die Angehörigen des Machtapparats waren sich bewusst, dass Wajda ungewöhn-

lich populär war und die Nichtzulassung des Filmes eine Affäre heraufbeschworen 

hätte. Sie wollten seine Ausstrahlung genehmigen, um die eigenen Ziele mit minima-

len Kosten zu erreichen. Tejchma zitierte eine Bemerkung des Premiers: „Der Film 

Wajdas ‚Der Mann aus Marmor‘ ist politisch schlecht, aber künstlerisch attraktiv, und 

die Menschen werden ihn anschauen.“
23

 

Mieczysław Wojtczak, der Direktor der Obersten Verwaltung der Kinematografie, 

die für die Filmdistribution verantwortlich war, notierte in seinen Erinnerungen:  

„Der ‚Mann aus Marmor‘ kam während meines Gesprächs mit Jerzy Łukasiewicz in dessen 

Dienstzimmer im ZK zur Sprache. Ich erwartete eine Attacke [...] Ich versuchte an unser 

Gespräch ein Jahr zuvor anzuknüpfen und erinnerte daran, dass die Parteiführung von 

seiner Akzeptanz informiert worden war [...] und dass der Film kein Pamphlet gegen die 

Behörden und den Sozialismus sei. Die Standpunkte des Premiers und des Chefs der 

Kulturabteilung waren hart, der Film greife den Sozialismus an, aber schließlich lenkten sie 

ein, denn zu viele wussten von der Existenz des Filmes; meiner Meinung nach wollten sie 

einen Skandal vermeiden.
24

 

Der Kompromiss sollte darin liegen, dass Wajda einige Szenen herausschnitt, wel-

che die Brutalität des Sicherheitsdienstes zeigten, und den Moment, in dem Birkut 

einen Ziegelstein gegen das Gebäude wirft, in dem der Sitz der politischen Polizei 

untergebracht war. Alle Seiten machten hier gewisse Zugeständnisse.  

„Während meines Treffens [...] mit Wajda und Ścibor-Rylski haben wir nicht über einzelne 

Szenen oder Dialoge des Filmes gesprochen, sondern über seine ideellen Grundlagen im 

Allgemeinen. Wir haben zur Mäßigung geraten und dazu, dass der Film keine wörtlichen 

Anspielungen auf die siebziger Jahre in Polen enthalten solle. In diesen Punkten gab es 

zwischen uns keine Kontroversen.“
25

 

Selbstverständlich spielte sich all dies während inoffizieller Gespräche in Hinter-

zimmern ab. Das Verfahren der endgültigen Abnahme war dann nur noch eine For-

malität, aber Wojtczak musste auch all dies in ähnlichen inoffiziellen Gesprächen ab-

stimmen:  

„Vor der Abnahme begab ich mich zu einem privaten Gespräch zum Vorsitzenden der 

Zensur. Wir vertrauten einander und sprachen häufig darüber, wo uns der Schuh drückte. 

Den ‚Mann aus Marmor‘ hatte er nicht gesehen, aber er kannte eine Besprechung aus den 

Vorschauen. Er war der Meinung, dass ähnliche Phänomene in allen Bereichen der Kultur 

zunehmen würden. Im Falle des ‚Mannes aus Marmor‘ versicherte er mir, dass sein Vertre-

                                                 
22

  ZENON WAWRZYNIAK: Człowiek z marmuru [Der Mann aus Marmor], in: Kurier Polski 

vom 3.10.1980. 
23

  TEJCHMA, Kulisy (wie Anm. 14), S. 244. 
24

  MIECZYSŁAW WOJTCZAK: Kronika nie tylko filmowa [Eine nicht nur filmische Chronik], 

Warszawa 2004, S. 308.  
25

  Ebenda. 
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ter den Film bei der Abnahme kritisch beurteilen, sein Amt aber keinen Widerspruch gegen 

die Aufführung einlegen werde.“
26

 

Doch es gab noch ein Problem – die mögliche Reaktion der Botschaft der UdSSR in 

Warschau. Wojtczak, der inoffiziell mit dem Kulturattaché der UdSSR verhandelte, or-

ganisierte eine Aufführung des „Mannes aus Marmor“ in der Botschaft – hierbei han-

delte sich um einen taktischen Spielzug, der bezweckte, Protesten der UdSSR zuvorzu-

kommen. Er setzte Wajda hiervon in Kenntnis und diskutierte mit ihm diesen Plan. Wie 

sich später zeigte, sagte Wajda niemandem, dass er von dieser Aufführung wusste. 

Wahrscheinlich wäre die Hilfe des Ministeriums für Kultur und Kunst im Milieu der 

Filmschaffenden als ein Kompromiss mit den Angehörigen des Machtapparats empfun-

den worden. Beide Seiten waren einander gegenüber loyal, denn beide zogen aus der 

Zusammenarbeit den größten Nutzen. „Noch einmal wurde die große Bedeutung des 

Prinzips von wechselseitiger Loyalität und Vertrauen bestätigt.“
27

 

Das Spiel endete damit, dass der „Mann aus Marmor“ in den polnischen Kinos und 

auch im Ausland, darunter in sozialistischen Ländern, zur Aufführung kam – zumeist 

in geschlossenen Vorstellungen. Verlierer waren die Entscheidungsträger, denn es 

wurde die Barriere durchbrochen, dass man die neueste polnische Geschichte nicht 

offen kritisierte. Wahrscheinlich verlor Tejchma aufgrund dieses Filmes später seinen 

Posten. Wajda schreibt auf seiner offiziellen Internet-Seite: 

„Die ganze Verantwortung für den Film ‚Der Mann aus Marmor‘ nahm Józef Tejchma auf 

sich – und nur ihm habe ich es zu verdanken, dass dieser Film entstand und – was von noch 

größerer Bedeutung ist – dass er auf die Leinwand kam. Józef Tejchma brachte, ungeachtet 

aller Widerstände auf den unterschiedlichen Ebenen, den ‚Mann aus Marmor‘ auf die Lein-

wand. Das Publikum erledigte den Rest.“
28

 

Ähnliche Kompromisse gab es während der Produktion des „Mannes aus Eisen“. 

Die Kulissen seiner Entstehung beleuchtet ein bekanntes Dokument – eine Notiz der 

Kulturabteilung des KC PZPR, die interessanterweise auf einer Website als Teil des 

polnischen Kulturerbes veröffentlicht wurde. 

Der Film entstand als Sofortreaktion auf die Augustereignisse des Jahres 1980. Im 

Oktober des vergangenen Jahres wurde in der Hauptverwaltung für Kinematografie ein 

Drehbuch von A. Ścibor-Rylski eingereicht. Im November stellte die Hauptverwaltung 

ihre Bemerkungen zu dem Drehbuch vor, von denen aber ungeachtet einer entsprechen-

den Erklärung der Produzenten nicht alle in den Film eingebracht wurden.
29

 

Im angeführten Dokument werden weitere Vorführungen des Films und die Ver-

handlungen mit Wajda beschrieben, an keiner Stelle aber ist die Rede von der Mög-
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  Ebenda, S. 315. 
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  Ebenda, S. 330. 
28

  http://www.wajda.pl/pl/filmy/film20.html (abgerufen am 1.06.2009). 
29

  Archiwum Akt Nowych [Archiv der Neuen Akten], KC PZPR (ZK der PVAP), Wydział 

Kultury [Kulturabteilung], Sign. 889/63, S. 1-8. 
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lichkeit einer willkürlichen Entscheidung über einen Stopp des Filmes. Im Dokument 

sind ebenfalls alle Szenen aufgeführt, in denen nicht nur von einer Abrechnung mit 

der Vergangenheit die Rede ist, sondern auch die, in denen es Szenen oder Anspielun-

gen auf die von Behörden und Sicherheitsdienst angewendete Gewalt gibt. Schließ-

lich ließ sich Wajda auf einen Kompromiss ein: 

„A. Wajda nahm die Korrekturen an dem Film vor, das heißt, er schnitt die drastischsten 

Szenen heraus, welche die größten Einwände hervorriefen [...] 

Schlussfolgerungen 

Im Ergebnis der Diskussion, in der alle Teilnehmer das Wort ergriffen und ähnliche Stand-

punkte einnahmen, wurde beschlossen: 

– Der Film soll ungeachtet seiner ungünstigen politischen Aussage und der tendenziösen 

Beleuchtung der politischen Verhältnisse im Land als eines Polizeistaates für das Festival 

in Cannes nominiert und es dann erlaubt werden, ihn nach der Vornahme unerlässlicher 

Korrekturen entsprechend einer Liste, die dem Regisseur vorgelegt werden wird, im Land 

zu zeigen. Durch die Entfernung der drastischsten, gegen die Sicherheitsorgane gerichteten 

Szenen [...] wird seine politische Haupttendenz geschwächt, aber nicht eliminiert. Ein Ver-

bot des Filmes würde hingegen zur offenen Konfrontation mit dem Regisseur, dem Milieu 

der Filmschaffenden und der ‚Solidarność‘ führen, was wiederum zur Rücknahme des Auf-

führungsverbots und unabhängig von den letztendlichen Entscheidungen dazu führen könn-

te, dass hieraus propagandistisches Kapital geschlagen wird.“
30

 

In den anderen sozialistischen Ländern wurde der Film in geschlossenen Auffüh-

rungen gezeigt; nur in Ungarn wurde er einem breiteren Publikum vorgeführt. In 

diesem Fall waren die polnischen Behörden natürlich sehr daran interessiert, wie die 

ungarische Seite diesen Film bewertete. Eine im ungarischen Organ der Kommunisti-

schen Partei Népszabadság [Volksfreiheit] erschienene Besprechung des „Mannes aus 

Eisen“ wurde von der Botschaft in Ungarn nach Warschau geschickt, wo man die An-

fertigung einer Kopie der Übersetzung und deren Versendung an die wichtigsten Per-

sonen des Kulturapparats auf dem Wege der Dringlichkeit anordnete. 

„Es wird nicht mehr von komplizierten Schicksalen und komplexen Situationen gespro-

chen; alles ist klar: Auf der einen Seite stehen die aktiven Vertreter der Macht, bei denen es 

sich ausnahmslos um Bullen, Milizionäre, Agenten der Sicherheit und machiavellistische 

Agitatoren handelt, die durch Erpressung und Einschüchterung Spitzel rekrutieren [...], die 

Organisatoren von Streiks anschwärzen, usw. [...] Der Film präsentiert das System aus-

schließlich durch solche Figuren, und er lässt nur eine solche Sichtweise zu. Auf der ande-

ren Seite stehen die Organisatoren des Danziger Streiks von 1980 sowie vorangegangener 

Streiks, die – wie alle legendären Helden [...] – den in der Epoche des Schematismus prä-

sentierten Heroen der Arbeiterbewegung gleichen [...]. Mir scheint, dass der Film in dieser 

Hinsicht konkurrenzlos ist; noch nie hat die Bewegung [die Solidarność; P.W.] einen poli-

tischen Sieg gefeiert [...] die agitatorische Absicht ist total.“
31

 

                                                 
30

  Archiwum Akt Nowych [Archiv der Neuen Akten], KC PZPR [ZK der PVAP], Wydział 

Kultury [Kulturabteilung], Sign. 889/63, S. 1-8. 
31

  PÉTER RÉNYI: Wajda lub nie Wajda [Wajda oder nicht Wajda], in: Népszabadság vom 

26.05.1981, Übertragung in die polnische Sprache nach: Archiwum Ministerstwa Spraw 

Zagranicznych [Archiv des Außenministeriums], DPWKN 32/85 w.11, 532. Über die Um-
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In der Geschichte der polnischen Kinematografie standen beide Filme Wajdas an 

der Spitze der sogenannten półkowniks (ein Wortspiel – es geht um Filme, die über 

viele Jahre in den Regalen der Filmproduktionsfirmen liegen)
32

. Diese Filme aber 

wurden zumindest in einem gewissen Maße aufgeführt. Der etwas später gedrehte 

Film „Przesłuchanie“ [Das Verhör, 1982] von Ryszard Bugajski, der von einer Frau 

erzählt, die in der Epoche des Stalinismus inhaftiert wurde, und in dem brutale Sze-

nen des Verhörs gezeigt werden, wurde vor 1989 überhaupt nicht öffentlich gezeigt. 

Für die Tatsache, dass der „Mann aus Marmor“ gedreht und aufgeführt werden konn-

te, waren in hohem Maße sowohl die Umstände (die relativ liberale Epoche in der 

Kulturpolitik um die Mitte der 1970er Jahre) sowie die geschickte Verhandlungsfüh-

rung zwischen Personen aus dem Milieu der Filmschaffenden und dem Machtapparat 

verantwortlich. Man könnte anfügen, dass Józef Tejchma, der bald darauf vom Posten 

des Kulturministers abberufen wurde, diesen nicht deshalb verlor, weil er die Auffüh-

rung des Filmes zuließ, sondern aufgrund des anhaltenden Kampfes um Schlüsselpo-

sitionen im Staat – die Zulassung des Wajda’schen Filmes war nur ein Vorwand für 

seine Abberufung. 

 

 

Zusammenfassung 
 

Es ist schwer, eine eindeutige Antwort auf die Frage zu geben, ob die beiden Filme 

von Wajda zur Ausweitung eines oppositionellen Diskurses in der polnischen Gesell-

schaft beigetragen haben. Der „Mann aus Eisen“ entstand als Reaktion auf die Ereig-

nisse in Danzig im August 1980 und richtete sich an eine Öffentlichkeit, die schon 

vorher die Aktivitäten der „Solidarność“ unterstützt oder an ihnen unmittelbar teilge-

nommen hatte. Der „Mann aus Marmor“ kam 1977 in die Kinos, und Informationen 

über die begrenzte Zahl der Vorführungen verbreiteten sich mündlich. Man könnte an 

dieser Stelle eher die These aufstellen, dass es sich bei diesem Film um eine „verbo-

tene Frucht“ handelte, nach der die Personen griffen, die in ihm eine Bestätigung ihrer 

Ansichten zum Sozialismus finden wollten. In der polnischen Historiografie wird im 

Allgemeinen das Jahr 1976 als der Moment angesehen, in dem die politische Opposi-

tion entstand, als nach den Streiks, welche durch die Preiserhöhungen und die Repres-

sionen gegen die Protestierenden ausgelöst worden waren, das informelle Komitet 

Obrony Robotników [Komitee zur Verteidigung der Arbeiter] gebildet wurde. Dessen 

Aufgabe bestand in der rechtlichen und materiellen Hilfe für verfolgte Personen und 

deren Familien.  

Man kann daher sagen, dass die Figur Birkut im idealen Moment in Erscheinung 

trat, um zum Symbol bestimmter Werte in einer Situation zu werden, als in der Fabel 

                                                                                                                          
stände der Entstehung des Filmes siehe BOLESŁAW MICHAŁEK: Jak powstawał Człowiek z 

żelaza [Wie der Mann aus Eisen entstand], in: Kwartalnik Filmowy, 1996, 15-16, S. 47-82. 

Die gesamte Nummer dieser Zeitschrift ist Wajda gewidmet. 
32

  Der Neologismus półkownik (etwas, das im Regal liegt, von półka = Regal, Regalbrett) ist 

homophon mit dem Wort pułkownik = Oberst; der Übersetzer. 
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des Filmes Fragen gestellt wurden, die unmittelbar mit dem gesellschaftlichen Leben 

zu tun hatten. Eine ähnliche Rolle spielte der Film „Mann aus Eisen“ in den 1980er 

Jahren. Er wurde damals auf Videokassetten durch den Untergrundverlag „Nowa“ 

vertrieben, als einer von einem guten Dutzend Filmen, die nicht zur Aufführung zuge-

lassen worden waren – neben Filmen wie „Doktor Živago“ und „Deer Hunter“ oder 

den Abenteuern von James Bond.
33

 Diese Auswahl von Filmen, die ein illegaler Vi-

deoverleih Eingeweihten anbot, zeigt, dass speziell Filme gewählt wurden, die dem 

Zuschauer mit bereits gefestigten Ansichten die Grausamkeit der kommunistischen 

Diktaturen zeigten, oder dass ihnen ein Komfortsurrogat in Form von James Bond ge-

liefert werden sollte, der im Gegensatz zu Birkut im Kampf gegen die Vertreter der 

Sicherheitsdienste in den kommunistischen Ländern obsiegte. 

Wenn man heute den „Mann aus Marmor“ anschaut, sieht man zwei Filme. Der ers-

te preist den polnischen Sozialismus des Jahres 1976 – man kann ihn als cineastisches 

Ideal der „Erfolgspropaganda“ der Ära Gierek bezeichnen. Der zweite Film ist ein völ-

lig anderer – dieses Werk bricht entschieden mit dem vom Kulturministerium aufge-

stellten Grundsatz, die „gesellschaftlich-ideologischen Werte unseres Systems nicht in-

frage zu stellen“. Abschließend muss man fragen, wem gegenüber Wajda eigentlich lo-

yal war. Wahrscheinlich nur gegenüber sich selbst und seiner Kunst. Weder aus dem 

Film noch aus Interviews mit dem Regisseur erfahren wir, wie er wirklich über die ge-

sellschaftlich-ideologischen Werte des polnischen Sozialismus urteilte.  

Aus der gesamten Entstehungsgeschichte des „Mannes aus Marmor“ können wir 

aber einen anderen Nutzen ziehen. Nachdem man den Film aufmerksam betrachtet 

hat, lohnt es sich außerdem, sich die verqualmten Konferenzsäle anzuschauen, wo bei 

furchtbarem Kaffee die ihm verliehenen Bedeutungen ausgehandelt wurden. Bei der 

Lektüre der Dokumente und Erinnerungen aus diesen Räumen können wir erfahren, 

was „Loyalität“ im Kreis der Mächtigen meinte – wo die Zugehörigkeit zu bestimm-

ten informellen Gruppen von Genossen mehr bedeutete als der Glaube an die unsterb-

lichen Ideen von Marx und Lenin. 

 

Aus dem Polnischen von Thorsten Lorenz 

                                                 
33

  Kultura niezależna [Unabhängige Kultur], Nr. 11-12, September 1985, S. 125-127.  
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„Kirche im Sozialismus“. Kollaboration, Loyalität und 

Konflikt in der Ära Honecker 

von 

Clemens  V o l l n h a l s  

 

 

 

Zugleich „Helfer der Opfer und Helfer der Täter“? Vielschichtige Loyalitäten 
 

Im Revolutionsjahr 1989 waren sich die Kommentatoren in Ost und West weitgehend 

einig: Die evangelische Kirche galt als Motor des Umbruchs und prinzipienfester Hort 

des Widerstands gegen die SED-Diktatur. An dieser Einschätzung vermochten unter-

schiedliche Bewertungen der politischen „Einmischung“ und der steilen Karriere man-

chen Pfarrers bis in höchste Staatsämter hinein nichts zu ändern. Lediglich der Blick-

winkel unterschied sich: Interpretierten die einen die „Wende“ als protestantische Re-

volution
1
, so spotteten andere, dass der reale Sozialismus nun von einer „Pastorenre-

publik“ abgelöst werde. Zwei Jahre später wurde der Vorwurf der Kumpanei und 

Kollaboration mit dem SED-Regime erhoben.
2
 Die vielfältigen Kontakte kirchlicher 

Funktionsträger mit dem Ministerium für Staatssicherheit (MfS) – einem beispiellos 

perfektionierten Unterdrückungsapparat, dem die Unantastbarkeit der menschlichen 

Würde nichts galt – haben seitdem Vertrauen und Glaubwürdigkeit schwer erschüt-

tert. 

Bereits vor der Enttarnung hochrangiger Inoffizieller Mitarbeiter (IM) des MfS war 

das konfliktreiche Verhältnis zwischen Amtskirche und den sogenannten Gruppen, ei-

ner DDR-spezifischen Ausprägung der Neuen Sozialen Bewegungen, stets auch ein 

Streit um das zulässige oder erforderliche Maß an Pragmatismus gegenüber einem 

Staat, der sich selbst ganz offen als Diktatur bezeichnete, nämlich als die Diktatur des 

Proletariats in welthistorischer Mission. So hieß es etwa in einer in Bürgerrechtskrei-

sen anonym verbreiteten Dokumentation über das „Gespräch“ von Politbüromitglied 

Werner Jarowinsky mit dem Vorsitzenden der Konferenz der Kirchenleitungen, Bi-

schof Werner Leich, am 19. Februar 1988, das einen Monat nach der Festnahme pro-

                                                 
1
 So der Titel einer Dokumentation von GERHARD REIN: Die protestantische Revolution 1987-

1990. Ein deutsches Lesebuch, Berlin 1990; EHRHART NEUBERT: Eine protestantische Re-

volution, in: Deutschland Archiv 23 (1990), S. 704-713. Vorliegender Beitrag basiert auf 

einem Aufsatz, der zuerst in: Die Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit. Eine Zwi-

schenbilanz, hrsg. von CLEMENS VOLLNHALS, Berlin 1996, S. 434-446, erschien. Er wurde 

für den Vortrag auf der Konferenz überarbeitet und im Literaturnachweis aktualisiert.  
2
 „Pfarrer, Christen und Katholiken“. Das Ministerium für Staatssicherheit der ehemaligen 

DDR und die Kirchen, hrsg. von GERHARD BESIER und STEPHAN WOLF, Neukirchen-Vluyn 

1991, S. 42. 
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minenter Regimegegner am Rande der offiziellen Luxemburg/Liebknecht-Demonstra-

tion stattfand: 

„In den Augen einiger Kirchenmänner – Helfer der Opfer und Helfer der Täter – und ver-

schiedener Leute mit Verantwortung und verschiedener Leute ohne Verantwortung sind die 

Opfer der Diktatur nur Querulanten. Die Opfer, wo sie schließlich auch seien, stören das 

Geschäft – das Geschäft verschiedener Politiker und das Geschäft verschiedener Geschäf-

temacher. Die Last, die auf die Brust der Opfer gelegt ist, kann unerträglich werden.“
3
 

Der vielbeschworene Dialog zwischen Kirche und Staat, so lautete noch zu DDR-Zei-

ten der Vorwurf, diene in Wirklichkeit nur dem systemstabilisierenden Arrangement 

beider Verhandlungspartner, eines machtpolitisch orientierten Burgfriedens zum ge-

genseitigen Nutzen, der durch aufsässige Opponenten gestört und schließlich ganz in 

Frage gestellt werde.  

Eine zusätzliche Aufladung erhielt der bereits vor 1989 virulente Konflikt um die 

Glaubwürdigkeit kirchenleitenden Handelns im Zuge des politischen und historischen 

Aufarbeitungsprozesses des SED/Stasi-Erbes. Die Verstrickung zahlreicher Pfarrer 

und Kirchenfunktionäre – selbst von Bischöfen, die vom MfS als IM geführt wurden: 

Ingo Braecklein (Thüringen), Horst Gienke (Greifswald) und Joachim Rogge (Gör-

litz) – ist eine Tatsache.
4
 Dass sich die hitzig geführte öffentliche Debatte wesentlich 

auf die Rolle der evangelischen Kirche konzentrierte, ergab sich zwangsläufig aus 

dem Umstand, dass ihr während der vierzigjährigen SED-Herrschaft eine Stellvertre-

terrolle für die Austragung gesellschaftlicher Konflikte zugefallen war. Bot doch al-

lein die Kirche als einzige nicht gleichgeschaltete Institution einen – wenn auch be-

                                                 
3
 Zitiert nach epd-Dokumentation Nr. 43/1988, S. 60. Tatsächlich war das „Gespräch“ eine 

Abkanzlung Leichs durch das für Kirchenfragen zuständige Politbüromitglied Jarowinsky; 

es ist dokumentiert in: SED und Kirche. Eine Dokumentation ihrer Beziehungen, hrsg. von 

FRÉDÉRIC HARTWEG, Bd. 2: SED 1968-1989, bearb. von HORST DOHLE, Neukirchen-Vluyn 

1995, S. 552-557. Zum ganzen Vorgang, der ohne das dubiose Wirken Stolpes nicht erklär-

bar ist und mit der Abschiebung bekannter Regimekritiker in die Bundesrepublik die Op-

positionsszene zersplitterte, vgl. FREYA KLIER: Aktion „Störenfried“. Die Januar-Ereignis-

se von 1988 im Spiegel der Staatssicherheit, in: Aktenkundig, hrsg. von HANS JOACHIM 

SCHÄDLICH, Berlin 1992, S. 91-153. 
4
 Vgl. neben „Pfarrer, Christen und Katholiken“ (wie Anm. 2) auch die materialreichen Do-

kumentationen: „Seid untertan der Obrigkeit“. Originaldokumente der Stasi-Kirchenabtei-

lung XX/4, hrsg. von TINA KRONE und REINHARDT SCHULT, Berlin 1992; Die „andere“ Ge-

schichte, hrsg. von WALTER SCHILLING, Erfurt 1993; ULRICH SCHRÖTER: Die „Bearbei-

tung“ der Landeskirche Berlin-Brandenburg durch das MfS, in: Kirchenpolitik von SED 

und Staatssicherheit (wie Anm. 1), S. 191-210; WALTER SCHILLING: Die „Bearbeitung“ der 

Landeskirche Thüringen durch das MfS, ebenda, S. 211-266. Zu Gienke (IM „Orion“) vgl. 

ferner RAHEL VON SAß: Der „Greifswalder“ Weg. Die DDR-Kirchenpolitik und die Evan-

gelische Landeskirche Greifswald 1980 bis 1989, Schwerin 1998, S. 28, 53 ff.; zu Rogge 

(IM „Ferdinand“) vgl. ROLAND BRAUCKMANN, CHRISTOPH BUNZEL: Rückblick. Die evan-

gelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes, die Einflussnahme des MfS und der DDR-

Staat 1970-1994, Görlitz 1995, S. 129 f. In beiden Fällen sind jedoch die IM-Akten Ende 

1989 vom MfS vernichtet worden, so dass eine konkrete Bewertung schwierig bleibt. 
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schränkten – Schutzraum für emanzipatorische Bestrebungen.
5
 Auf ihn waren man-

gels anderer Alternativen randkirchliche Oppositionszirkel wie dezidierte Atheisten 

angewiesen.  

Das engagierte Pfarrer und Laien verbindende Selbstverständnis, „Kirche für an-

dere“ zu sein, begründete als erlebte Wirklichkeit das hohe moralische Ansehen einer 

Institution, deren volkskirchliche Substanz gleichzeitig einem enormen Auszehrungs-

prozess unterlag. Umfragen zufolge bezeichneten sich Anfang der 1990er Jahre in den 

neuen Bundesländern zwei Drittel aller Befragten als konfessionslos.
6
 Insofern konnte 

die Einwanderung der sozialethisch motivierten oppositionellen Gruppen in den Raum 

der Kirche auch als Chance zur Missionierung einer weitgehend atheistisch geworde-

nen Umwelt gedeutet werden. Für viele engagierte Christen war die Aufnahme der 

Gruppen jedoch das selbstverständliche Ergebnis eines neuen, gemeindezentrierten 

Kirchenverständnisses. 

Insofern wird an diesem Beispiel die Vielschichtigkeit der Problematik der kon-

kurrierenden Loyalitäten deutlich: Die Kirche war konfrontiert mit ihrem traditionel-

len Bezugssystem (dem christlichen Glaubensbekenntnis) und ihrer Basis (den Ge-

meinden), dem atheistischen Parteistaat, der vehement Loyalitätsbekundungen forder-

te – und zwar nicht nur als Bekenntnis, sondern als Tat –, sowie schließlich in den 

1980er Jahren mit oppositionellen Gruppen. Im Folgenden soll ausgehend vom Bei-

spiel der Stasi-Verstrickung gezeigt werden, welche Formen und Motivlagen das Ver-

halten vieler Geistlicher in der DDR prägten. Im Mittelpunkt steht dabei erstens der 

Begriff der „Kirche im Sozialismus“ als Modus vivendi mit dem Regime in Form ei-

nes mehr oder minder unfreiwilligen Loyalitätsbekenntnisses sowie zweitens die Vor-

stellung von einem „verbesserlichen Sozialismus“ als Begründung für freiwilliges lo-

yales, systemkonformes Handeln. So kann die widersprüchliche Rolle der Kirche als 

„Helfer der Opfer und Helfer der Täter“ und die gleichzeitig systemstabilisierende 

und systemdestabilisierende Funktion der evangelischen Kirche in der DDR besser er-

klärt werden. 

 

 

Schmerzliche Erkenntnisse: die Stasi-Debatte 
 

Wenngleich die unerlässliche Aufarbeitung der Stasi-Verstrickung nur einen Teilbe-

reich totalitärer Herrschaft berührt, so spiegelt sich doch in jedem Einzelfall die diffi-

zile Problematik des „aufrechten Gangs“, des moralisch unbeschädigten Lebens in der 

Diktatur wider. Abermals wurde von der Kirche Orientierungshilfe erwartet: diesmal 

für den richtigen Umgang mit Opfern und Tätern einer soeben vergangenen Gegen-

wart. Wegweisungen wurden gesucht, aber die Antworten fielen, wie sollte es anders 

                                                 
5
 Vgl. Die Legitimität der Freiheit. Politisch alternative Gruppen in der DDR unter dem Dach 

der Kirche, hrsg. von DETLEF POLLACK, Frankfurt a.M. 1990. 
6
 Vgl. DETLEF POLLACK: Von der Volkskirche zur Minderheitskirche. Zur Entwicklung von 

Religiosität und Kirchlichkeit in der DDR, in: Sozialgeschichte der DDR, hrsg. von HART-

MUT KAELBLE, JÜRGEN KOCKA und HARTMUT ZWAHR, Stuttgart 1994, S. 271-294. 
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sein, höchst unterschiedlich aus. Einzelnen Stimmen, die unmittelbar nach dem Sturz 

der SED-Herrschaft eine energische Aufklärung und Offenlegung der anrüchigen Kon-

takte mit der Staatssicherheit einforderten, stand zunächst weithin beredtes Schweigen 

gegenüber, gelegentlich Widerwillen und Unverständnis, ja schroffe Abwehr solcher 

als Zumutung empfundener Anfragen. 

Der streitbare Psychotherapeut und Publizist Hans-Joachim Maaz brachte die Ver-

bitterung vieler Opfer der SED-Diktatur auf den Punkt, als er mit Blick auf den bran-

denburgischen Ministerpräsidenten schrieb: „Solange ein kirchliches Disziplinarrecht 

zum Beispiel einen Ehebruch schlimmer bewertet als eine Zusammenarbeit mit der 

Stasi, hat die Institution Kirche keinen Anspruch auf eine glaubwürdige Orientie-

rungsfunktion in unserer Gesellschaft.“
7
 Urteile wie dieses legen den Finger in die 

Wunde, klagen sie doch das kirchliche Selbstverständnis als Instanz ethischer Nor-

menkontrolle ein.  

Unter dem Druck ständig neuer Enthüllungen setzte dann langsam ein Umdenken 

ein. So trat die Synode der EKD auf ihrer Tagung in Suhl Ende 1992 dafür ein, die 

Verstrickungen mit dem SED-Regime und der Staatssicherheit „ohne falsche Rück-

sichtnahmen und ohne Rücksichtslosigkeit“ zu klären.
8
 Noch bedeutsamer war ein 

weiterer Synodalbeschluss, der einer Regelüberprüfung aller Synodalen, leitenden Amts-

träger und Mitarbeiter der EKD nahe kam. Trotz dieses Signals gewann der Selbstrei-

nigungsprozess jedoch nicht wesentlich an Dynamik. Als Barriere und Wellenbrecher 

für eine selbstkritische Aufarbeitung erwies sich vor allem der Fall Manfred Stolpe. 

Er war langjähriger Leiter des Sekretariats des Kirchenbundes (1969-1981), anschlie-

ßend Konsistorialpräsident der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg und stell-

vertretender Vorsitzender des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR (1982-

1989) gewesen und amtierte damals als brandenburgischer SPD-Ministerpräsident. 

Seine zweifelhaften MfS-Kontakte führten zu einer erregten Debatte und vielen Ge-

richtsverfahren, ob er öffentlich als Stasi-Spitzel bezeichnet werden dürfe.
9
 In anderen 

                                                 
7
 Essay: Robin Hood für Brandenburg, in: Der Spiegel, Nr. 42 vom 12.10.1992, S. 83-92, 

hier S. 92. 
8
 Kirche im geteilten Deutschland. Bewahrung in der Bedrängnis. Diskussionsbeiträge und 

ergänzende Materialien von der 3. Tagung der 8. Synode der EKD November 1992, Suhl, 

hrsg. vom Kirchenamt der EKD, o.J., S. 154. Vgl. auch epd-Dokumentation Nr. 46/1992: 

Kirche und Stasi. Folge 3: Neuere Beiträge zur Diskussion aus EKD, VELKD, EKU und 

Reformiertem Bund; HARALD SCHULTZE: Stasi-Belastungen in den Kirchen? Die Debatten 

in den evangelischen Kirchen zu Befunden und Unterstellungen (1990-1996), in: Kirchli-

ches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 1996, Gütersloh 2000, S. 285-

407; Stasi-Aufarbeitung in der Thüringer Landeskirche. Dokumentation einer Tagung der 

Evangelischen Akademie Thüringen (epd-Dokumentation Nr. 16/2007). 
9
 Vgl. RALF GEORG REUTH: IM „Sekretär“. Die „Gauck-Recherche“ und die Dokumente zum 

Fall „Stolpe“, 2. Aufl., Frankfurt a.M. 1992. Nach einer Entscheidung des Landgerichts Ber-

lin am 15.07.1993 und des Kammergerichts Berlin am 10.12.1993 durfte Ministerpräsident 

Stolpe öffentlich als Stasi-Spitzel bezeichnet werden (Welt am Sonntag vom 1.05.1994). 

Im November 2005 hob das Bundesverfassungsgericht ein Urteil des Bundesgerichtshofs 
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Einrichtungen schritt der Selbstreinigungsprozess unter dem Druck rechtlicher Be-

stimmungen des Einigungsvertrags wesentlich konsequenter voran. Man denke an die 

Tätigkeit der universitären Ehrenkommissionen oder an die Prüfungsausschüsse, die 

das Problem der Übernahme von DDR-Richtern und Staatsanwälten in den Justiz-

dienst eines demokratischen Rechtsstaats zu entscheiden hatten. 

Neben der rückhaltlosen Offenlegung individueller Verstrickung mit der Staatssi-

cherheit und ihrer Bewertung ist angesichts der relativ großen Anzahl von Betroffe-

nen – fünf bis sechs Prozent der evangelischen Pfarrer- und Mitarbeiterschaft wurden 

vom MfS als IM geführt
10

 – in historischer Perspektive vor allem der Frage nachzu-

gehen, welche Strukturen die Stasi-Unterwanderung begünstigt haben. 

 

 

Motive für die konspirative Kollaboration 
 

Ein Großteil der kirchlichen Mitarbeiter, die sich zur Zusammenarbeit mit dem MfS 

verpflichteten bzw. wissentlich und unter Einhaltung der Konspiration Informationen 

lieferten, dürfte wohl den auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen üblichen An-

werbungsstrategien erlegen sein, wobei brachialer Druck und handfeste Erpressung 

eher die Ausnahme darstellten. Auch mit subtileren Pressionen wie der Androhung 

familiärer Nachteile, z.B. hinsichtlich der Ausbildungschancen der Kinder, konnte ein 

Kandidat gefügig gemacht werden. Häufiger und für das MfS vielversprechender war 

jedoch die freiwillige Mitarbeit, nicht selten in dem irrigen Glauben, damit auch 

kirchliche Anliegen befördern zu können. Viele IM aus dem kirchlichen Bereich fühl-

ten sich wohl als unabhängig Handelnde. Sie verstanden ihre verborgenen Kontakte 

zur Staatssicherheit nicht als Erfüllung eines sozialistischen Klassenauftrags, auch lie-

ßen sie sich in der Regel nicht von materiellen Interessen leiten, sondern wollten viel-

fach zum Abbau staatlichen Misstrauens oder zur Verwirklichung eines anderen guten 

Zwecks beitragen. In ihrer Selbstwahrnehmung dienten die „Gespräche“ ehrenwerten 

                                                                                                                          
auf und entschied, dass die Behauptung, er sei 20 Jahre im Dienst der Staatssicherheit tätig 

gewesen, nicht zulässig sei (Süddeutsche Zeitung vom 17.11.2005). 
10

 Genaue Angaben liegen bislang nicht vor. Einen Anhaltspunkt gibt die Arbeitsstatistik des 

Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen. Danach waren von 5 741 Personen im kirch-

lichen Dienst, deren Überprüfung in den Monaten Juli 1992 bis Mai 1993 stattfand, 4,7 Pro-

zent als MfS-Mitarbeiter registriert. Im Zeitraum von Januar 1994 bis Dezember 1995 wur-

den 7 691 kirchliche Mitarbeiter überprüft, von ihnen waren 6,3 Prozent als IM registriert. 

Zum Vergleich: Die durchschnittliche Belastungsquote im öffentlichen Dienst liegt bei 

6,5 Prozent. Zit. nach: Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit (wie Anm. 1), S. 438, 

Anm. 15. Inoffizielle Mitarbeiter sind nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz „Personen, die 

sich zur Lieferung von Informationen an den Staatssicherheitsdienst bereit erklärt haben“ 

(§ 6 Abs. 4/2). 
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Motiven; mit dieser Legitimation ließen sich auch aufkeimende Zweifel an der kon-

spirativen Zusammenarbeit überbrücken.
11

 

Von der vielschichtigen, komplizierten Motivstruktur der IM zu unterscheiden ist 

allerdings ihre Funktion für die Staatssicherheit. Sie lieferten Informationen aller Art, 

von allgemeinen Einschätzungen bis zu vertraulichen Berichten aus kirchenleitenden 

Gremien und persönlichen Schwächen ihres Amtskollegen, und setzten die Gegen-

seite damit in die Lage, den innerkirchlichen „Differenzierungsprozess“, wie es im 

MfS-Deutsch hieß, voranzutreiben. Da ausschließlich das MfS über die weitere Ver-

wendung der erhaltenen Informationen entschied, konnten die IM auch nicht die Fol-

gen ihres Tuns abschätzen, geschweige denn steuern.  

Die Infiltration wurde zweifellos durch autoritäre Strukturen und Hierarchien be-

günstigt, zumal wenn es an der Rückbindung des kirchlichen Verhandlungsmandats 

fehlte bzw. wenn es die Leitungsgremien mit der Rechenschaftspflicht ihrer mit frag-

würdiger Legitimation tätigen trouble-shooter nicht so genau nahmen. Andererseits 

stellte die bunte Vielfalt des kirchlichen Lebens in unterschiedlich geprägten Landes-

kirchen, Gemeinden und freien Zusammenschlüssen und vor allem das an demokrati-

schen Spielregeln ausgerichtete Synodalprinzip für jede erfolgreiche Außensteuerung 

eine nur schwer zu überwindende Barriere dar. 

In historischer Perspektive stellt sich die Frage, ob nicht auch theologische Orien-

tierungsmuster und Traditionen zur Systemkonformität beigetragen haben. Als ein be-

deutender Faktor wird dabei immer wieder eine patriarchalische Ordnungstheologie 

genannt, die auch im SED-Staat eine gottgewollte Ordnungsmacht sah und deshalb je-

dem Konflikt mit der Macht aus dem Weg gegangen sei, solange keine unmittelbaren 

kirchlichen Belange betroffen waren.
12

 Die in einem simplifizierten Verständnis der 

lutherischen Zwei-Reiche-Lehre angelegte Trennung von „geistlich“ und „weltlich“ 

bot in der Tat, wie MfS-Schulungsmaterialien belegen, der Staatssicherheit einen theo-

logisch verbrämten Ansatzpunkt, um Pfarrer für die politische Neutralisierung unlieb-

samer Aktionen im kirchlichen Raum zu gewinnen. 

Solche Hinweise auf eine spezifisch lutherische Staatsfrömmigkeit greifen aller-

dings zu kurz. Denn selbst Bonhoeffer konnte, wie Hanfried Müller und andere SED-

nahe Exegeten vorexerzierten, so interpretiert werden, dass der kritisch-theologische 

Ansatz „Kirche für andere“ seine Erfüllung im Sozialismus zu finden schien.
13

 Die 

                                                 
11

 Vgl. CLEMENS VOLLNHALS: Die kirchenpolitische Abteilung des Ministeriums für Staatssi-

cherheit, in: Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit (wie Anm. 1), S. 79-119, hier 

S. 98-110. 
12

 Vgl. GÖTZ-PLANER-FRIEDRICH: Einfallstore für die Stasi. Der Thüringer Weg systemkon-

former Kirchenpolitik, in: Evangelische Kommentare 25 (1992), S. 75-79; EDELBERT 

RICHTER: Die Zweideutigkeit der lutherischen Tradition. Zur Aufarbeitung der Vergangen-

heit in den evangelischen Kirchen der ehemaligen DDR, in: Deutschland Archiv 26 (1993), 

S. 407-417. 
13

 Vgl. WOLF KRÖTKE: Dietrich Bonhoeffer als Theologe der DDR. Ein kritischer Rückblick, 

in: Protestantische Revolution? Kirche und Theologie in der DDR: Ekklesiologische Vor-

aussetzungen, politischer Kontext, theologische und historische Kriterien, hrsg. von TRUTZ 

RENDTORFF, Göttingen 1993, S. 295-309. 



 271 

Suche nach unmittelbar bekenntnisorientierten Einfallstoren stellt schon deshalb eine 

historisch unstatthafte Engführung dar, weil jede theologische Grundposition als hand-

lungsleitende Orientierung für die Lösung konkreter Zeitfragen unterschiedlich inter-

pretiert werden kann – was auch geschah. Stattdessen wäre eher zu prüfen, ob nicht 

vorgefasste politische Überzeugungen eine entsprechende Auslegung überlieferter theo-

logischer Deutungsmuster bewirkten. 

 

 

„Kirche im Sozialismus“ als Loyalitätsbekenntnis 
 

Nicht minder vieldeutig konnte die seit Anfang der siebziger Jahre gültige Kompro-

missformel „Kirche im Sozialismus“ ausgelegt werden. Mit dieser Standortbestim-

mung sollte ein pragmatisch ausgehandelter Modus vivendi mit der SED gefunden 

und das aufgenötigte Odium des Klassenfeindes abgestreift werden. „Kirche im So-

zialismus“ als Loyalitätsbekenntnis bedeutete stets die Akzeptanz der DDR als Staat 

und Gesellschaft, ohne dass damit jedoch die weltanschauliche Herrschaftslegitimation 

der SED anerkannt worden wäre. Die Ambivalenz des Begriffs kommt in dem soge-

nannten Lehniner Brief zum Ausdruck, den die evangelischen Bischöfe am 15. Febru-

ar 1968 an Walter Ulbricht richteten: 

„Als Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik und als Christen gehen wir da-

von aus, dass nach dem durch deutsche Schuld begonnenen Krieg nun auf dem Boden der 

deutschen Nation zwei deutsche Staaten bestehen [...]. Als Staatsbürger eines sozialisti-

schen Staates sehen wir uns vor die Aufgabe gestellt, den Sozialismus als eine Gestalt ge-

rechteren Zusammenlebens zu verwirklichen.“
14

 

Eine solche Formulierung meinte mehr als eine bloße geografische Standortbestim-

mung.  

Zwar bekannte sich der 1969 gegründete „Bund der Evangelischen Kirchen in der 

DDR“ (BEK) in seiner Kirchenordnung zur „besonderen Gemeinschaft der evangeli-

schen Christenheit in Deutschland“, womit die grenzüberschreitende Gemeinsamkeit 

auch nach der staatlich forcierten Trennung von der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (EKD) gewahrt blieb.
15

 Zugleich bildete er jedoch ein spezifisches Selbstver-

ständnis aus, das die Bundessynode 1973 in Schwerin so formulierte: „Auf eine For-

mel gebracht, die auch auf der Synode des Bundes in Eisenach 1971 gebraucht wurde: 

‚Wir wollen nicht Kirche neben, nicht gegen, sondern im Sozialismus sein‘.“
16

 Seit die-

ser Bundessynode hat es sich eingebürgert, von der „Kirche im Sozialismus“ zu spre-

chen. 1974 erläuterte die Bundessynode ergänzend: „Christen sind durch ihren Herren 

in die gesellschaftliche Ordnung hineingestellt, in der sie leben. Sie arbeiten an der 

                                                 
14

 In: Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 1968, Gütersloh 

1970, S. 181 f. 
15

  Vgl. ANKE SILOMON: Anspruch und Wirklichkeit der „besonderen Gemeinschaft“. Der Ost-

West-Dialog der deutschen evangelischen Kirchen 1969-1991, Göttingen 2006. 
16

 In: Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 1973, Gütersloh 

1975, S. 181. 
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Gestaltung dieser Ordnung aus der Freiheit ihres Glaubens mit. Viele Christen sehen 

in der sozialistischen Ordnung die Möglichkeit, eine bessere Gerechtigkeit zu verwirk-

lichen.“
17

 

Den Schlusspunkt dieser Entwicklung bildete bekanntlich der 6. März 1978: das 

Spitzengespräch zwischen Erich Honecker und Bischof Albrecht Schönherr, dem Re-

präsentanten des Kirchenbundes. Es kodifizierte gewissermaßen den erreichten Status 

quo und bildete seitdem das ungeschriebene Konkordat von Staat und Kirche. Noch 

im März 1988 bekräftigte Bischof Werner Leich als Sprecher des Kirchenbundes die 

Grundsätze des 6. März 1978 und erklärte gegenüber Honecker: 

„Wir wollen Gottes Willen annehmen, in einer sozialistischen Gesellschaft mit einem so-

zialistischen Staat als Kirche Gott zu dienen. Wir wollen dies tun als ein an den Willen 

Gottes gebundener, konstruktiv mitarbeitender Partner, der das Wohl des Gemeinwesens und 

die Möglichkeit des Sozialismus als einer gerechteren Form des Miteinanders von Men-

schen bejaht. Wir sehen unsere Aufgabe nicht darin, eine Oppositionspartei zu sein oder 

Akklamation abzugeben.“
18

 

Diese Formulierung bekräftigte nochmals das Selbstverständnis des Kirchenbundes als 

„Kirche im Sozialismus“. Sie hinderte Leich, einen frommen Lutheraner, allerdings 

nicht daran, im Anschluss eine ganze Reihe von kritischen Themen anzusprechen, 

wodurch die tiefgreifende Erosion aller ritualhaften Kompromiss- und Beschwörungs-

formeln aufgrund der erklärten Reformunwilligkeit der politischen Führungsspitze 

deutlich wurde. 

Überblickt man die offiziellen Stellungnahmen des Kirchenbundes, so konnte die 

schillernde, nie konkret ausgefüllte und eingehend ausdiskutierte Formel „Kirche im 

Sozialismus“ ganz unterschiedlich interpretiert werden: auch als Parteinahme für das 

sozialistische Großprojekt als der – zumindest potentiell – „gerechteren Form des 

Miteinanders“ bzw. als „Gestalt gerechteren Zusammenlebens“. Dies umso mehr, als 

die Realität der diktatorischen Herrschaft, das breite Spektrum der inneren Repression 

und politischen Verfolgung, gänzlich ausgespart blieb. Dennoch: Die von der Staats-

partei gewünschte Auslegung als „Kirche für den real existierenden Sozialismus“ blieb 

eine Außenseiterposition, maßgeblich propagiert vom Weißenseer Arbeitskreis um die 

Theologieprofessoren Gerhard Bassarak und Hanfried Müller, der Christlichen Frie-

                                                 
17

 Kundgebungen, Worte, Erklärungen und Dokumente des Bundes der Evangelischen Kir-

chen in der DDR, hrsg. von MANFRED FALKENAU, Bd. 1: 1969-1980, Hannover 1995, S. 

119. Vgl. auch RICHARD SCHRÖDER: Der Versuch einer eigenständigen Standortbestim-

mung der evangelischen Kirchen in der DDR am Beispiel der „Kirche im Sozialismus“, in: 

Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-

Diktatur in Deutschland“, hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1995, Bd. VI/2, 

S. 1164-1429. 
18

 Ansprache Leichs bei der Begegnung mit Honecker am 3.03.1988, in: Zwischen Anpas-

sung und Verweigerung. Dokumente aus der Arbeit des Bundes der Evangelischen Kirchen 

in der DDR. Im Auftrag des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland hrsg. von 

CHRISTOPH DEMKE, MANFRED FALKENAU und HELMUT ZEDDIES, Leipzig 1994, S. 227-232, 

hier S. 228.  
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denskonferenz (CFK)
19

 und der linientreuen Ost-CDU. Wesentlich attraktiver wirkte 

nicht nur auf die jüngere Pastorengeneration eine dritte Interpretation: „Kirche für 

einen verbesserlichen Sozialismus“.
20

 

Nun ist aber die kirchenoffizielle Akzeptanz des SED-Staates, wie sie vor allem in 

Erklärungen des Kirchenbundes, der als Dachorganisation von acht selbständigen Lan-

deskirchen mit insgesamt rund 7 600 Gemeinden fungierte, vor dem Hintergrund der 

Geschichte des deutschen Protestantismus alles andere als selbstverständlich. Schließ-

lich waren gerade die preußischen Landeskirchen in ihrer politischen Orientierung 

ausgesprochen konservativ und national ausgerichtet, in ihrem Habitus bürgerlich bis 

feudal geprägt. Das Arrangement mit einem dezidiert atheistischen Staatswesen stellt 

in historischer Perspektive vielmehr einen tiefen Bruch mit zentralen Elementen des 

überlieferten protestantischen Selbstverständnisses dar. Betrachtet man die Kirche als 

gesellschaftlichen Verband, so wird man zunächst auf die ganz pragmatische Interes-

senpolitik einer an den Rand gedrängten und um ihr Überleben kämpfenden Institu-

tion verweisen. Besonders für die ältere Generation stellten der 17. Juni 1953 und der 

in den fünfziger Jahren weitgehend verlorene Kirchenkampf um die Jugendweihe 

zwei prägende Ereignisse dar, die – erst recht nach dem Bau der Mauer, als jede Hoff-

nung auf baldige Wiedervereinigung verloren war – zu einem vorsichtig taktierenden 

Umgang mit der Staatsmacht rieten.
21

 

 

 

                                                 
19

 Zur CFK, einer kommunistischen Tarnorganisation, vgl. GERHARD LINDEMANN: „Sauerteig 

im Kreis der gesamtchristlichen Ökumene“: Das Verhältnis zwischen der Christlichen Frie-

denskonferenz und dem Ökumenischen Rat der Kirchen, in: GERHARD BESIER, ARMIN BO-

YENS, GERHARD LINDEMANN: Nationaler Protestantismus und Ökumenische Bewegung. 

Kirchliches Handeln im Kalten Krieg (1945-1990), Berlin 1999, S. 653-932. 
20

 Die Formulierung geht auf den Erfurter Propst Falcke zurück, der 1972 auf der Dresdner 

Bundessynode den Hauptvortrag gehalten und dabei ausgeführt hatte: „Unter der Verhei-

ßung Christi werden wir unsere Gesellschaft nicht loslassen mit der engagierten Hoffnung 

eines verbesserlichen Sozialismus.“ Siehe: Christus befreit – darum Kirche für andere. 

Hauptvortrag bei der Synode des Kirchenbundes in der DDR 1972, in: HEINO FALCKE: Mit 

Gott Schritt halten. Reden und Aufsätze eines Theologen in der DDR aus zwanzig Jahren, 

Berlin 1986, S. 12-32, hier S. 24. 
21

 Zum Verhältnis von Staat und Kirche vgl. JÜRGEN SEIDEL: „Neubeginn“ in der Kirche? Die 

evangelischen Landes- und Provinzialkirchen in der SBZ/DDR im gesellschaftspolitischen 

Kontext der Nachkriegszeit (1945-1953), Göttingen 1989; MARTIN G. GOERNER: Die Kir-

che als Problem der SED. Strukturen kommunistischer Herrschaftsausübung gegenüber der 

evangelischen Kirche 1945 bis 1958, Berlin 1997; ROBERT F. GOECKEL: Die evangelische 

Kirche und die DDR. Konflikte, Gespräche und Vereinbarungen unter Ulbricht und Hone-

cker, Leipzig 1995; GERHARD BESIER: Der SED-Staat und die Kirche, 3 Bde., München 

1993 und Berlin 1995; RUDOLF MAU: Eingebunden in den Realsozialismus? Die Evangeli-

sche Kirche als Problem der SED, Göttingen 1994; SED und Kirche. Eine Dokumentation 

ihrer Beziehungen 1946-1989, 2 Bde., hrsg. von FRÉDÉRIC HARTWEG, Neukirchen-Vluyn 

1995; Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit (wie Anm. 1).  
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Der „verbesserliche Sozialismus“ im Kontext des Illiberalismus 
 

Erklärungsbedürftig bleibt, weshalb trotz der tagtäglichen Erfahrung mit der Tristesse 

des realen Sozialismus die Utopie eines verbesserlichen Sozialismus innerhalb der 

evangelischen Kirche über Jahrzehnte hinweg eine so große Anziehungskraft entwi-

ckeln konnte. Sie beinhaltete eine gewisse kritische Distanz zur SED, bedeutete aber 

andererseits auch eine klare Absage an den westlichen Entwicklungsweg moderner 

Industriegesellschaften. Die Fundamentalkritik am kapitalistischen System, gepaart 

mit einem analytisch nicht minder diffusen Antifaschismus, verband weite Teile der 

oppositionellen Intelligenz in Ost und West. Die unkritisch-visionäre Rede vom So-

zialismus als einer „Gestalt gerechteren Zusammenlebens“ spiegelte eine selektive Rea-

litätswahrnehmung wider, die ohne den grenzüberschreitenden Diskurs der bundesre-

publikanischen Neuen Linken und der später aufkommenden Ökologiebewegung wohl 

nicht zu verstehen ist.
22

 Dass die Alternative zur Selbstkennzeichnung als „Kirche im 

Sozialismus“ nicht Kirche im Kapitalismus lautete, sondern Kirche im Pluralismus
23

, 

geriet nicht nur im Osten aus dem Blick. 

Die verlockende Utopie eines dritten Weges, jenseits von Kapitalismus und Kom-

munismus, knüpft im Bereich der evangelischen Kirche zudem an nationalprotestanti-

sche Sonderwegsvorstellungen an, die bereits Ende des 19. Jahrhunderts ein Gegenmo-

dell zum politischen wie wirtschaftlichen Liberalismus entwarfen. Es war eine stark 

sozialromantische, antikapitalistisch eingefärbte Gemeinwohlorientierung, die, verbun-

den mit der Ablehnung des gesellschaftlichen Pluralismus und der modernen Parteien-

demokratie als schändlichem Resultat des neuzeitlichen Säkularismus, am Ende der 

Weimarer Republik dem nationalkonservativ dominierten Protestantismus den fließen-

den Übergang ins Dritte Reich ebnete. Auch die „Bekennende Kirche“, die 1933/34 

als innerkirchliche Opposition gegen den Herrschaftsanspruch der „Deutschen Chris-

ten“, der offenen Parteigänger des Nationalsozialismus, entstand, begrüßte die Macht-

ergreifung Hitlers als den Aufbruch in eine bessere Zukunft.
24

 Die Zerschlagung der 

Demokratie, die elementare Missachtung der allgemeinen Menschenrechte und der ge-

walttätige Antisemitismus der Nationalsozialisten blieben außer Betracht. 

Die Hypothek nationalprotestantischer Traditionen lässt sich selbst am Stuttgarter 

Schuldbekenntnis vom Oktober 1945 zeigen. Hierin bekannte der Rat der neu gebil-

deten Evangelischen Kirche in Deutschland in einem mutigen Akt die Schuld der Kir-

                                                 
22

 Vgl. Umbrüche. Der deutsche Protestantismus und die sozialen Bewegungen in den 1960er 

und 70er Jahren, hrsg. von SIEGFRIED HERMLE, CLAUDIA LEPP und HARRY OELKE, Göttin-

gen 2007. 
23

 Vgl. EBERHARD JÜNGEL: Kirche im Sozialismus – Kirche im Pluralismus. Theologische 

Rückblicke und Ausblicke, in: Protestantische Revolution (wie Anm. 13), S. 311-350. Vgl. 

auch GERHARD BESIER: Der SED-Staat und die Kirche 1969-1990. Die Vision vom „Drit-

ten Weg“, Berlin 1995. 
24

 Zahlreiche Beispiele bei GÜNTHER VAN NORDEN: Kirche in der Krise. Die Stellung der 

Evangelischen Kirche zum nationalsozialistischen Staat im Jahre 1933, Düsseldorf 1963; 

KLAUS SCHOLDER: Die Kirchen und das Dritte Reich, Bd. 1: Vorgeschichte und Zeit der Il-

lusionen 1918-1934, Frankfurt a.M. 1986. 
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che und des deutschen Volkes (was in den Gemeinden übrigens heftige Empörung 

auslöste
25

), schwieg aber zur Ermordung des europäischen Judentums. Neben dem 

Schuldbekenntnis und dem Darmstädter Wort als Symbol des Neuanfangs ist gleich-

zeitig an die massive Fürsprache für ehemalige Nationalsozialisten zu erinnern. Selbst 

überführte NS-Verbrecher konnten in den frühen fünfziger Jahren auf die Gnadenlob-

by evangelischer Kirchenführer rechnen.
26

 Proklamierter Neuanfang und restaurative 

Tendenzen waren im ersten Nachkriegsjahrzehnt noch auf vielfältige Weise ineinan-

der verwoben, der Trennungsprozess von obrigkeitsstaatlich geprägten Traditionen 

und Mentalitäten noch nicht abgeschlossen. 

Vieles spricht dafür, auch die Utopie eines verbesserlichen Sozialismus im Kon-

text des deutschen Illiberalismus zu begreifen: als erneute Ausformung einer theolo-

gisch überhöhten, also ideologisierten Gemeinwohlorientierung und etatistischen Staats-

fixierung.
27

 Ein weiteres Element stellt in dieser Perspektive die sozialpaternalistische 

Rhetorik der „Dienstgemeinschaft“ dar, die bei aller Anerkennung der vorgegebenen 

Trennung von Staat und Kirche doch am tradierten Anspruch festhielt, dass Staat und 

Kirche der Gesellschaft übergeordnete Größen seien. Ein konstruktives Verhältnis zu 

den Errungenschaften des bürgerlichen Liberalismus, namentlich der vorstaatlichen in-

dividuellen Grund- und Menschenrechte und dem Prinzip der Gewaltenteilung, ist in 

den Verlautbarungen des DDR-Kirchenbundes nicht zu finden.
28
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 Vgl. Die Schuld der Kirche. Dokumente und Reflexionen zur Stuttgarter Schulderklärung 

vom 18./19. Oktober 1945, hrsg. von MARTIN GRESCHAT, München 1982. 
26

 Vgl. CLEMENS VOLLNHALS: Entnazifizierung und evangelische Kirche. Die Last der natio-

nalsozialistischen Vergangenheit, München 1989; DERS.: Die Hypothek des Nationalpro-

testantismus. Entnazifizierung und Strafverfolgung von NS-Verbrechen nach 1945, in: Ge-

schichte und Gesellschaft 18 (1992), S. 51-69; aus journalistischer Sicht ERNST KLEE: Per-

silscheine und falsche Pässe. Wie die Kirchen den Nazis halfen, Frankfurt a.M. 1991; CLE-

MENS VOLLNHALS: Im Schatten der Stuttgarter Schulderklärung. Die Erblast des National-

protestantismus, in: Nationalprotestantische Mentalitäten in Deutschland (1870-1970). Kon-

turen, Entwicklungslinien und Umbrüche eines Weltbildes, hrsg. von MANFRED GAILUS 

und HARTMUT LEHMANN, Göttingen 2005, S. 379-431. 
27

 Vgl. FRIEDRICH WILHELM GRAF: Traditionsbewahrung in der sozialistischen Provinz. Erste 

Überlegungen zur Deutung der „Kirche im Sozialismus“, in: Protestantische Revolution 

(wie Anm. 13), S. 253-280. Vgl. auch die Debatte in der Zeitschrift für Evangelische Ethik, 

beginnend mit FRIEDRICH WILHELM GRAF: Traditionsbewahrung in der sozialistischen Pro-

vinz. Zur Kontinuität antikapitalistischer Leitvorstellungen im neueren deutschen Protes-

tantismus (1992, S. 175-191); WOLFGANG HUBER: Traditionserfindung. Zur Bildung einer 

neuen Legende durch Friedrich Wilhelm Graf (1992, S. 303-305); DETLEF POLLACK: So-

zialistische Leitvorstellungen des Kirchenbundes der DDR (1993, S. 226-230); CLEMENS 

VOLLNHALS: Antikapitalismus oder Illiberalismus? (1993, S. 231-234); KURT NOWAK: Zum 

Widerstreit um die „Kirche im Sozialismus“ (1993, S. 235-238). 
28

 Vgl. Menschenrechte in christlicher Verantwortung, hrsg. im Auftrag des Sekretariats des 

Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR von CHRISTA LEWEK, MANFRED STOLPE 

und JOACHIM GARSTECKI, Berlin (O) 1980. Noch Ende 1988 folgte die Konferenz der Kir-

chenleitungen der Immunisierungsstrategie der SED und erklärte in einer Stellungnahme 

zum 40. Jahrestag der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte: 
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Dies änderte sich erst spät, 1987/89, im Kontext des konziliaren Prozesses und der 

nicht mehr zu ignorierenden Finalkrise des realen Sozialismus. Die „Ökumenische 

Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“, an der Ver-

treter aller Amtskirchen und der sozialethischen Gruppen mitwirkten, bündelte die öko-

logisch motivierte Kritik an der globalisierten Industriegesellschaft und schuf zu-

gleich ein Forum für die gesellschaftliche Kritik am reformunwilligen SED-Regime.
29

 

Sie wirkte damit als ein wichtiger programmatischer Katalysator für die unabhängi-

gen Bürgerbewegungen, die im Herbst 1989 aus dem kirchlichen Umfeld hervorgin-

gen.
30

  

Die Vision eines demokratisch erneuerten Sozialismus beflügelte jedoch selbst 

noch die Phase der friedlichen Revolution. So erklärte Friedrich Schorlemmer, einer 

der führenden Theologen der DDR-Opposition, nach dem unerwarteten Fall der Berli-

ner Mauer: „Für uns ist klar, dass wir nach der Ablösung der Herrschaft einer Ideolo-

gie nun nicht die Herrschaft des großen fremden Geldes über uns haben wollen.“
31

 

Und Ulrike Poppe sprach für die Bürgerbewegung „Demokratie jetzt“, als sie für „ei-

ne Alternative zur westlichen Konsumgesellschaft“ plädierte und deshalb die staatli-

che Einheit ablehnte.
32

 Ebenso warb Manfred Stolpe unermüdlich für einen erneuer-

ten Sozialismus, für die „Verantwortungsgemeinschaft von Christen und Marxisten“.
33

 

Diese Stimmung artikulierte der von prominenten Intellektuellen und Schriftstellern 

getragene Aufruf „Für unser Land“, der Ende November 1989 vor dem „Ausverkauf 

unserer materiellen und moralischen Werte“ warnte und „eine sozialistische Alternati-

ve zur Bundesrepublik“ einforderte.
34 

Zu den Erstunterzeichnern des Aufrufs zählten 

neben Schorlemmer und Poppe auch bekannte Vertreter der Kirchenhierarchie: so der 

                                                                                                                          
„Individuelle und soziale Menschenrechte dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. 

Sie gehören zusammen und bedingen einander.“ Text in: Kundgebungen (wie Anm. 17), 

S. 323 f. 
29

 Vgl. CHRISTOF ZIEMER: Der konziliare Prozess in den Farben der DDR. Die politische Ein-

ordnung und Bedeutung der Ökumenischen Versammlung der Christen und Kirchen in der 

DDR für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung, in: Materialien der Enque-

te-Kommission, Bd. VI/2 (wie Anm. 17), S. 1430-1634; „Mündig werden zum Gebrauch 

der Freiheit“. Politische Zuschriften an die Ökumenische Versammlung 1987-89 in der DDR, 

hrsg. von CHRISTIAN SACHSE, Münster 2004. 
30

 Vgl. EHRHART NEUBERT: Unsere Revolution. Die Geschichte der Jahre 1989/90, München 

2008; ILKO-SASCHA KOWALCZUK: Endspiel. Die Revolution von 1989 in der DDR, Mün-

chen 2009; Revolution und Vereinigung 1989/90. Als in Deutschland die Realität die Phan-

tasie überholte, hrsg. von KLAUS-DIETMAR HENKE, München 2009. 
31

 Interview Schorlemmers mit der taz vom 14.11.1989 (epd-Dokumentation Nr. 52/89, S. 11). 
32

 Stellungnahme Poppes im Stern vom 16.11.1989 (epd-Dokumentation Nr. 52/89, S. 11). 
33

 Interviews Stolpes in: Der Morgen vom 7.11.1989 und Neues Deutschland vom 11./ 

12.11.1989; Vortrag Stolpes „Verantwortungsgemeinschaft von Christen und Marxisten in 

der DDR“, in: Neue Zeit vom 18.11.1989 (epd-Dokumentation Nr. 52/89, S. 21 ff., 46 f.). 
34

 In: Neues Deutschland vom 29.11.1989. Vgl. auch CLEMENS VOLLNHALS: „Nikolai ist 

Schicksalsstelle, aber nicht die ganze Kirche“. Die evangelische Kirche im Revolutionsjahr 

1989, in: Revolution und Vereinigung 1989/90 (wie Anm. 30), S. 249-268. 
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Magdeburger Bischof Christoph Demke und der Berliner Generalsuperintendent Gün-

ter Krusche.  

Mit diesem Aufruf, dem sich der neue SED-Generalsekretär Egon Krenz und die 

Regierung Modrow anschlossen, trennten sich die Wege: Die idealistischen Visionäre 

des Dritten Weges wollten nun mit den Reformkommunisten die DDR als sozialis-

tische Alternative erhalten, während der breite Bürgerprotest auf der Straße nur mehr 

die schnelle Wiedervereinigung als Ausweg aus der ökonomischen Misere sah. Die 

gescheiterte Illusion nährte in manchen Kreisen noch jahrelang ein spezifisches Rai-

sonnement über den Vereinigungsprozess
35

, dessen moralisierender, kulturkritisch un-

terlegter Gestus in Vielem in der Tradition der Politik der Unpolitischen steht. 

Illiberal geprägte theologische Deutungsmuster haben nach 1945 auch in der Bun-

desrepublik lange Zeit den Protestantismus daran gehindert, die parlamentarische De-

mokratie und den Widerstreit der Interessen innerlich zu akzeptieren. Mit Erschre-

cken stellte Karl Barth nach Kriegsende fest, dass „man auch heute noch unter den 

besten BK-Theologen die meisten vor dem Wort ‚Demokratie‘ scheuen sieht wie die 

Kuh vor dem Scheunentor.“
36

 Symptomatisch für die innere Distanz vieler Kirchen-

führer und Theologen ist die Haltung von Otto Dibelius. Er sprach 1959 in der heftig 

umstrittenen Streitschrift „Obrigkeit?“ dem SED-Regime jegliche Legitimität ab, weil 

es die Machtausübung über das Recht stelle. Zugleich lehnte Dibelius aber auch 

scharf die liberale Demokratie ab, da er in ihr ausschließlich ein Produkt des neuzeit-

lichen Säkularismus zu sehen vermochte. Das im festen Bündnis von Thron und Altar 

geformte Leitbild vom christlichen Staat wirkte im deutschen Protestantismus noch 

lange als Aversion gegen den gesellschaftlichen Pluralismus nach. 

Erst der unbestreitbare ökonomische Erfolg, die gesellschaftliche Ausdifferenzie-

rung und der in den sechziger Jahren massiv einsetzende kulturelle Modernisierungs-

schub führten zum Abbau überlieferter Traditionsüberhänge, zur Annäherung und 

letztendlich auch zur Verinnerlichung jener Werte und Normen, die für die westlichen 

Demokratien kennzeichnend sind. Dies bewirkte dann auch eine mentale Spaltung des 

Protestantismus in West und Ost, da die DDR-Gesellschaft in vielen Zügen traditions-

verhafteter blieb. In einem gewissen Sinne kann auch die Fundamentalkritik am „ka-

pitalistischen System“ und an der „bürgerlichen Formaldemokratie“, wie sie von der 

68er-Generation unter neomarxistischen Vorzeichen formuliert wurde, noch als ein 

Ausläufer dieser tiefverwurzelten antiliberalen Prägung begriffen werden. Zugleich 

jedoch eignete sich diese Generation wie keine vor ihr die politischen und kulturellen 
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 Vgl. KATHARINA KUNTER: Erfüllte Hoffnungen und zerbrochene Träume. Evangelische 

Kirchen in Deutschland im Spannungsfeld von Demokratie und Sozialismus (1980-1993), 

Göttingen 2006, S. 235-269. 
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 Brief an einen Politiker [Gustav Heinemann], in: KARL BARTH: Der Götze wackelt. Zeitkri-

tische Aufsätze, Reden und Briefe von 1930 bis 1960, hrsg. von KARL KUPISCH, Berlin 

1961, S. 98. Vgl. auch die materialreiche Untersuchung von HANS GERHARD FISCHER: 

Evangelische Kirche und Demokratie nach 1945. Ein Beitrag zum Problem der politischen 

Theologie, Lübeck 1970; MARTIN GRESCHAT: Die evangelische Christenheit und die deut-

sche Geschichte nach 1945, Stuttgart 2002. 
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Leitbilder des Westens an und vollzog den definitiven Bruch mit älteren Traditions-

beständen. 

Die konstitutive Bedeutung der bürgerlichen Freiheits- und Menschenrechte, die 

einklagbare Garantie individueller Rechte durch den demokratischen Rechtsstaat, wurde 

von der EKD erst in der 1985 publizierten Demokratiedenkschrift eingehend theolo-

gisch reflektiert.
37

 Dasselbe gilt für die sozialstaatlich begrenzte Marktwirtschaft als 

einem effizienten Steuerungssystem wirtschaftlichen Handelns. Auch hier vollzog die 

analytische Reflexion erst mit einer beträchtlichen Verzögerung das nach, was in der 

Praxis kaum mehr umstritten war. Antibürgerliches Pathos, das zur Geringschätzung 

von Demokratie und Rechtsstaat tendierte, und theologisches Globaldenken haben auch 

in der Bundesrepublik vielfach die Anstrengung konkreter Analyse ersetzt und zur 

Verwischung elementarer Systemunterschiede verleitet. 

 

 

Fazit 
 

Allem Anschein nach konnten in Ost und West die Verquickung von interessengelei-

tetem kirchlichen Pragmatismus und sozialromantischen Ordnungsvorstellungen zur 

Anerkennung des DDR-Staates als einer legitimen Obrigkeit führen. Dass dieser Staat 

eine Diktatur war und die SED das Machtmonopol innehatte, konnte jeder wissen. 

Auch die Existenz des Ministeriums für Staatssicherheit blieb kein Geheimnis, wenn-

gleich das volle Ausmaß der Überwachung, Steuerung und Zersetzung der DDR-Ge-

sellschaft erst nach der Öffnung der MfS-Archive, die der Gesetzgeber Ende 1991 in 

einem mutigen Akt beschlossen hatte, bekannt wurde. Dass auch nach dem Fortfall 

aller äußeren Zwänge vielfältige Sperren die selbstkritische Aufarbeitung lange Zeit 

behinderten, ist im Interesse der politischen Kultur im vereinten Deutschland zu be-

dauern, mitunter auch schlicht skandalös – doch angesichts der jahrzehntelangen Ein-

übung, der erzwungenen bzw. der unterschwellig verinnerlichten Anpassung an die 

normative Kraft des (ehemals) Faktischen nicht verwunderlich und wohl auch nicht 

anders zu erwarten. 

Was die konspirative Zusammenarbeit einzelner Kirchenfunktionäre mit der Staats-

sicherheit betrifft, so wird man – unabhängig von der jeweiligen subjektiven Motiv-

struktur – vom Tatbestand der objektiven Kollaboration mit der SED-Diktatur spre-

chen können. Denn die sorgfältig verheimlichten Kontakte bedeuteten eine gravieren-

de Verletzung des christlichen Wahrheitszeugnisses
38

; sie untergruben die gemeinsa-

me Vertrauensbasis und lieferten den Repressionsorganen eine Vielzahl von Informa-

                                                 
37

 Evangelische Kirche und freiheitliche Demokratie. Der Staat des Grundgesetzes als Ange-

bot und Aufgabe. Eine Denkschrift der EKD, Gütersloh 1985. Vgl. auch: Evangelische Chris-

ten in unserer Demokratie. Beiträge der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

hrsg. von EBERHARD JÜNGEL, ROMAN HERZOG und HELMUT SIMON, Gütersloh 1986. 
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 Vgl. WOLF KRÖTKE: Das beschädigte Wahrheitszeugnis der Kirche. Zu den Folgen der 

Einflussnahme des MfS auf die Kirche, in: Kirchenpolitik von SED und Staatssicherheit 

(wie Anm. 1), S. 405-414. 
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tionen aller Art, um die Autonomie der Kirche von innen heraus zu „zersetzen“ (wie 

erfolgreich die Staatssicherheit dabei im Einzelfall auch immer gewesen sein mag). 

Als Institution verhielt sich die evangelische Kirche dem SED-Staat gegenüber lo-

yal. Sie akzeptierte den atheistischen Staat als legitime Obrigkeit, der der Christ prin-

zipiell zu Gehorsam verpflichtet sei, auch wenn das christliche Bekenntnis im Wider-

spruch zur staatlicherseits propagierten atheistischen Weltanschauung stand und somit 

ein klarer Loyalitätskonflikt vorlag. Die unterschiedlich interpretierbare Formel „Kir-

che im Sozialimus“ sollte diesen Widerspruch überbrücken und entsprach dem eige-

nen Selbstverständnis, als loyaler Partner die sozialistische Gesellschaft aktiv mitge-

stalten zu wollen. In diesem Sinne wirkte die evangelische Kirche in ihrer Gesamtheit 

zweifellos als systemstabilisierender Faktor. Sie verstand sich nicht als politische Op-

position, sondern als Freiraum innerhalb der sozialistischen Gesellschaft. Als „Kirche 

für andere“ nahm sie Kritik auf und kanalisierte diese, ohne jedoch die Legitimation 

des SED-Staates (und damit der Diktatur) grundsätzlich in Frage zu stellen. Vielmehr 

bekundeten sich in der Ära Honecker die kirchlichen und staatlichen Eliten bei den 

sorgsam inszenierten Spitzengesprächen gegenseitig ihre Legitimität.  

Hieraus dürfte sich auch erklären, weshalb Kirchenführer und Synoden so wenig 

Verständnis für die Ausreisewilligen zeigten, die um jeden Preis die DDR verlassen 

wollten. Stattdessen warb man mit fragwürdigen theologischen Argumenten für das 

Verbleiben. So erklärte etwa Bischof Rogge im Juni 1988: „Bleiben in der DDR ist Aus-

druck des Glaubensgehorsams.“
39

 Der beschwörende Appell, der das Recht auf Frei-

zügigkeit zumeist völlig ignorierte, übte auf die Ausreisewilligen einen starken mora-

lischen Druck aus und trug erheblich zur Stabilisierung bei. Denn tatsächlich brachte 

erst die Massenflucht im Herbst 1989 die versteinerten Verhältnisse ins Wanken und 

rief jenen Massenprotest auf der Straße hervor, der dann zum Sturz der SED-Diktatur 

führen sollte. 

Für viele Amtsträger und Gemeindemitglieder besaß zudem die Utopie eines „ver-

besserlichen Sozialismus“ eine hohe Attraktivität, da man das sozialistische Gesell-

schaftsmodell im Prinzip für eine gerechtere und insofern historisch fortschrittlichere 

Form des menschlichen Zusammenlebens hielt. Die sozialistische Utopie beinhaltete 

durchaus eine kritische Distanz zur politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit der 

DDR, zugleich aber vernebelte der visionäre Überschuss, gepaart mit einer stark so-

zialromantischen Kritik am kaltherzigen Profitstreben und egoistischen Konsumindi-

vidualismus des Westens, die Erkenntnis der fundamentalen Differenz von Demokra-

tie und Diktatur. Insofern war loyales Verhalten keinesfalls nur erzwungen, sondern 

entsprach einer teilweisen Übereinstimmung beider Seiten.  

Andererseits wäre die Normalisierung der Beziehungen zwischen Staat und Kir-

che, die die Ära Honecker vor dem Hintergrund der innerdeutschen und internationa-
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 Zit. nach BESIER, SED-Staat und Kirche (wie Anm. 21), 1983-1991, S. 316. Vgl. Bleiben 

oder gehen? – ein deutsches Problem, hrsg. von der Gesellschaft zur Förderung Verglei-

chender Staat-Kirche-Forschung, Berlin 2005; MARION DETJEN: Permanente Existenzbe-

drohung: Abwanderung, Flucht, Ausreise, in: Revolution und Vereinigung 1989/90 (wie 

Anm. 30), S. 67-80. 
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len Entspannungspolitik kennzeichnete, ohne diese Verwischung bzw. ohne die Tabu-

isierung des diktatorischen Grundcharakters der SED-Herrschaft wohl kaum denkbar 

gewesen. Die Respektierung des Status quo, wie sie in den Grundsätzen des 6. März 

1978 festgeschrieben war, nützte jedoch nicht nur dem Staat, sondern brachte auch 

große Vorteile für die evangelischen Landeskirchen als Institution mit sich, von denen 

in begrenztem Umfang auch die einzelnen Christen profitierten. Das Loyalitätsbe-

kenntnis ist hier somit auch als Mittel in einem Aushandlungsprozess zu interpretie-

ren, der der Kirche einen Freiraum sicherte.  

Der Konflikt, der in wechselnden Variationen und Ausmaß ebenfalls eine Grund-

konstante im Verhältnis zwischen SED-Staat und Kirche bildete, ergab sich aber 

zwangsläufig aus dieser autonomen Stellung der Kirchen. Denn sie stellten allein auf-

grund ihrer bloßen Existenz einen Fremdkörper im Herrschaftssystem des real existie-

renden Sozialismus dar, das auf der politischen Gleichschaltung aller Gesellschaftsbe-

reiche beruhte. Insofern reflektierte das lavierende Agieren der kirchlichen Diploma-

tie nur das realpolitische Machtgefälle: Man wollte die Staatsmacht nicht provozieren, 

andererseits konnte man sich als „Kirche für andere“ nicht der gesellschaftspoliti-

schen Stellvertreterrolle entziehen. Loyalität und partieller Widerspruch bestimmten 

deshalb das Verhalten der Amtskirche bis tief in den Herbst 1989 hinein. 
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Kirche in der Tschechoslowakei 1948-1989: 

Dissens und Koexistenz, konkurrierende Loyalitäten 

von 

Miroslav  K u n š t á t  

 

 

 

Erosion, Wandel und Umschichtung von Loyalitäten im Staatssozialismus 
 

Im Anschluss an die von Volker Zimmermann und Peter Haslinger formulierten The-

sen über Loyalitäten im Staatssozialismus (bisher wurde dies für die sozialistische 

Periode nur sehr selten thematisiert) kann man den prinzipiellen Standpunkt vertreten, 

dass „Loyalität“ als aktuelles, innovatives Forschungskonzept sich auch für die Zeit 

des tschechoslowakischen „Staatssozialismus“ (1948-1989), also für eine Gesellschaft 

mit einem spezifisch totalitären Anspruch, bewähren kann.
1
 Mit Erfolg hatten dies vor 

einiger Zeit Martin Schulze Wessel für die Erste Tschechoslowakische Republik bzw. 

Peter Haslinger und Joachim von Puttkamer am Beispiel Ostmittel- und Südosteuro-

pas in der Zwischenkriegszeit getan und somit die Nützlichkeit des Loyalitätsbegriffs 

                                                 
1
  VOLKER ZIMMERMANN, PETER HASLINGER: Loyalitäten im Staatssozialismus. Einführungs-

studie in diesem Band. Auf die sicher wünschenswerte Debatte zum Oberbegriff „Staats-

sozialismus“ möchte ich in diesem Beitrag nicht eingehen. Die spürbare kritische Distanz 
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(„Kommunismus“, „Kommunistische Diktatur“, „Kommunistisches Regime“, „Kommu-

nistischer Totalitarismus“ usw. als Rahmenbegriffe der entsprechenden Deutungsmuster), 

auch im Zusammenhang mit dem Versuch, das „totalitarismusgeschichtliche“ Paradigma 
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litních režimů [Institut für das Studium der totalitären Regime] vom 8. Juni 2007 –, nimmt 
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akademických diskusích po roce 1989 [Diktatur, Konsens und gesellschaftlicher Wandel. 

Zur Interpretation der kommunistischen Diktatur in den tschechischen akademischen Dis-

kussionen nach 1989], in: Paralely, průsečíky, mimoběţky. Teorie, koncepty a pojmy v 

české a světové historiografii 20. století, hrsg. von LUCIE STORCHOVÁ und JAN HORSKÝ, 

Ústí nad Labem 2009, S. 231-246; DERS.: Sociální dějiny a totalitně-historické vyprávění 

[Sozialgeschichte und totalitarismusgeschichtliche Erzählungen], in: Soudobé dějiny 15 

(2008), 3-4, S. 703-717. Zur Begriffsgeschichte und Standortbestimmung zwischen der 

„Treue“ (ggf. dem „Vertrauen“) und „Loyalität“ siehe z.B. RAINER E. WIEDENMANN: Treue 

und Loyalität im Prozess gesellschaftlichen Wandels. Eine soziologische Skizze, in: Treue. 

Politische Loyalität und militärische Gefolgschaft in der Moderne, hrsg. von NIKOLAUS 

BUSCHMANN und KARL MURR, Göttingen 2008, S. 38-71.  
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– trotz seiner Komplexität und (in seiner umgangssprachlichen Verwendung) Mehr-

deutigkeit – als analytische Kategorie gezeigt.
2
 

Dieser Beitrag befasst sich, zumindest ansatzweise, mit der Struktur, Umschich-

tung, Konkurrenz und Kongruenz von Loyalitäten bzw. des Loyalitätsbegriffs in den 

tschechoslowakischen christlichen Kirchen bzw. in den mitgliederstärksten Kirchen-

gemeinschaften (römisch-katholische Kirche, Evangelische Kirche der böhmischen 

Brüder [Českobratrská církev evangelická; ČCE], Tschechoslowakische Hussitische 

Kirche [Církev československá husitská; CČSH]) während der Periode des Staatsso-

zialismus. Dabei wird versucht, die Überlebensstrategien und Kompromisse der je-

weiligen Akteure nicht nur mit den hierzulande üblichen Begriffen bzw. Begriffspaa-

ren wie „Kooperation – Kollaboration“ oder „Passiver Widerstand – Widerstand“ dar-

zustellen, sondern – mit Hilfe des Loyalitätsbegriffs – die „Kirche im Sozialismus“ 

angemessener in das Gefüge der tschechoslowakischen staatssozialistischen Gesell-

schaft einzuordnen.
3
  

Zwar können wir im kirchlichen Milieu auch für die Zeit von 1948 bis 1989 mit 

den üblichen Kategorien der „modernen vertikalen Loyalitäten“ (vor allem der des In-

dividuums gegenüber Gott und Staat) sowie der „modernen horizontalen Loyalitäten“ 

(hier z.B. der Binnenloyalitäten innerhalb der kirchlichen Gemeinschaften, der Fami-

lie und anderen gesellschaftlichen Sphären usw.) arbeiten, doch brachte die kommu-

nistische Ära einen Wandel und die Erosion der bisherigen „alten“ Loyalitäten aus der 

Ersten Republik bzw. ergänzte diese nach dem Umbruch des Zweiten Weltkriegs. 

Auch die Loyalitäten der Ersten Republik waren nach 1918 neu geformt worden. So 

lösten sich bei den tschechischen Katholiken vier große alte Loyalitätsbezüge – Kai-

ser, Gott/Heiliger Stuhl, Staat und Nation – auf: Den Kaiser gab es nicht mehr, die 
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  MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyalität“ als geschichtlicher Grundbegriff und Forschungs-

konzept: Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der Tschechoslowakischen Republik 1918. Poli-
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in der bipolaren Welt (auch unter Bezugnahme auf das immer größer werdende Nord-Süd-

Gefälle) stellt das heute innerkirchlich umstrittene Dokument „Základy sociálně-etické 

orientace Církve československé husitské“ [Grundlagen der sozialethischen Orientierung 

der Tschechoslowakischen Hussitischen Kirche] dar, das auf der zweiten Session der sechs-

ten Kirchenversammlung dieser Kirche im August 1981 verabschiedet wurde. Teilweise 

abgedruckt in: Křesťané a socialismus. Čítanka textů: 1945-1989 [Christen und Sozialis-

mus. Ein Textbuch: 1945-1989], hrsg. von MAREK ČEJKA und JIŘÍ HANUŠ, Brno 2008, 

S. 107-121. 
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Papsttreue wurde als konkurrierende Loyalität im konträren Sinne verstanden und 

Staat und Nation waren – zumindest in der Anfangsphase – deckungsgleich. Die zwei 

erstgenannten alten Loyalitäten aus der Zeit vor 1918 wurden zunächst als Ausdruck 

der Illoyalität gegenüber dem neuen Staat und der Nation wahrgenommen, wobei die-

ser Beigeschmack der Illoyalität in der tschechischen Mehrheitsgesellschaft gegen-

über den tschechischen Katholiken nie verschwinden sollte. In der kommunistischen 

Zeit wurde er sogar künstlich genährt.
4
 

Nach 1948 verschärfte sich der Gegensatz zwischen einer offenen, spontanen und 

authentischen Loyalität auf der einen Seite und einer aufgezwungenen, deklarierten 

bzw. vorgetäuschten Loyalität (die de facto keine mehr war, sondern z.B. nur conditio 

sine qua non für das Überleben der Geistlichen in den offiziellen Strukturen der Kir-

che) auf der anderen Seite. Die konkurrierenden Loyalitäten gegenüber Gott und der 

Kirche bzw. gegenüber dem Staat und der kommunistischen Staatspartei wurden im-

mer mehr zu widersprüchlichen Loyalitäten. Bei der Erforschung der Loyalitäten in 

diesem Zeitabschnitt sollte man auch den Zeitfaktor, vor allem die langen Stabilisie-

rungs- und Erosionsphasen des kommunistischen Staatssozialismus, nicht aus den 

Augen verlieren: Die langen 40 Jahre hatte am Anfang kaum jemand erwartet, eher 

wurde ein mehr oder weniger kurzes Provisorium vorhergesagt. 

Der Dissens in dieser Frage bestimmte unter anderem auch die unterschiedlichen 

Verhandlungsstrategien der kirchlichen Akteure mit der kommunistischen Macht. Im 

Unterschied zum Prager Erzbischof Josef Beran rechnete zum Beispiel der Leitmerit-

zer Bischof Štepán Trochta realistisch mit einer längeren Perspektive des neuen Re-

gimes. Der Zeitfaktor, die longue durée des Regimes, war maßgebend für den Um-

fang des sozialen Wandels der Gesellschaft und damit auch des christlichen Bevölke-

rungsteils sowie für den wiederholten Generationenwechsel – und die dadurch be-

dingten Umorientierungen der Loyalitäten. Eine grundlegende Bedeutung hatte je-

doch der damit zusammenhängende inhaltliche und strukturelle Wandel der Erfah-

rungshorizonte der kommunistisch beherrschten Gesellschaft, die sich nur in einem 

engeren, reglementierten und durch den ‚Eisernen Vorhang‘ von der westlichen Welt 

getrennten Erfahrungsraum bilden konnten. Das konkrete, alltägliche Leben der 

Christen in jener Zeit kann man kaum in das bisher gewohnte, dichotomische und in-

tellektuell bequeme Modell „Opfer“ (= Kirche, Christen) – „Täter“ (= das diktatori-

sche Regime) einordnen: Auch die „durchherrschte“ Gesellschaft kannte mehrere Fa-

cetten der Interaktion zwischen Herrschenden und Beherrschten, vor allem weil Kon-

                                                 
4
  EVA BROKLOVÁ: Politický nebo etnický národ? [Politische oder ethnische Nation?], in: 

Český časopis historický 100 (2002), S. 379-394, hier S. 379-380. Anknüpfend an den Me-

diävisten František Šmahel und seine Analogien zum Hussitentum merkt Broklová an, dass 

unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg „in so manchem Fall […] den tschechischen Ka-

tholiken der Name ‚Tschechen‘ symbolisch aberkannt wurde und sie symptomatisch als 

‚Römer‘ bezeichnet wurden, weil sie sich nicht am tschechischen, sondern am römischen 

Glauben orientierten“. Vgl. auch FRANTIŠEL ŠMAHEL: Idea národa v husitských Čechách 

[Die Idee der Nation im hussitischen Böhmen], Praha 2000, S. 165.  
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sensfindung und freiwillige Akzeptanz doch als die erstrebenswertesten Mittel zur 

Stabilisierung des Regimes betrachtet wurden.
5
 

In das angestrebte Deutungsfeld der Loyalitäten jener Zeit müssen auch die Spezi-

fika des tschechischen kirchlichen bzw. christlichen Milieus miteinbezogen werden. 

Es handelte sich um ein relativ homogenes Subsystem der Gesellschaft, obwohl es 

durch die staatliche Kirchenpolitik in die Ecke gedrängt und dezimiert wurde. Es darf 

aber auch nicht vergessen werden, dass neben der offiziellen Kirchenpolitik auch der 

unter der Ägide der Kommunistischen Partei laufende komplexe gesellschaftliche Wan-

del mit seinem unausweichlichen, sozusagen „kollateralen“ Säkularisierungsschub Wir-

kung zeigte. Dieses Subsystem bestand aus aktiven und lebendigen Kirchen und christ-

lichen Gemeinschaften, die am Anfang mehrheitlich mit einem traditionellen Loyali-

tätsverständnis ausgerüstet waren: Neben den älteren vertikalen Loyalitätsbezügen 

(gegenüber „Gott/Kirche“ und „Staat/Obrigkeit“, beziehungsweise – symptomatisch für 

die nationalstaatliche Moderne – auch gegenüber der „Nation“) kamen als Referenz-

objekte der Loyalität auch weitere sakrosankte Kategorien der „staatssozialistischen“ 

Moderne hinzu: „das (arbeitende) Volk“ bzw. die sogenannten „Werktätigen“ oder di-

rekt die „kommunistische Staatspartei“ selbst.  

Es ist bezeichnend, dass der offene, explizite Loyalitätsanspruch der Kommunisti-

schen Partei gegenüber vom kirchlichen Umfeld erst viel später eingefordert wurde. 

Zunächst wurde er von scheinbar „unanfechtbaren“ Konstrukten wie „Heimat/Vater-

land, Volksdemokratische Republik“ oder „Volk“ verdeckt. So wurde z.B. das nach 

1949 konsequent verlangte Treueversprechen der Geistlichen gegenüber dem neuen Re-

gime als „Treueversprechen gegenüber der Republik“ bezeichnet. Im Zusammenhang 

mit dem neuen Kirchengesetz wurde auf diese Weise kontinuierlich an die ältere und 

bewährte Tradition des Diensteids angeknüpft, nun aber mit viel konkreteren Ver-

pflichtungen und Inhalten und selbstverständlich – wie auch früher – alternativlos. 

Praktisch jeder offiziell wirkende Geistliche einer staatlich anerkannten Kirche wur-

de Ende 1949/Anfang 1950 durch das obengenannte, erneuerte Treueversprechen zur 

Loyalität gegenüber Staat und Regime verpflichtet, und zwar in einer sehr starken und 

verbindlichen Form. Es lautete – nach dramatischen Auseinandersetzungen mit dem 

katholischen Episkopat – wie folgt: 

„Ich schwöre bei meiner Ehre und meinem Gewissen der Tschechoslowakischen Republik 

sowie ihrer volksdemokratischen Grundordnung die Treue; ich unternehme nichts, was ge-

gen ihre Interessen, Sicherheit und Integrität wäre. Als Bürger des volksdemokratischen 

Staates werde ich meine Pflichten, die sich aus meiner Stellung ergeben, gewissenhaft er-

                                                 
5
  Zu den theoretischen Ansätzen der fest etablierten, jedoch gegenüber den geschichtswis-

senschaftlichen Derivaten der Totalitarismustheorie (mit ihren methodologischen Engpäs-

sen) teils skeptischen DDR-Forschung vgl. z.B. JÜRGEN KOCKA: Eine durchherrschte Ge-

sellschaft, in: Sozialgeschichte der DDR, hrsg. von HARTMUT KAELBLE u.a., Stuttgart 

1994, S. 547-554; THOMAS LINDENBERGER: Die Diktatur der Grenzen: Zur Einleitung, in: 

Herrschaft und Eigen-Sinn in der Diktatur: Studien zur Gesellschaftsgeschichte der DDR, 

hrsg. von DEMS., Köln u.a. 1999, S. 13-44; MARTIN SABROW: Geschichtsdiskurs und Dok-

tringesellschaft, in: Geschichte als Herrschaftsdiskurs. Der Umgang mit der Vergangenheit 

in der DDR, hrsg. von DEMS., Köln u.a. 2000, S. 9-35. 
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füllen und werde mich bemühen, die auf das Wohl des Volkes zielende Aufbauanstrengung 

nach meinen Kräften zu unterstützen.“
6
  

Das Regime verzichtete letztendlich auf die ursprünglich vorgeschlagene Fassung 

„Ich schwöre vor Gott der Tschechoslowakischen Republik und ihrer volksdemokrati-

schen Grundordnung die Treue […].“ Eben diese Formel hatten die (noch) wirkenden 

katholischen Bischöfe im Sinn (obwohl sie bereits in halbillegalen Verhältnissen und 

oftmals schon konspirativ tätig waren), als sie auf ihrer Konferenz am 21. Oktober 

1949 ihre Priester anwiesen, dass sie das Treueversprechen nur mit der Zusatzformel 

„falls sie nicht im Widerspruch mit den göttlichen und kirchlichen Gesetzen sowie 

mit den Naturrechten des Menschen steht“ ablegen dürften. Auf diese Weise sollte al-

so die konkurrierende Loyalität gegenüber Gott und den kirchlichen Vorgesetzten (so-

wie dem Papst!) verdeutlicht und von der Loyalität gegenüber dem Staat getrennt wer-

den.  

Auch nach dem Streichen des umstrittenen Gottesbezugs wollte zunächst offen-

sichtlich ein kleinerer Teil der Priester den Eid nur mit der Zusatzformel der Bischöfe 

ablegen. Letztendlich verzichteten sie jedoch unter dem enormen Druck der Staatsbe-

amten darauf. Wie Václav Vaško feststellen konnte, wurde von den 2 916 Priestern 

aus den böhmischen Ländern das Treueversprechen von nur 16 abgelehnt, von den 

2 112 Priestern aus der Slowakei lehnten es ebenfalls lediglich 16 ab. Die Bischöfe 

waren vorerst lediglich bereit, den Diensteid nach dem immer noch gültigen Modus 

vivendi aus dem Jahre 1928 zu leisten, in dem der Eid viel kürzer und allgemeiner im 

Sinne der Treue zur Tschechoslowakischen Republik formuliert war: „[…] ich unter-

nehme nichts, was gegen ihr Wohl, ihre Sicherheit und ihre Integrität wäre“.
7
  

 

 

Loyalitätsebenen: Vielschichtigkeit und zeitliche Perspektive 
 

Für die meisten Geistlichen waren diese doppelten Vereidigungen und Loyalitätsver-

pflichtungen (bei der Priesterweihe gegenüber dem Diözesanbischof, auf staatlichem 

Boden gegenüber den Beamten – beide in Form einer unwiderruflichen, ja ultimativen 

Verpflichtung) gleichzeitig die Eckpunkte ihrer individuell entstandenen Loyalitäts-

bezüge, natürlich mit konkreten Inklusionen/Exklusionen gegenüber den einschlägi-

gen politischen und sozialen Strukturen des kommunistischen Staates. Dazu gehörten 

die Natur und die „Qualität“ der Beziehungen zu den Repräsentanten der staatlichen 

Verwaltung und der kommunistischen Partei, in vielen Fällen auch zur Staatsicherheit 

                                                 
6
  Zitiert nach: Církevní komise ÚV KSČ 1949-1951. Edice dokumentů [Die Kirchenkom-

mission des ZK der KSČ 1949-1951. Eine Dokumentenedition], Bd. 1: Církevní šestka 

(duben 1949 – březen 1950), bearb. von MARIE BULÍNOVÁ u.a., Praha, Brno 1994, S. 343; 

vgl. auch VÁCLAV VAŠKO: Dům na skále, sv. 1. Církev zkoušená. 1945-začátek 1950 [Das 

Haus auf dem Felsen, Bd. 1. Die geprüfte Kirche. 1945 bis Anfang 1950], Kostelní Vydří 

2004, S. 171-173. 
7
  VAŠKO, Dům na skále (wie Anm. 6), S. 172. 
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StB, auf lokaler und regionaler Ebene. Diese waren, trotz der offiziell „einheitlich“ 

betriebenen Kirchenpolitik, eher differenziert und nicht immer konfliktfrei.
8
  

Dazu gehörte auch das Beziehungsgeflecht in den einzelnen Gemeinden, insbe-

sondere mit Rücksicht auf die zu erwartende oder auch ausbleibende moralische Un-

terstützung in Krisensituationen, die persönliche Integrität, das Bildungsniveau sowie 

die langfristige politische Überzeugung. Die zeitgeschichtliche tschechische Forschung 

nach 1989 reflektiert kaum die Tatsache, dass ein großer Teil der Geistlichkeit aller 
Kirchen nach den persönlichen Erfahrungen aus der Ersten Republik, der Weltwirt-

schaftskrise und aus dem Zweiten Weltkrieg mehr oder weniger linksorientiert war, 

manchmal auch explizit sozialistisch oder – in Einzelfällen – sogar kommunistisch. In 

der Tschechoslowakischen Kirche bildeten sie bereits vor 1948 eine klare Mehrheit. 

Leider ist die Geschichtswissenschaft, auch unter Einbeziehung anderer Disziplinen, 

mit Ausnahme einiger gelungener Biografien bis heute kaum imstande, die einzigarti-

gen individuellen Erfahrungsräume der einzelnen Geistlichen zu erfassen. Nur im Fal-

le einer leider nicht ganz durchführbaren „Rekonstruktion“ dieses Umfelds könnte man 

ein erstrebenswertes Interpretationsfeld für die meisten Loyalitätstypen skizzieren, die 

Kirchen und einzelne Christen verpflichteten und verbanden.
9
  

Koexistenz, Konkurrenz, Kongruenz und sogar Antagonismus von Loyalitäten 

können wir viel besser in denjenigen kirchlichen Organisationsformen und Institutio-

nen verfolgen, die entweder spontan und „illegal“ entstanden (z.B. die kritische Platt-

form Nová orientace [Neue Orientierung] in der Evangelischen Kirche in den Jahren 

1960-1980) oder im Auftrag des Regimes per Dekret gegründet wurden (z.B. die ka-

tholische Priestervereinigung Pacem in terris im Jahr 1971). Diese tendierten in der 

Regel zu einem Pol (Treue zu Gott und Kirche versus Treue zu Staat und zum kom-

munistischen Regime) und grenzten sich somit vom Mainstream der Kirche ab – ab-

gesehen von der Tatsache, dass in der Vorgängerorganisation der Pacem in terris, im 

                                                 
8
  Die bisher ausführlichste Studie über die Situation in einer bestimmten Region (mit Schwer-

punkt auf der Einschränkung der religiösen Freiheiten) verfasste ZDENĚK DEMEL: Pod do-

hledem církevních tajemníků. Omezování činnosti katolické církve v Československu 1945-

1989 na příkladu jihočeského regionu [Unter der Aufsicht der Kirchensekretäre. Die Ein-

schränkung der Aktivitäten der katholischen Kirche in der Tschechoslowakei 1945-1989 

am Beispiel der südböhmischen Region], Brno 2008, S. 151-319. 
9
  Eine seltene Ausnahme bildet hier der durch die französische socio-histoire stark beein-

flusste ONDŘEJ MATĚJKA: „Jsou to berani, ale můţeme je vyuţít“. Čeští evangelíci a ko-

munistický reţim 1948-1956 [„Es sind Dickschädel, aber wir können sie ausnutzen“. Die 

tschechischen evangelischen Christen und das kommunistische Regime 1948-1956], in: 

Soudobé dějiny 14 (2007), S. 319-325, 336-340, bzw. einige interessante Biografien, die 

sich nicht – wie die übliche schwarz-weiße Optik der gegenwärtigen tschechischen kirch-

lichen zeitgeschichtlichen Forschung – nur mit „Helden“, „Märtyrern“ bzw. „Feinden der 

Kirche“ auseinandersetzen. In der Regel entstanden sie mit der Intention, eine fällige Iden-

titäts- und Vergangenheitsdebatte in den jeweiligen Kirchen anzuregen, wie z.B. JAROSLAV 

HRDLIČKA: Ţivot a dílo prof. Františka Kováře. Příběh patriarchy a učence [Leben und 

Werk von Prof. František Kovář. Die Geschichte eines Patriarchen und Gelehrten], Brno 

2007, S. 292-468. 
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Mírové hnutí katolického duchovenstva [Friedensbewegung der katholischen Geist-

lichkeit], sogar die Mehrheit der offiziell wirkenden Geistlichen tätig gewesen war.
10

 

Wenn man nicht die vereinfachende These teilt, dass damals die Loyalität gegenüber 

Gott diejenige zum Regime (fast) ausschloss – in den diesbezüglichen Diskussionen 

finden sich auch Gralshüter –, dann bewegen wir uns in einem offenen und bewegli-

chen Feld, teilweise mit driftenden Grenzen. So erwiesen sich nicht alle Pacem in 

terris-Mitglieder automatisch als schlechte Seelsorger und vice versa, und auch unter 

den Geistlichen, die für den StB arbeiteten, finden sich einige, die nach der Veröffent-

lichung ihrer Verwicklungen mit dem StB durch ihre – ihrem Hirten gegenüber äu-

ßerst „loyalen“ – Pfarrgemeinden massiv unterstützt wurden.
11

 

Besonders zu analysieren ist die Natur von bestimmten Entscheidungen und Loya-

litätsbekundungen, insbesondere wenn sie zum Beispiel unter dem Einfluss von uner-

warteten politischen Ereignissen im In- und Ausland formuliert wurden, gekoppelt 

mit der Hoffnung auf einen eventuellen Regimewechsel oder mindestens auf eine Re-

gimekorrektur z.B. in der Zeit des Prager Frühlings oder nach der Unterschrift der 

KSZE-Schlussakte in Helsinki usw. Auf der anderen Seite muss man immer die oben 

erwähnte longue durée-Perspektive des Staatssozialismus beachten, die in allen Tei-

len der Gesellschaft präsent war und sich nach dem misslungenen Versuch des Prager 

Frühlings vielleicht noch intensivierte. Übrigens beschreibt auch Václav Havel diese 

Periode als die langen Jahre, in denen man die Uhr nicht anzuschauen brauchte, als 

„die Zeit, die stehen geblieben ist“
12

. Diese Perspektive ist ausschlaggebend für die 

Bewertung der Loyalitäten in den höchsten Etagen der offiziellen kirchlichen Struktu-

ren (d.h. in den gelichteten Reihen der zugelassenen und bespitzelten katholischen Bi-

schöfe bzw. der vom Staat eingesetzten Kapitelvikare), in den einzelnen Dom- und 

Kollegiatskapiteln, in den Konsistorialämtern, auf den offiziellen theologischen Fa-

kultäten sowie in den auf synodalem Prinzip aufgebauten Organen der nichtkatholi-

schen Kirchen, vor allem im Synodalrat der ČCE und im Zentralrat der CČSH. Bei 

                                                 
10

  Gemäß Art. 3, Absatz 2 der Geschäfts- und Organisationsordnung der Priestervereinigung 

Pacem in terris vom 31. August 1971 sollte nur derjenige Geistliche Mitglied werden, der 

sich „unserer Gesellschaftsordnung gegenüber aktiv loyal verhält“. Vgl. Organizační a jed-

nací řád Sdruţení katolických duchovních „Pacem in terris“, http://spcp.prf.cuni.cz/ doku-

ment/pacem.htm (letzter Zugriff am 18.09.2008). 
11

  Z.B. in den Fällen der bekannten Prager katholischen Geistlichen Alois Kánský und Stani-

slav Prokop, deren StB-Mitarbeit kurz nach 1989 veröffentlicht wurde (zuerst inoffiziell im 

Jahre 1991); Kánský teilte diese Tatsache sogar seinen Freunden und Gemeindemitgliedern 

in Form eines vervielfältigten Reuebriefs mit. Dies war in der damaligen bewegten Zeit 

eher ein mutiger Ausnahmefall. 
12

  Rede in der Prager Föderalversammlung am 23. Januar 1990, vgl. VÁCLAV HAVEL: Pro-

jevy. Leden – červen 1990 [Reden. Januar – Juni 1990], Praha 1990, S. 24-38, hier S. 24. 

In einem der besten Texte der damaligen politischen Rhetorik stellte er u.a. fest, dass un-

mittelbar nach seiner Wahl zum tschechoslowakischen Staatsoberhaupt noch keine der his-

torischen Uhren in den Räumlichkeiten der Prager Burg im Betrieb war. 
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den Letzteren sind auch Wahl, Beschickung, Verlauf und Beschlüsse der einzelnen 

Kirchensynoden (CČE) bzw. Kirchenkongresse der CČSH wichtig.
13

  

Die Perspektive eines „ewigen Sozialismus“ ist auch bei der Erforschung der be-

reits genannten, formell unabhängigen, aber mit dem kommunistischen Regime ko-

operierenden „kirchlichen“ Organisationen wie dem Mírové hnutí katolického ducho-

venstva oder in den 1970er und 1980er Jahren der Priestervereinigung Pacem in terris 

notwendig. Diese hatten – zumindest in dieser Form und in diesem Maßstab – bei den 

nichtkatholischen Kirchen keine vergleichbare Analogie. Besonders konfus und irre-

führend wirkte auf die Gläubigen die Präsenz einiger Bischöfe in den höchsten Gre-

mien von Pacem in terris, auch angesichts der überzogenen, ja sogar anbiedernden 

„Loyalitätserklärungen“ bei verschiedenen offiziellen Gelegenheiten.
14

 Zu diesem (fast) 

immer kompromissbereiten Institutionenkomplex gehörte auch die offiziell zugelasse-

ne, d.h. nur auf die Kontakte der höchsten Kirchenvertreter untereinander reduzierte 

Ökumene, die durch die Ekumenická rada církví [Ökumenischer Kirchenrat] repräsen-

tiert wurde. Teil dieser Institutionen waren auch diejenigen christlichen internationa-

len Organisationen und Foren, die meistens – in grober Vereinfachung – als Instru-

mente einer „Differenzierungspolitik“ der kommunistischen Staaten gegenüber den 

Kirchen und „Mobilisierungsorganisationen“ (Herbert Heinecke) zur Unterstützung 

der sogenannten Friedensinitiativen der Sowjetunion in ihren verschiedenen Deriva-

ten und Formen betrachtet werden können. Zu nennen sind hier vor allem die Křes-
ťanská mírová konference [Christliche Friedenskonferenz, auch Prager Friedenskon-

ferenz genannt] mit Sitz in Prag (Praha) (dank der Initiative des bekannten Prager 

Theologen Josef Lukl Hromádka) oder die Berliner Konferenz europäischer Katholi-

ken, in der lange Jahre der Prager Kanonikus Jan Mára, Mitglied des ritterlichen Or-

                                                 
13

  Eine kritische Edition (auch auszugsweise) dieser wichtigen Kirchenversammlungen bzw. 

einzelner Grundsatztexte und Dokumente gibt es nicht. Die entsprechenden Vorlagen und 

Drucke bzw. Verhandlungsprotokolle kann man jedoch im Ústřední archiv Českobratrské 

církve evangelické [Zentralarchiv der ČCE] bzw. im Muzeum a Archiv Církve českosloven-

ské husitské [Museum und Archiv der Tschechoslowakischen Hussitischen Kirche] in Prag 

studieren.  
14

  Eine wünschenswerte moderne historische Darstellung der Geschichte der Priestervereini-

gung Pacem in terris bzw. Mírové hnutí katolického duchovenstva steht noch aus. Eine ma-

terialreiche polemische Auseinandersetzung mit diesem Stoff bringt vor allem VÁCLAV 

VAŠKO: Pátá kolona v církvi [Fünfte Kolonne in der Kirche], Praha 1996. Zur Gründung 

von Pacem in terris vgl. JAROSLAV CUHRA: Nejen ze ţivota církví. Vznik sdruţení katolic-

kých duchovních Pacem in terris [Nicht nur aus dem Leben der Kirchen. Die Gründung der 

Vereinigung der katholischen Geistlichkeit Pacem in terris], in: Historický obzor 5-6 

(1999), S. 128-131. Zur komplizierten Auflösung dieser Organisation vgl. DERS.: Dekret 

Quidam episcopi a zánik Sdruţení katolického duchovenstva Pacem in terris [Das Dekret 

Quidam episcopi und der Untergang der Vereinigung der katholischen Geistlichkeit Pacem 

in terris], in: Pocta docentu Vladimíru Nálevkovi, Praha 2001 (Acta Universitatis Caro-

linae, Philosophica et Historica 2, 2001; Studia Historica, 2), S. 161-178. 
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dens der Kreuzherren mit dem roten Stern und einer der umstrittenen tschechischen 

„Friedenspriester“, als Präsident wirkte.
15

  

Eigene Strukturen und eigene „Loyalitätsraster“ bildete jedoch auch der „abge-

wandte Teil“ der Kirche(n), vor allem die vom kommunistischen Staat hart verfolgten 

Ordensgemeinschaften (die Männerorden und Kongregationen wurden sogar verbo-

ten, allerdings auf juristisch dubiose Weise) mit ihren nie abgebrochenen internatio-

nalen Kontakten und den dazugehörigen Loyalitäten zum Papst, zur päpstlichen Kurie 

und zu den höchsten Ordensoberen in der ČSSR sowie im Ausland – allesamt mit ih-

ren auch aus dem Diktum des Ordensgelübdes hervorgehenden Loyalitäten.
16

 Ähnli-

che Strukturen bildete auch die sogenannte Untergrundkirche mit einer besonders ge-

schärften, manchmal widersprüchlichen Doppelgleisigkeit von Loyalitäten sowohl ge-

genüber den vom Staat zugelassenen Bischöfen als auch gegenüber den geheimen Bi-

schöfen. Hierzu zählten auch weitere informelle Gruppierungen von Geistlichen und 

Laien (neue geistliche Bewegungen mit untypischen, manchmal außergewöhnlichen 

Loyalitätsbezügen usw.), sowohl bei katholischen wie auch auf dem Boden nichtka-

tholischer Kirchen (die sogenannte Nová orientace in der ČCE, der ökumenische Kir-

chenkreis der Seminarteilnehmer im Hus-Kolleg für evangelische Theologie in der 

Prager Neustadt bei St. Michael, Jircháře, usw.).
17

  

Last but not least muss man die zahlenmäßig starke informelle „christliche“ Sek-

tion unter den Unterzeichnern der Charta 77 erwähnen, die von Geistlichen und akti-

                                                 
15

  Auch zu diesen Organisationen (und der Rolle der tschechoslowakischen Kirchen in ihnen) 

fehlt eine zeitgemäße historische Darstellung, vgl.: Gott schreibt auch auf krummen Linien 

gerade: zur Geschichte der Christlichen Friedenskonferenz (CFK), hrsg. von REINHARD 

SCHEERER, Frankfurt/M. 1993; GERHARD LINDEMANN: „Sauerteig im Kreis der gesamt-

christlichen Ökumene“: Das Verhältnis zwischen der Christlichen Friedenskonferenz und 

dem Ökumenischen Rat der Kirchen, in: Nationaler Protestantismus und ökumenische Be-

wegung, hrsg. von GERHARD BESIER, Berlin 1999, S. 653-932; HUBERTUS GISKE: Chronik 

der Berliner Konferenz Europäischer Katholiken, Berlin 1999; HERBERT HEINECKE: Kon-

fession und Politik in der DDR: Das Wechselverhältnis von Kirche und Staat im Vergleich 

zwischen evangelischer und katholischer Kirche, Leipzig 2002, S. 97-144. 
16

  VOJTĚCH VLČEK: Geschichte der Orden, in: Handbuch der Religions- und Kirchengeschichte 

der böhmischen Länder und Tschechiens im 20. Jahrhundert, hrsg. von MARTIN SCHULZE 

WESSEL und MARTIN ZÜCKERT, München 2009, S. 641-664; VOJTĚCH VLČEK: Perzekuce 

muţských řádů a kongregací komunistickým reţimem 1948-1964 [Die Verfolgung der 

Männerorden und Kongregationen durch das kommunistische Regime 1948-1964], Olo-

mouc 2003; Ţenské řehole za komunismu 1948-1989 [Die Frauenorden unter dem kommu-

nistischen Regime 1948-1989], hrsg. von VOJTĚCH VLČEK, Olomouc 2005, u.v.a. 
17

  PETR FIALA, JIŘÍ HANUŠ: Die verborgene Kirche. Felix M. Davídek und die Gemeinschaft 

Koinotés, Paderborn u.a. 2004; ONDŘEJ LIŠKA: Jede Zeit ist Gottes Zeit. Die Untergrund-

Kirche in der Tschechoslowakei (mit Geleitworten von Miloslav Vlk und Karl Lehmann), 

Leipzig 2003; MIROSLAV PFANN: Nová orientace v Českobratrské církvi evangelické v le-

tech 1959-1968: malá historie jednoho hnutí evangelických křesťanů podle archivních do-

kumentů [Die Nová orientace in der ČCE in den Jahren 1959-1968. Kleine Geschichte ei-

ner Bewegung evangelischer Christen anhand von Archivquellen], Středokluky 1998, 

u.v.a. 
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ven Laien gebildet wurde, und zwar überproportional im Verhältnis zu anderen im 

Rahmen der Charta 77 vertretenen gesellschaftlichen Gruppen – paradoxerweise ähn-

lich überproportional wie die ehemaligen Reformkommunisten. Die Christen, welche 

die Charta 77 unterschrieben, stammten hauptsächlich aus der katholischen bzw. evan-

gelischen Kirche. Aus den Reihen der Tschechoslowakischen Hussitischen Kirche ka-

men erst in den späteren Runden (die erste Runde zählte 242 Signatare) einige Unter-

schriften.
18

 Auch innerhalb der Charta 77 berührten sich einige spezifische bzw. „grup-

penspezifische“ und „gruppendynamische“ Loyalitäten: die ausgehandelte und austa-

rierte Einheitslinie des Dissidentenflügels (mit seinen drei Sprechern) sowie die Loya-

litäten der ziemlich divergierenden Gesinnungsflügel, die bei weitem nicht mit den 

üblichen Abgrenzungen der drei Hauptströmungen („reformsozialistisch“, „bürgerlich-

liberal“ und „christlich“) im Rahmen der Charta 77 deckungsgleich waren.
19

  

Die kurz skizzierte Liste der wichtigsten Faktoren und Institutionen ist keinesfalls 

vollständig und deutet lediglich die vielfältigen Felder der Loyalitäten im tschechi-

schen christlichen Milieu in der Ära des kommunistischen Staatssozialismus an. Ihre 

Artikulationen und Ausdrucksformen in foro externo sollten eben mit Kenntnis bzw. 

unter Berücksichtigung dieses Rasters interpretiert werden. Dies scheint auch bei der 

Beurteilung von stets brisanten Themen, z.B. bei der Bewertung derjenigen kirchli-

chen Repräsentanten bzw. Geistlichen, die in dem StB-Aktenmaterial in diversen Zu-

sammenhängen und in verschiedenen Positionen und Rollen auftauchen, von großer 

Wichtigkeit zu sein. Die kritische Auswertung und Zuordnung dieser Quellen zu dem 

Gesamtkomplex des Archivguts der staatssozialistischen Periode ist conditio sine qua 
non (auch) für die ergiebige Analyse der Loyalitäten. Dies war leider bei zahlreichen 

Vorstudien nicht immer der Fall. Auch hier sollte man die individuellen Geschichten 

und Schicksale in Zusammenspiel und Kombination mit den verschiedenen endoge-

nen und exogenen Einflüssen verfolgen. Dabei handelt es sich um Einflüsse, die 

menschliche Charaktere (miss)bildeten, die alte Loyalitäten destruierten und durch 

neue ersetzten.  

Es überraschte die interessierte Öffentlichkeit dennoch, dass im Vergleich mit frü-

heren skeptischen Erwartungen die Durchdringung der Strukturen der Amtskirche 

durch direkte StB-Mitarbeiter (d.h. durch schriftlich verpflichtete Agenten, Vertrau-

ensleute und informelle Mitarbeiter) relativ niedrig war. So gab es z.B. in der katho-

lischen Diözese Leitmeritz (Litoměřice) zum 17. November 1989 nur zehn von ins-

gesamt 151 Priestern, die sich als „aktive“ Mitarbeiter des StB (wobei ihre „Aktivität“ 

manchmal ziemlich diskutabel erschien) betätigten; die rozpracované spisy [„in Ar-

                                                 
18

  Charta 77 – 1977-1989. Od morální k demokratické revoluci. Dokumentace [Von der mo-

ralischen zur demokratischen Revolution. Eine Dokumentation], hrsg. von VILÉM PREČAN, 

Scheinfeld/Schwarzenberg, Bratislava 1990, S. 9-13, hier S. 13. 
19

  Bereits ein Jahr nach der Veröffentlichung der Charta 77 vermittelte der nach Österreich 

„zwangsausgesiedelte“ Mitverfasser der Charta, das ehemalige Politbüromitglied Zdeněk 

Mlynář, der westlichen akademischen Öffentlichkeit seine Sichtweise der spürbaren ideo-

logischen und politischen Fragmentarisierung innerhalb der tschechoslowakischen Men-

schenrechtsbewegung, vgl. ZDENĚK MLYNÁŘ: Ideologische und politische Richtungen in-

nerhalb der Bürgerrechtsbewegung in der heutigen Tschechoslowakei, Köln 1978. 
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beit befindliche“ Akten] betrafen jedoch trotzdem in verschiedenen Formen zwei Drittel 

des Personalstands der Diözese. In nicht seltenen Fällen kann man sie heute als aussa-

gekräftige Belege der persönlichen Integrität und ununterbrochenen Loyalität – hier in 

der Tat im Sinne von Treue – gegenüber der Kirche betrachten. Die aprioristisch ne-

gativen Erwartungen vor Öffnung der entsprechenden Archive waren also nicht rea-

listisch angesetzt.
20

  

Das betrifft auch – um ein anderes spektakuläres Beispiel zu nennen – die einzige 

damals zugelassene Fakultät für katholische Theologie in den böhmischen Ländern, 

die Cyrilometodějská bohoslovecká fakulta [Kyrill und Method-Fakultät für katholi-

sche Theologie] in Prag/Leitmeritz, an der von den insgesamt 79 Lehrenden im Zeit-

raum von 1950 bis 1989 nur 13 Personen (nach einem Gerichtsurteil nur 12) StB-Mit-

arbeiter tätig gewesen waren.
21

 Doch wie wir aus anderen Kontexten wissen, stand die 

Intensität der Zusammenarbeit mit dem StB in keinem Verhältnis zur tatsächlichen 

„Beherrschung“ der Fakultät durch regimetreue bzw. regimekonforme akademische 

Kräfte, die sich zum Beispiel in den frühen 1980er Jahren fast ausschließlich aus dem 

Reservoir der von Rom im Jahre 1982 verbotenen Priestervereinigung Pacem in terris 

speisten.
22

 

Im Schatten der bisherigen Forschung stehen bisher die Laien – das „einfache“ 

Kirchenvolk. Mit ihnen befassen sich fast ausschließlich religionssoziologische Ab-

handlungen bzw. Arbeiten, die sich auf die Geschichte der Religionssoziologie (im 

breitesten Sinne, d.h. auch unter Einbeziehung der quasi-religionssoziologischen Be-

reiche des sogenannten Wissenschaftlichen Atheismus) konzentrieren.
23

 Generell lässt 

sich sagen, dass die Loyalitätsbezüge der Laien unterschiedlich strukturiert waren und 

auch ihr Widerstand gegenüber der kommunistischen Macht – bis auf Ausnahmen – 

nicht spektakulär gewesen war: Er hat sich oft schon darin erschöpft, dass sich die El-

tern auf das demütigende Prozedere des offiziellen Anmeldungsverfahrens zum Reli-

gionsunterricht einließen (und auf die daraus resultierende Diskriminierung der eige-

                                                 
20

  JIŘÍ PLACHÝ: „Rozpracování“ duchovních litoměřické diecéze Státní bezpečností [Die „Be-

arbeitung“ der Geistlichen der Diozese Leitmeritz], in: Securitas Imperii 11 (2005), S. 5-

90, hier S. 6-7, S. 22-27. 
21

  Ebenda, S. 6, S. 26-27, S. 18-19, S. 82-88; VOJTĚCH NOVOTNÝ: Katolická teologická fakul-

ta 1939-1990. Prolegomena k dějinám české katolické teologie druhé poloviny 20. Století 

[Die Katholische Theologische Fakultät 1939-1990. Prolegomena zur Geschichte der tsche-

chischen katholischen Theologie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts], Praha 2007, 

S. 426-431, hier S. 427. 
22

  Zum Verbot der Organisation Pacem in terris vgl. CUHRA, Dekret Quidam episcopi (wie 

Anm. 14). 
23

  ZDENĚK R. NEŠPOR: Česká sociologie náboţenství v letech 1948-1989 [Tschechische Reli-

gionssoziologie in den Jahren 1948-1989], in: Sociologický časopis/Czech Sociological Re-

view 43 (2007), 4, S. 675-698. Siehe auch DERS.: (Ne)náboţenské naděje intelektuálů. Vý-

voj české sociologie náboţenství v mezinárodním a interdisciplinárním kontextu [Die reli-

giösen und nichtreligiösen Hoffnungen der Intellektuellen. Die Entwicklung der tschechi-

schen Religionssoziologie im internationalen und interdisziplinären Kontext], Praha 2008, 

S. 280-350. 
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nen Kinder). Jegliche anderen Formen von Religionsunterricht waren übrigens nicht 

gestattet bzw. wurden streng verfolgt und bestraft. Sie äußerten somit – aus ihrer 

Sicht – Treue zu Gott, maximale Loyalität gegenüber der schikanierten Kirche, mini-

male Loyalität gegenüber dem Staat (sie akzeptierten das staatliche Prozedere und 

versuchten nicht, es zu umgehen) und seiner Politik der „wissenschaftlich-atheisti-

schen Erziehung“, aber vor allem Treue ihrem eigenen Gewissen bzw. den durch die 

vorherigen Generationen geformten Traditionen gegenüber. Aber auch diese Men-

schen beeinflussten – auf paradoxe Weise – die Herrschenden. Obwohl Struktur und 

Situation ihres Lebens durch die obrigkeitsstaatliche Macht „durchherrscht“ waren 

und sie deren Gesetzen unterlagen, setzten sie doch durch ihre alljährliche Entschei-

dung für den Religionsunterricht (die entsprechende Anmeldung beider Elternteile 

musste jedes Jahr erneuert werden) dieser Macht in einem wichtigen Lebensbereich 

Grenzen. Zwar wurde der schulische Religionsunterricht mit unterschiedlicher Inten-

sität unterdrückt, jedoch – im Unterschied zur Sowjetunion – nie offiziell verboten.
24

  

  

 

Loyalitätskonflikte: Offizielle kirchliche Reaktionen auf die Charta 77 
 

Die Erschütterungen der Loyalitätsachsen, die sich im „langen“ Regime bereits stabi-

lisiert hatten, und die damit verbundenen Verschiebungen der Grenzen der Diktatur in 

Bezug auf die relativ autonomen Institutionen, wie die Kirche eine war, lassen sich 

hauptsächlich an historischen Umbrüchen zeigen. Diese brachten das Bedürfnis nach 

einer erneuten bzw. wiederholten Demonstration der alten Loyalitäten bzw. nach ei-

ner Ergänzung mit sich.
25

 Eine solche Bruchstelle (in vielerlei Hinsicht eher ein Wen-

depunkt) war unbestritten das Jahr 1977, in dem die Gründungserklärung der Charta 

77 veröffentlicht wurde. Mit ihr war eine bis dahin präzedenzlose Bewegung zum 

Schutz der Bürger- und Menschenrechte in der Tschechoslowakei verbunden.
26

 Die 

                                                 
24

  MARKÉTA JANČAROVÁ: Právní úprava výuky náboţenství v českých zemích v 19. a 20. 

století [Rechtliche Regelungen des Religionsunterrichts in den böhmischen Ländern im 19. 

und 20. Jahrhundert], in: Revue církevního práva 39 (2008), 1, S. 21-58, hier S. 47-52. 

Eine umfangreiche historisch-pädagogische Arbeit zum Religionsunterricht in der Tsche-

choslowakei in den Jahren 1948-1989 bereitet Olga Burdová vor. 
25

  „Die Grenzen der Diktatur“ werden hier im Sinne von Thomas Lindenberger aufgefasst. 

Vgl. z.B. THOMAS LINDENBERGER: Everyday History: New Approaches to the History of 

the Post-War Germanies, in: The Divided Past: Rewriting Post-War German History, hrsg. 

von CHRISTOPH KLESSMANN, Oxford, New York 2001, S. 43-67. 
26

  PREČAN (wie Anm. 18), S. 9-13, 489-514. Die wichtigsten Texte zu den Aktivitäten der 

Christen im Rahmen der Charta 77 gab er noch im Exil heraus. Vgl. DERS.: Křesťané a 

Charta 77 [Die Christen und die Charta 77], München 1980; vgl. auch: Die Kirchen in der 

ČSSR und die Menschenrechtsbewegung „Charta 77“. Dokumente, Briefe und Stellung-

nahmen der Evangelischen Kirche der Böhmischen Brüder, hrsg. von INGEBORG GOLLERT, 

Berlin (West) 1978; JAROSLAV CUHRA: Kam nás to vede. Křesťané a počátky Charty 77 

[Wohin treiben wir. Die Christen und die Anfänge der Charta 77], in: Dějiny a současnost 

2 (2007), S. 34-36. 
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Mehrheit der früheren offiziellen Erklärungen der christlichen Kirchen hatten zuvor 

bloßen Routinecharakter und wurden immer bei regelmäßigen, sich wiederholenden 

Gelegenheiten (staatlichen Feiertagen, Wahlen in die Vertretungskörperschaften aller 

Stufen, Grußbotschaften bei verschiedenen Versammlungen gesamtstaatlichen Cha-

rakters usw.) vorgetragen, wobei sich das Maß ihrer „Proregime-Einstellung“ – als 

Ausdruck unterschiedlich dosierter Loyalität – meistens in Abhängigkeit von der Stär-

ke des äußeren politischen Drucks unterschied.
27

 

Dieser war allerdings im Zusammenhang mit der massiven, durch das Regime or-

ganisierten Kritik an der Charta 77 und ihren Unterzeichnern unerwartet stark und 

führte zum eifrigen Verfassen verurteilender Deklarationen – der sogenannten „Anti-

chartas“. Die größte Bekanntheit erreichte der Aufruf „Für neue schöpferische Taten 

im Namen des Sozialismus und des Friedens“, der aus einem am 28. Januar 1977 im 

Prager Nationaltheater inszenierten Treffen von Schriftstellern, Schauspielern sowie 

bildenden und anderen Künstlern hervorging.
28

 Auch die Vertreter der Kirchen wur-

den gezwungen, zu den Informationen der Rudé Právo [Rotes Recht] über das Pam-

phlet, „das die sozialistische Gesellschaft beschmutzt“, Stellung zu nehmen.
29

 (Der 

Text der Charta 77 wurde niemals veröffentlicht, die Menschen und Institutionen soll-

ten sich eigentlich nur zu den offiziellen Informationen der Tageszeitung der kommu-

nistischen Partei Rudé Právo zu diesem Dokument äußern.) Die wahrscheinlich „lo-

yalste“ und gegenüber dem Regime devoteste Position (teilweise übernommen aus 

dem erwähnten Artikel in der Rudé Právo) enthielt die Erklärung des Patriarchen der 

CČSH, Dr. Miroslav Novák, der diese – symbolisch – nach seiner Rückkehr aus Mos-

kau vom sogenannten Forum der Friedenskräfte abgab.
30

 

Mit Bezug auf den Kirchenkongress aus dem Jahr 1946, der „abgestimmt hatte, 

dass wir mithelfen wollen auf dem Weg der Heimat zum Sozialismus“, drückte er sei-

ne Überzeugung aus, „dass alle Mitglieder der Kirche ihren Platz in der sozialisti-

schen Gesellschaft kennen, die sog. Charta 77 verurteilen und nicht billigen, dass je-

mand usurpatorisch die Religion für seine unlauteren Ziele missbraucht“
31

. Von ei-

                                                 
27  Ein typisches Beispiel sind die Aufrufe bzw. auch die (offiziellen) Hirtenbriefe der katholi-

schen Bischöfe und Ordinarien, die zur Unterstützung der Einheitslisten der Nationalen 

Front bei den Wahlen zu den Vertretungskörperschaften auffordern und die sich trotz un-

terschiedlicher Veröffentlichungsdaten (hier im Jahr 1964, 1971, 1976 und 1986) unterein-

ander inhaltlich und formal praktisch nicht unterscheiden. Sie erwecken somit den Ein-

druck einer vollkommen „zeitlosen“ staatssozialistischen Ära. Vgl. Pastýřské listy 1945-

2000. Arcidiecéze praţská [Hirtenbriefe 1945-2000. Erzbistum Prag], hrsg. von ALEŠ OPATR-

NÝ, Kostelní Vydří 2003, S. 116-117, 226-227, 292-293, 392-393, 477. 
28

  Später, am 5.02.1977, schloss sich dem Aufruf aus dem Nationaltheater – auf einer Ver-

sammlung, die im Theater der Musik stattfand und auf der Karel Gott und Eva Pilarová die 

Hauptreden hielten – auch die sogenannte leichte Muse an. Vgl. Anticharta, hrsg. von VIK-

TOR KARLÍK und TEREZIE POKORNÁ, Praha 2002, S. 7-13. 
29

  Ztroskotanci a samozvanci [Die Gestrandeten und Usurpatoren], in: Rudé právo vom 

12.01.1977; vgl. PREČAN (wie Anm. 20), S. 23-31. 
30

  Český zápas, Nr. 5 vom 30.01.1977 
31

  Ebenda. 
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nem ähnlichen Geist wurden auch die Standpunkte des Zentralrats der CČSH, einzel-

ner Diözesanbischöfe dieser Kirche oder die Erklärungen der Mitarbeiter der Husova 

československá bohoslovecká fakulta [Hus-Fakultät für tschechoslowakische hussiti-

sche Theologie] getragen.
32

 Auch die Erklärungen der römisch-katholischen Bischöfe 

und Ordinarien, verkündet am 17. Januar 1977, distanzierten sich von der Charta 77: 

„Ruhig verteidigen wir unseren Platz in dieser Gesellschaft und wir brauchen dazu 

keine äußeren Initiativen […]. Wir wollen, dass das absolut klar ist. Deshalb erklären 

wir, die römisch-katholischen Ordinarien der ČSR, und zwar mit Nachdruck, dass wir 

nicht Unterzeichner dieser Charta sind […].“
33

 Hiermit sollte gleichzeitig zu einer Be-

grenzung der Schäden beigetragen werden, die der Kirche angeblich aufgrund der Un-

terschrift der Charta 77 durch einige Geistliche und aktive katholische Laien (Josef 

Zvěřina, Václav Malý, Radim Palouš, Václav Benda, Dana Němcová, Marie Rút 

Kříţková und andere) entstanden waren. Es lässt sich allerdings kaum übersehen, dass 

sich die Erklärung der Ordinarien nur im Namen ihres engeren Kreises distanzierte 

(„Wir erklären, […] dass wir [Wir Ordinarien!] nicht Unterzeichner dieser Charta 

sind.“).
34

  

Der Synodalrat der ČCE stellte in seiner Erklärung vom 13. Januar 1977 sehr zu-

rückhaltend fest, dass „er den Inhalt dieser Erklärung nicht kenne. Keiner seiner Mit-

glieder und auch niemand der anderen Funktionäre sei um die Unterschrift gebeten 

worden und niemand habe die Erklärung unterschrieben“
35

. Auch hier deutet die Be-

tonung der Amtsträger der Kirche eine gewisse Limitiertheit dieser Erklärung an, die 

nicht verdecken konnte, dass die Charta 77 von einer Reihe von bedeutenden evange-

lischen Geistlichen und anderen Kirchenmitgliedern unterschrieben worden war (Al-

fréd Kocáb, Jakub Trojan, Jan Dus, Miloš Rejchrt, Boţena Komárková und andere). 

Es scheint, dass sich der damalige Konflikt der Loyalitäten – mit der sicher breitesten 

Skala von Reaktionen im Rahmen einer Kirche, die sich trotz der Gleichschaltungs-

versuche ihre funktionierenden demokratischen, presbyterianisch-synodalen Struktu-

                                                 
32

  Český zápas, Nr. 4 vom 23.01.1977 und Nr. 6 vom 6.02.1977.  
33

  Anticharta (wie Anm. 28), S. 21; Lidová demokracie vom 17.01.1977. 
34

  Deutsche Übersetzung dieser Erklärung in: Kardinál Tomášek: Zeugnisse über einen be-

hutsamen Bischof und einen tapferen Kardinal, hrsg. von JAN HARTMANN u.a., Leipzig 

1994, S. 72-80. Zur Interpretation dieser Erklärung (sowie auch der parallel veröffentlich-

ten, gegenüber dem Regime viel konformeren Stellungnahme der slowakischen Bischöfe 

und Ordinarien) siehe zuletzt JAROSLAV CUHRA: Staat und Kirchen in der Tschechoslowa-

kei, in: Handbuch der Religions- und Kirchengeschichte (wie Anm. 16), S. 555-616, hier 

S. 590-591. 
35  In der Paraphrase dieses Textes durch die Tschechoslowakische Presseagentur reagierte der 

Synodalrat allerdings angeblich auf das „verleumderische Pamphlet“ Charta 77, was eine 

offensichtliche Bedeutungsverschiebung war: Eine solche Formulierung findet sich in der 

eigenen Erklärung des Synodalrats nicht. Zu dieser und weiteren Erklärungen und Haltun-

gen der Führung der ČCE vgl. Ústřední církevní archiv Českobratrské církve evangelické 

v Praze [Zentrales Kirchenarchiv der Evangelischen Kirche der Böhmischen Brüder in 

Prag] (weiter ÚA ČCE), ein Konvolut von Akten unterschiedlicher Herkunft mit dem Titel 

Krizové období (1974-1977) [Krisenzeiten (1974-1977)]. 
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ren bewahrte – gerade anhand der ČCE erkennen lässt, also anhand jener Kirche, die 

dem damaligen Regime (wenigstens aus dessen Sicht) die meisten Probleme bereitete 

und die auch aus der Sicht von „innen“ seit Anfang der 1970er Jahre in großem Maße 

über der Frage zerstritten war, welche Haltung sie in der beklemmenden Normalisie-

rungsrealität einnehmen sollte.  

Bereits seit dem Ende des Jahres 1971, als einige evangelische Persönlichkeiten 

zum Boykott der Parlamentswahlen im November aufriefen, war die Kirchenführung 

Drohungen seitens des Staates ausgesetzt: Die Führung sollte auf administrativem We-

ge abgesetzt und gegen die Kirche „hart durchgegriffen“ werden. Schließlich distan-

zierte sich der Synodalrat von seinen kritischen Mitgliedern und stellte zugleich auch 

seine frühere Einstellung zu den öffentlichen Angelegenheiten aus der Reformperiode 

1968/69 in Frage. Dies hatte eine schleichende Spaltung der Kirche zwischen denen, 

die ein gefügiges Verhalten gegenüber den „Normalisierern“ bevorzugten, und jenen, 

die eine kritische und konsequente Haltung verfochten, zur Folge.
36

 Jene gehörten – 

sofern es sich um Geistliche handelte – hauptsächlich zur Gruppe der sogenannten 

Nová orientace, deren Angehörige seit dem Jahr 1971 schrittweise die staatliche Zu-

lassung zur Ausübung geistlicher Tätigkeiten verloren hatten (Jakub Trojan, Miloš 

Rejchrt, Alfréd Kocáb) oder sogar in inszenierten Prozessen verurteilt worden waren 

(Jaromír Dus, Jan Z. Dus, Vlastimil Sláma).
37

 Zu ihrer Unterstützung erschien im Fe-

bruar 1974 eine Petition von 22 Studenten der Komenského evangelická bohoslovecká 
fakulta [Comenius-Fakultät für evangelische Theologie in Prag] – eine Initiative, die 

den Staat auch an andere frühere studentische „Provokationen“ an dieser Fakultät er-

innerte. Im Jahr 1972 hatte man sogar über ihre Schließung bzw. ihre Zusammenle-

gung mit der politisch weniger problematischen Hus-Fakultät für tschechoslowaki-

sche hussitische Theologie nachgedacht. 

Die Staatsverwaltung verlangte erneut eine Verurteilung dieser Initiative von Sei-

ten der Kirchenführung und der Fakultät. Der scheinbare Kompromiss, d.h. der Aus-

                                                 
36  Natürlich überwog ihr Blick auf das Vorgehen der damaligen „mehrheitlichen“ Führung 

der ČCE nach dem Jahr 1989 und projizierte sich auch auf die ausländische Rezeption die-

ser Periode der Geschichte der evangelischen Kirchen in den böhmischen Ländern. Vgl. 

KATHARINA KUNTER: Die evangelischen Kirchen, in: Handbuch der Religions- und Kir-

chengeschichte (wie Anm. 16), S. 727-740, hier S. 736-738.  
37  Mit der Analyse der Periode 1945-1989 beschäftigt sich die innerkirchliche Komise pro 

zkoumání dějin Českobratrské církve evangelické 1945-1989 [Kommission zur Untersu-

chung der Geschichte der Evangelischen Kirche der Böhmischen Brüder 1945-1989]. Es ist 

möglich, sich über ihre vorläufigen Fortschritte mit Hilfe einer Reihe von Artikeln unter 

dem Titel „Minulost ještě ţivá“ [Die Vergangenheit lebt noch] von PETER MORÉE in der 

evangelischen Monatsschrift Český bratr [Tschechischer Bruder] zu informieren. Vgl. z.B. 

zu dem erwähnten Beginn der Krise in der Evangelischen Kirche nach 1971: PETER MO-

RÉE: Začátek rozdělení CČE. Synodní radu zachvacuje panika [Der Anfang der Spaltung 

der ČCE. Panik ergreift den Synodalrat], in: Český bratr 84 (2008), 5, S. 12-13; DERS.: Lze 

důvěřovat státní správě? Evangeličtí fáráři ztrácejí souhlasy [Kann man der Staatsverwal-

tung trauen? Evangelische Pfarrer verlieren die Zulassungen], in: Český bratr 84 (2008), 9, 

S. 10-11. 
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schluss von „lediglich“ fünf Unterzeichnern vom Studium und die Annahme des „5-

Punkte-Programms“ der Fakultät, das die Loyalität gegenüber der Staatsmacht beton-

te, vertiefte die Konflikte in der Kirche. War es noch möglich, diese in den zentralen 

Gremien der Kirche (Synodalrat, Synodalvertretung) zu überdecken, so war es das auf 

den relativ demokratisch delegierten Kirchensynoden nicht mehr: Sie waren zwar in 

der Regel einer Meinung mit der Führung der Kirche, scheuten sich aber nicht, durch-

aus kritische und manchmal sehr dramatische Diskussionen (vor denen sich allerdings 

die Staatsverwaltung auch sehr fürchtete) zu führen.
38

 

Die erwähnte Stellungnahme des Synodalrats der ČCE zur Charta 77 war, vor al-

lem im Vergleich mit denen der anderen Kirchen, die nüchternste. Der Synodalrat er-

innerte darin u.a. auch – mit Blick auf die kircheninternen Kritiker – daran, dass „wir 

uns auch bei häufigen Verhandlungen mit den Vertretern der staatlichen Verwaltung 

über Dinge, die eine Klarstellung benötigen, [auf geltende Gesetze] berufen“
39

. In 

Vorahnung weiterer neuer Forderungen, die die Loyalität gegenüber dem Regime de-

monstrieren sollten, konstatierte der Synodalrat, dass er seine „positive Haltung zu 

unserer Nation, Staat und Ordnung gemeinsam mit den Vertretern der anderen Kir-

chen in den vergangenen Monaten bereits mehrfach formuliert habe“
40

. Dies schien 

jedoch nicht gereicht zu haben. Infolge der sich steigernden Kampagne gegen die 

Charta 77 und ihre Unterzeichner erzwang die Staatsverwaltung auch eine Erklärung 

eines breiteren zentralen Kirchengremiums – der synodní zastupitelstvo [Synodalver-

tretung]. 

Der ursprüngliche Entwurf des Textes wurde mit den Repräsentanten der einzel-

nen Seniorate beraten, jedoch lehnte ihn die Staatsverwaltung ab, da er ihr zu maßvoll 

und unkonkret war. Auch deshalb ist es nötig, die Schlussresolution der Synodalver-

tretung vom 20. März 1977, die an alle Kirchenkörperschaften verschickt worden 

                                                 
38  DERS.: Jak umlčet ticho. Události na fakultě v lednu a únoru r. 1972 [Wie die Stille zum 

Schweigen zu bringen ist. Die Ereignisse an der Fakultät im Januar und Februar 1972], in: 

Český bratr 84 (2008), 6, S. 12-13; DERS.: Normalizační teologie nastupuje. Jak dopadla 

solidarita studentů s faráři bez souhlasu? [Die Normalisierungstheologie tritt an. Wie äu-

ßerte sich die Solidarität der Studenten gegenüber den Pfarrern ohne Zulassung?], in: Če-

ský bratr 84 (2008), 10, S. 12-13; DERS.: Kolika pánům lze slouţit? 1975: SPVC [Sekreta-

riát pro věci církevní, Sekretariat für kirchliche Angelegenheiten] čekal na ujasnění postoje 

církve [Wie vielen Herren kann man dienen? 1975: Das SPVC wartete auf eine Klärung 

der Stellung der Kirche], in: Český bratr 84 (2008), 11, S. 14-15. Allerdings zeigen schon 

alleine die Titel von einigen Artikeln Morées eine etwas schwarz-weiße Sicht, so z.B. im 

Zusammenhang mit dem vorgeblichen „Antritt der Normalisierungstheologie“. Obwohl es 

möglich ist, die Mehrheit der Professoren der ehemaligen Comenius-Fakultät für evangeli-

sche Theologie (sie blieben zum größten Teil auch nach dem Jahr 1989 an der Fakultät) als 

konforme, dem Regime gegenüber in verschiedenem Maße (auch in verschiedenem Maße 

der Abhängigkeiten) loyale Personen zu sehen, lassen sich diese Fakultät (im übrigen wis-

senschaftlich die renommierteste in der damaligen Tschechoslowakei) und die von ihr tra-

dierte Theologie schlichtweg nicht als „normalisiert“ bezeichnen. 
39

  ÚA ČCE, Krizové období (wie Anm. 35). Stellungnahme des Synodalrats der ČCE vom 

13.01.1977.  
40

  Ebenda. Erklärung der Synodalvertretung vom 20.03.1977 (Originalentwurf, Endfassung).  
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war, im Kontext einer scharfen Hasskampagne und vieler Drohungen sowie eines 

vom Regime organisierten Druckes auf die Führung der Kirche, vor allem auf den 

damaligen Synodalsenior Václav Kejř und den Synodalkurator František Škarvan, zu 

betrachten. In Bezug auf die Kritiker aus den eigenen Reihen erinnerte die Synodal-

vertretung daran, dass „es der Kirche in diesem Staat nicht um den Erwerb von 

Machtpositionen, sondern um einen Raum geht, das Evangelium zu verkündigen und 

danach zu leben […]. Manche sehen einen anderen Weg als die Kirchenführung und 

haben sich daher der Charta 77 angeschlossen“
41

. 

Die Distanzierung von solchen Kirchenmitgliedern war im Text viel schwächer, 

als sie sich die Staatsverwaltung vorgestellt hatte. Die Vertretung hatte nur nebulös 

erklärt, sie fände es „unpassend, die Berufung der Kirche durch beliebige andere Tä-

tigkeiten zu ersetzen“, und rufe die Mitglieder der Kirche auf, „sich jeglicher antige-

sellschaftlicher [im ursprünglichen Entwurf: öffentlicher] Aktionen zu enthalten“
42

. 

Die Synodalvertretung bat den Synodalrat, die Unterzeichner der Charta 77, die aus 

dem Kirchenrat stammten, einzuladen und ihnen diesen Standpunkt zu erklären – zu-

gleich sei „eindringlich vor jeglicher politischer Tätigkeit zu mahnen und zu war-

nen“.
43

 In seiner Rede auf der Sitzung des Synodalrats, die er pathetisch „Testament“ 

genannt hatte (in der damaligen Situation wollte er nämlich wiederholt von seinen 

Funktionen zurücktreten), ließ der Synodensenior Václav Kejř allerdings auch kriti-

sche Töne gegenüber der staatlichen Kirchenpolitik anklingen. Konkret bezog er sich 

dabei auf einige militant atheistische Äußerungen auf der letzten Sitzung des Zentral-

komitees der Komunistická strana Československa [Kommunistische Partei der Tsche-

choslowakei; KSČ]: „Wir werden nicht gegen sie polemisieren, sondern es als Auf-

forderung zur Buße und zum Nachdenken über unsere Berufung […] annehmen. Uns 

als Kirche geht es nicht um Privilegien oder gar um Macht. Uns geht es um generellen 

Respekt der Gesetze.“
44

 

In der nachfolgenden Periode äußerten sich einzelne Seniorate in sehr interessan-

ter und differenzierter Art zu den Motiven, aus denen manche Geistlichen und Gläu-

bigen die Charta 77 unterschrieben hatten. Einige betonten in ihrer Verteidigung „die 

subjektiv redlichen Absichten“ der Unterzeichner (Seniorat Jablonec nad Nisou), an-

dere berücksichtigten den Faktor eines scharfen Generationenunterschieds in der Kir-

che, wobei einige junge Geistliche – konkret Zdeněk Bárta – angeblich unter dem 

Einfluss von Unerfahrenheit und dem „Messianismus junger Leute“ gestanden (Se-

niorat Ústí nad Labem) oder ihre „übermäßige Politisierung“ mit mangelhaftem Ein-

satz in der Kirchenverwaltung verbunden hätten (Seniorat Lysá nad Labem). Zur glei-

chen Zeit wendeten sich auch die Unterzeichner der Charta 77 an den Synodalrat und 

bemühten sich, ihm die Beweggründe für ihre Unterschrift  und damit auch ihren „Lo-

yalitätskonflikt“ zu erklären. So betonte z.B. der Vikar Pavel Hlaváč seinen Gehor-

                                                 
41

  Ebenda. Die durch den Autor kursiv markierte Stelle gab es im Originalentwurf nicht.   
42

  Ebenda. 
43

  Ebenda. 
44

  Ebenda. Referat des Synodenseniors Dr. Václav Kejř vor der Synodalvertretung am 

20.03.1977, vervielfältigt.  
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sam und seine Loyalität gegenüber der heiligen Schrift, ein anderer Geistlicher – Vo-

jen Syrovátka – teilte der Kirchenführung mit, dass „[…] ihn zur Unterschrift der 

Charta 77 hauptsächlich ihr moralischer Inhalt bewegt“ habe.
45

  

Bohdan Pivoňka zitierte mit Verweis auf Röm 13,8, dass „das Verhältnis der Lie-

be nicht nur zu Gott, sondern auch zu den Nächsten in der Schrift immer Priorität vor 

den Beziehungen auf der institutionellen Ebene“ habe. In seiner Tat entdeckte er al-

lerdings keine „politische Aktion, sondern einen alternativen Dienst für die Gesell-

schaft und die Institution Kirche“ und gab gleichzeitig eine bündige exegetische An-

merkung: „Dem Kaiser gehört, was seines ist: nicht mehr.“
46

 Zdeněk Bárta (auch nach 

dem Jahr 1989 eindrucksvoll politisch tätig) fasste seine Motive zur Unterschrift wie 

folgt zusammen, wobei er sich abermals auf eine Reihe von biblischen Stellen und 

vor allem auf die bestehenden „Grundsätze der evangelischen Kirche der böhmischen 

Brüder“ aus dem Jahr 1968 berief:  

„Ein Christ ist mehr als andere Bürger für die Reinheit der Rechtsordnung und für eine Wie-

derherstellung der Gerechtigkeit verantwortlich. In seinen bürgerlichen Funktionen setzt er 

sich für das vollkommenere Recht und Gerechtigkeit für jeden ein. Seine Verantwortung 

nutzt er jedoch so, dass es nicht zu einem gewaltsamen Bruch des Rechts durch einen Auf-

stand oder eine Revolution kommt.“
47

  

Aber gerade auf dem Boden der ČCE sollte die Diskussion über die Charta 77 eine 

weitere dramatische Fortsetzung haben. Am 22. April 1977 gab der Sprecher der Char-

ta 77, Jiří Hájek, das Dokument Nr. 9 – „Religiöse Rechte und Freiheiten in der 

Tschechoslowakei“ – heraus, welches sich schnell als Kopie vornehmlich im kirchli-

chen Umfeld verbreitete. Sehr anschaulich bewies es den Widerspruch zwischen der 

Freiheit des Glaubensbekenntnisses, die in der gültigen tschechoslowakischen Verfas-

sung und in internationalen Abkommen über die Bürger- und Menschenrechte veran-

kert war, und der damaligen bleiernen Realität.
48

 31 Mitglieder der ČCE (Geistliche 

und Laien) sandten am 7. Mai 1977 einen Brief an die Föderalversammlung, in dem 

sie das damalige tschechoslowakische Parlament u.a. zu einer Konkretisierung der 

Auslegung einiger gültiger gesetzlicher Verordnungen „im Geiste des Respekts ge-

genüber dem Bekenntnis und der Überzeugung der Bürger“ (z.B. des Artikels 32 der 

                                                 
45

  Ebenda. Korrespondenz des Synodalrats mit den Charta 77-Signataren aus den Reihen der 

Geistlichen der ČCE (nach 5.04.1977).  
46

  Ebenda. 
47

  Ebenda. Bártas Begründungen waren direkte Zitate aus dem neueren theologischen Grund-

satzdokument der tschechischen evangelischen Christen, das Josef L. Hromádka im Auf-

trag der 14. Synode der ČCE in Zusammenarbeit mit der „Kommission für die neue Glau-

bensverkündigung“ ausarbeitete. Vgl. JOSEF LUKL HROMÁDKA (und Kollektiv): Zásady 

Českobratrské církve evangelické [Grundsätze der Evangelischen Kirche der Böhmischen 

Brüder], Praha 1968, S. 88-89. Die „Grundsätze“ deklarieren im Übrigen in dieser Passage 

auch, dass „[…] ein empfindliches rechtliches Gewissen, ständig durch das Evangelium ge-

reinigt, auch einen revolutionären Aufstand zulässt, falls Recht, Gerechtigkeit und Mensch-

lichkeit dauerhaft durch Egoismus und Tyrannei der unbelehrbaren Herrscher zerstört wer-

den“. Ebenda, S. 88. 
48

  PREČAN (wie Anm. 18), S. 208-211. 
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tschechoslowakischen Verfassung über das freie Glaubensbekenntnis sowie des Kir-

chengesetzes Nr. 218/1949) aufforderten.  

Kurz gesagt handelte es sich um nichts anderes als um eine höflich formulierte 

Gesetzesinitiative einer Gruppe gläubiger (und angeblich gleichberechtigter) Bürger 

der Tschechoslowakei. Die neue Platforma 31 (Plattform der 31) war in dieser Situa-

tion u.a. auch deswegen interessant, weil sie nicht nur die Geistlichen ohne staatliche 

Zulassung bzw. die evangelischen Unterzeichner der Charta 77, sondern auch einige 

Geistliche aus dem aktiven Dienst unterschrieben. Der Synodalsenior wurde über 

diese Initiative vorher informiert und der Synodalrat wurde von den Verfassern sogar 

aufgefordert, sich dem Brief anzuschließen.
49

 Die Staatsverwaltung und auch die Kir-

chenführung interpretierten ihn allerdings übereinstimmend als „evangelischen Nach-

trag zum Nachtrag zur Charta 77“, d.h. zum Dokument der Charta 77 vom 22. April 

1977.  

Schon am 20. April 1977 ersuchte der Synodalsenior Václav Kejř, informiert über 

die Vorbereitungen der unabhängigen evangelischen Initiative, den Theologen Jakub 

Trojan (einen der wichtigsten Repräsentanten der sogenannten Nová orientace), von 

der Versendung des „Briefes der 31“ abzusehen. Der Synodalsenior (damals auch der 

Vorsitzende des Tschechischen Ökumenischen Kirchenrats) warnte erneut, dass er zu-

rücktrete, „sollten diese Aktivitäten nicht nachlassen“. Dies hat er dann tatsächlich am 

12. Mai getan, jedoch nahm der Synodalrat seinen Rücktritt nicht an. Die Staatsver-

waltung entwickelte erneut einen beträchtlichen Druck auf die Kirchenführung, damit 

sie sich von den Unterzeichnern des „Briefs der 31“ nicht nur distanzierte (was an-

fangs ein gangbarer Weg zu sein schien), sondern sie, sofern es sich um Geistliche 

handelte, disziplinarisch bestrafte. Zur Durchsetzung ihrer Ziele nutzte sie auch die 

Comenius-Fakultät für evangelische Theologie, deren Dekan Amedeo Molnár – ein 

anderweitig allgemein bekannter und angesehener Historiker – der Kirche die soge-

nannten „8 Thesen“ mit dem Titel „Zur Situation in der evangelischen Kirche der 

Böhmischen Brüder“ vorlegte.  

Die Fakultät äußerte sich darin erneut zum Wesen der sozialistischen Gesell-

schaftsordnung, welche „die angemessenste Form sei, innerhalb derer es möglich sei, 

sich mit den grundlegenden Problemen des historischen Weges der Menschheit aus-

einanderzusetzen“, und warnte vor denen, die verkündeten, „dass es möglich sei, mit 

dem Provisorium des sozialistischen Systems zu rechnen“
50

, und die so der evangeli-

schen Kirche schadeten und sie schwächten. Im Zusammenhang mit dem „Brief der 

31“ führte die Fakultät aus: „Wir lehnen es ab, irgendwelchen Erpressungsaktionen 

und Intrigen Raum zuzugestehen.“
51

 Diese und auch andere ziemlich opportunistische 

Formulierungen standen im Widerspruch zum grundlegenden Text „Das christliche 

                                                 
49

  ÚA CČE, Krizové období (wie Anm. 35). Der Brief Miloš Rejchrts an den Synodalrat der 

ČCE vom 8.05.1977. 
50

  Ebenda. Thesen der Comenius-Fakultät „K situaci v Českobratrské církvi evangelické“ [Zur 

Situation in der Evangelischen Kirche der Böhmischen Brüder] vom 24.05.1977, verviel-

fältigt. 
51

  Ebenda. 
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Volk und sein Weg“, verschickt als Grundlage der sich nähernden 20. Kirchensynode. 

Dieser war ebenfalls durch die Fakultät ausgearbeitet worden. In ihm wurde pathe-

tisch angekündigt, dass „ein Moment bevorsteht, in dem wir deutlich unser bekenneri-

sches Erbe auslegen müssen“
52

. 

Der Synodalrat gründete daraufhin eine spezielle „Kommission für die Verhandlun-

gen mit den Unterzeichnern der ‚Eingabe der 31‘“. Auf die ursprüngliche Bezeich-

nung „Disziplinarkommission“ wurde allerdings verzichtet; sie bezeichnete sich selbst 

auf ihrer ersten Sitzung am 18. Juli 1977 als „Schiedskommission“. Sie wollte nicht 

so sehr über den Inhalt der fraglichen Eingabe verhandeln, sondern darüber, dass „die 

Unterzeichner gegen den Willen, die Bitte und Warnung des Synodalseniors die Ak-

tion trotzdem verwirklicht haben“
53

. In den Aufzeichnungen der Gespräche mit den 

beschuldigten Geistlichen sind alle ihre Argumente sorgfältig notiert. An ihnen lässt 

sich sehr anschaulich der Konflikt der Loyalitäten demonstrieren. Die Unterzeichner 

betonten durchwegs, dass sie als Bürger gehandelt haben (= Loyalität gegenüber dem 

Staat), dass der Synodalrat ein Verwaltungsorgan der Kirche sei und folglich nicht 

über Gewissenssachen entscheiden könne (= Loyalität gegenüber der Kirche versus 

Loyalität gegenüber dem Gewissen), dass die Eingabe nicht im Widerspruch zu den 

Gesetzen stehe (= Loyalität gegenüber dem Gesetz) und dass der Synodalsenior schon 

im dem Moment hätte zurücktreten müssen, als einer der Studenten von der Fakultät 

ausgeschlossen worden war, weil er während eines akademischen Gottesdienstes für 

die Freilassung seines inhaftierten Bruders gebetet hatte, denn „das Fürbittengebet sei 

durch die Heilige Schrift geboten“ (= Loyalität gegenüber der Heiligen Schrift).
54

 

Die Kommission wies die Unterzeichner schließlich an, dass sie bis zum 5. Sep-

tember 1977 gegenüber ihrer Tat Reue zeigen sollten – „Reue darüber, dass der Syno-

dalsenior durch die Nichtbefolgung der ernsthaften Warnung mit dem ganzen Syno-

dalrat bis an die Grenze des Möglichen geführt worden war, weiter die Verantwor-

tung für die Kirche zu tragen“
55

. Dieser Vorschlag wurde anscheinend anfangs durch 

niemanden offen abgelehnt, später versuchten jedoch einige der Unterzeichner die 

Entschuldigung zu entschärfen.
56

 Schlussendlich formulierten sie ihre Position viel 

entschlossener, und das nicht als Entschuldigung gegenüber dem Synodalrat, sondern 

als Stellungnahme: „Wir erkennen den Synodalrat als höchstes Verwaltungsorgan un-

                                                 
52

  Ebenda. „Kristův lid a jeho cesta“ [Das christliche Volk und sein Weg], versandt durch den 

Synodalrat nach dem 2.06.1977. Die „8 Thesen“ knüpften an diesen Text an und wurden 

den Körperschaften gemeinsam mit ihm zugeschickt. 
53

  Ebenda. Zvláštní komise pro jednání se signatáři Podání 31 [Sonderkommission für die 

Verhandlungen mit den Unterzeichnern der ‚Eingabe der 31‘], Mai – September 1977. 
54

  Ebenda. 
55

  Ebenda. 
56

  Ebenda. Charakteristisch ist die Formulierung: „Wir bedauern, dass der Synodalrat unsere 

Entscheidung so interpretierte, dass er die Verantwortung für die Kirche nicht mehr tragen 

konnte.“ Vgl. auch Zpráva zvláštní komise synodní rady pro jednání se signatáři podání 31 

[Bericht der Sonderkommission des Synodalrats für die Verhandlungen mit den Unter-

zeichnern der Eingabe der 31] (unterzeichnet durch Prof. Jan Ondra), 28.09.1999.  
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serer Kirche an, wir nehmen seine Mitglieder als Brüder in Liebe an und beabsich-

tigen, mit ihnen weitere offene brüderliche Gespräche zu führen.“
57

  

Es ist bezeichnend, dass die ursprüngliche „Disziplinarkommission“ am Ende zu 

keiner Entscheidung kam, wie sie mit dem Ergebnis ihrer Arbeit umgehen sollte. Sie 

empfahl nicht einmal eine konkrete Vorgehensweise, die dann völlig in die Hand des 

Synodalrats überging. Der Vorsitzende der Kommission, Prof. Jan N. Ondra, bemerk-

te nur etwas enigmatisch, dass „das ganze Problem theologisch gelöst werden muss“
58

. 

Der Synodalrat entschloss sich am 29. September 1977 schließlich, abermals nach ei-

ner Intervention der Staatsverwaltung, über einzelne Geistliche (die Laien betraf diese 

Regelung nicht) eine Verwaltungsstrafe zu verhängen – einen Verweis mit einer War-

nung, denn angeblich „brachten sie den Synodalrat in eine Situation, die über die 

Grenze der Erträglichkeit seiner Verantwortung für die Kirchenführung hinausging 

und bei der sie ihre Dienstverpflichtungen überschritten“.
59

  

Die einzelnen Körperschaften wurden über diese Entscheidung ausführlich infor-

miert, wodurch der Streit ein Konflikt innerhalb der gesamten Kirche wurde, und das 

sogar kurz vor der Abhaltung der 20. ordentlichen Synode (d.h. ihres höchsten Or-

gans) vom 20.-22. September 1977. Hier ergingen an die Adresse des Synodalrats 

schwerwiegende Anklagen, z.B. beschuldigte der Synodale P. Tůma ihn, Verhandlungs-

ergebnisse mit der Staatsverwaltung zu verheimlichen, und J. Čapek erklärte, dass 

„die Eingabe der 31 eine Erklärung des Vertrauens zum Sozialistischen Staat war und 

loyal dem Synodalrat gegenüber verfasst wurde“
60

. Wie das Protokoll verzeichnete, 

wurden seine Worte von „starkem Beifall von der Galerie“ begleitet.  

Der diesbezügliche Bericht des Synodalrats (einschließlich der Passage über die 

„Eingabe der 31“ und über seine Verhandlung mit der Staatsverwaltung) wurde nach 

der umfangreichen, für die damaligen Verhältnisse beispiellos demokratischen Dis-

kussion überhaupt nicht verabschiedet, sondern nur zur Kenntnis genommen. Die 

ebenfalls erwähnten „8 Thesen“ der Comenius-Fakultät wurden zur Überarbeitung 

zurückgewiesen. So lässt sich kurz sagen, dass die „Normalisierung“ der größten pro-

testantischen Kirche in den böhmischen Ländern nicht einmal nach den dramatischen 

Ereignissen des Jahres 1977 durchgesetzt werden konnte.
61

 Die innere Spaltung der 

Kirche wurde dann schrittweise überwunden, insbesondere nach dem Jahr 1985: Im 

frühen Perestrojka-Tauwetter äußerte sich die 28. Synode der ČCE bereits im Februar 

1985 kritisch gegenüber der Verfolgung einiger ihrer Geistlichen. Manche von ihnen, 

konkret Alfréd Kocáb und Zdeněk Bárta, erhielten neue kirchliche Aufgaben. (Kocáb 

                                                 
57

  Ebenda. 
58

  Ebenda. 
59

  Ebenda. 
60

  ÚA ČCE, XX. synod Českobratrské církve evangelické (20.-22.10.1977) [Drucksachen 

und Protokolle der 20. Synode der Evangelischen Kirche der Böhmischen Brüder]. 
61

  Ebenda. 
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konnte bereits seit dem Jahr 1983 als behelfsmäßiger Prediger am Rande Prags tätig 

werden.)
62

 

 

 

Fazit 
 

Dieser Exkurs zur Situation in der ČCE stellt den neu positionierten „Konflikt der Lo-

yalitäten“ in Zusammenhang mit der Herausforderung, die die Mobilisierung der Be-

wegungen zum Schutz der Bürger- und Menschenrechte in programmatischer und in-

stitutioneller Gestalt der Charta 77 für das staatlich-sozialistische Regime auf dem 

Gipfel ihrer „Normalisierungs“-Phase bedeutete. Untrennbare Bestandteile dieses Kon-

flikts waren die Bemühungen um die Glaubensfreiheit und die Rehabilitation der recht-

lichen und gesellschaftlichen Stellung der christlichen Kirchen in der Tschechoslo-

wakei. Der Konflikt zeigt auch die Transformation dieser Loyalitäten, die notwendi-

gerweise neu überprüft – gegenüber dem Charakter der erfolgten Repressionen und 

den Interventionen gegenüber den Kirchen – und oft auch minimiert werden mussten. 

Die Ausnahme bestätigte hier die Regel, es handelte sich allerdings meistens nicht um 

Loyalitäten, sondern um Verpflichtungen und Abhängigkeiten anderer Art (vor allem 

Verwicklungen mit der Geheimpolizei StB). Jedoch lassen sich bei Einzelnen auch 

Ausnahmen von den Ausnahmen identifizieren. Im kirchlichen und religiösen Milieu, 

wie wir auch in den evangelischen Diskussionen 1977 erkennen konnten, verschmolz 

die Kategorie der „Loyalität(en)“ viel markanter mit der Kategorie der „Treue“ (treu 

zu Gott, der Heiligen Schrift, der Kirche und kirchlichen Traditionen aller anderen 

Arten). Sie bewegte sich in einem Umfeld, welches einst durchaus auch in säkularen 

Kontexten (Treue zur Heimat, zur Nation) in der tschechischen Gesellschaft stark prä-

sent war, insbesondere in Zusammenhang mit einem Krieg oder mit einem kriegsähn-

lichen Zustand.
63

 

Die staatssozialistische Diktatur erhob den exklusiven Monopolanspruch auf die 

Loyalität, die bisherigen pluralistischen, auch konkurrierenden Loyalitäten sollten 

entweder gebündelt (die „Nationale Front der Tschechen und Slowaken“ sollte die 

Bündelung bzw. auch Rektifikation der divergierenden Loyalitätsachsen symbolisie-

ren) oder verdrängt werden – und zwar möglichst schnell. Die in das Jahr 1948 ein-

tretenden Generationen der Tschechen und Slowaken haben im 20. Jahrhundert in der 

Tat einen sehr komplizierten Prozess des Loyalitätenwandels in allen Bereichen des 

Lebens miterlebt und durchgemacht, insbesondere diejenigen Menschen, die noch den 

Untergang der alten Monarchie in Erinnerung hatten. 

                                                 
62

  KATHARINA KUNTER: „Zurück nach Europa“. Kirchen und Christen als politische und ge-

sellschaftliche Faktoren im demokratischen Transformationsprozess Tschechiens, in: Kirch-

liche Zeitgeschichte 19 (2006), 1, S. 145-158, hier S. 154-155 und die dort angeführte Li-

teratur. Alfréd Kocáb wurde die staatliche Zulassung zur Tätigkeit als behelfsmäßiger Pre-

diger schon im Jahr 1983 erteilt. Vgl. ALFRÉD KOCÁB: Cestou necestou [Durch dick und 

dünn], Středokluky 2007, S. 184-187. 
63

  Dazu allgemein BUSCHMANN/MURR (wie Anm. 1), S. 11-35. 
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Große Bevölkerungsteile sind also durch die massive Erosion, den Wandel und die 

Umschichtung der Loyalitäten binnen kürzester Zeit geprägt und ins Wanken geraten. 

Die religionsneutrale Tschechoslowakische Republik (nach dem Verfassungsverständ-

nis von 1920) wurde allmählich durch ein Regime abgelöst, das das Gesamtgebiet der 

Bildung, Wissenschaft und Erziehung, ja des ganzen gesellschaftlichen Lebens „im 

Geiste der wissenschaftlichen [d.h. der marxistisch-leninistischen] Weltanschauung“ 

durchdringen wollte. Die traditionelle christliche Doppelloyalität im biblischen Sinne 

(„Dann gebt dem Kaiser, was dem Kaiser gehört, und Gott, was Gott gehört“)
64

, die 

zuletzt in der Ersten Republik nicht als Spannungsverhältnis, sondern als Dualismus, 

d.h. als eine Kongruenz bzw. Konkurrenz der Loyalitäten (im ursprünglichen Sinne 

des Wortes) wahrgenommen wurde, sollte im kommunistischen Regime auf die Probe 

gestellt werden.
65

 

Der vorliegende Beitrag bzw. die hier genannten Beispiele (die man wirklich nur 

als partes pro toto betrachten kann) haben versucht, dem Loyalitäten-Konzept in sei-

ner Anwendung für die staatssozialistische Periode etwas schärfere Konturen zu ver-

schaffen und zwar im Bewusstsein einer zunehmenden Erosion des in den postkom-

munistischen mittelosteuropäischen Staaten immer noch dominierenden, theoretisch 

meist unreflektierten totalitarismusgeschichtlichen Paradigmas. Zwar erscheint sein 

zwanzigjähriger, fast unangefochtener Aufstieg (auch in der kirchlichen Zeitgeschich-

te) durchaus verständlich, doch die gewählten Beispiele zum Thema „Kirche und Lo-

yalitäten im Staatssozialismus“ weisen auf die eher limitierte Anwendungsfähigkeit 

dieses Deutungsmusters hin, insbesondere für das so wünschenswerte Studium der tsche-

choslowakischen Gesellschaft in dieser Zeit. 

Dies trifft auch auf das Studium der Kirchen als gesellschaftliche Subsysteme zu – 

obwohl diese verständlicherweise immer noch, vom theologischen Standpunkt her, 

zum spezifischen Selbstverständnis der Kirche als das „Volk Gottes auf dem Wege“ 

durch die unerfüllte Geschichte tendieren. Vorläufig scheint es angebracht, die weite-

re Forschung in diesem Bereich auf die bisher unreflektierte, undifferenzierte und 

zahlenmäßig größte Kategorie der „nicht kompromittierten Loyalität“ im Staatssozia-

lismus (Jiří Skoblík) zu fokussieren, also auf jene Gruppe der christlichen Geistlichen 

                                                 
64

  Lk 20, 26 – diese biblische Stelle bezieht sich auf die Antwort Jesu auf die Frage nach der 

kaiserlichen Steuer, vgl. auch Mt 22, 15-22; Mk 12, 13-17. 
65

  Für die tschechischen Protestanten (hier vor allem für die ČCE) war jedoch die alte und 

neue Distanz zum Staat nichts Unbekanntes: Die prägende Erfahrung der im 19. Jahrhun-

dert geduldeten Minderheit war wieder wach geworden und damit auch die tief verwurzel-

ten Anpassungsmodelle und erfolgreichen Überlebensstrategien. Doch ihr so baldiger (er-

neuter) Einsatz hat die meisten Kirchenmitglieder verunsichert: Noch kurz nach 1945 wa-

ren nämlich viele von ihnen überzeugt, dass ihre Geschichtsauffassung – im Sinne des 

„Sieges“ der hussitischen Traditionen – von nun an von der Regierung und von der Mehr-

heit der Nation mitgetragen werde. Vgl. MATĚJKA (wie Anm. 9), S. 305-340, hier S. 316-

317. 
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und Laien, die – biblisch ausgedrückt – die größte „Last des Tages und der Hitze“ tra-

gen und ertragen mussten.
66

 

 

 

Aus dem Tschechischen von Marco Zimmermann 

                                                 
66

  JIŘÍ SKOBLÍK: Česká eklesiologie padesátých let v teorii a praxi [Tschechische Ekklesiolo-

gie der fünfziger Jahre in Theorie und Praxis], in: Česká katolická eklesiologie druhé polo-

viny 20. století, hrsg. von VOJTĚCH NOVOTNÝ, Praha 2007, S. 47-72, hier S. 53-56. 

  Dieser Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens (Výzkumný záměr) Nr. 

MSM0021620841 der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Karls-Universität Prag. 
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Konkurrierende Loyalitäten der katholischen Kirche in der 

Tschechoslowakei 1948-1950. Eine Analyse von Hirtenbriefen 

von 

Petr  Š a f a ř í k  

 

 

 

Einleitung 
 

In der gegenwärtigen tschechischen historischen Literatur zu den Beziehungen zwi-

schen katholischer Kirche und Staat überwiegt bei der Aufarbeitung der Periode der 

kommunistischen Diktatur noch immer das Interesse an Gewalt- und Zwangsmaß-

nahmen gegenüber der Kirche.
1
 Eine differenziertere Einsicht in das gegenseitige 

Verhältnis verspricht dagegen ein Blick auf die Kirche, der die Wechselseitigkeit der 

Beziehungen berücksichtigt und dabei auch die Frage nach Loyalitätsforderungen und 

-angeboten auf der einen und Loyalitätsbekundungen und -bereitschaft auf der ande-

ren Seite stellt. Unter diesem Gesichtspunkt soll im folgenden Beitrag untersucht wer-

den, wie sich die Beziehungen zwischen der katholischen Kirche und dem tschecho-

slowakischen Staat in den Jahren 1948-1950 in den Hirtenbriefen der katholischen 

Kirche widerspiegeln. Dabei werden drei Fragen gestellt: Waren Hirtenbriefe ein Mit-

tel der Kirchenverwaltung, Widerstand gegen das stark antireligiöse Regime zu leis-

ten? Nutzte das Episkopat sie, um dem Staat bei gewissen Loyalitätsangeboten Zu-

stimmung zu signalisieren? Oder sendete das Episkopat durch sie gar Signale der Be-

reitschaft zur Koexistenz unter den neuen Verhältnissen? 

Hirtenbriefe sind ein traditionelles Mittel der römisch-katholischen Bischöfe und 

Ordinarien, um zu wichtigen – auch gesellschaftlichen und politischen – Themen 

Stellung zu beziehen. Als Quellenbasis für die folgende Studie dienen die gemeinsa-

men Hirtenbriefe der tschechoslowakischen Erzbischöfe und Bischöfe und die ge-

meinsamen Hirtenbriefe der Bischöfe und Ordinarien der böhmischen Länder. Von 

den Hirtenbriefen einzelner tschechischer Diözesen wurden die der Erzdiözesen Prag 

(Praha) und Olmütz (Olomouc) und der Diözesen Leitmeritz (Litoměřice), Budweis 

(České Budějovice) und Königgrätz (Hradec Králové) ausgewertet. Es gab jedoch, 

                                                 
1
  Diese Tendenz ist z.B. in folgenden Werken erkennbar: STANISLAV BALÍK, JIŘÍ HANUŠ: 

Katolická církev v Československu 1945-1989 [Die katholische Kirche in der Tschechoslo-

wakei], Brno 2007; JAN HARTMANN, BOHUMIL SVOBODA, VÁCLAV VAŠKO: Kardinál To-

mášek [Kardinal Tomášek], Praha 1994; JAROSLAV NOVOSAD: Štěpán Trochta: svědek „T“ 

[Štěpán Trochta: der Zeuge „T“], Praha 2001. 
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mit Ausnahme der Texte des Prager Erzbischofs Josef Beran, keine gesellschaftlichen 

Bezüge, die für diese Studie relevant gewesen wären.
2
  

Nutzt man die Hirtenbriefe als Spiegel der Beziehungen zwischen der katholischen 

Kirche und dem Staat, sollte daran gedacht werden, dass Hirtenbriefe bloß eines von 

vielen Mitteln der kirchlichen Verwaltung sind, gegenüber Priestern und Gläubigen 

und auch gegenüber dem Staat Einfluss auszuüben. Die Herausgabe eines Hirten-

briefs bedeutete nicht automatisch die entsprechende Verbreitung der Botschaft durch 

Predigten und andere Kommunikationsformen der Priester gegenüber den Gläubigen. 

Es hing von den einzelnen Geistlichen ab, ob, in welchem Umfang und auf welche 

Weise sie ihrem Publikum den Inhalt dieses Dokuments vermittelten. Trotz dieser 

Einschränkungen halte ich die Art der Bezugnahme auf kirchenpolitische und allge-

meine politische Fragen in den Hirtenbriefen für eine interessante Quelle, um Näheres 

über die Beziehung zwischen Staat und Kirche zu erfahren. Nicht nur inhaltliche, son-

dern auch rhetorische Aspekte der Hirtenbriefe möchte ich hier als einen Indikator für 

das Ausmaß von Loyalität
3
 der Kirche gegenüber dem Staat und dem jeweiligen Re-

gime untersuchen. 

Zuerst konzentriere ich mich in dem vorliegenden Aufsatz auf die vertikale Loya-

lität des tschechischen Episkopats in seinen Beziehungen zur Staatsmacht. In der da-

maligen katholischen Kirche, also vor dem Zweiten Vatikanischen Konzil, herrschte 

allen historischen Einbußen ihrer Position zum Trotz die Überzeugung vor, die Kirche 

sei dem Staat übergeordnet. Es handelte sich also größtenteils um funktionelle Loyali-

tät. In der Zeit vom Ende der Besatzung bis zur kommunistischen Machtübernahme 

im Februar 1948 findet man bei einigen Bischöfen – stark unter dem Einfluss der 

Kriegsereignisse – aber auch Spuren von Gesinnungsloyalität. Sie äußerte sich bei 

verschiedenen patriotischen Äußerungen und in der Bereitschaft, viele Aspekte des 

allgemeinen Linksrutsches mitsamt einigen sozialen Reformen zu akzeptieren. Ich 

werde zeigen, dass die tschechoslowakischen Ordinarien durch den Hirtenbrief vom 

19. November 1947 versuchten, dem volksdemokratischen Regime die Kirche als be-

währte, loyalitätsstiftende Kraft anzubieten, um die Stellung der katholischen Kirche 

zu erhalten.   

Zweitens werde ich den Versuch des Episkopats analysieren, die Loyalität der Gläu-

bigen zur Kirche auf Kosten der Loyalität zum volksdemokratischen Regime und später 

zur sich entwickelnden kommunistischen Diktatur durch Hirtenbriefe zu stärken. Die 

Gründe für die geringe Resonanz auf diese Bemühungen waren neben dem intensiven 

und komplexen antikirchlichen Druck der Staatsparteiorgane, der die Kirchenpolitik 

bald dominierte, und der strukturell und historisch bedingten schwachen Position des 

                                                 
2
  Diese Studie konzentriert sich auf die Situation in den böhmischen Ländern, die Verhält-

nisse in der Slowakei werden in dieser Arbeit nur punktuell einbezogen. 
3
  Zum Begriff der Loyalität siehe z.B. MARTIN SCHULZE WESSEL: „Loyalität“ als geschicht-

licher Grundbegriff und Forschungskonzept: Zur Einleitung, in: Loyalitäten in der Tsche-

choslowakischen Republik, 1918-1938. Politische, nationale und kulturelle Zugehörigkei-

ten, hrsg. von DEMS., München 2004 (Veröffentlichungen des Collegium Carolinum, 101), 

S. 1-22. 
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tschechischen politischen Katholizismus auch die verspätete und nur zaghafte Kritik des 

Episkopats an der kommunistischen Politik. Problematisch war auch die mangelnde 

Verständlichkeit der Hirtenbriefe für einfache Gläubige und die starke Konzentration 

der Erklärungen auf eigene Positionen und Interessen der Kirche. 

Bevor ich mich diesen Themenbereichen widme, gehe ich zunächst kurz auf die 

sogenannte Dritte Republik ein (Mai 1945 – Februar 1948) ein, da diese für das Ver-

ständnis des späteren Verhältnisses zwischen Staat und Kirche von großer Bedeutung 

ist. Das Ende des Untersuchungszeitraums markiert in diesem Aufsatz das Jahr 1950, 

denn zu diesem Zeitpunkt hatten die kommunistischen Machthaber die gewaltsame 

Übernahme der Herrschaft über die Kirche vollendet. Entsprechend stellten die Hirten-

briefe ab diesem Zeitpunkt keine Möglichkeit mehr dar, Kritik am Regime zu üben. 

 

 

Die katholische Kirche und der tschechoslowakische Staat 1945-1948 
 

In den böhmischen Ländern ging die katholische Kirche aus der deutschen nationalso-

zialistischen Okkupation mit großem gesellschaftlichen Ansehen hervor, da sie wäh-

rend der Kriegsjahre die tschechoslowakischen Nationalinteressen unterstützt hatte 

und viele Priester und aktive Gläubige zu Opfern der Okkupation geworden waren.
4
 

Mit dem politischen Kredit des slowakischen Episkopats verhielt es sich nach Ende 

des Weltkriegs anders, da die katholische Kirche zu den Stützen des Tiso-Regimes 

gehört hatte.
5
 

Die sogenannte dritte Republik war von gegenseitigem Respekt zwischen Staat 

und Kirche geprägt. Das Kaschauer Regierungsprogramm vom 5. April 1945 garan-

tierte Religionsfreiheit, und die während des Zweiten Weltkriegs unterbrochenen Be-

ziehungen zwischen tschechoslowakischer Regierung und Vatikan wurden relativ früh 

und undramatisch erneuert.
6
 Der vom Zweiten Weltkrieg verursachte tiefgehende so-

zialpolitische Wandel beeinflusste auch einige tschechische katholische Bischöfe, bei 

denen sich Zeichen von Gesinnungsloyalität zum sich formierenden volksdemokra-

                                                 
4
  Vgl. KAREL KAPLAN: Stát a církev v Československu [Staat und Kirche in der Tschecho-

slowakei], Brno 1993, S. 12, und BALÍK/HANUŠ (wie Anm. 1), S. 15.  
5
  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 13, und MARTIN SCHULZE WESSEL: Vom „Kultur-

kampf“ zum Konsensprinzip. Kulturpolitische Voraussetzungen des kommunistischen „Coup 

d’État“ in der Tschechoslowakei 1948, in: Religion in den böhmischen Ländern 1938-

1948. Diktatur, Krieg und Gesellschaftswandel als Herausforderung für religiöses Leben 

und kirchliche Organisation, hrsg. von MARTIN ZÜCKERT und LAURA HÖLZLWIMMER, 

München 2007 (Veröffentlichungen des Collegium Carolinum, 115), S. 19-30, hier S. 24. 
6
  Angesichts der Tatsache, dass der Vatikan bis Ende 1944 die tschechoslowakische Exilregie-

rung nicht anerkennen wollte, verlief die Wiedergutmachung wirklich erstaunlich reibungs-

los. Siehe dazu KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 7-11, und EMILIA HRABOVEC: Der 

heilige Stuhl und die böhmischen Länder 1938-1945, in: Religion (wie Anm. 5), S. 99-146, 

hier S. 142-146. An der Herangehensweise von Hrabovec lässt sich eine pro-vatikanische 

Haltung erkennen.  
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tischen Regime finden lassen. Das galt auch für Josef Beran, der am 4. November 

1946 von Papst Pius XII. zum Prager Erzbischof ernannt worden war.
7
 

Josef Beran gehörte zu jenen katholischen Priestern, die während der deutschen 

Okkupation der böhmischen Länder in Konzentrationslagern inhaftiert gewesen wa-

ren. In seinen Predigten betonte er, geprägt von Okkupation und eigenen Grenzerfah-

rungen, stets patriotische Elemente. Einige Katholiken empfanden dies als unpassend, 

ebenso wie seine Kontakte zu ehemaligen Widerstandskämpfern, deren Organisatio-

nen und Veranstaltungen von Kommunisten dominiert wurden.
8
 Man findet in Berans 

Texten eine positive Haltung gegenüber einigen der damaligen Parolen, z.B. unter-

stützte er öffentlich den Zweijahresplan, der 1946 am Staatsfeiertag, dem 28. Okto-

ber, feierlich verkündet worden war.
9
 Bei seinem ersten Besuch im Vatikan am 8. Fe-

bruar 1947 bezeichnete Beran den Zustand der Religionsfreiheit in der Tschechoslo-

wakei als sehr gut und auch seine in der Presse veröffentlichten Kommentare zur Be-

ziehung zwischen Staat und Kirche klangen optimistisch.
10

 Seiner feierlichen Weihe 

zum Prager Erzbischof am 8. Dezember 1946 im St.-Veits-Dom wohnten auch Mit-

glieder der Regierung bei, unter ihnen der Vorsitzende der Regierung und der Komunis-

tická strana Československa [Kommunistische Partei der Tschechoslowakei; KSČ], 

Klement Gottwald.
11

  

Zeichen der Übereinstimmung mit dem volksdemokratischen Regime findet man 

auch beim Bischof von Leitmeritz Štěpán Trochta
12

, dem bei den Verhandlungen mit 

den Kommunisten in der Zeit nach 1948 von einigen Autoren eine zu große Kompro-

missbereitschaft unterstellt wurde.
13

 Das grundsätzliche Vertrauen der katholischen 

                                                 
7
  Es war eine Kompromisslösung aus den verschiedenen Vorstellungen des Vatikans und der 

tschechoslowakischen Regierung, KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 6.  
8
  VÁCLAV VAŠKO: Arcibiskup Beran – symbol odporu proti komunismu [Erzbischof Beran – 

Ein Symbol des Widerstands gegen den Kommunismus], in: Securitas imperii 11 (2005), S. 

91-128, hier S. 95.  
9
  VÁCLAV VAŠKO: Dům na skále, 1. díl [Das Haus auf dem Felsen, 1. Teil], Kostelní Vydří 

2004, S. 26, vgl. auch: Pastýřské listy 1945-2000. Arcidiecéze praţská [Hirtenbriefe 1954-

2000, Prager Erzdiözese], hrsg. von ALEŠ OPATRNÝ a kolektiv Pastoračního střediska, Kos-

telní Vydří 2003, S. 28. 
10

  Ebenda, S. 27, und VÁCLAV VAŠKO: Neumlčená: kronika katolické církve v Českosloven-

sku po druhé světové válce, 1. díl [Die, die nicht zum Schweigen gebracht wurde: Eine 

Chronik der katholischen Kirche in der Tschechoslowakei nach dem Zweiten Weltkrieg, 1. 

Teil], Praha 1990, S. 174-175. 
11

  VAŠKO, Dům na skále (wie Anm. 9), S. 25.  
12

  Vgl. z.B. seinen ersten Hirtenbrief vom 26. Dezember 1947, also aus einer Zeit, in der die 

Spannungen zwischen Staat und Kirche fortgeschritten waren, siehe: Štěpán kardinál 

Trochta. Ţivotopisná črta a výběr z proslovů a pastýřských listů [Štěpán Kardinal Trochta. 

Eine biografische Skizze und eine Auswahl aus Reden und Hirtenbriefen], hrsg. von den 

tschechischen Salesianern, Rom 1984, S. 296-301. 
13

  Vgl. KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 63, 70-71, und JIŘÍ PLACHÝ: „Rozpracování“ 

duchovních litoměřické diecéze Státní bezpečností [Die „Bearbeitung“ von Geistlichen der 
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Kirche in das neue System lässt sich im ersten gemeinsamen Nachkriegshirtenbrief 

vom 14. November 1945 erkennen. Im sogenannten „Gemeinsamen Hirtenbrief des 

Episkopats der Republik über die gegenwärtig dringendsten Fragen der tschechoslo-

wakischen Katholiken“ heißt es: „Wir erneuern das Versprechen der Ergebenheit an 

unsere geschätzte Tschechoslowakische Republik, und gemeinsam mit allen Katholi-

ken wollen wir mit allen unseren Kräften für ihr Aufblühen arbeiten.“
14

  

In den unmittelbaren Nachkriegstagen wuchs allerdings auch die Spannung im Be-

reich der Kirchenpolitik
15

, da erstens ein allgemeiner gesellschaftlicher Linksrutsch 

zu verzeichnen war und zweitens die KSČ in Machtpositionen gelangte, die einige In-

teressen der katholischen Kirche – vor allem im Schulwesen und im Bodenbesitz – 

direkt berührten. Neben dem Schulwesen und der Bodenreform gehörte zu den größ-

ten Reibungsflächen zwischen Staat und Kirche das Nichteinhalten der Arbeitsruhe an 

Sonntagen und an anderen katholischen Feiertagen durch das volksdemokratische Re-

gime, das einen intensiven Nachkriegswiederaufbau organisieren wollte. Diese Kon-

fliktthemen wurden auch in den Hirtenbriefen thematisiert
16

, in denen sogar dazu auf-

gefordert wurde, nicht an den vom Staat organisierten Arbeitsschichten an christli-

chen Feiertagen teilzunehmen.
17

 Dies fand allerdings nur ein sehr geringes Echo.
18

 

Vor der Parlamentswahl im Mai 1946 kommentierte das tschechische Episkopat in 

seinen Hirtenbriefen die gesellschaftliche Lage jedoch nicht und gab auch keine 

Wahlempfehlungen ab. Vor allem mit Blick auf die Bodenreform entsprachen die 

milden Formulierungen
19

 nicht der Intensität, mit der die katholische Kirche gegen 

drohende Stellungs- und Besitzverluste kämpfte. Seit dem Herbst 1945 versuchte sie 

auf verschiedenste Weise, Einfluss auf die Diskussion um die Eigentumsfrage zu neh-

men: Einzelne kirchliche Würdenträger schrieben gemeinsame Briefe, kirchennahe 

Mitglieder der Regierung (vor allem der Tschechoslowakischen Volkspartei und der 

slowakischen Demokratischen Partei) protestierten und der Nuntius versuchte zu in-

                                                                                                                          
Diözese Leitmeritz durch die Staatssicherheit], in: Securitas imperii 11 (2005), S. 5-89, 

hier S. 6. 
14

  Zitiert nach: Gemeinsamer Hirtenbrief des Episkopats der Republik über die gegenwärtig 

drängendsten Fragen der tschechoslowakischen Katholiken – November 1945, in: Religion 

(wie Anm. 5), S. 393-398, hier S. 393.  
15

  In dieser Zeit erschienen Hirtenbriefe regelmäßig im November, wenn die Bischofskonfe-

renzen stattfanden. 
16

  Vgl. Gemeinsamer Hirtenbrief der Bischöfe und Ordinarien der böhmischen und mährisch-

schlesischen Diözesen über die Schule vom 23. April 1946; Gemeinsamer Hirtenbrief vom 

14. November 1946 und Gemeinsamer Hirtenbrief aller Ordinarien in der Tschechoslowa-

kei vom 19. November 1947, Pastýřské listy (wie Anm. 9), S. 18-19, 23 und 45. 
17

  Vgl. Gemeinsamer Hirtenbrief der Erzbischöfe und Bischöfe der Tschechoslowakischen 

Republik, November 1946, in: Religion (wie Anm. 5), S. 399-406, hier S. 403. 
18

  VAŠKO, Neumlčená (wie Anm. 10), S. 120-122. Václav Vaško behandelt das Thema aus-

schließlich aus der Perspektive der bigotten Katholiken. 
19

  Z.B. im Gemeinsamen Hirtenbrief aller Ordinarien in der Tschechoslowakei vom 19. No-

vember 1947, Pastýřské listy (wie Anm. 9), S. 16-19. 
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tervenieren.
20

 Solche Themen in den Hirtenbriefen zu veröffentlichen hätte jedoch be-

deutet, den Konflikt mit dem Staat zu intensivieren, weshalb dies vom Episkopat nur 

als letztes Mittel betrachtet und genutzt wurde. 

Auf der Bischofskonferenz vom 8.-9. Februar 1948 wurde der Gesetzentwurf der 

Regierung zur Bodenreform abgelehnt. Einige Bischöfe schlugen sogar vor, die Gläu-

bigen in einem Hirtenbrief zum Kampf gegen die Bodenreform aufzufordern oder 

diejenigen Abgeordneten zu exkommunizieren, die für das Gesetz stimmen würden.
21

 

Das Episkopat wollte jedoch nur sehr vorsichtig an die Loyalität der Christen ap-

pellieren und dabei den Einsatz extremer Mittel, z.B. ein Erzwingen von Loyalität 

mittels der Androhung von Kirchenstrafen, vermeiden. Als es im Juni 1949 tatsäch-

lich zu Exkommunizierungen kam, war es viel zu spät: Die Kommunisten hatten be-

reits genügend Machtpositionen besetzt, um die gesellschaftliche Wirkung der Kir-

chenstrafen zu mildern.  

Die Annahme, dass die Hirtenbriefe eine zugespitzte Form der Spannungs- und 

Konfliktaustragung waren, wird durch ihren Einsatz in der Slowakei bestätigt. Da dort 

die Beziehung zwischen Staat und Kirche nach dem Zweiten Weltkrieg viel konflikt-

reicher war als in den böhmischen Ländern, wurden Hirtenbriefe offen als Zwangs-

mittel zur Beeinflussung der katholischen Öffentlichkeit eingesetzt. Diesen Vorgang be-

stätigt z.B. der katholische Historiker Rastislav Karaba, der über die Diskussionen zur 

Schulreform im Frühling 1947 schreibt: „Da die Forderungen der [slowakischen] Bi-

schöfe bezüglich der vorbereiteten Schulreform in Form von Denkschriften an Präsident 

und Regierung der Tschechoslowakei keinen Erfolg hatten, hielten sie es für notwendig, 

sich in dieser Sache auch an die breite katholische Öffentlichkeit in Form eines Hirten-

briefes zu wenden.“
22

 Karaba spielt auf den Hirtenbrief der slowakischen Bischöfe zur 

Schulfrage vom 2. Juni 1947 an, in dem das vorbereitete Schulgesetz als antireligiös be-

zeichnet und die Gläubigen um Unterstützung gebeten wurden. Die Abgeordneten wur-

den aufgefordert, dieses Gesetz abzulehnen. 

Es ist interessant, dass die Hirtenbriefe aus dieser Zeit Passagen enthalten, die sich 

rhetorisch auch an die politische Führung des Landes wandten und in denen sich die ka-

tholische Kirche als Partner der Staatsmacht präsentierte und ihr durch Jahrhunderte er-

probtes Können als Loyalitätsstütze anbot. So wurde im Gemeinsamen Hirtenbrief aller 

Ordinarien der Tschechoslowakei vom 19. November 1947 das universelle, loyalitäts-

stiftende Potenzial der katholischen Kirche betont.
23

 Allerdings ging das traditionelle 

Angebot als loyalitätsstiftende Kraft mit einer Überhöhung der Kirche einher: 

                                                 
20

  Eine gute Übersicht der Aktivitäten bietet die Dokumentensammlung in KAREL KAPLAN: 

Katolická církev a pozemková reforma 1945-1948 [Die katholische Kirche und die Boden-

reform 1945-1948], Brno 1995. 
21

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 18. 
22

  RASTISLAV KARABA: Katolícka cirkev a štát na Slovensku v rokoch 1945-1948 [Die katho-

lische Kirche und der Staat in der Slowakei in den Jahren 1945-1948], Leopoldov 2008, 

S. 109. 
23

  Pastýřské listy (wie Anm. 9), S. 45. 



 311 

„Wer also die Autorität Gottes schwächt, der schwächt auch die menschliche Autorität und 

die Autorität des Staates, die von der Autorität Gottes abhängig sind. Und wer umgekehrt 

die Autorität des höchsten Gottes schützt, ergreift auch mächtige Mittel zum Schutz der 

Regierungsmacht.“
24

 

Dieser Hirtenbrief war die letzte gemeinsame Erklärung der katholischen Würden-

träger vor der endgültigen kommunistischen Machtübernahme im Februar 1948. Der 

sich zuspitzende Konflikt zwischen Staat und Kirche wurde im Hirtenbrief an noch 

einer weiteren Stelle sichtbar. In einer Passage, in der die Priester angesprochen wur-

den, lassen sich die Bemühungen der katholischen Kirche erkennen, den Priestern die 

Zusammenarbeit mit dem damaligen ideologischen und politischen Hauptgegner – 

der kommunistischen Partei – zu verbieten: „Widmen wir uns in erster Linie unserer 

Priestersendung: ‚Niemand, der Kriegsdienste tut, verwickelt sich in die Beschäfti-

gungen des Lebens‘, ruft der heilige Paulus dem Timotheus zu (2. Tim 2,4).“
25

 Dies 

war ein konkretes Problem, denn es gab tatsächlich Priester, die mit dem linksorien-

tierten Zeitgeist nach 1945 einverstanden gewesen waren oder sogar mit den stärker 

werdenden Kommunisten zusammengearbeitet hatten. Bereits im März 1946 gab das 

Prager Erzbischöfliche Konsistorium einen Rundbrief heraus, der die Kandidatur von 

Priestern bei den Parlamentswahlen im Mai 1946 verbot. Dieses Verbot galt auch für 

die Kandidaturen in allen Stufen der Nationalausschüsse.
26

 

Die Eingriffe des Episkopats in die Politik wurden aber nicht nur von den Kom-

munisten kritisiert. Auch andere Parteien machten darauf aufmerksam, dass es laut 

Gesetz Nr. 111, Art. 1 aus dem Jahr 1919 den Geistlichen und anderen Kirchenleuten 

verboten war, sich während religiöser Handlungen politisch zu äußern.
27

 Hier wurde 

versucht, an ältere juristische Normen anzuknüpfen.
28

 Die Position der katholischen 

Kirche zur politischen Tätigkeit ihrer Priester war jedoch dadurch geschwächt, dass 

unter den Politikern der katholisch geprägten Tschechoslowakischen Volkspartei be-

reits seit ihrer Gründung einige Priester gewesen waren, die die Zustimmung zum po-

litischen Engagement vom Episkopat erhalten hatten.
29

 So ist auch Erzbischof Josef 

                                                 
24

  Ebenda. 
25

  Ebenda, S. 46. 
26

  VAŠKO, Neumlčená (wie Anm. 10), S. 105. 
27

  Ebenda, S. 105. Die volle Fassung des Gesetzes Nr. 111 vom Jahre 1919 auf http://portal. 

gov.cz/wps/portal/_s.155/701/.cmd/ad/.c/313/.ce/10821/.p/8411/_s.155/701?PC_8411_num

ber1=111&PC_8411_p=I&PC_8411_l=111/1919&PC_8411_ps=10#10821 (zuletzt aufge-

rufen am 20.05.2009). 
28

  MILOŠ KOUŘIL: Katoličtí kněţí v politice Československa v meziválečném období [Katho-

lische Priester in der Politik der Tschechoslowakei in der Zwischenkriegszeit], in: Politický 

katolicismus v nástupnických státech rakousko-uherské monarchie v letech 1918-1938 [Der 

politische Katholizismus in den Nachfolgestaaten der Österreichisch-Ungarischen Monar-

chie 1918-1938], hrsg. von DAVID PAPAJÍK und IVANA KOUCKÁ, Olomouc 2001, S. 31-41, 

hier S. 38. 
29

  Vgl. z.B. VÍT MACHÁLEK: Fenomén „politického katolicismu“: Československá strana lido-

vá 1918-1948 [Das Phänomen des „politischen Katholizismus“: die Tschechoslowakische 
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Beran bis zur kommunistischen Machtdurchsetzung im Februar 1948 Mitglied der 

Tschechoslowakischen Volkspartei gewesen. Dies findet in der historischen Literatur 

allerdings nur sehr selten Erwähnung.
30

 Daher hatten sich die nach der Februarwende 

häufenden Mahnungen und Repressalien gegenüber Priestern, auf kommunistischer 

Seite in der Politik aktiv zu werden, geringe Überzeugungskraft.
31

 

 

 

Hirtenbriefe und vergleichbare Erklärungen des Episkopats von Februar 1948 

bis 1950 
 

In der ersten Zeit nach der kommunistischen Machtergreifung im Februar 1948 hiel-

ten die Kommunisten die katholische Kirche für einen starken Gegner, für eine poli-

tische Kraft und eine große autonome Organisation, deren unverändertes Weiterbeste-

hen die Beherrschung der Gesellschaft durch die neuen Machtinhaber extrem verkom-

plizieren würde. Die Haltung des katholischen Episkopats zum neuen Regime war 

denn auch in der Tat aufgrund langfristiger historischer Gründe zwiespältig. Spätes-

tens seit 1918 war der tschechische Katholizismus eine „kulturelle Minderheit“, denn 

alle Parteien, außer der katholischen Volkspartei, traten in ihren Programmen für die 

– schließlich nicht realisierte – Trennung von Staat und Kirche ein.
32

  

Die Tschechoslowakische Staatsideologie war in vielem antiklerikal und die Na-

tionalkultur der Tschechoslowakei weitgehend säkular. In diesem Milieu entwickelte 

sich sowohl in der tschechischen Kirchenverwaltung als auch bei den Spitzenvertret-

ern des tschechischen politischen Katholizismus (also in der Tschechoslowakischen 

Volkspartei) die Loyalität zum Staat, wobei sich einige kirchliche Akteure auch natio-

naler Motive bedienten.
33

 Auf dem Gipfel der Regierungskrise Ende Februar 1948, 

die in die kommunistische Machtdurchsetzung münden sollte, war der tschechische 

Katholizismus auch deshalb nicht imstande, wesentlich zu einer Opposition gegen das 

damalige Geschehen beizutragen. 

                                                                                                                          
Volkspartei 1918-1948], in: Náboţenství a politika, 1. část, hrsg. von TOMÁŠ BUBÍK und 

HENRYK HOFFMANN, Pardubice 2007, S. 35-37. 
30

  ADOLF RÁZEK: Exkomunikační dekrety [Exkommunikationsdekrete], in: Securitas imperii 

11 (2005), S. 135-194, hier S. 193-194. 
31

  Dies wird auch von dem sonst oft einseitigen katholischen Historiker Václav Vaško aner-

kannt, vgl. VAŠKO, Arcibiskup Beran (wie Anm. 8), S. 106. Vgl. dazu auch z.B. die Richt-

linie des Erzbischofs Beran für seinen Klerus vom 21. April 1948, die den Priestern politi-

sches Engagement verbot, in: Staat und Kirche in der Tschechoslowakei, Band 4: Vom Fe-

bruarumsturz 1948 bis zum Prager Frühling 1968. Dokumente und Tabellen, hrsg. von BO-

HUMIL FREI, München 1973, S. 12-15.  
32

  SCHULZE WESSEL, Vom „Kulturkampf“ zum Konsensprinzip (wie Anm. 5), S. 83. 
33

  JAROSLAV ŠEBEK: Nationalisierende Tendenzen im konfessionellen Bereich. Beispiele aus 

dem katholischen Milieu der Ersten Tschechoslowakischen Republik, in: Religion (wie 

Anm. 5), S. 31-38; MARTIN SCHULZE WESSEL: Katholik und Staatsbürger? Zur republikani-

schen Loyalität der Katholiken in der Ersten Tschechoslowakischen Republik, in: Loyalitä-

ten (wie Anm. 3), S. 189-190. 
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Am 26. Februar 1948 veröffentlichte Erzbischof Josef Beran einen Aufruf im 

Presseorgan der Tschechoslowakischen Volkspartei Lidová demokracie [Volksdemo-

kratie] und im liberalen Blatt Svobodné noviny [Freiheitliche Zeitung] – dem Nachfol-

ger der Lidové noviny [Volkszeitung], der wichtigsten liberalen tschechoslowakischen 

Tageszeitung der Zwischenkriegszeit. In der ersten Hälfte des kurzen Textes schildert 

Beran, dass der anonyme Verfasser eines Briefes ihn nachdrücklich aufgefordert ha-

be, zu den Februarereignissen nicht zu schweigen. Er erklärte daraufhin, unter Bezug 

auf Christus- und Pauluszitate aus der Bibel, sich zur gesellschaftlichen Situation zu 

äußern. Es folgten drei Mahnungen mit insgesamt sechs Ausrufezeichen. Der erste 

von Berans Appellen zielte auf den „brudermörderischen Kampf“ und erinnerte an die 

Konzentrationslager und Kerker des Zweiten Weltkriegs.
34

 Interessant ist hier, dass 

Beran aus dem Repertoire der christlichen und katholischen Lehre für bürgerliches 

und politisches Verhalten nur solche Bibelpassagen zitierte, die die Treue gegenüber 

dem eigenen Glauben und der eigenen Sendung betreffen. Mehrmals appellierte Be-

ran an das tschechische Volk und an „die ganze Nation“ und berief sich dabei auf die 

zwei tschechoslowakischen Präsidenten Masaryk und Beneš.
35

 

Wenn man sich in Erinnerung ruft, dass die beiden erwähnten politischen Hauptfi-

guren des tschechoslowakischen demokratischen Establishments und ihre Staatsidee 

früher vom katholischen ländlichen Milieu öfters kritisiert worden waren
36

, lässt sich 

hieran gut das Ausmaß von Berans Bindungen an den demokratischen Staat erkennen 

– oder zumindest sein Vertrauen darin, dass gerade die mit den genannten politischen 

Figuren argumentierenden Aufrufe etwas ändern könnten. Bei dem Hinweis auf Ma-

saryk und Beneš handelte sich allerdings um eine der üblichen Rhetoriken in der poli-

tischen Sprache der Dritten Republik.
37

 

Die kommunistischen Politiker hatten großes Interesse daran, dass die katholische 

Kirche ihre „Machtergreifung“ nicht kritisierte. Sie erhofften sich von ihr im Gegen-

teil sogar öffentliche Unterstützung. Anfang März 1948 bemühte sich der Justizminis-

ter und Generalsekretär des Zentralen Aktionsausschusses der Nationalen Front, Ale-

xej Čepička, im Einvernehmen mit Rudolf Slánský (Generalsekretär der KSČ) mit 

dem Prager Erzbischof Josef Beran zu verhandeln. Dabei ging es um die Herausgabe 

einer Erklärung bzw. eines Hirtenbriefs, in dem sich die katholische Kirche positiv 

                                                 
34

  Staat und Kirche (wie Anm. 31), S. 6-7. Berans Text wird manchmal als Hirtenbrief ange-

führt, mit dem Titel, den eine von Beran zitierte Passage aus dem anonymen Schreiben bil-

det: „Schweige nicht, Erzbischof! Du darfst nicht schweigen!“, vgl. Pastýřské listy (wie 

Anm. 9), S. 51, und KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 22, 24. 
35

  Pastýřské listy (wie Anm. 9), S. 51. 
36

  Z.B. die Hus-Feier im Jahre 1925 oder die Schwierigkeiten mit dem Modus vivendi – eine 

Vereinbarung zwischen der tschechoslowakischen Regierung und dem Vatikan aus dem 

Jahre 1928, die nie vom tschechoslowakischen Parlament verabschiedet wurde, vgl. auch 

MAREK ŠMÍD: Masaryk a česká Katolická moderna [Masaryk und die tschechische Katho-

lische Moderne], Brno 2007. 
37

  Vgl. MILAN DRÁPALA: Na ztracené vartě Západu: antologie české nesocialistické publicis-

tiky z let 1945-1948 [Auf verlorenem Posten des Westens. Die Anthologie der tschechi-

schen nichtsozialistischen Publizistik aus den Jahren 1945-1948], Praha 2000, S. 28-30. 
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zur politischen Entwicklung äußern sollte.
38

 Im Gegenzug wurde ihr von den Regi-

mespitzen jedoch kein genereller Modus vivendi angeboten, sondern zunächst nur 

Versicherungen über die Wahrung der Religionsfreiheit und den Status quo im kirch-

lichen Schulwesen.  

Obwohl die Befürworter eines Abkommens mit der Kirche innerhalb der KSČ-

Führung im ersten halben Jahr nach der Machtergreifung stark waren
39

, wurde prinzi-

piell das sowjetische Modell der vollständigen Kontrolle der Kirche favorisiert. Kle-

ment Gottwald formulierte diese Einstellung gegenüber dem Episkopat auf der Sit-

zung des Zentralkomitees der KSČ am 9. Juni 1948 sehr lapidar: „Ihr gehorcht der 

Regierung, und dann bekommt ihr dieses oder jenes, oder ihr gehorcht dem Vatikan, 

und dann bekommt ihr gar nichts.“
40

 Loyalitätsangebote seitens des Regimes gegen-

über den katholischen Priestern sollten helfen, die Spannungen zwischen dem niede-

ren Klerus und der Kirchenführung auszunutzen.  

Zeigen lässt sich dies anhand eines Entwurfs der Kommission für kirchliche 

Fragen des Zentralen Aktionsausschusses der Nationalen Front vom 30. August 1948: 

„In der römisch-katholischen Kirche gibt es Konflikte, die wir uns zunutze machen können 

und müssen. Dies ist besonders der Konflikt zwischen der Ergebenheit gegenüber der Kir-

che und der Liebe zur Heimat, zwischen der Kirchenführung und dem niederen Klerus, 

zwischen der kirchlichen Glaubenslehre und der wissenschaftlichen Weltanschauung, zwi-

schen der Liebe zur Kirche und der Liebe zum eigenen Geldbeutel.“
41

 

Der Plan der Führung der KSČ und der Nationalen Front zielte auf die Bildung 

einer Nationalkirche, die unabhängig vom Vatikan agieren sollte, und auf die künftige 

Eliminierung des Einflusses der Kirche auf das öffentliche und bürgerliche Leben. 

Erzbischof Beran schloss kurz nach der Machtübernahme eine Erklärung zur Un-

terstützung des neuen Regimes nicht aus. Die Entscheidung darüber überließ er aber 

der Bischofskonferenz, die am 4. März 1948 in Brünn (Brno) stattfand. Auf der Kon-

ferenz wurde eine Unterstützungserklärung für das neue Regime jedoch abgelehnt: 

„Wir hielten und halten es nicht für notwendig, eine besondere Erklärung oder einen be-

sonderen Hirtenbrief zu den aktuellen politischen Ereignissen herauszugeben, denn die 

katholische Kirche ist an keine politische oder staatliche Form gebunden, weil sie bei ihrer 

besonderen Mission stets den allerhöchsten Interessen ihres Volkes dienen will.“
42

 

Andererseits unternahm das Episkopat jedoch auch Schritte, die eine Loyalitätsbe-

reitschaft gegenüber dem neuen Regime signalisierten. Erzbischof Beran ließ nach 

der Wahl von Klement Gottwald zum Präsidenten am 14. Juni 1948 das „Te Deum“ 

                                                 
38

  Vgl. den Bericht Alexej Čepičkas an Klement Gottwald über die Verhandlungen mit dem 

Prager Erzbischof Josef Beran. Dokumentation, in: KAREL KAPLAN: Staat und Kirche in der 

Tschechoslowakei 1948-1952, München 1990 (Veröffentlichungen des Collegium Caroli-

num, 64), S. 167-168.  
39

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 41, 48. 
40

  Ebenda, S. 25. 
41

  Ebenda, S. 186. 
42

  Ebenda, S. 167-168. Das Zitat stammt aus dem Brief von Josef Beran an Alexej Čepička 

vom 4. März 1948.  
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in der feierlichen Messe im Prager St.-Veits-Dom intonieren, und am selben Tag fand 

ein Empfang einer bischöflichen Delegation beim Präsidenten statt. Beran verlas dort 

eine Gratulationsadresse, in der er im Namen des Episkopats das Versprechen der 

Treue gegenüber dem Vaterland und der Nation wiederholte und seiner Hoffnung Aus-

druck verlieh, dass religiöse Freiheit im Geiste der Verfassung gewährleistet werde.
43

 

Die Mitwirkung an der Präsidentenwahl wurde von manchen Katholiken im In- 

und Ausland als Zeichen der Zustimmung zum kommunistischen Regime kritisiert
44

, 

so dass Beran in seiner Erzdiözese einen Kommentar bei der Sonntagsmesse am 20. 

Juni verlesen ließ, in dem er die Teilnahme des Episkopats an den feierlichen Ereig-

nissen zu erklären versuchte: „Die Kirche kann niemanden hindern, wenn er sich für 

seine Taten Gottes Hilfe erbitten will.“
45

 Er betonte aber, dass die Kirche „die Welt-

anschauung von Richtungen und Bewegungen, die ihrer Anschauung widersprechen, 

nicht akzeptiert“
46

. Einer der sechs Absätze des Briefes enthielt die Ermahnung, dass 

die Gläubigen vom Episkopat nicht „immer und in jedem Falle ausführliche und kon-

krete Instruktionen“ für ihr Handeln erwarten könnten. Dies war sicher realistisch, 

aber in der bewegten Zeit fürchteten – vor allem im Kontext der umstrittenen feierli-

chen Messe im St.-Veits-Dom unter Teilnahme der kommunistischen Politiker – eini-

ge Katholiken, dass der Erzbischof seine Rolle als deutende und führende Autorität 

beschädigte. Und dies, obwohl er in den Kirchen gleichzeitig  Informationen über die 

Suspendierung des mit der KSČ sympathisierenden Priesters und Politikers der 

Tschechoslowakischen Volkspartei Josef Plojhar und anderer aushängen ließ. Ein Be-

richt der kommunistischen Organe, der die Reaktionen der Gläubigen in den Prager 

Kirchen vom 20. Juni 1948 beschrieb, behauptete, dass beide Aktionen Berans kein 

größeres Interesse unter den Gläubigen erregt hätten.
47

 

Die Kommunisten wollten durch die Präsenz von katholischen Priestern auf der 

einheitlichen Kandidatenliste der Nationalen Front für die Parlamentswahlen vom 30. 

Mai 1948 die im neuen Regime angeblich gesicherte Religionsfreiheit betonen. Das 

Episkopat lehnte dies jedoch wiederholt ab, ebenso wie die Herausgabe eines Hirten-

briefs zur Unterstützung der Wahl. Dies führte einerseits zur Gründung von kirchli-

                                                 
43

  Staat und Kirche (wie Anm. 31), S. 48. 
44

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 39. 
45

  Staat und Kirche (wie Anm. 31), S. 30. In der Literatur und in Quellenausgaben wird diese 

Bekanntmachung Berans nicht als Hirtenbrief bezeichnet, aber die Zeitgenossen hielten es 

für einen Hirtenbrief, vgl. den Bericht an den Zentralen Aktionsausschuss der Nationalfront 

vom 22.06.1948, der den Verlauf der feierlichen Messen und Reaktionen der Gläubigen auf 

Berans Brief beschreibt, in: Národní archiv Praha [Nationalarchiv Prag, weiter NA], Fond 

ÚAV NF, Karton 32, S. 228. 
46

  Ebenda. Es ist seltsam, dass diese Botschaft Berans nicht in der Sammelausgabe der Hir-

tenbriefe der Prager Erzdiözese aus der Zeit 1945-2000 erschien (wie Anm. 9). Da dort 

auch andere Erklärungen als nur die Hirtenbriefe im engeren Sinne publiziert wurden (z.B. 

der oben erwähnte Presseartikel Berans vom 25. Februar 1948), scheint es, dass die Her-

ausgeber selektiv gearbeitet haben, um nicht an umstrittene Taten des Episkopats zu erin-

nern. 
47

  NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 228. 
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chen Kommissionen in der Nationalen Front, andererseits zur Ausweitung des Epi-

skopatsverbots der politischen Tätigkeit von Priestern auch auf die Arbeit in diesen 

Kommissionen.
48

 Es kam unmittelbar nach den Wahlen zur Suspendierung von Pries-

tern, die sich nicht an das Verbot gehalten hatten (so der bereits genannte Plojhar und 

die dem Regime gegenüber positiv eingestellten slowakischen Priester Alexander Ho-

rák und Jozef Lukačevič).
49

 

Innerhalb etwa eines Jahres nach dem Februar 1948 führten kommunistische Funk-

tionäre und Bischöfe eine Reihe von Verhandlungen, die jedoch von gegenseitigem 

Misstrauen geprägt waren. Zwar wurden einige Kompromisse erzielt (z.B. durften die 

Kirchenschulen bestehen bleiben), doch wurde keine generelle Vereinbarung und 

auch keine Loyalitätserklärung seitens der katholischen Kirche erzielt. Bereits kurz 

nach dem Februar 1948 gab es erste Fälle von politisch motivierter Verfolgung von 

Priestern
50

, deren Zahl ab Herbst 1948 anstieg.
51

 Die KSČ begann schnell mittels ad-

ministrativer Maßnahmen gegen die Kirchen vorzugehen, wie es z.B. mit der sukzes-

siven Einstellung der katholischen Presse passierte. 

Das Episkopat reagierte auf diese restriktiven Maßnahmen nicht nur mit Verhand-

lungen mit den Partei- und Staatsorganen, sondern auch mit einer Information der 

Gläubigen. So wurde ein Memorandum des Episkopats an die tschechoslowakische 

Regierung als Hirtenbrief in den Kirchen verlesen. Dieses Dokument, das auf der Bi-

schofskonferenz in Neutra (Nitra) am 16. August 1948 verabschiedet worden war, 

war als Verteidigungsschrift gegen Vorwürfe verfasst worden, das Episkopat sei für 

den Abbruch der Verhandlungen zwischen Staat und Kirche verantwortlich gewesen, 

und als Begründung, warum die Bischöfe keine uneingeschränkte Zustimmungserklä-

rung zur politischen Entwicklung vorlegten. Der ausführliche Text war sachlich und 

kritisch geschrieben und führte eine „Verletzung des Kirchenrechts“, „falsch gedeute-

te Tatsachen“, „ungerechtfertigte Angriffe auf den Heiligen Stuhl“ und andere Ver-

fehlungen der Staatsorgane an. Er war sorgfältig formuliert, was zu einer relativ schwie-

rigen Verständlichkeit für die einfachen Gläubigen führte. Regionale kommunistische 

Funktionäre meldeten jedoch nur eine geringe Resonanz der kirchlichen Öffentlich-

keit.
52

 

Im Oktober 1948 gaben die tschechoslowakischen Bischöfe und Ordinarien einen 

Hirtenbrief mit dem Titel „Über die Kirche“ heraus. Es handelte sich um das umfang-

reichste Dokument aus dem Zeitraum 1945-1950 und eine straffe Zusammenfassung 

                                                 
48

  RÁZEK, Exkomunikační dekrety (wie Anm. 30), S. 136. Rázek führt an, dass an der Arbeit 

des Zentralen Aktionsausschusses der Nationalfront zu den Richtlinien für die Arbeit der 

Bezirks- und Kreiskirchenkommissionen – also eines wichtigen Instrumentes des Druckes 

gegen das Episkopat – im April 1948 27 Priester teilnahmen.  
49

  Ebenda, S. 137. Der Vatikan verlangte vom Episkopat Exkommunikationen, die Ordinarien 

setzten jedoch mildere Lösungen durch. Trotzdem wurden viele Proteste gegen die Suspen-

dierungen an die Bischöfe geschickt; die Erklärungen stammten von Organisationen, die 

von Kommunisten geleitet wurden. 
50

  VAŠKO, Dům na skále (wie Anm. 9), S. 81-84.  
51

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 54. 
52

  Ebenda, S. 47. 



 317 

der wichtigsten Punkte der katholischen Ekklesiologie. Gleichzeitig wies der Text viele 

Bezüge zur aktuellen Situation der Kirche in der Tschechoslowakei auf. Es wurde 

explizit die Möglichkeit in Betracht gezogen, dass die Gläubigen erneut einer Treue-

prüfung unterzogen werden könnten. Der Präzedenzfall dafür wurde in der Zeit nach 

dem Ersten Weltkrieg gesehen – im ersten Absatz des Hirtenbriefs kamen damalige 

Fälle der Abkehr von der Kirche zur Sprache.
53

 Das Episkopat wollte allerdings um 

die Loyalität der Gläubigen in der erwarteten Auseinandersetzung zwischen Staat und 

Kirche werben, denn es ging von einer höheren Intensität des Konflikts als 1918 aus.  

In dem Hirtenbrief wurde erstens die Exklusivität, die Einheit und die Autorität 

der katholischen Kirche beschworen, darunter ausdrücklich auch der Primat des Paps-

tes. Zweitens wurde vor dem Austritt aus der Kirche gewarnt, einige Male unter der 

Drohung, nach dem Tode nicht erlöst zu werden.
54

 Merkwürdig ist das Selbstbewusst-

sein und der Dogmatismus einiger Passagen: „Es war die Kirche, die Europa verän-

derte, sie besiegte das unmoralische Heidentum, die leere Redseligkeit der griechi-

schen Philosophie und die Grausamkeit der barbarischen Völker“
55

 oder „nie kann je-

mand einen gerechten Grund haben, diese Kirche zu verlassen.“
56

 Die Probleme des 

Hirtenbriefs „Über die Kirche“ vom Oktober 1948 waren die Länge, die Unverständ-

lichkeit und auch eine gewisse Selbstverherrlichung der katholischen Kirche. Andere 

christliche Kirchen wurden als Sekten bezeichnet, wogegen allerdings deren Vertreter 

öffentlich protestierten. Unter anderem hielten sie dem Episkopat vor, es gehe ihm 

vor allem um Besitz und politischen Einfluss.
57

 

Die wichtigsten Dokumente der Verhandlungen zwischen Staat und Kirche waren 

das Memorandum der Bischöfe vom 19. Januar 1949, dessen zehn Punkte im Falle 

ihrer Verwirklichung die vollkommene Zerschlagung der kommunistischen Kirchen-

politik bedeutet hätten
58

, und die Antwort der kommunistischen Führung, die als Be-

dingung für ein Abkommen vier Forderungen stellte: erstens eine Loyalitätserklärung 

gegenüber dem Regime, zweitens die Aufhebung der Suspendierung Plojhars, drittens 

eine kirchliche Bestrafung der Geistlichen, die wegen staatsfeindlicher Tätigkeit ver-

urteilt worden waren, und viertens die Ermöglichung einer Zusammenarbeit von Pries-

tern mit den Organen der Volksverwaltung. Wichtig ist, dass die meisten Bischöfe 

(mitsamt dem damals gegenüber dem Regime bereits sehr kritisch eingestellten Erzbi-

schof Beran) sich gegenüber den vier Bedingungen aufgeschlossen zeigten. Das Epi-

skopat nahm die Forderungen als Bedingungen für die gewünschte Loyalität der Kir-

che ernst, die Verhandlungen blieben jedoch erfolglos, da in den Räumen der Bi-

schofskonferenz vom 22.-23. März 1949 in Starý Smokovec ein Abhörapparat ent-
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  Pastýřské listy (wie Anm. 9), S. 54. 
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  Ebenda, S. 56. 
55

  Ebenda, S. 57. 
56

  Ebenda, S. 61. 
57

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 51. 
58

  Ebenda, S. 58. 
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deckt wurde und der Vatikan ablehnend auf ein eventuelles Abkommen mit der Re-

gierung reagierte.
59

 

Im April 1949 entschied das Zentralkomitee der KSČ, zu einem intensiven Kampf 

gegen die katholische Kirche überzugehen. Die bisherigen Maßnahmen wurden um 

die Verschärfung der Zensur, Schließung von Klöstern, zahlreiche Verhaftungen und 

einen großen Prozess gegen ausgewählte Vertreter der Kirche erweitert. Die 

Kommunisten bemühten sich, neben der Herausgabe periodischer Publikationen nun 

auch die nichtperiodischen zu unterbinden. Dies betraf auch die kirchlichen Doku-

mente. Das Gesetz vom 24. März 1949 über die Veröffentlichung von Büchern, Mu-

sikstücken und anderen nichtperiodischen Publikationen untersagte die Herausgabe 

ohne vorhergehende Genehmigung einer staatlichen Zentralbehörde. Allerdings wa-

ren einige Vervielfältigungsarten vom Gesetz ausgenommen, wozu auch Rundschrei-

ben gehörten.
60

 Die Bedingungen wurden aber umgehend verschärft. Am 27. April 

1949 gab das Informationsministerium einen Erlass über vervielfältigte Drucksachen 

heraus, der vorschrieb, dass alle Texte (auch solche, die mit einem Vervielfältigungs-

apparat kopiert werden konnten) mit Ausnahme von Plakaten und Programmen ge-

ringeren Umfangs durch das Ministerium im Voraus zu genehmigen seien.
61

 

Die Maßnahmen zur Unterbindung kirchlicher Publikationen bezogen sich auf alte 

Rechtsnormen, z.B. ging der Erlass des Kulturministeriums vom 20. Juni 1949 auf 

das Gesetz Nr. 50 des Reichsgesetzbuchs vom 7. Mai 1874 zurück, und zwar als Re-

aktion auf den in dieser Studie weiter unten erwähnten Hirtenbrief der tschechischen 

Bischöfe und Ordinarien vom 15. Juni 1949. In der Aufzählung der Dokumente, die 

der Staatsverwaltung zur Kenntnis gegeben werden sollten, wurden auch die Hirten-

briefe genannt. Der Vorwurf war, dass solche Texte „zum Hervorrufen von Unruhe in 

der Öffentlichkeit missbraucht würden“.
62

 In der Zukunft sollten sie direkt dem Kul-

tusministerium zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Unmittelbar nach dem Februarumsturz bemühten sich die Kommunisten allerdings 

um die Unterwerfung der Kirche durch ein Abkommen und gleichzeitig durch die Bil-

dung einer Organisation von regimekonformen Geistlichen und Gläubigen (vom Re-

gime als „fortschrittliche Priester“ bezeichnet), die zu einer nationalen, mit dem Re-

gime konformen Kirche führen sollte. Ein ambitionierter Versuch war die Gründung 

der Katholischen Aktion im Juni 1949. Diese Organisation trug absichtlich einen ver-

wirrenden Namen, denn sie hieß genauso wie die katholische Laienbewegung, die 

durch mehrere päpstliche Enzykliken nach 1900 angeregt und unterstützt wurde; ge-

nannt sei hier nur die Antrittsenzyklika von Papst Pius XI. „Ubi arcano dei consilio“ 

vom 23. Dezember 1922. Die auch „Bewegung der fortschrittlichen Katholiken“ ge-

nannte Organisation sollte einen Keil zwischen die katholische Kirche der Tschecho-

slowakei und den Vatikan treiben und die Gläubigen und den Klerus vom Episkopat 
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  Ebenda, S. 60-68. 
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  Staat und Kirche (wie Anm. 31), S. 55 f. 
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trennen.
63

 Die Priester sollten zur Mitarbeit durch materielle und karrierefördernde 

Vergünstigungen gewonnen werden. Höhere materielle Unterstützung (auch in Form 

von Kleiderkarten oder Benzinzuteilung)
64

 war ein wirksames Mittel der Kirchenab-

teilung der Nationalen Front und später, ab Oktober 1949, vor allem des Státní úřad 
pro věci církevní [Staatsamt für kirchliche Angelegenheiten; SÚC], um die Geistli-

chen zu kontrollieren.
65

 Mit den geplanten Kirchengesetzen und der Änderung des 

Lohnsystems der Priester arbeitete die KSČ offen mit einem stark loyalitätsbildenden 

Instrument.  

Die Geistlichen gerieten dabei erneut sehr intensiv zwischen die Fronten zweier 

Loyalitäten: Das Episkopat verlangte ihre Unterschriften unter Resolutionen, die sich 

gegen das neue Lohnsystem und die Aufsichtsbehörde SÚC aussprachen
66

, die kom-

munistischen kirchenpolitischen Organe dagegen überhäuften die Priester mit Briefen 

über das neue Lohnsystem und fragten sie auch nach ihrer persönlichen Meinung.
67

 

Die Bezirkskirchenämter werteten schließlich die Reaktionen aus: Für die höheren 

Beamten galten die Verzeichnisse, entsprechenden Berichte und positiven Antworten 

einzelner Priester als ein Gradmesser für die Loyalität der Geistlichen gegenüber dem 

neuen Regime.
68

  

Das Gesamtergebnis dieses Argumentierens mit konkurrierenden Loyalitäten war, 

dass die Resolutionen eine massive Loyalität gegenüber dem Episkopat zeigten, aber 

gleichzeitig die Befragung von ca. 70% der Geistlichen die Bereitschaft erkennen ließ, 

das neue Entlohnungssystem, trotz der gegenteiligen Forderungen der Bischöfe, zu 

übernehmen.
69

 Obwohl sich anhand der positiven schriftlichen Antworten der Priester 

auf die Befragung zu den neuen Löhnen nur sehr schwierig unterscheiden lässt, in-

wiefern es sich um ein strategisches Spiel handelte, um dem Druck der Parteiorgane 

zu entkommen, zeugen einige der Schreiben von Unzufriedenheit über die großen Un-
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  Vgl. das Protokoll aus der Beratung der Vertreter des Zentralen Aktionsausschusses der 

Nationalen Front mit den sogenannten fortschrittlichen Priestern vom 28.04.1949, abge-

druckt in: Církevní komise ÚV KSČ 1949-1951. Edice dokumentů [Die Kirchenkommis-

sion des Zentralkomitees der KSČ 1941-1951. Eine Dokumentenedition], hrsg. von MARIE 

BULÍNOVÁ, MILENA JANIŠOVÁ und KAREL KAPLAN, Praha, Brno 1994, S. 89-94, hier S. 93. 
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  Vgl. die Rede von Rudolf Slánský zur Kirchenpolitik vor den politischen Kreissekretären 

der KSČ vom 23.06.1949, siehe auch: KAPLAN, Staat und Kirche (wie Anm. 38), S. 237, 

oder: Situationsberichte vom 16.06.1949 und 19.06.1949 über die Sammlung von Unter-

schriften für die dem Regime gegenüber positiv eingestellte Katholische Aktion in: NA, 

Fond ÚAV NF, Karton Nr. 32, S. 743 und 777; als Vergünstigungen wurden auch die Re-

novierung des Pfarrhauses, die Zuteilung eines Motorrads oder Überlegungen, den Pfarrern 

ein Stück Land zu übertragen, genannt. 
65

  Vgl. z.B. einen undatierten Brief der Kirchenabteilung der Nationalfront an Bezirkskirchen-

kommissionen aus der Zeit zwischen März und August 1948, wo die materielle Sicherung 

hervorgehoben wird, in: NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 137. 
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  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 97. 
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  Ebenda, S. 99. 
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  Vgl. z.B. NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, undatiert, S. 579-580. 
69

  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 99. 
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terschiede der materiellen Situation zwischen der höheren Kirchenverwaltung und 

den einfachen Pfarrern.
70

 

Zu den karrierefördernden Angeboten des Regimes an die zur aktiven Zusammen-

arbeit bereiten Priester gehörten Funktionen in den vom Staat übernommenen katholi-

schen Einrichtungen, wie z.B. der Presse, dem Schulwesen, den Verlagen, der Chari-

tas und in der Verwaltung von Produktion und Distribution von Devotionalien.
71

 Doch 

es gab Probleme: Der neue Direktor der Charitas, Priester Josef Fiala, emigrierte bald 

in den Westen. Karel Kaplan erwähnt, dass einige andere „fortschrittliche“ Geistliche 

sich für die vorgesehenen Rollen aufgrund undurchsichtiger finanzieller Machen-

schaften und charakterlicher Unzulänglichkeiten als nicht geeignet erwiesen, so dass 

von den etwa 15 Kandidaten vom Frühling 1949 nur vier bis fünf in den Augen der 

kommunistischen Organe als zuverlässig galten.
72

 

Die Quellen zeigen auch, dass die Kirchenpolitik der KSČ in der ersten Phase 

nach der Machtübernahme nicht einmal gegenüber den zur aktiven Mitarbeit bereiten 

Geistlichen positiv verlief. Die Beschwerden betrafen ein zu geringes Entgegenkom-

men und mangelnde Kommunikation des SÚC und einiger Kreiskirchenorgane mit 

den „fortschrittlichen“ Priestern.
73

 Die zentralen Kirchenorgane der KSČ kämpften in 

der Anfangsphase übrigens selber mit einem Mangel an geeigneten Mitarbeitern.
74

 

Manchmal gingen die örtlichen kommunistischen Funktionäre dermaßen radikal und 

primitiv gegen das katholische Milieu vor, dass höhere Stellen korrigierend eingreifen 

mussten.
75

 

Die von den Kommunisten initiierte Katholische Aktion wurde von den Bischöfen 

und dem Vatikan als schismatisch bzw. falsch bezeichnet. Nach zwei Jahren endete 

der Versuch um die regimekonforme Organisation trotz aller Unterstützung seitens 

der Staatsparteiorgane mit einem großen Misserfolg. Er scheiterte an der sofortigen 

Exkommunikation durch den Vatikan, am Widerstand des damals noch nicht von 

physischen Repressionen bedrohten Episkopats und daran, dass sich die Planer der 
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  NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 502-515, oder die Mappe „Kladné dopisy kněţí“ [Posi-

tive Briefe der Priester] in: NA, Fond ÚAV NF, Karton 33.  
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  Zu den Veränderungen in der Leitung der katholischen Charitas vgl. NA, Fond ÚAV NF, 
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S. 213 ff. Ein anderes Verzeichnis dieser Geistlichen, wahrscheinlich vom Frühling 1949, 

zählte dagegen nur 13 Namen auf, NA, Fond ÚAV NF, Karton 33. 
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  Ebenda. 
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  Die Berichte aus den Bezirken enthalten viele Hinweise, dass einige Planstellen von Kreis-

kirchensekretären unbesetzt oder von nicht passenden bzw. von durch andere Aufgaben 

überlasteten Beamten besetzt wurden. Zur Lage im Frühling 1949 vgl. Situationsberichte 

aus einzelnen Bezirken, NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 795 ff. 
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  NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 921, es wird über „die Gefahr des antireligiösen Fanatis-

mus bei einigen Genossen“ berichtet. 
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Aktion bezüglich der Mentalität der Gläubigen irrten.
76

 Die Tatsache, dass sich unter 

den Planern auch fünf „fortschrittliche“ Priester befanden, die an den Erfolg glaubten, 

zeugt von einem niedrigen intellektuellen Niveau der regimefreundlichen, aktivisti-

schen Geistlichen.
77

 Aus kritischen Gesprächen einiger „fortschrittlicher“ Priester mit 

den Mitarbeitern der Kirchenabteilung der Nationalen Front lässt sich erkennen, dass 

von den wenigen Geistlichen, die mit der Katholischen Aktion zusammenarbeiteten, 

einige sehr problematisch waren. Dies betraf sowohl persönliche als auch geistliche 

Eigenschaften (Probleme mit Alkohol, Habgier oder mit der Einhaltung des Zöli-

bats).
78

 

Die Mitarbeit in der Katholischen Aktion wurde allseitig als Loyalitätserklärung 

gegenüber dem kommunistischen Regime empfunden. Sowohl der Vatikan als auch 

das Episkopat verstanden sie als einen absolut unzulässigen Verstoß gegen die Grund-

regeln der katholischen Kirche. Aus der Sicht des kommunistischen Regimes begann 

dieses Unternehmen dagegen erfolgreich: Trotz der Androhung von Kirchenstrafen 

mehrten sich zunächst die Unterschriften von Priestern unter die Erklärung der Katho-

lischen Aktion (verabschiedet wurde das Dokument auf einer Gründungskonferenz 

am 10. Juni 1949 in Prag). Aus internen Informationen geht hervor, dass nach etwa 

einer Woche intensiv geführter Unterschriftenkampagne (in der auch mit Drohungen 

und Lügen gearbeitet worden war) 16% der Geistlichen die Erklärung unterschrieben, 

16,2% ihre mündliche Zustimmung äußerten und 11,2% der Priester sich entschieden 

dagegen stellten. Die Presse veröffentlichte mehr als 1 000 Namen von Unterstützern 

der Katholischen Aktion, intern kursierte die Zahl 1 500.
79

 Die hohe Zahl von Unter-

schriften wurde vom Vatikan kritisiert
80

, und die römische Kurie reagierte sehr dras-

tisch: Am 20. Juni 1949 wurden diejenigen Priester und Laien exkommuniziert, die 

sich zur Katholischen Aktion bekannt hatten.
81

  

Die tschechoslowakischen Bischöfe und Ordinarien gaben am 15. Juni 1949 zu 

diesem Thema einen Hirtenbrief heraus. Der Hirtenbrief war, außer einer kurzen 

Schlussformel, eine Aufzählung der religionsfeindlichen Schritte und Repressionen 

seitens des kommunistischen Regimes ohne jeglichen Hinweis auf die katholische 

Lehre. Durch Sachlichkeit und Bemühung um konkrete Argumentation unterschied 

sich das Dokument von den anderen Hirtenbriefen aus dem betreffenden Zeitraum, 

also vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zur Unterordnung der katholischen Kirche 

Anfang der 1950er Jahre. Im Hirtenbrief vom 15. Juni 1949 widersetzte sich das Epi-
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skopat den illegitimen Aktionen des Regimes, betonte aber trotzdem seine Loyalität 

gegenüber dem Staat. Jedoch legte man Wert darauf, dass der Adressat des Loyalitäts-

versprechens die Republik war, nicht die kommunistische Führung: „Wir erklären, 

dass wir dem Staat gegenüber loyal waren und sind. Beim Antritt unseres Amtes ha-

ben wir einen Eid auf die Republik abgelegt und wir erklären, dass wir diesem Eid 

treu bleiben werden.“
82

 

Zu Beginn des Hirtenbriefs behaupteten die Bischöfe und Ordinarien, die Ver-

handlungen zwischen der Kirche und dem Staat seien nicht an den Geistlichen ge-

scheitert. Eine solche Interpretation sei „unwahr“. Zum Schluss formulierten sie, un-

ter Hinweis auf die neue Verfassung vom 9. Mai 1948, drei Bedingungen für einen 

Ausgleich zwischen Staat und Kirche. Sie lauteten: Anerkennung der christlichen 

Weltanschauung im öffentlichen Leben, Akzeptanz der Jurisdiktion des römischen 

Papstes als Oberhaupt der Kirche und der Bischöfe nach geltenden kirchlichen Vor-

schriften sowie Widerruf aller Maßnahmen, die die Religionsfreiheit der Katholiken 

in der Tschechoslowakei einschränkten.
83

 Die drei Punkte formulierten klar, wo die 

äußerste Grenze der Loyalität des Episkopats zum Regime lag. Vor allem im dritten 

Punkt waren die Forderungen dermaßen resolut und standen so deutlich im Wider-

spruch zur kommunistischen Kirchenpolitik, dass der Hirtenbrief den Charakter einer 

Manifestation besaß. Dies war im Vergleich zu den bisherigen Hirtenbriefen sehr un-

gewöhnlich. Die Bedingungen erschienen allerdings in einer Zeit, in der die Presse 

von den neuen Machthabern völlig beherrscht wurde und die Hirtenbriefe für das Epi-

skopat die letzte Möglichkeit einer unzensierten öffentlichen Kommunikation waren.  

Der Hirtenbrief der tschechoslowakischen katholischen Bischöfe und Ordinarien 

vom 15. Juni 1949 wurde in den Kirchen am 19. Juni verlesen. Die Partei- und Staats-

organe hielten die Erklärung für eine offene Kündigung der Loyalität und versuchten, 

das Verlesen durch Störung der Verteilung und durch Drohungen mit Geldstrafen und 

Strafanzeigen zu verhindern. Dieses Vorgehen verfehlte seine Wirkung unter den 

Priestern nicht, denn nur ein Drittel verlas den Brief tatsächlich.
84

 Die Geistlichen wa-

ren dabei einem besonders starken Dilemma konkurrierender Loyalitäten ausgesetzt, 

da sie ebenfalls unter hohem Druck der kirchlichen Verwaltung standen. Der Histori-

ker Karel Kaplan führt an, die Priester seien gewarnt worden, dass das absichtliche 

und bewusste Nichterfüllen der Pflicht, den Hirtenbrief zu verlesen, mit kirchlichen 

Strafen belegt werden würde.
85

 Einige Priester, wie der Prager Erzbischof Josef Beran 

oder der Bischof von Leitmeritz, Štěpán Trochta, empfanden die Verlesung als offe-
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  Ebenda, S. 114-115. 
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  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 84. Die kommunistische Führung gab auch inoffi-

ziell an, dass zwei Drittel der Priester den Hirtenbrief nicht verlesen hatten, vgl. die Rede 
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  KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 84. Obwohl Karel Kaplan in dieser Passage ein Zi-

tat eingefügt hat, bleibt unklar, aus welcher Quelle er zitiert. 



 323 

nen Loyalitätsbruch gegenüber dem kommunistischen Regime.
86

 Die Staatsorgane sa-

hen vor allem in den Kommentaren der Priester, die den Inhalt des Dokuments positiv 

interpretierten, Angriffe gegen das System. Sie unterstellten ihnen strafrechtliche Vor-

stöße gegen das Gesetz Nr. 231/1948 (Gesetz zum Schutz der Volksdemokratischen 
Republik).

87
 

Zum bereits oben erwähnten langfristigen Misserfolg der regimekonformen Ka-

tholischen Aktion trug der Hirtenbrief vom 15. Juni 1949 trotz der Schwierigkeiten 

bei seiner Verbreitung wesentlich bei. Im Bezirk Budweis (České Budějovice) wider-

riefen 19 Priester nach Veröffentlichung des Hirtenbriefs und vor allem des Exkom-

munikationsdekrets ihre Unterschriften unter der Erklärung der Katholischen Aktion, 

was von der Bezirkskirchenabteilung als großer Erfolg des Episkopats gewertet wur-

de.
88

 Insgesamt zählte dieser Bezirk damals 207 Priester, bei einem Landesdurch-

schnitt von 16% Unterzeichnern in der ersten Woche bedeutete dies 43 Unterschriften 

von örtlichen Geistlichen. Wichtiger für den generellen Misserfolg der Katholischen 

Aktion war aber, dass die Hoffnung, eine authentische Bewegung unter den Katholi-

ken zu schaffen, grundsätzlich enttäuscht wurde. Darauf wiesen auch einige regime-

konforme Priester wie Josef Plojhar vergeblich hin.
89

 Die Staatsführung konzentrierte 

sich weiter auf die Geistlichen und auf wirtschaftliche, administrative und repressive 

Maßnahmen.
90

 

Zu den Reaktionen der einfachen Gläubigen auf die erwähnten Hirtenbriefe geben 

die Quellen kaum Auskunft. Berichte der kommunistischen Organe erwähnen manch-

mal, dass es negative Äußerungen der Kirchenbesucher über Hirtenbriefe gab, die 

„Politik machen“.
91

 Gleichzeitig berichteten sie über Gemeinden, in denen die Gläu-

bigen Sammlungen für Priester veranstalteten, die im Zusammenhang mit der Verle-

sung des Hirtenbriefs vom 19. Juni 1949 bestraft worden waren.
92

 Es gab auch Fälle, 
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  Ebenda, S. 148-150, und JIŘÍ PLACHÝ: Biskup Trochta v hodině velké zkoušky [Bischof 

Trochta in der Stunde der großen Prüfung], in: Securitas imperii 11 (2005), S. 129-134, 

hier S. 131.  
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Dodatky, Kardinál Beran, Karton 7, S. 11. 
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  Z.B. der Bericht für den Bezirk Budweis vom 10.08.1949 in: NA, Fond ÚAV NF, Karton 
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des Hirtenbriefs (manchmal wurde die Lesung am nächsten Sonntag, den 26.04.1949, fort-
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men und nur sehr wenige sich danach der Erklärung angeschlossen, ebenda, S. 920 ff. 
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  NA, Fond ÚAV NF, Karton 32, S. 425-426. 
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in denen Gläubige sich bemühten, ihre Pfarrer vor der Polizei, vor „Überzeugungsbe-

suchen“ kommunistischer Funktionäre oder vor der Festnahme mit physischer Gewalt 

zu schützen.
93

 Die stärkste Form des Widerstands betraf die Aktivitäten der Katholi-

schen Aktion. Groß war auch das Desinteresse an der von den Kommunisten über-

nommenen Katolické noviny [Katholische Zeitung]
94

, zudem meldeten die Staatspar-

teiorgane wiederholt eine merklich geringere Teilnahme an Wallfahrten
95

 oder das de-

monstrative Verlassen von Predigten und Reden zu verschiedenen Kirchenfesten, 

wenn sie von Exponenten des Regimes wie z.B. Josef Plojhar vorgetragen wurden.
96

 

Der Exkommunikation der Priester und Laien, die sich der Katholischen Aktion 

anschlossen, folgte am 1. Juli 1949 die Exkommunikation aller Kommunisten. Der 

Vatikan veröffentlichte sie am 14. Juli 1949. Diese Entscheidung stellte jedoch für 

das tschechoslowakische Episkopat ein solch großes Problem dar, dass die meisten 

Bischöfe die Veröffentlichung des Dekrets nicht zuließen. Es wurde nur in einigen 

Kirchen verlesen und die Bischöfe beklagten sich, dass die Presse über diese Exkom-

munikationen berichtete – was sie aus propagandistischen Gründen sehr intensiv tat, 

um den Vatikan als staatsfeindliche Kraft darzustellen. Als Gründe für den sehr ei-

genwilligen Umgang des Episkopats mit dem sogenannten zweiten Exkommunika-

tionsdekret gaben die Bischöfe an, dass die Lage der Kirche im Lande bereits sehr 

heikel sei und dass mehr als eine Million tschechoslowakischer Katholiken Mitglieder 

der KSČ seien.
97

 Hier kam es zu einem Loyalitätsbruch im Laufe einer besonders 

scharfen Konfrontation wegen der für die Position der katholischen Kirche kompli-

zierten Realität, die seitens des Vatikans offensichtlich nicht genügend berücksichtigt 

worden war. 

Als das SÚC in Neusohl (Bánska Bystrica) in der Slowakei einen anderen Priester 

zum Administrator der Diözese ernannte (Ján Dechet) als den durch das Kapitel zum 

Kapitularvikar gewählten, wurden die Hirtenbriefe ein letztes Mal zum Ausdruck der 

Illoyalität des Episkopats. Im Rundbrief an die katholischen Geistlichen vom 17. Fe-

bruar 1950, dessen Inhalt an die Gläubigen weitergegeben werden sollte, wandten 

sich die Bischöfe – einige davon bereits unter Hausarrest
98

 – gegen die Eingriffe in 

die Verleihung von Kirchenämtern und verbaten den Priestern die Teilnahme an Ge-
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sprächen und Diskussionen mit politischen Funktionären.
99

 Der Appell blieb trotz der 

scharfen Formulierungen ohne Erfolg: Ján Dechet blieb im Amt, obwohl der Vatikan 

ihn exkommunizierte. 

Durch Repressionen, die konsequente Anwendung der neuen Kirchengesetze aus 

dem Herbst 1949 samt der Tätigkeit der Kirchenaufsicht und nicht zuletzt durch die 

erfolgreichen Bemühungen der KSČ, einen Teil der Geistlichen für die Zusammen-

arbeit zu gewinnen, wurde die Autonomie der katholischen Kirche innerhalb von zwei 

Jahren nach der kommunistischen Machtergreifung zerstört. Der Wendepunkt im 

Kampf um die Unterordnung der Kirche kam am 12. März 1951, als sechs Ordinarien 

den Treueid auf das sozialistische Regime ablegten. Am 21. Juni 1951 fand dann die 

Gründungsversammlung der neuen regimefreundlichen Organisation katholischer 

Priester statt – des Mírové hnutí katolického duchovenstva [Friedensbewegung katho-

lischer Geistlicher]. An ihr nahmen 1 200 Priester und 3 Bischöfe teil.
100

 Öffentliche 

Erklärungen, wie z.B. Hirtenbriefe, wurden nun mit den Kirchenbevollmächtigten be-

raten. Ein Zeichen der Konformität mit dem Regime war die phrasenhafte Friedens-

rhetorik, die unter den nichtreligiösen Themen der Hirtenbriefe nach 1950 dominier-

te.
101

 Der Widerstand mancher Ordinarien, der sich durch Nichtunterzeichnen eines 

gemeinsamen Hirtenbriefs hätte ausdrücken können, wurde seitens des Regimes ver-

hindert, indem einige Hirtenbriefe nicht namentlich, sondern allgemein durch die 

Phrase „Ordinarien der Tschechoslowakei“ signiert wurden.
102

 

 

 

Fazit 
 

Nach dem Zweiten Weltkrieg befand sich die katholische Kirche in der Tschechoslo-

wakei in einer komplizierten Lage. Einerseits genoss sie ein hohes gesellschaftliches 

Ansehen, andererseits kam es zu Verlusten ihrer materiellen Basis (infolge der Bo-

denreform sowie einiger Retributionen) und ihrer gesellschaftlichen Position, vor al-

lem im Schulwesen. Das stellte für die katholischen Priester ein Spannungsfeld kon-

kurrierender Loyalitäten dar: auf der einen Seite die Loyalität zur eigenen Kirche, auf 

                                                 
99

  Církevní komise (wie Anm. 63), S. 390-391. Karel Kaplan berichtet von drei Hirtenbriefen, 

die in diesem Zusammenhang herausgegeben wurden. Es ist mir allerdings nicht gelungen, 

diese zu finden. Siehe KAPLAN, Stát a církev (wie Anm. 4), S. 109. 
100

  VOJTĚCH VLČEK: Sluţebníci nevěrní [Die untreuen Diener], in: Teologické texty (2003), 2. 

URL: http://www.teologicketexty.cz/casopis/2003-2/Sluzebnici-neverni.html (zuletzt auf-

gerufen am 10.08.2009). 
101

  Pastýřské listy (wie Anm. 9), z.B. S. 78-84, 95, 99, 100, 106, 121. 
102

  Vgl. die Empfehlung des Olmützer Kirchenbevollmächtigten nach dem Treffen mit dem 

unter Hausarrest stehenden Erzbischof Josef Matocha, die der Bericht des Bevollmächtig-

ten vom 2. August 1955 enthält. NA, SÚC- Dodatky, Kádrové záleţitosti duchovních ŘKC 

1954-1956 [Kaderangelegenheiten der Geistlichen der Römisch-katholischen Kirche 1954-

1956]. Zu den einzelnen, nur allgemein signierten Hirtenbriefen siehe: Pastýřské listy (wie 

Anm. 9), z.B. S. 115, 122, 195, 201. 

 



 326 

der anderen die Loyalität zum volksdemokratischen Regime. Hirtenbriefe waren in 

dieser Situation ein traditionelles Mittel des Episkopats, um sich zu gesellschaftlichen 

Themen zu äußern und Einfluss auf die katholische Öffentlichkeit auszuüben. Hierbei 

ist wichtig, dass noch im Jahre 1950 in der Tschechoslowakei etwa 76% der Bevölke-

rung katholisch waren.  

Die Bemühungen des tschechischen Episkopats, sich durch Hirtenbriefe der Loya-

lität der Katholiken zu versichern, waren während der sogenannten Dritten Republik 

gering. Dies hing sicher mit seinem grundsätzlichen Vertrauen in das Nachkriegsre-

gime zusammen. Auf der Bischofskonferenz vom 8.-9. Februar 1948 wurde im Zuge 

der Ablehnung des Gesetzentwurfs der Regierung zur Bodenreform zwar erwogen, 

die Gläubigen in einem Hirtenbrief zum Widerstand gegen diese Reform aufzufor-

dern. Letztendlich nutzte aber das Episkopat im Zeitraum zwischen 1945 und 1948 in 

den böhmischen Ländern nie die Möglichkeit, durch Appelle an die Loyalität zur Kir-

che die politische Entwicklung deutlicher zu kritisieren. In der Slowakei griff es je-

doch wiederholt auf dieses Mittel zurück. Dies war eine Reaktion darauf, dass das 

volksdemokratische Regime dort wegen der Kompromittierung eines Teiles der slo-

wakischen katholischen „Führung“ in der Zeit des selbständigen Slowakischen Staa-

tes eine strengere Kirchenpolitik betrieb.  

Das Angebot, als Loyalitätsstütze eines volksdemokratischen Regimes zu fungie-

ren, das die katholische Kirche ebenfalls mittels ihrer Hirtenbriefe unterbreitete (am 

explizitesten im Gemeinsamen Hirtenbrief aller Ordinarien der Tschechoslowakei 

vom 19. November 1947), wurde nicht erhört. Als nach dem Februar 1948 das Epi-

skopat wegen seiner Teilnahme an der Feier zur Wahl von Klement Gottwald zum 

Präsidenten von einigen Gläubigen im In- und Ausland kritisiert wurde, erklärte der 

Prager Erzbischof Josef Beran in einem Hirtenbrief, der in den Kirchen seiner Erz-

diözese am 20. Juni 1948 verlesen wurde, dass die Gläubigen vom Episkopat nicht 

ausführliche Instruktionen erwarten könnten, wie im neuen Regime zu handeln sei. 

Diese zurückhaltende Einstellung lässt sich auch aus den weiteren Hirtenbriefen he-

rauslesen, obwohl vor allem das Memorandum des katholischen Episkopats an die 

tschechoslowakische Regierung vom 16. August 1948 und der Hirtenbrief der tsche-

chischen Bischöfe und Ordinarien vom 15. Juni 1949 sehr kritisch gegenüber dem 

kommunistischen Regime waren und vor allem die zweite genannte Erklärung zum 

Misserfolg der regimekonformen Katholischen Aktion beitrug. 

Es gelang den Kommunisten während der ersten zwei Jahre nach ihrer Machter-

greifung – also vor der Vollendung der Kontrolle über die Kirche – nicht, das Epi-

skopat zur Herausgabe eines Hirtenbriefs zu bringen, der eine Loyalitätserklärung der 

katholischen Kirche zum neuen Regime beinhaltete. Dennoch scheint die Möglich-

keit, mithilfe der Hirtenbriefe die wachsende Macht der Kommunisten nach 1945 zu 

verurteilen und die Loyalität zum neuen Regime nach dem Februar 1948 zu schwä-

chen, nicht in dem möglichen Maße genutzt worden zu sein. Die große politische 

Vorsicht in den meisten Erklärungen ist allerdings auch damit zu erklären, dass da-

mals etwa eine Million tschechoslowakischer Katholiken Mitglieder der KSČ waren.  

Die politische Aussagekraft der Hirtenbriefe wurde zudem dadurch geschwächt, 

dass sich die Dokumente allzu sehr auf die spezifischen Interessen der katholischen 
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Kirche, nicht aber primär auf die Interessen der Gläubigen oder der ganzen Gesell-

schaft konzentrierten. Hinzu kam, dass die kirchenpolitische Kritik manchmal zu 

kompliziert und weitschweifig formuliert worden war, so dass die Hirtenbriefe von 

einem Teil der Gläubigen als wenig verständlich empfunden wurden. Dieser Aspekt 

der Hirtenbriefe war während der rasch schwindenden gesellschaftlichen Pluralität 

nach dem Februar 1948 umso wichtiger, da sie nach der zwangsweisen Einstellung 

der katholischen Presse zwischen Frühling 1948 und Sommer 1949 eines der sehr we-

nigen öffentlichen Kommunikationsmittel waren, die sich außerhalb der Kontrolle der 

neuen Machthaber befanden.

 

                                                 

  Dieser Beitrag entstand im Rahmen des Forschungsvorhabens (Výzkumný záměr) Nr. 

MSM0021620841 der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Karls-Universität Prag. 
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Zwischen Kampf, Loyalität und Zusammenarbeit. 

Die katholische Kirche und das sozialistische Regime 

in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg 

von 

Stanisław  J a n k o w i a k  

 

 

Einleitung 
 

Viele Faktoren prägten die Nachkriegsgeschichte der Beziehungen Staat-Kirche-Ge-

sellschaft in Polen. Einer von ihnen war der geopolitische Zwang, der das Land in der 

Sphäre sowjetischer Interessen ansiedelte. Der Versuch, die eigene Unabhängigkeit 

zu bewahren, war gescheitert, wovon sich die Gesellschaft nach der Zerschlagung je-

der (politischen wie auch bewaffneten) Opposition endgültig überzeugen konnte. Nach 

einer Übergangszeit mit einem gewissen Pluralismus tauchten die ersten Anzeichen 

des neuen Systems auf – des Stalinismus in seiner schlimmsten, härtesten Form. Dies 

führte zum Schwund aller gesellschaftlichen Aktivitäten, darunter auch der kirchli-

chen, denn sie wurden sofort durch die kommunistischen Behörden brutal abgewürgt.  

Nicht zuletzt aus diesem Grund ist die Frage nach der Loyalität gegenüber der 

neuen Macht auf den ersten Blick schnell zu beantworten: Versteht man unter „Loya-

lität“ eine zumindest partiell positive Bindung an das Regime, die systemkonformes 

Handeln jenseits von Zwang zur Folge hatte, dann fällt es zumindest für die Zeit des 

Stalinismus schwer, von Loyalität der polnischen Gesellschaft gegenüber den kommu-

nistischen Behörden zu sprechen, denn der Grundfaktor für das Verhalten war damals 

die allgegenwärtige Angst. Dies betraf ebenfalls die katholische Kirche, die durch die 

Verhaftung des Primas Stefan Wyszyński stark eingeschüchtert war. Außerdem streb-

ten die Behörden eine totale Liquidierung der Kirche an bzw. schlimmstenfalls ihre 

gänzliche Unterordnung als eine Art zusätzlicher „Transmissionsriemen“ zur Über-

mittlung der Verordnungen und Wünsche der kommunistischen Partei an die Gesell-

schaft. Für die kommunistischen Machthaber stellten sowohl die Geistlichkeit als auch 

die Gesellschaft lediglich Objekte und keine Subjekte dar. Diese sollten nach dem be-

kannten Muster entsprechend geformt werden. Die Behörden waren nämlich damals 

in der Lage, zumindest eine passive Akzeptanz der ganzen Gesellschaft zu erzwingen.  

Die Situation änderte sich radikal nach 1956, als beide Seiten (die Behörden und 

die Kirche) eine kurze Zeit brauchten, bevor sie anschließend den Kampf um das „Re-

gieren der Seelen“ begannen. Die Historiker nehmen meistens an, dass dieser Kampf 

von der Kirche gewonnen wurde. Die Antwort darauf scheint jedoch nicht so eindeu-

tig. Zwar stand die entschiedene Mehrheit der Gesellschaft häufig auf der Seite der 
Kirche, jedoch wurde die systembedingte sozialistische Realität von der Gesellschaft 

häufig ebenfalls akzeptiert. Man kann hier also von einem gewissen Zwiespalt und 

auch von konkurrierenden Loyalitäten sprechen. Die als aufgezwungen empfundenen 
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kommunistischen Behörden verfügten nämlich über verschiedene Möglichkeiten, das 

Verhalten der Gesellschaft in ihrem Sinne zu beeinflussen (z.B. indem der Staat der 

einzige Arbeitgeber war). Auch aus diesem Grunde kam es in dieser Zeit zu keinem 

aktiven Widerstand.  

In der Endphase des sozialistischen Systems in Polen nahmen ideologische Fragen 

nicht mehr so viel Raum in der Politik der kommunistischen Behörden ein. Die Kir-

che gewann noch zusätzlich einen unerwarteten Verbündeten im polnischen Papst, des-

sen Autorität den Konflikt eindeutig zu Gunsten der Kirche und der Gesellschaft ent-

schied, für die die Behörden zu Vertretern fremder, mit den polnischen im Wider-

spruch stehender Interessen geworden waren. Die Geschichte hat hier gewissermaßen 

den Kreis geschlossen. Man kann jedoch die These riskieren, dass die Kirche auf dem 

Weg zur Unabhängigkeit nicht nur die Rolle eines Katalysators, sondern auch die 

eines Stimulators gesellschaftlichen Verhaltens spielte, dadurch den historischen Pro-

zess in vernünftigen Grenzen hielt und sich somit stabilisierend auf das damals herr-

schende Kräfteverhältnis auswirkte.   

 

 

Loyalitätsangebote und loyales Verhalten in der Nachkriegszeit 
 

Das Ende des Zweiten Weltkriegs verursachte eine ganz neue Situation der katholi-

schen Kirche in Polen. Für die neuen Behörden war sie eine zu wichtige Institution, 

als dass man sie ohne Kontrolle agieren lassen konnte – die Kommunisten waren sich 

nämlich vollkommen der Tatsache bewusst, dass durch den Krieg das Ansehen der 

Kirche in der polnischen Gesellschaft bedeutend gestiegen war. Deshalb war es offen-

sichtlich, dass sie ihre Pläne gegenüber der Kirche nicht gleich verwirklichen konn-

ten. Sie vertuschten also ihre tatsächlichen Ziele und versuchten sowohl die kirch-

lichen Behörden als auch die polnische Gesellschaft davon zu überzeugen, dass die 

neue Regierung die Kirche nicht in ihrer Arbeit einschränken und schon gar nicht die 

Religion bekämpfen wolle. Die diplomatischen Beziehungen zum Vatikan wurden 

zwar abgebrochen, was jedoch nicht die Einschränkung der Zusammenarbeit mit der 

katholischen Kirche in Polen bedeutete.
1
 

Diese Situation war für die polnische Kirche sogar günstig, denn die fehlenden 

formalen diplomatischen Beziehungen erlaubten es ihr, eine eigenständige Personal-

politik ohne Absprache mit den staatlichen Behörden zu betreiben. Vor den Kommu-

nisten stand dagegen die wichtige Aufgabe, die antikommunistische Stimmung in der 

Gesellschaft zu beruhigen, um sich keine neuen Gegner zu schaffen. Ihre Argumente 

waren also sorgfältig und mit Bedacht gewählt – und sie waren alle mit dem gerade 

beendeten Krieg verbunden. In einer offiziellen Erklärung betonten die Staatsbehör-

den, dass der Vatikan selbst den Abbruch der diplomatischen Beziehungen zum neuen 

Polen verursacht habe, weil er den deutschen Angriff von 1939 gewissermaßen ak-
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zeptiere, indem dem Danziger Bischof Karl Maria Splett nun auch Ermland unterge-

ordnet und vom Vatikan ein eigener Geistlicher für die Deutschen in Großpolen er-

nannt worden sei. Dies sei nicht konform mit dem Konkordat von 1925, wonach kein 

Teil des polnischen Staates einem fremden Bischof untergeordnet und auch keine Ein-

teilung der Gläubigen nach ihren Nationalitäten stattfinden dürfe.
2
  

Dies konnte also für einen Teil der polnischen Gesellschaft ein plausibles Argu-

ment sein, umso mehr, als andere Maßnahmen gerade von einer Unterstützung der 

neuen Behörden für die Kirche zeugten – das betraf z.B. die Tatsache, dass die kirch-

lichen Ländereien nicht im Dekret über die Bodenreform berücksichtigt und die von 

den deutschen Besatzern beschlagnahmten Kirchengüter zurückgegeben wurden. Die 

Kirche erhielt auch eine materielle Unterstützung vom Staat für den Wiederaufbau 

zerstörter Gotteshäuser. Wenn wir dabei noch die Tatsache berücksichtigen, dass die 

täglichen Programme des kommunistischen Rundfunks mit einem kirchlichen Lied 

begannen und die wichtigsten Staatsmänner an kirchlichen Feierlichkeiten teilnahmen 

– besonders, wenn diese mit Staatsfeiertagen verbunden waren –, so können wir fest-

stellen, dass die polnischen Behörden alles taten, um ihre wirklichen Pläne gegenüber 

der Kirche zu verheimlichen, deren Stellung symbolisch hervorzuheben und auf diese 

Weise ihr loyales Verhalten zu erkaufen.   

Die Kommunisten hatten in Polen einen ernst zu nehmenden Gegner: die Polni-

sche Bauernpartei. Auch deshalb wollten sie keine Probleme in den Beziehungen mit 

der Kirche. Diese staatliche Politik hatte jedoch noch ein weiteres Ziel. Sie war darum 

bemüht, die Einheit der Kirche zu zerstören, um einen Teil der Geistlichen für sich zu 

gewinnen und so – nach Stalins Ratschlag – die Kirche von innen heraus zu spalten. 

Man kann sagen, dass der Episkopat ähnlich reagierte: Er versuchte das Maximium an 

gutem Willen an den Tag zu legen und die Beteiligung der Geistlichen an antikom-

munistischen Aktionen einzuschränken. Die Kommunisten hofften außerdem, dass es 

ihnen durch eine Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen mit dem Vatikan 

gelingen werde, die Kirche im politischen Kampf gegen die Polnische Bauernpartei 

zu neutralisieren.  

Man kann also die Feststellung riskieren, dass beide Seiten sich hier zwar nicht lo-

yal zueinander verhielten, jedoch auch keine eindeutig feindlichen Aktivitäten gegen-

einander unternahmen. In dieser Zeit war die absolute Mehrheit der polnischen Ge-

sellschaft gegenüber der Kirche praktisch kritiklos loyal eingestellt und hielt, wie be-

reits erwähnt, die neuen Behörden für eine mit Gewalt durch Fremde aufgezwungene 

Macht. Diese Konkurrenz der Loyalitätsbezüge musste in einen mehr oder minder of-

fenen gesellschaftlichen Konflikt münden, wenn die Kirche ihre Zurückhaltung auf-

gab. Damals konnten die Behörden jedoch die unterschiedlichen Motivationen einer 

solchen Einstellung sehr gut auseinanderhalten: Antistaatliche Einstellungen wurden 

                                                 
2
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rücksichtslos und entschieden bekämpft und im Keim erstickt, während die Kommu-

nisten gar nicht auf die religiöse Aktivierung der Gesellschaft reagierten. Vielmehr 

benutzten sie diese Aktivitäten dort, wo es möglich war, für ihre eigenen Zwecke. 

Dies betraf besonders die ehemaligen deutschen Gebiete im jetzigen West- und Nord-

polen.  

In der damaligen Situation waren die polnischen Bischöfe der Ansicht, dass eine an-

tikommunistische Aktivität nicht angebracht sei. Davon zeugt z.B. der Brief des Erz-

bischofs von Posen, Walenty Dymek, an den Posener Woiwoden, in dem er schrieb: 

„Ich habe […] den Geistlichen folgende Anweisung gegeben: Den Anweisungen des Heili-

gen Stuhls und seiner Eminenz selbst folgend, werden wir uns aus allen wirtschaftlichen 

und vor allem politischen Fragen im Staat heraushalten. Sowohl auf der Kanzel als auch im 

Beichtstuhl verkünden wir lediglich die Lehre Christi. Wir wollen die Apostel der Liebe 

und nicht die des Hasses sein. […] Unsere Einstellung, und auch die unserer Gläubigen, zu 

den staatlichen Behörden ist im Evangelium des hl. Matthäus XII,21 dargestellt: ‚So gebt 

dem Kaiser, was dem Kaiser gehört, und Gott, was Gott gehört.‘ […] Mit Freude kann ich 

an dieser Stelle feststellen, dass sich die Geistlichen nach diesen meinen Anweisungen rich-

ten.“
3
 

Zwar hat ein großer Teil der polnischen Gesellschaft die kommunistischen Behör-

den nicht akzeptiert, man sollte jedoch bedenken, dass das damals dominierende Ge-

fühl der Erleichterung aus der Beendigung des Krieges gegen Deutschland resultierte, 

während dessen die biologische Existenz der ganzen polnischen Nation bedroht war. 

Diese Perspektive lässt die „neue Besatzung“, die aus Polen ein abhängiges Land ge-

macht hat, in einem anderen Licht erscheinen: eine Besatzung, die zwar jeden Wider-

stand rücksichtslos liquidierte, jedoch nicht die Ausrottung des polnischen Volkes an-

strebte. Im Gegenteil, sie deklariert die Freundschaft und Hilfe des „russischen Bru-

dervolkes“. Die polnische Gesellschaft war geteilt, was sich jedoch nicht direkt auf 

ihr Funktionieren auswirkte. In der neuen Wirklichkeit war es für die Menschen in 

Polen nämlich am wichtigsten, die eigene Existenz wieder aufzubauen und zum nor-

malen Leben zurückzukehren. „Aus diesem Amalgam des Verlustes des Glaubens, des 

Strebens nach dem Wiederaufbau des Lebens und der Angst wuchs die Überzeugung, 

dass man in der neuen Situation nach möglichen Lösungen suchen sollte.“
4
  

Es fällt übrigens insgesamt schwer, die damalige polnische Gesellschaft als einen 

Monolithen zu betrachten. Es wäre eine grobe Vereinfachung zu behaupten, dass die 

ganze polnische Gesellschaft entschieden feindlich gegenüber dem neuen System ein-

gestellt war. Dies gilt umso mehr, als die Kommunisten zum Schein eine Demokratie 

verkündeten und diesen Schein sorgfältig wahrten. Wesentliche Diskrepanzen in den 

politischen Anschauungen gab es nicht nur zwischen verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen, sondern auch innerhalb dieser. Die Losungen über gesellschaftliche Gerech-

                                                 
3
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4
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tigkeit, Fortschritt und den Aufbau eines „neuen“ Polens konnten Teile der Bevölke-

rung durchaus überzeugen. Für viele Menschen brachten die neuen Behörden und das 

neue System konkrete Vorteile mit sich: Unter anderem bekamen die Bauern ihren Bo-

den, die Arbeiter einen Einfluss auf die Politik ihrer Betriebe, alle eine sichere Ar-

beitsstelle und die Möglichkeit eines gesellschaftlichen Aufstiegs.  

Das alles schwächte den Willen zum Widerstand, umso mehr als im damaligen 

Polen ein Mehrparteiensystem herrschte und der Anführer der Bauernpartei, der ehe-

malige Ministerpräsident der polnischen Regierung im Exil, Stanisław Mikołajczyk, 

nun stellvertretender Ministerpräsident war. Damals stand also die polnische Gesell-

schaft noch nicht vor der Wahl zwischen der Loyalität gegenüber dem Staat oder der 

Kirche. Anfangs konnte man sogar glauben, dass ein solcher Widerspruch in Polen 

niemals auftauchen würde. Diese Überzeugung kam auch in der Predigt des damali-

gen Primas August Hlond zum Ausdruck, der am Hochfest Christkönig sagte:  

„Polen, das seit 10 Jahren sein Christentum auf eine eigene Art und Weise lebt, hat ein ge-

wisses Gespür und eine bestimmte Einstellung auch zu den Fragen des jetzigen Umbruchs. 

Polen geht seinen eigenen Weg zur Wiedergeburt. Schneller als andere Völker findet Polen 

in seinem engagierten und zugleich christlichen Patriotismus eine Übereinstimmung zwi-

schen der gesunden revolutionären Idee der heutigen Zeit und dem christlichen Glauben 

der Menschen.“
5
 

 

 

Konfrontation 
 

Diese Zusammenarbeit währte jedoch nicht lange. Der Zerfall der Welt in zwei feind-

liche Lager brachte eine Isolation der kommunistischen Staaten mit sich. Seit 1947/ 

48 wurden Bemühungen unternommen, diese nach sowjetischem Modell zu verein-

heitlichen. Die Zeit, in der Einstellungen und Aktivitäten, die den Wünschen der neu-

en Machthaber widersprachen, stillschweigend toleriert wurden, war nun endgültig 

vorbei. In dieser neuen Wirklichkeit gab es daher auch keinen Platz mehr für eine un-

abhängige Kirche, zumal die Versuche gescheitert waren, diese für das neue Regime 

zu gewinnen. Eine lediglich passive Loyalität reichte nicht mehr aus: Die Kommunis-

ten begannen nun alle Einstellungen zu bekämpfen, die sie gegenüber dem neuen Sys-

tem als „nicht enthusiastisch genug“ einstuften. Wie es ein Schriftsteller damals for-

mulierte: Man wurde sogar dafür geprügelt, dass die Lobeshymnen lediglich lauwarm 

waren.
6
 

Unter diesen Umständen gab die kirchliche Hierarchie dem Druck nach und ent-

schied sich für massive Loyalitätsbekundungen. Dies geschah besonders nach einer 

Reihe von Schauprozessen, die einigen Priestern und auch Bischöfen gemacht worden 

                                                 
5
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waren, und ganz besonders nach der Verhaftung des Primas Stefan Wyszyński. Der 

Episkopat erkannte seinen neuen, von den Behörden aufgezwungenen Vorsitzenden 

Bischof Michał Klepacz an. Dann wurde eine Erklärung beschlossen, in der sich die 

Bischöfe gegen einige aus ihrem Kreise wandten, indem sie deren „friedensstöreri-

sche“ Aktivitäten verurteilten. Am 28. September 1953 veröffentlichten die Bischöfe 

eine von den Kommunisten erzwungene Erklärung, in der sie deklarierten, dass sie 

sich dafür einsetzen wollen, „nicht zuzulassen, dass in Zukunft die Intention und der 

Inhalt der Vereinbarung vom April 1950 zwischen Staat und Kirche in Polen entstellt 

werden, um günstige Bedingungen für die Normalisierung der Beziehungen zwischen 

Staat und Kirche zu schaffen“.  

Darin wurden auch jegliche gegen den Staat gerichteten Aktivitäten verurteilt, un-

ter anderem „die bedauernswerten, im Prozess gegen den Bischof von Kielce, Cze-

sław Kaczmarek, aufgedeckten Fakten“. Zugleich versicherten sie, dass der Episkopat 

keineswegs bereit sei, feindliche, gegen den Staat gerichtete Aktivitäten vonseiten des 

Klerus zu tolerieren.
7
 Schließlich schworen die Bischöfe, und mit ihnen alle Geist-

lichen, Ende 1953 gegenüber den neuen Behörden Treue.
8
 Vor einem endgültigen 

Fall wurde die Kirche von den Gläubigen gerettet, die – trotz zahlreicher Schikanen – 

wiederum treu zu ihrem Glauben und ihren Priestern standen. Ältere Priester erinnern 

sich heute mit Wehmut an jene Zeit, weil die Gläubigen damals zu sehr großen Op-

fern für ihren Glauben und ihre Kirche bereit gewesen waren.
9
  

Es scheint, dass eine solche Politik der Kommunisten gegenüber der Kirche, ins-

besondere gegenüber dem Primas, verbunden mit den Repressalien gegenüber der gan-

zen Gesellschaft, zum Wandel der Stimmung bei großen Teilen der polnischen Be-

völkerung geführt hat. Hier erwies sich somit die schon traditionelle Loyalität großer 

Teile der Bevölkerung zur Kirche als eindeutig stärker als die zur staatlichen Macht. 

Dies betraf in erster Linie die Dorfbevölkerung. Die Bauern, die zur Kollektivierung 

gezwungenen wurden, wurden dadurch noch zusätzlich in ihrer Überzeugung ge-

stärkt, dass die neuen Behörden und deren Maßnahmen schlecht seien und man sich 

nicht mit ihnen einlassen solle. Dies war insofern einfach zu realisieren, als die meis-

ten von ihnen ein eigenes Einkommen hatten. Schwieriger stellte sich die Situation in 

den Städten dar, in denen die Mehrzahl der Einwohner bei einem staatlichen Arbeit-

geber beschäftigt war. Ein individuelles Demonstrieren oppositioneller Haltungen er-

wies sich hier als entschieden schwieriger. Andererseits wurde die Teilnahme an reli-

giösen Veranstaltungen, gewissermaßen den Behörden zum Trotz, immer populärer. 

Eine größere Gruppe garantierte ein Minimum an Anonymität – was darauf hoffen 

ließ, möglichen Repressalien zu entkommen.
10
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Wandel ab 1956 
 

Die Situation änderte sich radikal nach 1956. Anfangs konnte man, ähnlich wie direkt 

nach dem Krieg, den Eindruck gewinnen, dass die Gesellschaft, die Behörden und die 

Kirche ein gemeinsames Ziel verfolgten. Die Gesellschaft hoffte auf weitgehende Ver-

änderungen und glaubte – man muss es objektiv feststellen –, dass die neuen Macht-

haber mit Władysław Gomułka an der Spitze in der Lage seien, diese durchzuführen. 

Kein späterer polnischer Staatschef erfreute sich einer solchen Beliebtheit in der Ge-

sellschaft wie Gomułka im Oktober 1956.
11

 Für die Behörden wiederum war offen-

sichtlich, dass eine Normalisierung der Lage in Polen ohne Unterstützung der Kirche 

nicht zu verwirklichen war. In dieser Situation war es selbstverständlich, dass der Pri-

mas Wyszyński freigelassen werden musste. Dies wurde sogar von den vor kurzem 

noch eingeschüchterten Parteifunktionären verstanden, die nun mit Besorgnis fragten, 

ob „der Genosse Wyszyński schon frei gelassen worden ist“. Viele Personen aus die-

sen Kreisen hielten es nämlich für selbstverständlich, dass ein unter Stalin Verfolgter 

ein Kommunist war.  

Wyszyński verstand die damalige schwierige Lage, besonders nach den Ereignis-

sen in Ungarn, und unterstützte entschieden die neuen Partei- und Staatsbehörden. 

Auch für Gomułka war die Stimmung in der Gesellschaft wichtig, denn bald sollten 

die Parlamentswahlen stattfinden und die Reaktion der Gesellschaft war schwer vor-

auszusehen. Man kann sagen, dass die Wahlen vom Januar 1957 gewissermaßen ehr-

lich durchgeführt worden waren, an kommunistischen Standards gemessen sogar sehr 

ehrlich. Die nationale Einheit drückte sich in der Tatsache aus, dass die Kirche dazu 

aufrief, so zu wählen, wie es Gomułka erwartete. Man muss hier noch erwähnen, dass 

selbst der polnischsprachige Münchner Sender „Radio Freies Europa“ die gleiche Agi-

tation betrieb.
12

 Für einen kurzen Augenblick schien es also, als ob man sich zum bei-

derseitigen Nutzen einig sei.  

Schnell stellte es sich jedoch heraus, dass die Behörden weder die Rechte der Ge-

sellschaft noch die der Kirche respektierten. Der um die moralische Lage der polni-

schen Gesellschaft besorgte Primas bereitete ein langjähriges Programm der morali-

schen Erneuerung der Nation vor. Dieses war mit dem Millennium der Christianisie-

rung Polens verbunden. Die Behörden betrachteten – übrigens mit Recht – dieses Pro-

gramm als einen Angriff auf ihren Einfluss auf die polnische Gesellschaft. Sie rea-

gierten daher mit einem langjährigen Programm des Kampfes um die Gunst der Be-

völkerung, indem das tausendjährige Bestehen des polnischen Staates feierlich began-
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gen werden sollte. Beide Seiten bemühten sich darum, dass gerade ihre Initiative den 

größten Widerhall fand.
13

  

In gewissem Sinne sind beide über das Ziel hinausgeschossen: Die Gesellschaft 

wurde durch beide Programme zu intensiv aktiviert, und nach ein paar Jahren war 

eine große Ermüdung festzustellen. Das kirchliche Programm hatte dabei hauptsäch-

lich einen religiös-historischen Charakter, dagegen verbanden die staatlichen Behör-

den die mit dem Jubiläum verbundenen Aktivitäten mit der Verwirklichung von Ide-

en, die ihnen die Unterstützung der Gesellschaft sichern sollten. Eine wichtige Lo-

sung der damaligen Zeit war der Bau von „1 000 Schulen zum 1 000-jährigen Jubilä-

um“ (als Subbotnik, also unentgeltlicher Sondereinsatz der Bevölkerung). Zwar wur-

de die Sicherung ordentlicher Schulbedingungen für die Kinder damit auf die Gesell-

schaft verlagert, doch klang dies für viele Menschen überzeugend.  

Viele andere Initiativen besaßen einen ähnlichen Charakter. In freiwilligen Son-

dereinsätzen wurden von der Bevölkerung unentgeltlich Straßen, Wasserleitungen 

usw. gebaut. Die Menschen beteiligten sich daran mit größerem oder kleinerem En-

thusiasmus, der durch den Zwang seitens der Behörden zusätzlich verstärkt wurde. 

Zugleich lief jedoch eine Aktion der Einschränkung des Einflusses der Kirche durch 

Verbote für den Bau neuer sakraler Objekte, die Verbannung des Religionsunterrichts 

aus den Schulen usw. Man kann hier die Feststellung versuchen, dass die polnische 

Gesellschaft in den 1960er Jahren zerrissen war, weil sie zu einer Existenz zwischen 

diesen beiden Fronten gezwungen wurde. Bei einer Absage, sich an den staatlichen 

Aktivitäten zu beteiligen, drohte zwar keine direkte Freiheitsstrafe. Sie konnte aber 

mit Problemen verbunden sein, z.B. am Arbeitsplatz oder bei der Vergabe von Aus-

bildungsplätzen für die Kinder.  

Die Folge dieser schwierigen Lage war eine Art Anpassungsstrategie, die man da-

mals mit der polnischen Redensart formulierte: „Dem Herrgott eine Kerze und dem 

Teufel auch einen Kerzenstummel“. Es muss jedoch betont werden, dass sich die 

Menschen allein nur an den kirchlichen Aktivitäten aus Überzeugung beteiligten – an 

den durch die Behörden organisierten mussten sie dagegen teilnehmen. Die Teilnah-

me wurde durch Kontrollen erzwungen, z.B. durch Anwesenheitslisten in den Betrie-

ben, manchmal sogar durch zugesandte persönliche Aufforderungen. Obwohl nicht klar 

gesagt wurde, was für Konsequenzen eine Absage haben würde, wollten die meisten 

kein Risiko eingehen und machten deshalb mit.
14

   

In dieser Zeit gelang es den Behörden nur ein einziges Mal, eine wirkliche Unter-

stützung der Gesellschaft für sich zu gewinnen. Dies hing mit der Botschaft der polni-

schen Bischöfe an die deutschen Bischöfe vom November 1965 zusammen. Man muss 

hier der damaligen Feststellung zustimmen, dass dieser Brief keinen ausschließlich 
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religiösen Charakter hatte: Dort war nämlich unter anderem die Rede von den gegen-

seitigen Beziehungen in der Vergangenheit, besonders in der Zeit des Zweiten Welt-

kriegs. Im Namen des Volkes vergaben die Bischöfe den Deutschen und baten sie um 

Vergebung. Dieses Ereignis entfachte einen Konflikt, an dem die ganze Gesellschaft 

beteiligt war. Die Behörden begannen nämlich eine Hetzkampagne gegen die Autoren 

der Botschaft. Diese hatte sie in der Tat überrascht, denn der Episkopat hatte seinen 

Schritt mit niemandem vorher abgesprochen. Gomułka konnte also tatsächlich damit 

unzufrieden sein. Außerdem war der Ärger noch insofern berechtigt, weil die Antwort 

des deutschen Episkopats sehr weit hinter den Erwartungen der polnischen Bischöfe 

zurückblieb. Obwohl die von den Behörden organisierte Hetzkampagne stark über-

trieben war, teilte damals ein großer Teil der polnischen Gesellschaft die Ansicht der 

Kommunisten, indem man die einfache Vergebung nicht verstehen konnte – und noch 

weniger die an die Deutschen gerichtete Bitte um Vergebung. Die damals an den pol-

nischen Episkopat geschickten Briefe zeugten deutlich von der Empörung in der Ge-

sellschaft, auch unter Exilpolen.
15

  

 

 

Tatsächliche und symbolische Loyalität 
 

Dieses Ereignis veränderte jedoch nicht langfristig die Machtverhältnisse im Land. 

Die kirchlichen Feierlichkeiten 1966 in Gnesen waren der beste Beweis für die Ein-

stellung der Gesellschaft: Die Behörden erzwangen zwar die Teilnahme der Einwoh-

ner an einer gleichzeitig stattfindenden staatlichen Massenkundgebung, jedoch stürm-

ten die versammelten Massen gleich nach den offiziellen Reden die Reihen der Miliz 

und liefen zum Dom zu den kirchlichen Feierlichkeiten.
16

 Die während der heiligen 

Messen und entlang der Straßen versammelten Menschenmassen ließen keinerlei Zwei-

fel daran, wer die tatsächliche Autorität für sie darstellte. Diese Konfrontation endete 

mit der Niederlage der kommunistischen Behörden.  

Die nächste Niederlage kam während der Unruhen 1970, die mit Neubesetzungen 

in der Staats- und Parteiführung endeten. Die neuen Machthaber schafften es wieder, 
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nieńskie obchody milenium a stosunki Państwo – Kościół w latach 60-tych w XX wieku 

[Die Gnesener Millenniumsfeierlichkeiten und die Beziehungen zwischen Staat und Kirche 

in den 60er Jahren des 20. Jh.s], in: 1000-lecie archidiecezji gnieźnieńskiej, hrsg. von JE-

RZY STRZELCZYK und JANUSZ GÓRNY, Gniezno 2000.   
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die Sympathie der Gesellschaft für sich zu gewinnen: Zum einen war dies das Ver-

dienst der Persönlichkeit des neuen Parteichefs Edward Gierek, zum anderen Folge der 

anschließenden tatsächlichen Veränderungen. Diese betrafen auch die Kirchenpolitik, 

denn nach den langen Jahren des Konflikts versuchte man die Gesellschaft von der 

Notwendigkeit der Zusammenarbeit aller Bürger zum Wohle der Nation zu überzeu-

gen. Die Bischöfe und regionalen Parteifunktionäre waren darum bemüht, die anste-

henden Probleme gemeinsam zu lösen. In dieser Zeit wurden auch sehr viele neue 

Kirchen gebaut. Auch stellte das Regime nun keine schwierigen und eindeutigen For-

derungen mehr an die Bevölkerung, obwohl bei der Besetzung der wichtigsten Stellen 

im Land die Mitgliedschaft in der kommunistischen Partei eine Grundvoraussetzung 

war. In der ersten Hälfte der 1970er Jahre stieg der Lebensstandard in Polen erheb-

lich. Man hatte damals den Eindruck, dass das System gelockert wurde, die Staatsgren-

zen wurden geöffnet, man durfte sogar in den Westen reisen. Das alles vermittelte ein 

Gefühl der Normalität und verursachte in der Gesellschaft eine langsame Akzeptanz, 

wenn nicht des kommunistischen Systems, so doch wenigstens der damaligen pol-

nischen Wirklichkeit.  

Diese vielseitige Loyalität wurde allgemein von der Gesellschaft akzeptiert, und 

die Hierarchie der katholischen Kirche verurteilte weder das System noch die an ihm 

direkt beteiligten Menschen. Die Behörden räumten der Kirche ihre Freiheit ein.
17

 Es 

stellte sich jedoch bald heraus, dass das Gleichgewicht nur vorübergehend war, denn 

das sozialistische System barg Elemente einer dauerhaften Krise in sich. Als allge-

mein bekannt wurde, dass dieser relative Wohlstand einer hohen Auslandsverschul-

dung zu verdanken war, die nun zurückgezahlt werden musste, verschwand die ge-

sellschaftliche Akzeptanz sofort. Dies begann mit den Ausschreitungen im Juni 1976, 

und seit jener Zeit war eine wiederholte Allianz der Kirche mit der Gesellschaft ge-

genüber der Staatsgewalt zu beobachten. Die sich formierende Opposition fand eine 

immer stärkere Unterstützung durch die Bischöfe. Die Kirchen wurden zu Orten, in 

denen die antikommunistische Einstellung manifestiert wurde. Die damalige Stim-

mung in Polen gab ein damals oft erzählter Witz wieder: Ein Gläubiger fragt während 

der Wandlung in der heiligen Messe den Nebenstehenden, warum er nicht knie. 

Dieser antwortet, dass er eigentlich Atheist sei – aber ebenfalls gegen das kommunis-

tische Regime.  

Ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Staat, Gesellschaft und Kirche in 

Polen wurde aufgeschlagen, als Kardinal Karol Wojtyła zum Papst gewählt wurde. 

Die Kirche gewann damals eine Stärke, die sich auch auf die Gesellschaft übertrug. 

Diese Tatsache war der Anfang vom Ende der Illusionen über die Reformierbarkeit 

des sozialistischen Systems. Die Stimmung gipfelte im Jahre 1980, als sich die Unzu-

friedenheit über die fatalen Lebensbedingungen in einen gegen die Grundlagen des 

kommunistischen Systems gerichteten Protest verwandelte.
18

  

 

                                                 
17

  ANDRZEJ FRISZKE: Polska Gierka [Polen in der Zeit Giereks], Warszawa 1995.  
18

  JERZY HOLZER: Solidarność 1980-1981. Geneza i historia [Solidarność 1980-1981. Entste-

hung und Geschichte], Warszawa 1990, S. 48 ff. 



 338 

Beziehungen zwischen Kirche und Staat in den 1980er Jahren 
 

Die Forderung nach der Gründung einer von der kommunistischen Partei unabhängi-

gen, freien Gewerkschaft stellte einen Präzedenzfall in der Praxis des real existieren-

den Sozialismus dar. Es war von Anfang an klar, dass weder Moskau noch die polni-

schen Kommunisten eine solche Lösung dauerhaft akzeptieren konnten. Die damals 

unterzeichnete Vereinbarung war ein taktischer Zug vor der endgültigen Auseinander-

setzung. In diesem Prozess kam es zur Polarisierung der Standpunkte: einerseits die 

Gesellschaft mit ihrer Überzeugung, dass man ohne Widerstand und Ausdauer keine 

Forderungen durchsetzen könne, andererseits die Behörden mit ihrem harten Kurs. Be-

zeichnend ist allerdings auch, dass damals die alten Trennlinien verwischten: An den 

Protesten beteiligten sich zahlreiche Vertreter aller Gruppen, darunter auch viele Par-

teimitglieder. Dieser Prozess wurde durch die Kirche unterstützt, obwohl deren Ein-

stellung nicht ganz eindeutig war. So begleiteten nämlich zahlreiche Geistliche die 

Streikenden in ihren Betrieben, und die Anführer der Streiks konnten auch mit der 

Unterstützung des Primas und des Episkopats rechnen. Dennoch versuchte die Geist-

lichkeit auf die Gesellschaft auch beruhigend einzuwirken, besonders nach der Unter-

zeichnung der Vereinbarungen über die Gründung einer unabhängigen Gewerkschaft.
19

 

Die sich radikalisierende Stimmung wurde damals mit einer Politik der Kirche kon-

frontiert, die darum bemüht war, diese Entwicklung einzudämmen.  

Eine wichtige Rolle spielte dabei Primas Wyszyński, der die Anführer der Solidar-
ność vor einer Eskalation ihrer Forderungen warnte, indem er auf den gefährlichen 

sowjetischen Nachbarn hinwies, der die Veränderungen in Polen aus offensichtlichen 

Gründen nicht akzeptieren konnte. Diese Politik der Kirche wurde von der polnischen 

Gesellschaft nicht ganz verstanden und akzeptiert. Der große Enthusiasmus der Jahre 

1980/81 gipfelte in der Überzeugung, dass nun alles bisher Unmögliche möglich sei. 

Selbst für einen Teil der Machthaber war klar, dass das kommunistische System bank-

rott und Reformen notwendig waren. Bei den damals begonnenen Verhandlungen wur-

de die Kirche zum Vermittler und – seltsamerweise – auch zum Garanten, dass die 

Versprechen eingehalten werden. Dank Papst Johannes Paul II. genoss sie nämlich 

nun ein größeres Ansehen im Staat.  

Die Verhängung des Kriegsrechts in Polen
20

 beendete zwar diesen Prozess, mach-

te jedoch sowohl den Behörden als auch der Gesellschaft klar, dass keinerlei Verän-

derungen des Systems in Polen ohne Moskaus Akzeptanz möglich waren. Es war an 

der Zeit für weitgehende Veränderungen im ganzen sozialistischen Lager. Zugleich 

war dies eine schmerzhafte Erfahrung für die Kirche, die sich durch die Behörden be-

trogen und missbraucht fühlte. Schließlich hatte sie ihre Autorität dafür eingesetzt, die 

tatsächlichen Machenschaften der Kommunisten zu decken. Diese Erfahrung wurde 

                                                 
19

  HOLZER, Solidarność (wie Anm 18); DERS.: Polska 1980-1981 [Polen 1980-1981], Warsza-

wa 1995; DERS.: Droga do niepodległości. Solidarność 1980-2005 [Der Weg zur Unabhän-

gigkeit. Solidarność 1980-2005], Warszawa 2005.  
20

  Stan wojenny w Polsce 1981-1983 [Das Kriegsrecht in Polen 1981-1983], hrsg. von AN-

TONI DUDEK, Warszawa 2003. 
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sowohl von der Kirche als auch von der polnischen Gesellschaft sehr gut verstanden. 

Erst der Einfluss des Papstes verursachte eine Wiederbelebung der Ideale des Jahres 

1980. Sowohl die Kirche als auch die Gesellschaft erkannten nun gemeinsam, dass es 

ohne Pluralismus keine Chancen für eine Verständigung im Land mehr gab. Diese 

Einstellung wurde mit der Losung „Es gibt keine Freiheit ohne Solidarność“ oft bei 

kirchlichen Feierlichkeiten demonstriert.
21

 Für die Behörden gab es praktisch keiner-

lei Möglichkeiten mehr, die Sympathie der Gesellschaft für sich zu gewinnen oder 

diese wenigstens zu neutralisieren, was unter den damals günstigen internationalen Be-

dingungen zum Niedergang des Systems führen musste.  

Die schwierigen Erfahrungen aus der Zeit des Kampfes um die Normalität blieben 

nicht ohne Einfluss auf die folgenden Jahre im nun freien Polen: Es war die übermä-

ßig große Rolle der katholischen Kirche im Leben der Gesellschaft nach der Transfor-

mation, die in der Konsequenz zum endgültigen Verlust ihrer über Jahrzehnte mit zahl-

reichen gewagten, schwierigen und manchmal unpopulären Entscheidungen schwer 

errungenen Autorität führte. 

 

 

Fazit 
 

Die polnische Wirklichkeit wich deutlich von der Situation in den anderen sozialisti-

schen Staaten ab. Zwar waren die polnischen Behörden darum bemüht, die katholi-

sche Kirche mit allen Mitteln zu schwächen, jedoch gelang es dieser, ihre Unabhän-

gigkeit zu bewahren – obgleich die Verluste dabei nicht unbedeutend waren. Ein 

schmerzhaftes und noch immer nicht endgültig geklärtes Problem ist dabei die Frage 

nach der Zusammenarbeit von Geistlichen mit den geheimen Sicherheitsbehörden, de-

ren Ausmaß, obgleich geringer als in den anderen Staaten des sozialistischen Blockes, 

ebenfalls nicht unbedeutend war.
22

  

Trotz alledem hat die katholische Kirche in Polen nicht nur die kommunistische 

Zeit überdauert, sondern auch in der meisten Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg ihr Mo-

nopol auf das „Regieren der Seelen“ behauptet. In dieser Zeit haben sie und die Ge-

sellschaft „mit einer Stimme gesprochen“. Die Situation der ständigen Bedrohung er-

zwang diese Einheit, denn die Behörden waren stets darum bemüht, die kirchlichen 

Strukturen zu zerschlagen und dadurch selbst einen Einfluss auf die Gesellschaft zu ge-

winnen. Die wichtigste Bedingung für eine erfolgreiche Verteidigung war also die 

Wahrung der Einheit, sowohl innerhalb der Kirche als auch innerhalb der Gesellschaft. 

Zahlreiche Faktoren trugen dazu bei, dass in vielen wichtigen Momenten die Behör-

den durch diese manifestierte Einheit gezwungen waren, ihre Vorhaben aufzugeben.  

Dies soll jedoch nicht bedeuten, dass die polnische Gesellschaft die ganze Zeit ein 

gegen die Aktivitäten der Behörden immuner Monolith gewesen ist. Die Überzeugung 

                                                 
21

  MIROSŁAWA MARODY: Długi finał [Das lange Finale], Warszawa 1995.  
22

  Vgl. TADEUSZ SAKOWICZ-ZALESKI: Księża wobec bezpieki na przykładzie archidiecezji 

krakowskiej [Die Priester gegenüber der Staatssicherheit am Beispiel der Krakauer Erzdiö-

zese], Kraków 2007.  
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von der Dauerhaftigkeit des sozialistischen Systems erforderte nämlich ein der Reali-

tät angemessenes Verhalten und somit eine gewisse Akzeptanz der Wirklichkeit. Dies 

führte zu verschiedenen Kompromissen, manchmal wurden die Bürger zum Konjunk-

turalismus gezwungen. Letztendlich wirkte sich dies negativ auf den christlichen Glau-

ben aus, der sich häufig auf die äußere Form beschränkte, ohne dass eine tiefere inne-

re Reflexion dahinter stand. Dies wirkte sich ebenfalls negativ auf die Arbeit vieler 

Seelsorger aus, die sich nicht um die Massen zu kümmern brauchten, denn die Teil-

nahme an religiösen Feierlichkeiten stellte teilweise eine Möglichkeit dar, seine Ab-

neigung gegen das herrschende System zu manifestieren. Diese Allianz beruhte also 

auf der Basis eines gemeinsamen Feindes, eine gegenseitige Kritik war somit nicht 

angebracht, um den Behörden keine Argumente zu liefern.  

In der Konsequenz trug diese Allianz nicht nur zur Niederschlagung des sozialisti-

schen Systems bei, sondern auch zum Verwischen der Kriterien und Normen des ge-

sellschaftlichen Lebens. Der jahrelange Konflikt schwächte das positive Verhältnis der 

Bürger zum Staat und seiner Institutionen, dessen Folgen weiterhin schmerzhaft spür-

bar sind. Die besondere Form der Loyalität im Dreieck Gesellschaft-Behörden-Kirche 

verursachte ebenfalls eine Abschwächung der gemeinsamen Bande, denn Loyalität im 

Sinne einer positiven emotionalen Bindung war selten uneingeschränkt, oft sogar nur 

scheinbar vorhanden. Der Konflikt verflachte und minimalisierte auch gesellschaftliche 

Verhaltensweisen, indem sich die Menschen daran gewöhnten, dass einer die Richtli-

nien bestimmte und die Aufgabe des anderen nur war, diesen dabei zu unterstützen. 

Davon, wie schwierig es ist, nach der Zeit des Kommunismus individuelle Aktivität 

zu wecken oder die Bürger zu einer tieferen Reflexion zu bewegen, zeugen alle Wah-

len im unabhängigen Polen.  



 

 

 

 

 

 

 

Loyalitäten im Staatssozialismus im öffentlichen Gedächtnis 
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Ideologie und Leben: das Bild der Zeit des Sozialismus in 

tschechischen, slowakischen, polnischen und deutschen 

Geschichtsschulbüchern 

von 

Zdeněk  B e n e ń  und Tomáń  N i g r i n  

 

 

Schulgeschichtsunterricht und Sozialismus 
 

Die Erforschung der „sozialistischen Epoche“, also des politischen Systems unter 

Führung der Komunistická strana Československa [Kommunistische Partei der Tsche-

choslowakei; KSČ], gehört zu den erstrangigen Aufgaben der tschechischen Ge-

schichtswissenschaft. Die Aufmerksamkeit richtet sich dabei auf die totalitären und 

repressiven Aspekte sowie Wesenszüge dieser Zeit. Allerdings ist es auch nötig, sich 

mit der „Kehrseite der Medaille“ zu beschäftigen, d.h. mit der schwierigen Problema-

tik der Anziehungskraft des Sozialismus, mit der Akzeptanz oder zumindest mit der 

Bejahung der kommunistischen Ideologie, mit den gesamten Bedingungen und den 

Lebensverhältnissen in der „sozialistischen Gesellschaft“. 

Zumindest in einigen Zeitphasen, in der unmittelbaren Nachkriegszeit und in der 

zweiten Hälfte der 1960er Jahre, wirkten die Ideen des Sozialismus und des Kommu-

nismus auf einen nicht kleinen Teil der Gesellschaft anziehend, in anderen – beson-

ders in den 1950er Jahren und dann erneut, wenngleich anders, in den 1970er Jahren – 

ging es um die Unterordnung der Mehrheit der Gesellschaft unter die herrschende Si-

tuation. In jener ersten „revolutionären Phase“ wurde diese vor allem durch eine all-

gegenwärtige Angst erzwungen und hervorgerufen, in der zweiten eher durch das Ge-

fühl der Ausweglosigkeit nach der Niederlage des Prager Frühlings und durch die 

merkwürdige Atmosphäre eines lautlos geschlossenen „Gesellschaftsvertrags“ zwi-

schen der politischen Führung und der erdrückenden Mehrheit der Bevölkerung, wo-

zu die Einhaltung von Ritualen gehörte – allerdings ohne wirklich Anspruch auf eine 

Akzeptanz der Ideologie zu erheben, die bereits eine Worthülse war.  

Damit sich das Bild der Jahre 1945/1948-1989 vollständig und glaubwürdig dar-

stellt, ist es aber auch nötig, sich mit den Fragen zu beschäftigen, die Thema dieses 

Bandes sind: also mit denen nach den Loyalitäten zum Sozialismus. Die Analyse des 

Geschehens in dieser Zeit lässt sich nicht nur auf historische Grundlagenforschung 

beschränken, die sich auf ein Studium der bislang nicht zugänglichen und nicht er-

forschten Quellen stützt. Gerade weil es um unsere Zeitgeschichte geht, d.h. um die 

gemeinsam durchlebte Geschichte, ist es notwendig, ein vollständiges Bild auch mit 

Rücksicht auf öffentliche Räume dieser Zeit, in denen Informationen kommuniziert 
wurden, zu zeichnen. Und es ist ebenso nötig, sich mit der Reflexion einer derart 

komplexen Realität zu beschäftigen. Eine der wichtigen Enklaven dieser allgemeinen 

historiografischen Reflexion ist der Schulgeschichtsunterricht. Dieser wurde schon vor 
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einiger Zeit als bedeutender Teil der modernen historischen Kultur anerkannt. Die ge-

sonderte Position des Geschichtsunterrichts ergibt sich aus dessen grundlegenden Auf-

gaben: Nach einer heute bereits klassischen Definition kann er bezeichnet werden als 

institutionalisierte Form der Bildung, Bewahrung und Weitergabe von historischem 

Bewusstsein an die Gesellschaft und – durch ihre Vermittlung – auch an jeden Einzel-

nen. 

Der Bereich des Geschichtsunterrichts in der Schule setzt sich zusammen aus eini-

gen Elementen, von denen aus Sicht der Öffentlichkeit das zweifellos sichtbarste das 

Geschichtsschulbuch ist. Dieses lässt sich als spezifischer Typus der historischen Li-

teratur definieren, primär bestimmt für einen Adressaten, der Schüler oder Student al-

ler Schulformen ist (z.B. Grundschule, Mittelschule, Höhere Fachschule), an denen 

Geschichte unterrichtet wird, sowie für den Gebrauch in der pädagogischen Kommu-

nikation. In beiden Definitionen ist unausgesprochen, aber dennoch deutlich ein Merk-

mal benannt, das dem Geschichtsunterricht sehr oft vorgeworfen wird: Ein geschicht-

licher Lehrstoff ist immer eine Auswahl, und deswegen werden immer wieder Stim-

men laut, die eine Berücksichtigung dieses oder jenes Themas, die Hervorhebung 

oder Abschwächung eines anderen u.Ä. fordern. Mit diesen Forderungen hängt ein 

weiteres Merkmal eng zusammen, nämlich Umfang und Gestalt der Interpretation ge-

schichtlicher Ereignisse und Prozesse, die der Geschichtsunterricht in der Schule an-

bietet.  

An dieser Stelle ist es nötig, auf die Tatsache hinzuweisen, dass wir mit Lehrplä-

nen und Lehrbüchern keineswegs den tatsächlichen Unterricht erfassen, sondern des-

sen „normative“ Form. Zwischen dem, was „sein soll“, und dem, was „tatsächlich ist“, 

also was unterrichtet wird, existiert manchmal ein großer Unterschied. Dies beein-

flusst aber auch die Gestalt und Struktur der Lehrpläne, die den Unterricht regeln. De-

ren heute oft vorhandene Mehrstufigkeit zeigt, dass diese Erkenntnis weitgehend ak-

zeptiert wird
1
: In der Tschechischen Republik repräsentieren seit 2004 diese Tatsache 

nun die Rahmenbildungsprogramme (Rámcové vzdělávací programy; RVP), die durch 

ihre Ausgestaltung (die in der Verantwortung der einzelnen Schulen liegt) in soge-

nannten Schulbildungsprogrammen konkretisiert werden. Diese Zwei- oder Mehrstu-

figkeit der Lehrpläne kann den Unterschied zwischen dem normativen und dem rea-

len Unterricht verringern.  

Erfahrungen aus komparativen Forschungen des Schulgeschichtsunterrichts zeigen, 

dass hier ein besonders sensibles Thema die Ereignisse und Prozesse der Zeitge-

schichte sind. In der Geschichte Mittel- und Osteuropas ist dieser Zeitraum im Grun-

de identisch mit der Periode der kommunistischen Regierungen, also des Sozialismus, 

oder – wenn man so will – des „Realsozialismus“. Eine solche Charakteristik zwingt 

uns notwendigerweise zu einer einleitenden Definition dessen, was unter Sozialismus 

                                                 
1
  Siehe DAGMAR HUDECOVÁ: Analýza dějepisných vzdělávacích programů ve vybraných stá-

tech Evropy a její výsledky [Analyse von Geschichtsbildungsprogrammen in ausgewählten 

Staaten Europas und ihre Ergebnisse], Praha 2006, weiterhin VRATISLAV ČAPEK: Perspek-

tivy ńkolního dějepisu v evropských zemích a v USA [Perspektiven des Schulgeschichts-

unterrichts in europäischen Ländern und den USA], Praha 2003. 
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überhaupt zu verstehen ist. Dabei lassen sich drei grundlegende Formen unterschei-

den: 

1. das Ideal einer sozial gerechten Gesellschaft, das in seinen grundlegenden Formen 

im 19. Jahrhundert unter dem Einfluss der wachsenden Bedeutung der „sozialen 

Frage“ entstanden ist (zum Beispiel der „utopische Sozialismus“ oder der christli-

che Sozialismus); 

2. die ökonomisch-philosophische Theorie, die schlussfolgerte, dass sie eine wissen-

schaftliche Erklärung für die Grundlagen der menschlichen Gesellschaft gefunden 

habe (historischer Materialismus); 

3. die politische Theorie und Praxis, die sich (theoretisch) um eine Realisierung des 

historischen Materialismus bemühten und autoritäre und gewaltsame Formen der 

politischen Führung einsetzten. Ihre Ausprägung beeinflussten kulturelle Bedin-

gungen (siehe China und Kambodscha) oder Machtkonstellationen (Mitteleuropa). 

Der Marxismus-Leninismus stellte hier die Theorie dar, der reale Sozialismus die 

Praxis.
2
 

In dieser oder jener Weise spricht man in tschechischen und europäischen Schul-

büchern immer über diese drei Sozialismen, sei es direkt oder nur im Kontext.
3
 Beim 

ersten und zweiten ist dies vor allem in der Darstellung der Geschichte des 19. Jahr-

hunderts der Fall, beim dritten konzentriert sich die Aufmerksamkeit auf die Präsenta-

tion der Zeitgeschichte. Aber auch dort ist die Situation nicht ganz einfach. 

Im Folgenden werden zumindest die grundlegenden Züge der Darstellung des So-

zialismus in tschechischen, slowakischen, polnischen und deutschen Schulbüchern be-

schrieben.
4
 Aufgrund der erwähnten großen öffentlichen Bedeutung des Schulbuchs 

im System des Geschichtsunterrichts konzentriert sich die Aufmerksamkeit bei dessen 

Beurteilung und Bewertung außer auf die Lehrpläne vor allem auf dieses Medium.
5
 

                                                 
2
  ZDENĚK BENEŃ: Dějiny 20. století jako didaktická i metodická výzva [Die Geschichte des 

20. Jahrhunderts als didaktische und methodische Herausforderung], in: Historie a ńkola 

IV, hrsg. von ZDENĚK BENEŃ, Praha 2009, S. 9-16. 
3
  Eine ganze Nummer der Zeitschrift Internationale Schulbuchforschung wurde dem Prob-

lem der Veranschaulichung des Sozialismus in tschechischen und deutschen Lehrbüchern 

gewidmet. Vgl. Internationale Schulbuchforschung 26 (2004), 4: Die Zeit des Sozialismus 

in deutschen und tschechischen Schulgeschichtsbüchern, hrsg. von ANDREAS HELMEDACH, 

Hannover 2004. 
4
  Die Geschichte der mitteleuropäischen Länder wird leider in der gesamteuropäischen Lite-

ratur ungenügend reflektiert. Es handelt sich hierbei um eine Region, deren historische Er-

fahrungen in vielerlei Hinsicht aufschlussreich sein können. Als Beispiel kann z.B. dienen: 

Crossroads of European Histories. Multiple Outlooks on Five Key Moments in the History 

of Europe, hrsg. von ROBERT STRADLING, Strasbourg 2006. 
5
  Zu Schulbüchern als Typ der historischen (didaktisch-historischen) Literatur liegen zahl-

reiche Publikationen vor. An dieser Stelle führen wir zumindest einige grundlegende Titel 

sowie Studien aus den vier in diesem Beitrag behandelten Staaten an. In den zitierten Pu-

blikationen sind außerdem weitere Bibliografien enthalten: Handbuch Medien im Geschichts-

unterricht, hrsg. von HANS-JÜRGEN PANDEL und GERHARD SCHNEIDER, Schwalbach 2005; 
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Die Analyse von Lehrbüchern gerade dieser vier Länder kann daher eine geeignete 

Fallstudie für das wichtige und sensible Thema der Interpretation der modernen Ge-

schichte darstellen. Einerseits deswegen, weil es sich dabei um eine europäische Re-

gion handelt, andererseits, weil unterschiedliche geschichtliche Schicksale reflektiert 

werden.  

Tschechien und die Slowakei sind Staaten mit einer nicht weit zurückliegenden 

gemeinsamen Vergangenheit (wobei besonders der tschechische Teil der tschechoslo-

wakischen Gesellschaft traditionell eher links orientiert war) und mit einer ähnlichen 

historischen Erinnerung, denen es zudem „vorbildlich“ gelang, sich zu trennen; für 

Deutschland gilt das Gleiche, allerdings dahingehend, dass sich die ehemalige DDR 

der demokratischen BRD anschloss. Auch dank dieser unterschiedlichen Entwicklungs-

charakteristika zeigen sich in der heutigen historischen Erinnerung recht unterschied-

liche Wesenszüge in der Interpretation dieser gemeinsamen „überstaatlichen“ Vergan-

genheit – und selbstverständlich ihrer Auswirkungen auf das heutige politische und 

Alltagsleben. 

Die zwanzig Jahre, die seit dem Fall der kommunistischen Regime vergangen sind, 

brachten eine Reihe neuer historischer Erkenntnisse, die heutige Schulbücher reflek-

tieren müssen. Nicht nur diese neuen Erkenntnisse sowie die gesellschaftlichen und 

historischen Erinnerungen beeinflussen die Darstellung der Zeit des Sozialismus – al-

le analysierten Lehrbücher besitzen auch den Charakter einer sogenannten Quasi-Syn-

these, die sich um ein auf charakteristischen Merkmalen beruhendes Gesamtbild der 

Vergangenheit bemüht.
6
 Dies verstärkt noch ihren Einfluss auf die Kultivierung des 

historischen Bewusstseins der Schüler. Zudem bestimmen die jeweiligen pädagogi-

schen und didaktischen Prinzipien das im Unterricht vermittelte Bild der Vergangen-

heit. Die Konzeptionalisierung dieses spezifischen Bildes ist ferner abhängig von le-

gislativen und organisatorischen Merkmalen der jeweiligen Schulsysteme. 

Bei der Erforschung der Zeit des Sozialismus und bei dem Bemühen, die grund-

sätzlichen Herrschaftsmethoden und Funktionsweisen der sozialistischen Gesellschaft 

und des kommunistischen Regimes zu beschreiben, darf man sich nicht nur auf die 

Rekapitulation wichtiger politischer Ereignisse beschränken. Vielmehr ist es nötig, 

sich auf die Aufarbeitung der Schlüssel- und Rahmenkontexte zu konzentrieren, die 

den Aufstieg und das fast problemlose vierzigjährige Überdauern der sozialistischen 

Herrschaft ermöglichten. Zu den wichtigsten Fragen gehören daher die Loyalität der 

Bevölkerung und ihre Bereitschaft, mit dem Regime zusammenzuarbeiten, sich ihm 

                                                                                                                          
Podręcznik historii – perspektiwy modernizacji [Lehrbuch der Geschichte – Perspektiven 

der Modernisierung], hrsg. von M. KUJAWSKA, Poznań 1994; VILIAM KRATOCHVÍL: Mode-

ly na rozvíjanie kompetencií ņiakov. K transformácii vzťahu histórie a ńkolského dejepisu 

[Modelle zur Entwicklung der Kompetenzen von Schülern. Zur Transformation der Bezie-

hung von Geschichte und Schulgeschichtsunterricht], Stimul 2004; ZDENĚK BENEŃ, BLA-

ŅENA GRACOVÁ, JAN PRŮCHA: Sondy a analýzy. Učebnice dějepisu – teorie a multikulturní 

aspekty edukačního média [Sonden und Analysen. Das Geschichtsschulbuch – Theorie und 

multikulturelle Aspekte eines Bildungsmediums], Praha 2009. 
6
  Zur Typologie der Schulbücher siehe BENEŃ/GRACOVÁ/PRŮCHA (wie Anm. 5), S. 13-17. 
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anzudienen oder es für die eigenen Zwecke auszunutzen. All dies trug schließlich gro-

ßenteils zu einer Stabilisierung der sozialistischen Herrschaft bei. 

Ziel der vorliegenden Studie ist es, in diesem Zusammenhang zu zeigen, auf wel-

che Weise sich in Geschichtsschulbüchern die Erforschung der Zeit des Sozialismus 

der Jahre 1949 bis 1989/1990 hinsichtlich der Loyalität gegenüber dem politischen 

System und ihren Gründen, Formen, Intensitäten und Intentionen spiegelt und vermit-

telt wird. Ein Problem ist die hiermit zusammenhängende „Entanonymisierung“ der 

Geschichte, denn hinter den Entscheidungen von „Partei und Regierung“ konnte sich 

der Einzelne bislang immer verstecken. Sogar der allgemeine Hinweis darauf, dass 

„dieser oder jener“ (oder eine Gruppe von Personen) mit dem kommunistischen Re-

gime aus eigennützigen oder uneigennützigen Gründen zusammenarbeitete, entwi-

ckelt sich nun allmählich zu einem gesellschaftlich sensiblen Thema. 

Schulbücher beeinflussen, wie bereits gesagt, in langfristiger Perspektive das his-

torische Bewusstsein (und das Gewissen) des Volkes am stärksten. Das, was heute in 

ihnen geschrieben steht, bleibt den jetzigen Schülern und Studenten (zumindest in 

einem bestimmten Maße) das ganze Leben lang im Gedächtnis. Es ist daher nötig, 

dass die Fachöffentlichkeit den Schulbüchern eine verstärkte Aufmerksamkeit wid-

met. Dieser Beitrag zeigt deswegen an vier Fallstudien, auf welche Weise Schulbü-

cher in der Tschechischen Republik, in der Slowakei, in Polen und in Deutschland (in 

den alten und neuen Bundesländern) nach 1989 mit der Frage der Loyalität gegenüber 

dem Regime umgehen. Für die heutige und die nachfolgende Generation wird die Zeit 

des Sozialismus nämlich in einem immer größeren Maße zu einem ausschließlich his-

torischen Phänomen, nichtsdestotrotz beeinflusst sein großes (und oftmals hochpro-

blematisches) Erbe bis heute deutlich die Gesellschaften in den postkommunistischen 

Ländern. 

Das Ergebnis der Studie soll dabei einerseits die grundsätzliche Frage beantwor-

ten, auf welchem Niveau sich die Bearbeitung der Frage der Loyalität zum Regime in 

den Schulbüchern der einzelnen Länder befindet und auf welche Weise sie sich seit 

1990 entwickelte. Auf der anderen Seite soll sie zeigen, wie sich die Aufarbeitung der 

Themen, die mit der Frage der Loyalität in der Zeit des Sozialismus verbunden sind, 

unterscheidet und welche gemeinsamen Interpretationstrends sich finden lassen. 

 

 

Tschechische Republik 
 

Die Ereignisse des Jahres 1989 riefen in der damaligen Tschechoslowakei ebenso wie 

in den anderen Ländern des ehemaligen Ostblocks das Bedürfnis nach neuen, von ideo-

logischem Ballast befreiten Schulbüchern hervor. Die Schulbuchautoren in Tschechi-

en standen daher ebenso wie die in allen anderen Staaten des postkommunistischen 

Mitteleuropa vor der grundsätzlichen und nicht eben leichten Aufgabe – auf die sie 

zunächst nicht vorbereitet waren – neue Lehrwerke zu schreiben.
7
 Für Schüler und 

                                                 
7
  Zur Gesamtsituation der Historiografie und der Produktion von Schulbüchern in der Tsche-

choslowakei nach 1989 vgl. die auf dem am 25. und 28. August 2003 in Liberec veranstal-
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Lehrer tschechischer Schulen wurden die 1990er Jahre auf diese Weise zu einer Zeit, 

in der für fast alle Unterrichtsfächer viele neue Schulbücher entstanden. 

Die ersten Texte waren keine Schulbücher im eigentlichen Sinne, sondern viel-

mehr Hilfslehrtexte (zum Beispiel die Editionsreihe „Zájmové náklady“ [Interessens-

auflagen] des Staatlichen Pädagogischen Verlags (Státní pedagogické nakladatelství; 

SPN) oder die Reihe „Historie v nepokřiveném zrcadle“ [Geschichte im unverzerrten 

Spiegel] der damals neu entstandenen Firma Fortuna
8
) oder Bücher mit einem breite-

ren didaktischen Ziel – als Beispiel hierfür kann die erfolgreiche zweibändige Mono-

grafie „Dějiny zemí Koruny české“ [Geschichte der Länder der Böhmischen Krone] 

dienen.
9
 Die Herstellung von Schulbüchern zur Zeitgeschichte (alle Lehrwerke der 

modernen Geschichte wurden bereits Ende des Jahres 1989 aus den Schulen zurück-

gezogen) erwies sich als außerordentlich anstrengende und zugleich sensible Aufga-

be, und zwar sowohl wegen der schnell anwachsenden Zahl von Erkenntnissen als 

auch wegen der sich wandelnden Interpretationsmodelle, die aus diesen neuen Er-

kenntnissen hervorgingen, und weil sich zusätzlich nach und nach ein neues Modell 

des Unterrichts herausbildete.  

Diese Gründe und auch der Personalwechsel in den Fachinstitutionen sowie an 

den Hochschulen führten dazu, dass sich die Herstellung neuer Schulbücher zur mo-

dernen Geschichte und zur Zeitgeschichte entgegen den Erwartungen hinzog und die 

Autoren neuer Texte entweder Fachleute für andere Themen waren – für das erste 

Schulbuch nach dem November 1989 „České a československé dějiny od roku 1790 

do současnosti“ [Tschechische und tschechoslowakische Geschichte von 1790 bis zur 

Gegenwart] schrieb der weltbekannte Mediävist Frantińek Ńmahel
10

 das Kapitel über 

                                                                                                                          
teten Seminar „Česká a slovenská historiografie na počátku 21. století“ [Tschechische und 

slowakische Historiografie zu Beginn des 21. Jahrhunderts] gehaltenen und im Sammel-

band „Česko-slovenská historická ročenka 2003“ auf S. 225-288 publizierten Beiträge von 

Duńan Kováč, Viliam Čičaj, Jaroslav Pánek, Viliam Kratochvíl und Zdeněk Beneń. 
8
  Die Editionsreihe „Historie v nepokřiveném zrcadle“ [Geschichte im unverzerrten Spiegel] 

wurde seit Beginn der 1990er Jahre vom damaligen Staatlichen Pädagogischen Verlag in 

Prag herausgegeben. Wie schon ihre Bezeichnung andeutet, konzentrierte sie sich auf The-

men, die in der vorangegangenen Zeit einer ideologischen Manipulation ausgesetzt gewe-

sen waren. Als Beispiel seien angeführt: JAN GEBHART: Rok zkouńek a zklamání. Česko-

slovensko od jara 1938 do jara 1939 [Das Jahr der Prüfungen und Enttäuschungen. Die 

Tschechoslowakei vom Frühjahr 1938 zum Frühjahr 1939], Praha 1990; JOSEF ŅEMLIČKA: 

Čechové, Němci a stát Přemyslovců [Tschechen, Deutsche und der Staat der Přemysliden], 

Praha 1991; VLADIMÍR SADEK, ANITA FRANKOVÁ, JIŘINA ŃEDINOVÁ: Ņidovské dějiny, kul-

tura a náboņenství [Jüdische Geschichte, Kultur und Religion], Praha 1992. 
9
  PETR ČORNEJ, PAVEL BĚLINA, JIŘÍ POKORNÝ: Dějiny zemí Koruny české I-II [Geschichte 

der Länder der böhmischen Krone 1-2], Praha 1992. 
10

  JAROSLAV MAREK u.a.: České a československé dějiny II. Od roku 1790 do současnosti 

[Tschechische und tschechoslowakische Geschichte 2. Von 1790 bis zur Gegenwart], Pra-

ha 1991, S. 111-119. Das Kapitel trägt die Bezeichnung: Od srpna 1968 k listopadu 1989 

(Předběņné ohlédnutí za obdobím normalizace) [Von August 1968 bis November 1989 

(Ein vorläufiger Blick hinter die Normalisierung)]. 
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die Entwicklung der Jahre 1968 bis 1989 – oder nach dem November 1989 rehabi-

litierte Autoren (Jaroslav Marek, Věra Olivová).
11

 

Die ersten „postrevolutionären“ Schulbücher waren also Lehrwerke zur älteren 

Geschichte, und die ersten, die sich der Zeit nach 1945 widmeten, waren im Vergleich 

mit den heutigen deutlich kürzer und beschränkten sich auf eine Zusammenfassung 

der grundsätzlichen Merkmale der politischen Entwicklung. Eine ganze Generation 

von Schülern an Grundschulen und Gymnasien war deswegen mit einer gewissen Dis-

kontinuität der Geschichte konfrontiert. Im Verlauf der 1990er Jahre war es üblich, 

dass im Unterricht bestimmte Ausdrücke in den Schulbüchern durchgestrichen oder 

ganze, nun bereits hinsichtlich ihrer ideologischen Färbung veraltete Seiten herausge-

rissenen wurden.
12

 Lehrer fürchteten zudem offen eine Behandlung der Geschichte 

der unmittelbaren Vergangenheit – viele Schüler verließen daher in den 1990er Jahren 

die Schulbank nach der Erörterung des siegreichen „Triumphes“ von 1945 und der 

damit verbundenen „Rechtfertigung“ des Münchener Diktats 1938. Die nachfolgen-

den Ereignisse schienen für sie nicht zu existieren bzw. wurden erst mit der Zeit auf-

grund eigener Erinnerungen wiederentdeckt. Diese Situation überdauerte in gewissem 

Maße bis heute.
13

  

Für die Schülergenerationen, die seit Beginn des neuen Jahrtausends Grund- und 

Mittelschulen besuchen, ist die Zeit des Kommunismus dabei insgesamt eine ferne 

Epoche, die sie vage aus den Erzählungen der Eltern und den neu entdeckten und wie-

derholt gesendeten Filmen und Fernsehserien aus der Zeit des Sozialismus kennen, in 

denen die Realität begreiflicherweise stark idealisiert und entstellt wurde. Die Darstel-

lung des Wohlstands, der vor Waren überquellenden Geschäfte, der Möglichkeit der 

Selbstentfaltung und der sozialen Sicherheit der Bürger sind hier vollkommen feh-

lerhaft oder in einem vom damaligen Regime propagandistisch missbrauchten Kon-

text wiedergegeben.
14

 Umso bedeutender ist deshalb die Rolle der Schulbücher, die 

                                                 
11

  VĚRA OLIVOVÁ: Dějepis pro 8. ročník ZŃ. 1. díl. Československá republika 1918-1938 

[Geschichte als Fach für den 8. Jahrgang der Grundschule. 1. Teil. Die Tschechoslowaki-

sche Republik 1918-1938], Praha 1991. 
12

  In der Tschechischen Republik der 1990er Jahre bekamen Schüler der ersten und zweiten 

Stufe die Schulbücher von ihren Schulen kostenlos gestellt. Am Ende des Schuljahrs gaben 

sie die Schulbücher wieder ab, damit diese von ihren jüngeren Mitschülern genutzt werden 

konnten. Oft kamen auf diese Weise noch viele Jahre nach 1990 „nicht korrigierte“ Schul-

bücher in Umlauf – also weiterhin solche mit Kapiteln, die im Sinne der kommunistischen 

Zeit verfasst waren. 
13

  Ein spürbarer Mangel ist das Fehlen von kontinuierlichen und breit angelegten empirischen 

Forschungen. Einer der wenigen Versuche ist folgender Aufsatz: BLAŅENA GRACOVÁ: Po-

znatky z výzkumu aktuální podoby výuky dějepisu na základních a středních ńkolách [Er-

kenntnisse aus der Forschung zur aktuellen Form des Geschichtsschulunterrichts an Grund- 

und Mittelschulen], in: Historie a ńkola VI, hrsg. von ZDENĚK BENEŃ, Praha 2008. 
14

  Z.B. die stark das Regime befürwortenden (und somit auch populären) Fernsehserien wie 

„Ņena za pultem“ [Die Frau hinter dem Ladentisch] (1977) oder „Třicet případů majora 

Zemana“ [Die 30 Fälle des Major Zeman] (1974-1979). 
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Quelle einer möglichst objektiven Erkenntnis über diese für unsere Gegenwart so be-

deutende Zeit sein sollten.  

Das vom Ministerium für Schulwesen, Jugend und Körpererziehung herausgege-

bene Tschechische Rahmenbildungsprogramm definiert die Themen, die sich mit der 

Zeit des Sozialismus und der Frage der Loyalität befassen, nur sehr vage. Warum ein 

größerer oder kleinerer Teil der Gesellschaft gegenüber dem Sozialismus loyal war, 

bleibt beinahe unerwähnt. In der Aufzählung der Kompetenzen, die der Schüler im 

Zusammenhang mit der Beschäftigung mit den geschichtlichen Entwicklungen nach 

1945 erwerben und beherrschen solle, heißt es nur, dieser müsse „Lebensweise und 

Verhalten in undemokratischen Gesellschaften und in Demokratien vergleichen und 

erklären“ können.
15

  

In der Aufzählung des vorgeschriebenen Lehrstoffs finden sich Formulierungen wie 

„der Ostblock, seine politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung“ 

oder „Lebensbedingungen auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs“. Dies bot aber 

weder den Verfassern der Schulbücher noch den Lehrern, die nun an jeder Schule ihr 

eigenes Schulbildungsprogramm erstellten, über Schulbücher oder Lehrplan einen kon-

sequenteren Zugang zu diesen Fragen. Gemeinsames Merkmal der für die Zwecke 

dieser Studie untersuchten Lehrpläne ist ihre Konzentration auf die „große Politik“ 

und bzgl. der kommunistischen Regime dann vor allem ein Fokus auf sichtbare Wi-

derstandshandlungen. Vereinfacht ließe sich also sagen, dass die untersuchten Schulbü-

cher die größte Aufmerksamkeit immer nur auf einige wichtige historische Ereignisse 

richten.
16

  

In den tschechoslowakischen Geschichtslehrbüchern dominieren vor allem die Jahre 

1948 und 1968 sowie die Charta 77. Lesen wir die Schulbücher der anderen hier be-

handelten Länder, bietet sich ein analoges Bild: Bei der ostdeutschen Geschichte sind 

dies der Aufstand von 1953, die folgende massenhafte Flüchtlingswelle, die Reaktion 

des Regimes in Form des Baus der Berliner Mauer im August 1961 wie auch die Eta-

blierung von Protestgruppen und -bewegungen vor allem in den 1970er und 1980er Jah-

ren. In Polen sind dies Bürgerproteste und Streiks und das Entstehen der unabhängi-

gen Gewerkschaftsbewegung Solidarność. Aus dem Umfang des Textes, der diesen 

Ereignissen gewidmet wird, ist es möglich abzuleiten, welche Bedeutung ihnen die 

Schulbuchverfasser beimessen. In einem deutlichen Missverhältnis zu diesen histori-

schen Ereignissen und Phänomenen stehen dann die hier betrachteten Faktoren.  

Bei einem genaueren Blick in tschechische Schulbücher lässt sich konstatieren, 

dass Abschnitte, die Gründe und Formen der Loyalität in der sozialistischen Gesell-

schaft erklären, sehr selten sind. Zudem handelt es sich um sehr kurze Passagen, oft 

                                                 
15

  Vgl. den tschechischen Rahmenbildungsplan, URL: http://www.vuppraha.cz/soubory/ 

RVPG.pdf (zuletzt aufgerufen am 30. November 2008). 
16

  Größere Aufmerksamkeit widmet der modernen Geschichte und der Zeitgeschichte der im 

Herbst 2008 geschaffene alternative Rahmenbildungsplan. Er ist zugänglich auf der Home-

page des „Metodický portál“ [Methodisches Portal], der offiziellen Seite eines vom Päda-

gogischen Forschungsinstitut in Prag und vom Nationalen Institut für fachbezogene Bil-

dung realisierten Projektes: URL: http://www.rvp.cz/soubor/02898.pdf (zuletzt aufgerufen 

am 30. November 2008). 

http://www.vuppraha.cz/soubory/RVPG.pdf
http://www.vuppraha.cz/soubory/RVPG.pdf
http://www.rvp.cz/soubor/02898.pdf
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nur um Erwähnungen in einem Satz. Ferner arbeitet man in tschechischen Schulbü-

chern nur in einem begrenzten Maße mit Quellen, die außerdem im Vergleich zum 

Beispiel mit deutschen Lehrwerken im Durchschnitt deutlich kürzer sind. Trotz dieser 

Beanstandungen lässt sich an den neuesten und meistgenutzten Schulbüchern nicht 

nur Kritik üben, da es seit 1990 unbestreitbar zu Fortschritten gekommen ist. Sofern 

wir uns allerdings auf die allgemeineren Themen der Loyalität konzentrieren, stellen 

wir fest, dass einige von diesen so gut wie gar nicht erwähnt werden. 

Diese Feststellung trifft zum Beispiel auf die Bodenreformen zu, anhand derer 

sich der wachsende Einfluss der kommunistischen Partei in bestimmten sozialen 

Gruppen oder Gebieten erklären lässt. Die zweite tschechoslowakische Bodenreform 

nach 1945 wird in den tschechischen Schulbüchern nur kurz erwähnt, allerdings ver-

änderte sich die Behandlung dieses Themas in interessanter Weise. Ein Schulbuch aus 

dem Jahr 1991 beschreibt sie wie folgt: „Der Boden der Deutschen, der Kollaborateu-

re und Verräter wurde den Landlosen und Bauern zugeteilt, vor allem in den Grenz-

gebieten. […] Es bildete sich so in den Grenzgebieten eine zahlenmäßig starke mit 

dem Regime verbundene Schicht neuer Mittelbauern, Gewerbetreibender und Ange-

stellter, unter denen die Kommunisten den größten Einfluss hatten.“
17

 2002 wird das 

Thema der Bodenreformen dann auf folgende Weise dargestellt: „Die Bodenreform 

verlief auf der Grundlage des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 21.6.1945. 

Der von den Deutschen und Kollaborateuren konfiszierte Boden wurde Kleinbauern 

und Landlosen vor allem in den Grenzgebieten zugeteilt. Das Landwirtschaftsministe-

rium lenkte diese Aktion – die Gewinne aus dieser Aktion eignete sich die KSČ an, 

die an der Spitze dieses Ministeriums stand.“
18

 Allerdings erwähnt kein weiteres der 

untersuchten tschechischen Geschichtsschulbücher die Bodenreform. 

Für das Verständnis der gesellschaftlichen Loyalität wäre zweifellos auch eine Er-

klärung des Begriffs „Gulasch-Sozialismus“ nötig. Unter diesem ursprünglich ungari-

schen Terminus versteht man im Wesentlichen die gesellschaftliche Korruption der 

Bevölkerung eines sozialistischen Landes, indem sich eine Loyalität zum Regime im 

Tausch für eine Gewährleistung grundsätzlicher Lebensbedürfnisse und für eine Fest-

setzung der Preise einiger Waren herausbildete. Das Wesen des Gulaschsozialismus 

wird in den untersuchten Schulbüchern an mehreren Stellen angesprochen, am besten 

in „České dějiny II“: „[Die Gesellschaft] verfiel in Apathie, die auch ungünstige sittli-

che Folgen hatte. Das Regime schloss mit der Bevölkerung einen ,Gesellschaftsver-

trag‘. Die Menschen waren von grundlegenden Existenzsorgen befreit, gewannen ein 

bestimmtes Lebensniveau, einige Gruppen aus der ,inoffiziellen‘, ,grauen‘ Wirtschaft 

auch ein sehr hohes. Die Bürger flüchteten sich ins Private und gaben das öffentliche 

Engagement auf. Es änderte sich die Werteskala, am höchsten standen materielle Gü-

ter. Das Ideal war, eine Chata [ein Wochenendhaus; der Übers.] oder ein Landhäus-

                                                 
17

  MAREK u.a. (wie Anm. 10), S. 96. 
18

  JAN KUKLÍK, JAN KUKLÍK: Dějepis 4. Nejnovějńí dějiny [Geschichte 4. Die neueste Ge-

schichte], Praha 2002, S. 123. 
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chen zu besitzen, in dem man persönliche Initiative entwickeln und zu dem man mit 

dem eigenen Auto fahren konnte.“
19

  

Die Kirche, der zumindest zu Beginn des Aufbaus des kommunistischen Staates in 

der Tschechoslowakei eine bedeutende parallele Loyalität eines großen Teils der Be-

völkerung sicher war, hat in Gegenüberstellung mit vergleichbaren Faktoren praktisch 

in allen tschechischen Schulbüchern ihren Platz behalten. Die Verfolgung des Erzbi-

schofs Josef Beran erwähnen ohne Ausnahme alle neuesten tschechischen Lehrwer-

ke
20

, und auch die anderen thematisieren zumindest den Misserfolg der Staatssicher-

heit beim Anwerben von Priestern und Ordensbrüdern als geheime Mitarbeiter.
21

  

Insgesamt lässt sich also sagen, dass, obwohl sich bereits Lehrbücher nennen las-

sen, die bei der Beschreibung des Sozialismus die dominierende politikgeschichtliche 

Linie verlassen und ihren Blick auf die Gesellschaft richten, das Bild des Sozialismus 

nach wie vor sehr unausgeglichen ist. Bei allen untersuchten Schulbüchern lässt sich 

eine deutliche Distanz der Autoren zu Fragen der konkreten persönlichen Verantwor-

tung beobachten. Es überwiegt der Trend zur Entpersonalisierung der Zeit des Kom-

munismus, als ob der hauptsächliche Verantwortliche für Entscheidungen und Ereig-

nisse alleine Moskau und sein tschechoslowakischer Übersetzungshebel gewesen sei-

en. Tschechische Schulbuchautoren neigen auch bei der Beschreibung der Funktions-

weise des Politbüros und der kommunistischen Partei zu einer Anonymisierung der 

Entscheidung bzw. des Entscheidungsprozesses. Die Mehrzahl der Dinge „entschied 

sich“ oder es „machte die Partei“.  

Mehrheitlich fehlt auch eine Erwähnung des menschlichen Faktors und die Ant-

wort auf die Frage, die in Geschichtsschulbüchern klar und verständlich beantwortet 

sein sollte: Warum akzeptierte die Gesellschaft mehrheitlich das Regime und seine 

Schritte, warum funktionierte alles normal und warum stellte sich dem fast niemand 

entschlossen entgegen? Diese Forderungen sind nicht motiviert von einem Streben 

nach der Bestrafung konkreter Schuldiger, wozu es sowieso zu spät wäre, sondern die 

Beantwortung dieser Frage ist eher aus einem psychologisch-pädagogischen Gesichts-

punkt heraus bedeutend. Der heutigen jungen Generation muss nämlich erklärt wer-

den, was eigentlich geschehen ist und warum die von der kommunistischen Ideologie 

präsentierten Ideen und eine derartige „sozial gerechte“ Gesellschaft viele Menschen 

ansprach, warum aus ihnen, aus einfachen existenziellen Gründen oder aus einem per-

sönlichen Mangel an Mut, jene berühmte „graue Zone“ erwuchs, die letztlich die Mehr-

heit der Gesellschaft bildete.
22

 Der Druck aus Moskau kann nicht die einzige Erklä-

rung dafür sein. 

                                                 
19

  ROBERT KVAČEK: České dějiny II [Tschechische Geschichte 2], Praha 2002, S. 221. 
20

  Ebenda, S. 205; KUKLÍK/KUKLÍK (wie Anm. 18), S. 146. 
21

  MAREK u.a. (wie Anm. 10), S. 101. 
22

  Die „graue“ Zone definierte Frantińek Černý in treffender Weise: „Als graue Zone werden 

Menschen bezeichnet, die im totalitären Regime der 70er und 80er Jahre – auf Entschei-

dung der Herrscher – etwas konnten und etwas nicht konnten. Also die Mehrheit der Be-

wohner des Staates. Es gehören hierzu also nicht die, die gegebenenfalls alles konnten und 

selbstverständlich auch nicht die, die auf Entscheidung der Machthaber beinahe nichts durf-



 353 

Mit dieser allgemeinen, mit dem Regime versöhnten gesellschaftlichen Haltung 

steht der Blick der Schulbücher auf die Aktionen und Bewegungen gegen das Regime 

im Widerspruch. Bei einer kompromisslosen Interpretation der Schulbuchtexte könnte 

es den Anschein haben, dass die Mehrheit der Bevölkerung mit der Staatsführung de-

finitiv nicht übereinstimmte oder sich im großen Maße der aktiven Bewegung gegen 

das Regime anschloss. Den Kollaborateuren, Gewinnlern und zu allem fähigen Appa-

ratschiks wird nur ein Minimum an Platz eingeräumt, auch wenn ihre Existenz, ihre 

Anzahl und ihr Eifer genauso wie der verdeckte und aktive Widerstand der Bevölke-

rung Auskunft über den Charakter und die Moral der Bevölkerung gibt.  

 

 

Die Slowakei 
 

In der Slowakischen Republik existieren, im Unterschied zur Tschechischen Republik 

oder zu Polen, faktisch nur einheitliche Schulbücher, die auf der Grundlage einer 

Ausschreibung des Ministeriums für Schulwesen der Slowakischen Republik entstan-

den sind. Für jeden Schultyp und jeden Jahrgang kann so nur eine beschränkte Zahl 

(höchstens zwei bis drei) von Lehrwerken existieren.
23

 Der Sozialismus wird dort 

ähnlich wie in den tschechischen Schulbüchern nur sehr kurz abgehandelt. Dies ist 

auf die Bedingungen der Ausschreibung zurückzuführen. Das Thema „Realsozialis-

mus“ wird zudem viel stärker chronologisch als thematisch behandelt, wobei die poli-

tische Entwicklung dominiert, also auch der Widerstand beziehungsweise die Wider-

standsbewegung gegen das kommunistische Regime erörtert wird. 

Besonders in den Schulbüchern für Gymnasien wird das Regime als von außen 

aufgezwungenes politisches System präsentiert, wenngleich dieses „Aufzwingen“ auch 

seinen innerstaatlichen Aspekt besitzt: War es in den Jahren 1945 bis 1948 vor allem 

der tschechische Teil der tschechoslowakischen politischen Szene und die Mehrheit 

der Tschechen, die den neuen Idealen vertrauten, beharrte die vor allem von der Land-

bevölkerung geprägte slowakische Gesellschaft im Gegenteil auf gemeinsame Werte 

und Traditionen. In einem der analysierten Schulbücher liest sich dies folgenderma-

ßen: „Der slowakische Bauer war ein Symbol für Tüchtigkeit, für Standhaftigkeit, 

und gleichzeitig begriff er sich als Träger christlicher Werte und Traditionen.“
24

  

                                                                                                                          
ten. Die Grenzen zwischen diesen Gruppen waren niemals klar, sie konnten sich im Ver-

lauf der Zeit ändern und änderten sich manchmal auch. Das kommunistische Regime in un-

serem Land dauerte nämlich lange.“ Siehe FRANTIŃEK ČERNÝ: Divadlo v bariérách norma-

lizace (1968-1989) [Theater innerhalb der Barrieren der Normalisierung (1968-1989)], Pra-

ha 2008, S. 6. 
23

  2008 wurde durch das slowakische Schulministerium eine Ausschreibung für einen neuen 

Satz Schulbücher begonnen, auch für Geschichte. Dieser Schritt ist mit deutlichen Diskus-

sionen verbunden. 
24

  ALENA BARTLOVÁ, RÓBERT LETZ: Dejepis. Národné dejiny pre 3. ročník gymnázií [Ge-

schichte. Nationalgeschichte für den 3. Jahrgang des Gymnasiums], Bratislava 2005 (2. Aufl. 

2008), S. 141. 
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Vor diesem Hintergrund begreifen wir auch das Gesamtbild der Jahre 1945/48 bis 

1989/92. Die slowakische Entwicklung in dieser Zeit bewerten die Autoren eher kri-

tisch bis negativ, sie betonen den persönlichen Widerstand gegen die kommunistische 

Macht, die Rolle der katholischen Kirche und ihrer Vertreter (Bischof Vojtańńák) so-

wie den direkten Widerstand in Gestalt der Biela légia [Weiße Legion]. Auch der Pro-

zess der Industrialisierung des Landes wird kritisch betrachtet, denn dabei sei keine 

Rücksicht auf die „tatsächlichen Bedürfnisse der Slowakei“ genommen worden.
25

  

Auch wenn statistische Daten zum slowakischen Wirtschaftswachstum nicht feh-

len, betonen die Autoren, dass in der ganzen Zeit das Tempo der Entwicklung sowohl 

hinter dem Westeuropas als auch hinter dem der böhmischen Länder zurückgeblieben 

sei – eine sichtbare Verbesserung habe sich erst seit den 1960er Jahren eingestellt. 

Leitmotiv der vorzugsweise politischen Interpretation sind Hinweise auf die zentralis-

tische Ordnung des Staates und die beschränkte politische Autonomie der Slowakei 

(Prager Abkommen 1945, sozialistische Verfassung 1960, Erarbeitung des Gesetzes 

über die tschechoslowakische Föderation aus dem Jahr 1970). Dieselben Autoren ver-

fassten auch ein Schulbuch für die 8. Klasse der Grundschule, in dem sie dieselben 

Thesen in knapperer Form wiederholen.  

Einen etwas anderen Akzent setzt ein Lehrwerk für diesen Schultyp – „Slovensko 

v novom storočí“ [Die Slowakei im neuen Jahrhundert] –, das ein Autorenkollektiv 

unter der Leitung von Duńan Kováč erarbeitete. Dieses bewertet die Ergebnisse der In-

dustrialisierung der Slowakei günstiger, und dies nicht nur aus ökonomischer Sicht, 

sondern auch hinsichtlich ihrer sozialen und kulturellen Folgen. Allerdings übergehen 

auch sie nicht die offenkundige Tatsache, dass in der ganzen Zeit des „Realsozialis-

mus“ „Methoden und Probleme des totalitären Systems“ vorherrschten, welche die 

freie Entwicklung der Gesellschaft einschränkten. Das kommunistische Regime besaß 

daher zwei Gesichter (wie eines der Kapitel dieses Schulbuches lautet): ein politisch-

totalitäres und ein zweites, nennen wir es modernisierendes, das über alle politischen 

und ideologischen Einschränkungen hinweg zur Gesamtentwicklung des Landes bei-

trug.
26

 

Der kommunistische Sozialismus besaß tatsächlich mindestens zwei Gesichter. 

Besonders für die in slowakischen (und auch tschechischen) Schulbüchern als Über-

gang „vom Ideal zur Agonie“
27

, als „betäubte Gesellschaft“
28

 oder „Rückkehr in alte 

                                                 
25

  Ebenda, S. 140. 
26

  Auf diesen in den Schulbüchern erwähnten Aspekt machte Július Alberty im Referat „Hľa-

danie európskej domenzie dejín Slovenska a Slovákov v období uhorského ńtátu“ [Die Su-

che nach einer europäischen Dimension der Geschichte der Slowakei und der Slaven in der 

Zeit des ungarischen Staates] auf der Konferenz „Ako učit o dejinách – slovenské stredné 

ńkolstvo v európskej dimenzii dejepisného vyučovania“ [Wie Geschichte zu lehren ist – 

das slowakische Mittelschulwesen in der europäischen Dimension des Geschichtsunter-

richts], die vom 1. bis 3.  Dezember 2006 in Trenčianske Teplice stattfand, aufmerksam 

(bislang unveröffentlicht). 
27

  BARTLOVÁ/LETZ (wie Anm. 24), S. 191 f. 



 355 

Bahnen“
29

 charaktisierte Zeit der Normalisierung gilt, dass es (vor allem in der ČSSR) 

um einen spezifischen, politisch-pragmatischen „Gesellschaftsvertrag“ im Interesse 

der Bewahrung der „Ruhe“ ging. Dies führte zu einer individuell-sozialen Schizophre-

nie und teilte das individuelle Leben in eine private und eine öffentlich bzw. offizielle 

Sphäre. Eines der slowakischen Schulbücher wertet diese Situation als grundsätzlichen 

Wesenszug des Lebens im Sozialismus überhaupt: „Die Familie als Wert gehörte in 

der Slowakei zu den traditionell höchsten Werten. Gerade sie schuf ein Milieu, in 

dem man Meinungen und Haltungen offen aussprechen konnte. Die Menschen lernten 

zwei Leben zu leben – ein offizielles, das neutral oder loyal zum Regime war, und ein 

zweites inoffizielles, kritisch gegenüber den Verhältnissen.“
30

 

Dies ist das einzige der analysierten Schulbücher, in dem wir den Terminus „Lo-

yalität“ finden. Sein hiesiger Kontext ist klar: Im Grunde geht es um eine mehr oder 

weniger erzwungene oder (erweitern wir die Diktion des zitierten Absatzes um die 

Darstellung in weiteren Schulbüchern aus beiden Staaten) durch „soziale Korruption“ 

hervorgerufene Bejahung des Regimes. In diesem Zusammenhang müssen wir zudem 

feststellen, dass das Problem der aufrichtigen Zustimmung zum kommunistischen Sys-

tem, die vor allem für einen nicht kleinen Teil der jungen Nachkriegsgeneration nach-

weisbar ist und die diese teilweise auch nach der großen Krise des kommunistischen 

Sozialismus am Ende der 1960er Jahre zeigte (für den anderen Teil, der sich von den 

Idealen seiner Jugend trennte, seien als Beispiele Pavel Kohout, Dominik Tatarka 

oder Adam Michnik genannt), völlig am Rande oder ganz außerhalb des Interesses 

bleibt.  

Das Phänomen der Loyalität ist hier also eng eingegrenzt – wiederum hinsichtlich 

der (groß-)machtpolitischen „Erzwingung“ des kommunistischen Systems oder mensch-

lich natürlich durch das Bedürfnis eines individuellen oder familiären, sozialen oder 

auch in tragischen Fällen physischen „Überlebens“. Die Texte der Schulbücher lassen 

so eine vollkommene Distanz zum vergangenen Regime erkennen, was auch anhand 

der Anordnung der Entwicklung in den sozialistischen Ländern deutlich wird: Kapitel 

über diese sind in die Darstellung entsprechender Themenbereiche in Westeuropa ein-

gereiht. Damit wird ausgedrückt, dass ebenjener Typ der Entwicklung erfolgreicher war. 

                                                                                                                          
28

  DUŃAN KOVÁČ, IVAN KAMENEC, VILIAM KRATOCHVÍL: Slovensko vo 20. storočí. Dejepis pre 

8. ročník základných ńkol [Die Slowakei im 20. Jahrhundert. Geschichte für den 8. Jahrgang 

an Grundschulen], Bratislava 1997, S. 62-63. 
29

  BARTLOVÁ/LETZ (wie Anm. 24), S. 78. 
30

  Ebenda, S. 143. 
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Polen 
 

Als Ausgangspunkt der polnischen Fallstudie wählen wir das Schulbuch „Człowiek i 

historia 4“ [Mensch und Geschichte 4]
31

, da es von allen analysierten Publikationen 

die umfangreichste ist. Der Vergleich der Lehrwerke zeigt, dass die in ihm enthaltene 

Darstellung dieselben Elemente enthält, die wir in kürzerer Form auch anderswo fin-

den. Dort sind sie aber chronologischer geordnet und primär auf die politische Ge-

schichte ausgerichtet.
32

 „Człowiek i historia 4“ ist thematisch strukturiert, also nach 

einzelnen Segmenten des gesellschaftlichen Lebens. Der zeitliche Horizont beginnt 

mit dem Jahr 1815 und dem Prozess der Modernisierung der europäischen Gesell-

schaft. Aus diesem Grund bezieht es auch die Zeit vor der Entstehung sozialistischer 

Ideen in die Interpretation ein.  

Im ersten Kapitel, gekennzeichnet als Einleitung, gewinnt der Schüler grundlegen-

de faktografische Informationen über die politische Entwicklung in der Welt ab dem 

Jahr 1815 und somit auf fünf Seiten auch einen grundlegenden Überblick über die 

wichtigsten politischen Meilensteine der Entwicklung Zentral- und Osteuropas in der 

Nachkriegszeit, das in die sowjetische Einflusssphäre geriet. Diese Passagen interes-

sieren uns selbstverständlich am meisten. Thematisch ist die Darstellung in folgende 

Bereiche aufgeteilt: Mensch und Wirtschaft (Kapitel II), Mensch und Gesellschaft 

(Kapitel III), Mensch und Macht (Kapitel IV), Mensch und Krieg (Kapitel V), 

Mensch und Gott (Kapitel VI) sowie Mensch und Kultur (Kapitel VII). In jedem die-

ser Kapitel ist die Darstellung in drei Teile gegliedert, wobei die polnische Geschichte 

immer einen eigenständigen letzten Abschnitt bildet. Der Text ist also hierarchisch auf-

gebaut: die allgemeine oder europäische Entwicklung, die Entwicklung in den Volks-

demokratien (oder in den sozialistischen Staaten) und die Entwicklung in Polen selbst. 

Angesichts der Kürze des Beitrags lassen wir die im vierten Kapitel dargestellten 

Fakten der Entwicklung der kommunistischen Regime beiseite, ebenso wie die eng 

mit ihr zusammenhängende Erläuterung der militärischen Strukturen (Kapitel V). Ig-

norieren können wir aber nicht die Darstellung des Entstehens der sozialistischen Ide-

en, die wir im Kapitel „Mensch und Gesellschaft“ finden. Dort gibt es einen Bereich 

„Gesellschaftliche Ideologien“. Auf sieben Seiten wird hier eine kurze Erklärung der 

                                                 
31

  JERZY KOCHANOWSKI, PRZEMYSŁAW MATUSIK: Człowiek i historia 4. Czasy nowe i naj-

nowsze (19 i 20 wiek) [Mensch und Geschichte. Neue und neueste Zeit (19. und 20. Jahr-

hundert)], Warszawa 2004. 
32

  Wir müssen auch darauf hinweisen, dass es sich um ein für das polnische Lyzeum be-

stimmtes Schulbuch handelt, also, übertragen auf die Kategorien des tschechischen Schul-

systems, für den Gymnasialunterricht verfasst wurde. Als Gymnasium wird im heutigen 

polnischen Schulwesen die tschechische zweite Stufe der Grundschule oder die untere Stu-

fe des achtjährigen Gymnasiums bezeichnet. Siehe hierzu: Edukacja historyczna i obywa-

telska w szkolnictwie ponadgimnazjalnym [Historische und staatsbürgerliche Bildung im 

übergymnasialen Schulwesen], hrsg. von GRAŻYNA PAŃSKO und JOANNA WOJDON, Poznań 

2003; JERZY MATERNICKI: Polska edukacja historyczna u progu XXI. wieku. Problemy i 

kontrowersje [Die polnische historische Bildung an der Wende des 21. Jahrhunderts. Pro-

bleme und Kontroversen], in: Wiadomośći historyczne 4/2001, S. 220-226. 
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Entwicklung der sozialistischen Idee gegeben, wobei der sich ändernde historische 

zeitliche Kontext berücksichtigt wird. Zuerst erläutern die Autoren das „soziale Ideal 

des frühen Sozialismus“.
33

 Hier wird der Sozialismus als eine Bewegung dargestellt, 

die aus spezifischen Erfahrungen der Menschen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

heraus erwuchs. Mit dem Liberalismus teilte die neu entstandene Bewegung die Ak-

zeptanz des Fortschrittsgedankens, doch übernahm der Sozialismus nicht die Theorie 

eines einfachen „siegreichen Marsches der Freiheit“, weil er gerade in ihr die Ursache 

für soziale Ungleichheit erblickte.  

Den Grund für diese Ungleichheit sahen die ersten Sozialisten (Saint-Simon, Fou-

rier, Owen) im Privateigentum und in der Produktionsteilung. Im Rahmen dieser Be-

wegung konstituierte sich ab den 1840er Jahren eine kommunistische Variante, reprä-

sentiert durch den Marxismus. Nach einer kurzen Darstellung der marxistischen Leh-

re wird diese insgesamt als ausgesprochen antiindividualistisch bewertet. Sie sei zur 

Einführung eines totalitären Systems einfach zu verwenden (oder zu missbrauchen) 

gewesen. Auf der anderen Seite habe sich der Marxismus zu einer inspirierenden Me-

thode der Kritik der sozialen Verhältnisse und zu einer der einflussreichsten Ideen-

strömungen der modernen Zeit entwickelt. Er konnte verschiedenen sozialen und kul-

turellen Bedingungen (Kambodscha, China) angepasst werden und inspirierte auch 

die Studentenbewegung Ende der 1960er Jahre sowie einige Strömungen der feminis-

tischen Bewegung. Der dritte Bereich beschäftigt sich dann mit der sozialdemokrati-

schen Variante des Sozialismus, die aus dem sozialen Fortschritt in der zweiten Hälfte 

des 19. Jahrhunderts heraus entstanden sei und eine gesellschaftliche Reform anstelle 

einer sozialen Revolution angestrebt habe. 

Kommen wir aber nun zur Interpretation der wirtschaftlichen und sozialen Ent-

wicklung, denn diese erweist sich für uns als wesentlicher. Das Kapitel „Mensch und 

Wirtschaft“ umfasst insgesamt 80 Seiten, von denen der sozialistischen Wirtschaft 28 

Seiten vorbehalten sind, dabei alleine der Entwicklung der Ökonomie in Polen 20 Sei-

ten. Eine so große Aufmerksamkeit für dieses Thema ist keinesfalls zufällig. Die Er-

gebnisse des Zweiten Weltkriegs haben auch dem Schulbuch „Ludzie, społeczeństwa, 

cywilizacje“ [Menschen, Gesellschaften, Zivilisationen] zufolge einen starken „Wan-

del in der Zusammensetzung der polnischen Gesellschaft“ bewirkt. Der polnische 

Landadel sei praktisch beseitigt worden, und zwar sowohl infolge deutscher und so-

wjetischer Repressionen als auch infolge der Bodenreform in der Nachkriegszeit.
34

 

Der Holocaust habe die Kleingewerbetreibenden liquidiert, riesige Verluste hätten au-

ßerdem die organisierte Vernichtung der polnischen Intelligenz in den Kriegsjahren 

durch die beiden Besatzungsmächte Deutschland und UdSSR gebracht. Schwach sei 

                                                 
33

  KOCHANOWSKI/MATUSIK (wie Anm. 31), S. 234. 
34

  GRAŻYNA SZELĄGOWSKA: Ludzie – społeczeństwa – cywilizacje. Część 3. Historia XIX i 

XX wieku. Podręcznik dla liceum ogólnokształącego, liceum profilowanego i technikum. 

Kształcenie w zakresie podstawowym [Menschen – Gesellschaften – Zivilisationen. Teil 3. 

Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts. Lehrbuch für das allgemeinbildende Gymnasium, 

die Fachoberschule und das Technikum. Ausbildung im Grundkurs], Warszawa 2003, S. 365. 
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auch die Arbeiterklasse gewesen, während das Bauerntum aufgestiegen sei, wozu 

auch die Bodenreform beigetragen habe.
35

 

Das Aufkommen des Sozialismus war mit einer „Bildungsrevolution“ verbunden
36

: 

Am Ende des Zweiten Weltkriegs lebten auf dem polnischen Territorium etwa 3 Mil-

lionen Analphabeten, die rund 20% der Bevölkerung ausmachten. Ende der 1950er 

Jahre absolvierten dagegen bereits 100% der Kinder eine Grundausbildung, dennoch 

blieb das Land in seiner gesamten Bildungsstruktur rückständig. Dieses ermöglichte 

sowohl die Entstehung einer „neuen Intelligenz“ als auch in Verbindung damit das 

Vordringen der Ideologie in der Schulerziehung. Das Schulbuch „Menschen, Gesell-

schaften, Zivilisationen“ charakterisiert diesen Prozess in der Weise, dass es sich um 

auf einer „primitiv interpretierten marxistischen Ideologie“ beruhende Curricula ge-

handelt habe.
37

 

Als grundlegend für die Interpretation des Sozialismus bewerten polnische Lehr-

werke den sozialen Aspekt. Das Regime habe die Loyalität der Menschen vor allem 

durch soziale Korruption sichergestellt. Wie mit einer „Salami-Methode“ seien demo-

kratische Institutionen und die Möglichkeiten des Widerspruchs gegen die kommunis-

tische Führung eingeschränkt und alle sozialen Schichten mit kleineren tatsächlichen 

oder vermeintlichen „Vorteilen“ und „Errungenschaften“ korrumpiert worden. Dabei 

seien auch Elemente des gemeinsamen historischen Bewusstseins oder generationsbe-

zogener und persönlicher Erfahrungen aus den Jahren der Wirtschaftskrise und des 

Zweiten Weltkriegs genutzt worden. Gerade diese Generationserfahrungen bewerten 

polnische Schulbücher als einen entscheidenden Faktor für die Identifikation mit dem 

neuen Regime oder zumindest für die (anfängliche) Zustimmung zu demselben. 

In „Menschen, Gesellschaften, Zivilisationen“ finden wir auch den Abschnitt „Pol-

nische Gesellschaft 1939-1989“. An seiner zeitlichen Eingrenzung lässt sich klar er-

kennen, dass sich die Entwicklung nach 1945 nicht begreifen lässt ohne die Gescheh-

nisse des Zweiten Weltkriegs, der den Polen unermessliches Leid und große Men-

schenverluste brachte, sowie die nachfolgenden umfassenden Grenzverschiebungen 

und die damit verbundene Bevölkerungsmigration. Dies habe die Einstellungen der 

polnischen Bevölkerung zur kommunistischen Regierung und der von ihr realisierten 

Form des Sozialismus geprägt. 

Dieses Lehrwerk charakterisiert die ersten Nachkriegsjahre zudem als eine Zeit 

des gewaltigen Enthusiasmus vor allem in den Städten. Für viele Bürger hätten sich 

bislang ungeahnte Möglichkeiten eines gesellschaftlichen Aufstiegs eröffnet. Enthu-

siasmus und Optimismus erweckten auch die notwendige Erneuerung des durch den 

Krieg zerstörten Landes. Gerade hier, dies sei hinzugefügt, äußerte sich in deutlicher 

Weise das polnische historische Bewusstsein. Von der Richtigkeit oder zumindest der 

Berechtigung der sozialistischen Ideen waren deswegen in Polen anfangs genügend 

Menschen überzeugt. Fehler des Systems wurden – in Einklang mit der offiziellen 

Ideologie – als „Mängel“ bewertet, die mit der Zeit überwunden würden. Dieser Glau-

                                                 
35

  Ebenda. 
36

  Ebenda, S. 372 f. 
37

  Ebenda, S. 373. 
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be führte übrigens auch zur erneuten Einsetzung Władysław Gomułkas als Chef der 

Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei im Jahre 1956.
38

 

In einem anderen, ebenfalls für Gymnasien bestimmten Schulbuch – „Historia 3“ 

– finden wir eine entsprechende Charakteristik dieser Zeit des Sozialismus, also des 

Stalinismus. Dieser wird dort als „kommunistische Variante des Totalitarismus, die 

das universelle System in der sowjetischen Einflusssphäre darstellen sollte“, verstan-

den.
39

 Mit dieser Ansicht ist auch die Interpretation des gesamten „Realsozialismus“ 

im polnischen Geschichtslehrplan umrissen. Es handelt sich demnach um ein System, 

das Polen wie den anderen volksdemokratischen Ländern von außen aufgezwungen 

wurde. Auf diese Weise kam es zu einem direkten politischen und militärischen Druck, 

einschließlich einer Verlegung der Roten Armee auf das Territorium der Satelliten-

staaten, und zu einem Eingriff in die inneren Angelegenheiten der einzelnen Länder. 

Als einzige Ausnahme wird die Tschechoslowakei angeführt, wo die kommunistische 

Regierung auf friedlichem Wege, also ohne eine offensichtliche sowjetische Interven-

tion, an die Macht gelangte. 

Nichtsdestoweniger wird in dieser Charakterisierung zugleich auch angemerkt, 

dass der Stalinismus nicht in allen Ländern in vollkommen gleicher Weise realisiert 

und nicht einmal in den einzelnen Phasen der kommunistischen Regime in gleichem 

Maße durchgesetzt wurde – bzw. nicht durchgesetzt werden konnte. Als Beispiel wird 

die Tschechoslowakei in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre oder Polen nach 1983 

angeführt. Die Aufhebung des Ausnahmezustandes konnte nicht die vor 1981 herr-

schende Lage wiederherstellen, sondern lediglich den Dialog zwischen Regierung und 

unabhängigen Strukturen, vor allem der Solidarność, über die Perspektiven der „Zu-

kunft des Staates und des Volkes“ erneuern.
40

  

Wollen wir die Darstellung des Widerstands und der Loyalität zum Sozialismus in 

Polen reflektieren, darf das Thema Religion nicht fehlen. Das sechste Kapitel des Lehr-

werks „Człowiek i historia 4“ ist deswegen dem Thema „Mensch und Gott“ vorbehal-

ten. In ihm lesen wir über die Stellung der Gläubigen und der Kirche in „Volkspolen“, 

vor allem natürlich über die katholische Kirche. Der Kampf mit ihr wird als ideolo-

gische und politische „Aufgabe“ der Machthaber akzentuiert. Es war gerade die pol-

nische katholische Kirche, welche die Flagge des Widerstands gegen den Kommu-

nismus hisste. Natürlich wird die Rolle von Papst Johannes Paul II. hervorgehoben, 

ausdrücklich aber auch an Kardinal Wysziński erinnert, mit dessen Namen Aktivitä-

ten der Kirche in der Zeit der 1950er und 1960er Jahre verbunden sind. In diesem Zu-

sammenhang ist darauf hinzuweisen, dass das Gesamtbild der Geschichte in den pol-

nischen Schulbüchern deutlich personifiziert ist: Ein Lehrwerk periodisiert zum Bei-
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  Ebenda, S. 373 f. 
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  BOGUMIŁA BURDA: Historia 3. Historia najnowsza. Zakres podstawowy. Podręcznik dla li-

ceum ogólnokształcącego, liceum profilowanego i technikum [Geschichte 3. Neueste Ge-

schichte. Grundkurs. Lehrbuch für das allgemeinbildende Lyzeum, die Fachoberschule und 

das Technikum], Gdynia 2004, S. 219 f. 
40

  BURDA (wie Anm. 39). 



 360 

spiel die Geschichte der Volksrepublik Polen als die Zeit „Bieruts, Gomułkas, Gie-

reks und Jaruzelskis“.  

Zusammengefasst formuliert erscheint das Bild des Sozialismus und der Bezie-

hung der Polen zu diesem folgendermaßen: Der „Realsozialismus“, d.h. das System 

der kommunistischen Regierungen in den Ländern Mittel- und Osteuropas nach 1945, 

wurde diesen Staaten als politisches System durch den „Export der Revolution“ oder 

einfacher nach der durch die Großmacht UdSSR ermöglichten Niederlage des Natio-

nalsozialismus aufgezwungen. Zugleich existierte aber eine Idee, die aufgrund von 

Generationserfahrungen eine Anziehungskraft besaß und offene oder versteckte Feh-

ler der Doktrin sowie deren undemokratische Elemente und Tendenzen überdeckte. 

Loyalität zu diesem System wurde hervorgerufen durch einen Vergleich mit den Le-

bensbedingungen sowie den kulturellen und politischen Verhältnissen der Vorkriegs-

zeit – und dies, obwohl die wirtschaftliche Entwicklung in der Zeit der Polnischen 

Volksrepublik bei weitem nicht positiv und bei einem Vergleich mit der Entwicklung 

in Westeuropa eindeutig unzureichend war. Letztendlich war es auch ein ökonomi-

scher Bankrott, der zur Niederlage des Kommunismus in Polen (und nicht nur dort) 

führte.  

Dominant bei der Darstellung dieser geschichtlichen Periode ist die Betonung ei-

ner gänzlich fehlenden Identifikation der polnischen Bürger – eigentlich des gesamten 

„sozialistischen Lagers“ – mit den vor allem in politischer Hinsicht aufgezwungenen 

Verhältnissen. Gerade auf diese richten auch die polnischen Schulbücher insgesamt 

ihre zentrale Aufmerksamkeit. Ein Symptom dieser Absicht ist auch die Anordnung 

der Kapitel, in denen an erster Stelle die Entwicklung in Westeuropa und erst an 

zweiter die Entwicklung im „Osten“ präsentiert wird. Dies ruft notwendigerweise die 

Vorstellung eines größeren Erfolgs des westlichen Modells der Gesellschaftsentwick-

lung hervor – was auch der Wahrheit entspricht. 

 

 

Deutschland 
 

Die ehemalige DDR bzw. nach 1990 die neuen Bundesländer wurden ebenfalls mit 

der Notwendigkeit konfrontiert, neue Lehrpläne für Geschichte zu erstellen und neue 

Schulbücher zu schreiben.
41

 Auch hier brauchte es zur Erfüllung dieser Aufgabe eine 

gewisse Zeit. In den ersten Jahren übernahmen diese Länder von daher einige der 

„westdeutschen“ Lehrpläne und -bücher, wobei sie diese auf die eigenen Verhältnisse 

zuschnitten. Erst ab Mitte der 1990er Jahre tauchten neue Curricula und Schulbücher 

auf. Im Unterschied zu anderen postkommunistischen Ländern begann hier nicht die 

Produktion neuer Materialien „auf der grünen Wiese“, sondern wurde das westdeut-

sche Modell des Schulgeschichtsunterrichts und der Sicht auf die Geschichte letztend-

lich übernommen. Was in den ersten Jahren als Vorteil erschien, die Jahre der „Sta-
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  Siehe z.B. HEIKE CHRISTINA MÄTZING: Geschichte im Zeichen des historischen Materialis-

mus. Untersuchungen zum Geschichtsunterricht in der DDR, Hannover 1999. 
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gnation“ (wie sie vor allem bei den östlichen Nachbarn nach 1990 herrschten) über-

brücken zu können, zeigte erst nach längerer Zeit seine negative Wirkung.  

Die Übernahme des westdeutschen historiografischen Modells und der historischen 

Sicht in die Geschichtsschulbücher der neuen Bundesländer begründete ein histori-

sches Normativ in Form einer „success story“ der Bundesrepublik, der in der Mehr-

zahl der Lehrwerke die Entwicklung eines – aus Sicht der Autoren – unbegreiflichen 

„Sonderwegs“ der SED-Diktatur gegenübergestellt wurde.
42

 Der Blick auf die Ge-

schichte der Deutschen Demokratischen Republik und die Bewertung ihrer Bedeu-

tung unterscheidet sich in den Schulbüchern der neuen und der alten Bundesländer 

von daher deutlich. Ein weiteres allgemeines Problem der deutschen Lehrwerke ist 

die Suche nach einer Analogie bzw. ein Vergleich zwischen der nationalsozialisti-

schen und der kommunistischen Diktatur in Deutschland. Leider kommen die Schüler 

aber nicht zu einer allgemeinen Grundlage, die ihnen das Verhältnis zwischen Dikta-

tur und Demokratie näher bringen würde.
43

  

Die deutschen Lehrpläne
44

 peilen einen Lehrstoff an, der sich der Entwicklung 

nach dem Entstehen der beiden deutschen Staaten und dem oben erwähnten Vergleich 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und in der Deutschen Demokratischen Re-

publik widmet. Über den kongruenten Rahmentrend in sächsischen und hessischen Lehr-

plänen, die (inklusive der Schulbücher) zum Zweck dieser komparativen Studie als 

Vertreter der „alten“ und „neuen“ Bundesländer ausgewählt wurden
45

, kann man im 

sächsischen Geschichtsunterricht einen größeren Schwerpunkt auf der Entwicklung 

der Deutschen Demokratischen Republik auch im „Grundkurs“ für das Fach Ge-

schichte feststellen. Für deren Behandlung bleibt im Gegensatz hierzu in Hessen nur 
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Platz im „Leistungskurs“, den aber lediglich die Schüler absolvieren, die eine Abitur-

prüfung im Fach Geschichte ablegen wollen.
46

 

Bei einem genauen Blick in die Schulbücher lässt sich feststellen, dass nur wenige 

Passagen Gründe und Formen von Loyalität in der sozialistischen Gesellschaft thema-

tisieren. Vielmehr handelt es sich um sehr kurze Abschnitte, oftmals lediglich um Er-

wähnungen in einem Satz. Deutsche Schulbücher weisen hier aber einen gewissen 

Vorteil auf, da die Unterrichtsmethode zu einem großen Teil auf der Arbeit mit Quel-

len basiert. Einige wichtige Begriffe werden daher in diesen vermittelt, zum Beispiel 

durch zeitgenössische Briefe, die in den Schulbüchern parallel zum Text präsentiert 

werden.
47

 Die Darstellung und die Ausrichtung auf die bedeutendsten historischen 

Phänomene, die für eine Erklärung der Loyalität in der Gesellschaft in der kommunis-

tischen Zeit hilfreich sein können, werden dabei ungleichmäßig bearbeitet – dies be-

trifft vor allem die Sozial- und Konsumpolitik, das Prinzip des „Gulasch-Sozialis-

mus“, die Loyalität der Kader, die Bodenreform oder das Verhältnis der Gesellschaft 

zu den Kirchen. 

Die Sozial- und Konsumpolitik gehört zu den Themen, die im Gegensatz zur 

Bodenreform in der Mehrzahl der betrachteten Schulbücher erwähnt werden. Nichts-

destoweniger handelt es sich oft lediglich um eine Beschreibung allgemeiner Prob-

leme des Versorgungssystems und um eine Information über qualitative Mängel ost-

deutscher Waren im Vergleich mit dem Westen. Selten wird der tatsächliche Kern des 

Problems beschrieben – eher beschränken sich die Schulbücher auf die Behauptung, 

dass zu bestimmten Waren (westlichen oder qualitativ besseren) nur ein bestimmter 

Teil der Gesellschaft Zugang hatte.  

Offenkundig am deutlichsten wird dieses Thema im thüringischen Lehrbuch „Ge-

schichte und Geschehen“ beschrieben: „Zwar entstammten viele hohe Funktionäre 

der Arbeiterklasse, aber sie isolierten sich mehr und mehr vom ‚einfachen Volk‘ und 

bildeten eine neue Klasse – die der privilegierten Funktionäre. Gegenüber den ande-

ren Bevölkerungsteilen genossen die Arbeiter teilweise Vorteile, beispielsweise bei 

der Zuteilung von Wohnungen und Konsumgütern oder bei der Vergabe von Urlaubs-

plätzen. Dennoch: Im ‚Arbeiter-und-Bauern-Staat‘ regierten nicht die Arbeiter und 

Bauern, sondern eine kleine Elite.“
48

 Die Bedeutung des Gulasch-Sozialismus für die 

Stabilität der sozialistischen Gesellschaften besonders in ihrer Spätphase wird in den 

untersuchten deutschen Schulbüchern ebenfalls nicht konsequent erklärt.  

Einigermaßen unklar bleibt auch die Form der Loyalitätsgewinnung bei Kadern 

und höheren Arbeitern. Einige Schulbücher erwähnen den Ausdruck Kader, arbeiten 

mit ihm aber nur eingeschränkt. Das sächsische Schulbuch Anno 5/6 bringt offenkun-

dig am klarsten näher, wie die Loyalität der Kader funktionierte und auf welche Wei-

se sie das System „ankaufte“: „Stattdessen bildete sich im ‚Arbeiter- und Bauernstaat‘ 

eine neue führende Klasse heraus. Zu ihr zählten die Funktionäre des Staates und der 

                                                 
46

  Vergleiche z.B. die Lehrpläne Geschichte für das Bundesland Sachsen und für das Bun-

desland Hessen (wie Anm. 44). 
47

  Zum Beispiel: Entdecken und Verstehen 9/10 (wie Anm. 45), S. 221. 
48

  BERNLOCHNER u.a. (wie Anm. 45), S. 1008. 



 363 

Partei, der Wirtschaft, Kultur und Massenorganisationen wie FDGB [Freier Deutscher 

Gewerkschaftsbund] und FDJ [Freie Deutsche Jugend], die Offiziere der Armee und 

Polizei sowie die Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit (Stasi). Diese Fach- 

und Führungskräfte, die sogenannten Kader, die etwa 400 000 Personen umfassten, 

waren die eigentlichen Träger der SED-Herrschaft. Sie besaßen eine Reihe von Privi-

legien wie größere Wohnungen, Zugang zu hochwertigen Konsumgütern und luxuriö-

sen Ferienhäusern, überdurchschnittliche Gehälter sowie bessere Karrierechance für 

sich und ihre Kinder. Diese Privilegien machten den Normalbürgern deutlich, dass die 

Verwirklichung des Sozialismus eine reine Ideologie blieb.“
49

  

Die Gefahr sozialer oder beruflicher Repressionen gegen Regimegegner sowie den 

andauernden Druck der Staatsorgane erwähnen die Schulbücher an mehreren Stellen 

und in beiden Ländern. Ein sehr markantes Zitat aus dem Bericht eines Bauern, der 

zur Teilnahme an der Kollektivierung gezwungen wurde, bietet die Berliner Ausgabe 

des Schulbuchs „Verstehen und Entdecken“: „Mein Sohn studierte an der Technischen 

Hochschule (TH) in Dresden und sie [Männer, die ihn andauernd davon überzeugen 

wollten, dass er der LPG beitreten müsse; Anm. der Autoren] äußerten sich dahinge-

hend, dass mein Sohn im Falle einer Weigerung von der TH entlassen würde […].“
50

 

Das sächsische und bei anderen Themen sehr ausführliche Schulbuch erwähnt das 

Thema Kirche nicht, wohingegen das thüringische Lehrwerk „Geschichte und Ge-

schehen“ dem Thema „Kirche im Sozialismus“ ein ganzes Unterkapitel widmet und 

ausführlich den Austritt der ostdeutschen evangelischen Kirche aus dem gesamtdeut-

schen evangelischen Kirchenverband 1969, das Phänomen der „Kirche im Sozialis-

mus“ sowie das Abkommen der evangelischen Kirche mit Generalsekretär Erich Ho-

necker im Jahr 1978 schildert. Dabei wird allerdings nicht der gegen das Regime ge-

richtete Stachel außer Acht gelassen, der in der evangelischen Kirche bewahrt blieb 

und das Überleben und die Unterstützung vieler in Gegnerschaft zur Staatsführung 

stehender Gruppierungen ermöglichte.
51

 

Die Analyse ausgewählter deutscher Schulbücher deutet so zwei grundlegende 

Trends an, wobei der erste spezifisch auf Deutschland, der zweite im Grunde ge-

nommen auch auf die anderen verglichenen Länder zutrifft. Die erste Erkenntnis ist 

die Tatsache, dass sich Schulbücher aus dem westlichen und dem östlichen Teil 

Deutschlands stark unterscheiden – vor allem in Form und Umfang der Darstellung 

der Deutschen Demokratischen Republik. Die neuen Bundesländer, für welche die 

Geschichte der Deutschen Demokratischen Republik bedeutender ist, passen ihren Ge-

schichtsunterricht an und widmen sich vor allem der gesellschaftlichen Entwicklung 

in der DDR genauer – unter anderem auch deswegen, weil viele Unterschiedlichkei-

ten in der Mentalität der gegenwärtigen „Ossis“ und „Wessis“ nur mit Hilfe eines de-

taillierten Blicks auf die politische und gesellschaftliche Geschichte der DDR aufge-

deckt und begründet werden können. Für zukünftige Generationen und die Vollen-

dung der „mentalen Vereinigung Deutschlands“ ist dies allerdings kontraproduktiv, da 
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es gerade in dieser bedeutenden Frage zu schwerwiegenden Differenzen in der Be-

trachtung kommt. Das zweite Ergebnis des Vergleichs ist die Tatsache, dass die Frage 

der Loyalität, also warum die sozialistische Ordnung funktionierte und nach einer lan-

gen Zeit ohne Massenproteste der Bevölkerung überlebte, in den Schulbüchern nicht 

konsequent und ausreichend beantwortet wird – und dies weder im östlichen noch im 

westlichen Teil Deutschlands.  

 

 

Zusammenfassung 
 

Am Ende bleibt nichts anderes übrig, als über die heikelste Frage nachzudenken, wel-

che die Geschichtslehrpläne und Schulbücher aufwerfen: Woher kommt jene „Reser-

viertheit“ gegenüber einem Gesamtverständnis des Sozialismus? Eine erschöpfende Ant-

wort haben wir bislang nicht. Es lassen sich von daher nur einige Zusammenhänge 

nachweisen: Das Problem der Loyalität zum Sozialismus und im Sozialismus ist für 

die Gegenwart eine immer noch allzu lebendige Vergangenheit, die nur mit Scheu an-

gegangen wird. Die Hervorhebung des Widerstands oder der passiven Resistenz ge-

genüber dem kommunistischen System ist nicht nur eine ideologische Figur, sondern 

Ausdruck einer sozial-psychologischen Einstellung in einer Zeit großer sozialer Ver-

änderungen. 

Wir könnten vielleicht auf die Interpretation der Habsburgermonarchie in den tsche-

choslowakischen Geschichtslehrplänen nach 1918 verweisen. Auch damals überwog 

eine negative Sicht. Wir führen dieses Beispiel natürlich in dem vollen Bewusstsein 

einer Unvergleichbarkeit der beiden konkreten historischen Situationen an. Es geht 

nicht so sehr um die beiden Entwicklungen als um einen sozial-psychologischen Re-

flex, der niemals identisch mit dem einzigartigen „objektiven“ historischen Gesche-

hen ist – und auch nicht sein kann. Allerdings wird man nicht ohne eine Thematisie-

rung des Problems der Loyalität auskommen. Wie die Autoren des Projektes eines ge-

meinsamen französisch-deutschen Schulbuchs anmerkten: „Die Geschichte der Volks-

demokratien gehört voll und ganz zu der Europas. Die Untersuchung der großen Etap-

pen ihrer Geschichte, ihrer Gemeinsamkeiten und ihrer Unterschiede ermöglicht das 

Verständnis dessen, was die Bevölkerung Osteuropas […] zwischen dem Kriegsende 

und 1989 erlebt hat.“
52

 Solange wir den Schritt zu einer Erklärung der Loyalität bzw. 

eher der Loyalitäten nicht wagen, werden wir uns auch nicht selber verstehen.
 
 

 

Aus dem Tschechischen von Thomas Oellermann 
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